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Vorwort zur zweiten Auflage. 


Die zweite Auflage der von mir im Jahre 1898 her- 
ausgegebenen kleinen Sammlung von ſächſiſchen Kirchen- 
gejegen erjcheint in etwas erweiterter Jorm. Mährend 
- fich die erjte Auflage auf die evangelijch-Tutherifche Kirchen- 
verfajjung und die VBerhältnijfe der Geijtlichen bejchränkte, 
iſt diesmal eine dritte Abteilung, die Kultusverwaltung 
betreffend, und eine vierte Abteilung, die kirchliche Finanz— 
verwaltung betreffend, hinzugefügt worden. Auch find 
die beiden erjten Abteilungen durch Aufnahme der Vor— 
Ihriften über das kirchliche Nechtsverfahren und über 
die Verhältniſſe der kirchlichen Beamten erweitert worden. 

Die neue Ausgabe will damit eine nach den üblichen 
Syſtemen des Kirchenrechts geordnete Zufammenftellung 
der wichtigjten geltenden kirchengejeglichen Vorſchriften 
für die evangelijch-lutherifche Landeskirche im Königreich 
Sachſen bieten. 

Gleichwohl verfolgt die Ausgabe nur praktijche Zwecke. 
Alle theoretijche Auseinanderjegung ijt vermieden worden. 

Bezüglich der Auswahl muß ich bedauernd bemerken, 
daß drei jehr umfangreiche wichtige Drdnungen, die 
Militärkirchendienftordnung, die Kirchenbuchordnung und 
die Anleitung für Ausführung von Kirchenbauten, der 
Raumerjparnis halber haben wegbleiben müljen. 

Die beigefügten Anmerkungen verſuchen das in der 
Rechtſprechung (Annalen des DOberlandesgerichts, Fiſchers 
Zeitiehrift, Jahrbücher des Oberverwaltungsgerichts) ent— 
baltene, jowie das für die Handhabung der Gejege wich— 
‚tige umfangreihe Material, das in dem Verordnungs— 
blatte des Zandeskonfijtoriums feit 1874 enthalten ift, 
inhaltlich möglichjt vollſtandig, ‚aber in gedrängtejter 
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Form zu geben. Es follen aber nur Hinweije, nicht 
Abdrucke des volljtändigen Materials gegeben werden. 
Das Nachſchlagen des Wortlauts der angezogenen Ber- 
ordnungen und Gntjcheidungen foll und kann nicht 
erijpart werden. 

Für den Gebraud des Buches ijt zu beachten, daß 
die im Jahre 1914 noch geltende VBarochiallaftengejeß- 
gebung nicht mit aufgenommen, jondern der vom 
1. Januar 1915 ab mit dem Kirchenhaushalts- und 
Kirchenfteuergefeg in Kraft tretende NRechtszuftand dar— 
geſtellt ift. 

Nur mit Bedenken bin ich an die Herausgabe des 
Buches herangegangen und nur unter ſehr erjchweren- 
den Umftänden habe ich es fertigitellen können. Be— 
jtimmend war aber für mich der Gedanke, daß, nad 
den vielfach) an mich ergangenen Nachfragen zu ſchließen, 
eine jolhe Zufammenftellung einem wirklichen Bedürf- 
nijje entgegenzukommen jcheint. 

Der allgemeine dringende Wunſch nach einer Neu— 
herausgabe des v. Seydewißjchen Codex des Kirch und 
Schulrechts wird jich nicht jogleich erfüllen lajfen. In— 
zwiſchen hat ſich aber das geſetzgeberiſche Material jo 
gehäuft, daß auch dem der Sache Mäherjtehenden ein 
Überblick über die zerjtreuten Gejege und Verordnungen 
und ein Zurechtfinden recht erjchwert ijt und vorläufig 
wenigitens ein Führer durch die ſächſiſche landeskirch— 
lihe Gejeßgebung willkommen fein dürfte. 

Möge das Buch daher aud in feiner neuen Geſtalt 
ſich nüßlich erweifen und in feiner Art als ein Kleiner 
Dienjt an unferer Landeskirche gewürdigt werden! 


Dresden, den 11. Februar 1914. 
Dr. Böhme, 
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RG. — Beichsgeſetz. 
RGEBl. — Beichsgeſetzblatt. 
RVerſO. = Reichsverſicherungsordnung. 
SächſOLG. — Annalen des Sächſiſchen Oberlandesgerichts. 


Sächſ OVG. — Jahrbücher des Sächſiſchen DOberverwaltungs- 
gerichts. 


StPO. — Strafprozeßordnung. 
VSchulG. — Volksſchuͤlgeſetz. 
VerfU. = Verfaffungsurkunde. 
Verb. — Vereinsgejeb. 
BD. — Verordnung. 
VRPG. — Geje über die VBerwaltungstedtspflege. 
3PO. = Zivilprozeßordnung. 


I. Abteilung. 
Die Verfaſſung der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche und die Birchenbehörden. 


a) Landesherrliches Rirchenregiment. Staat und 
Kirche. 


1. Verfaſſungsurkunde des Königreichs Sachſen vom 
4. September 1831. 
(GS. ©. 241.) 
ujw. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den allgemeinen Rechten und Pflichten der 
Untertanen. 
8 24. ujw. 
5. Rechtsverhältnis in bezug auf den Glauben. 

8 32. Jedem Landeseinwohner wird völlige Gewiljens- 
freiheit! und, in der bisherigen oder der künftig gejeß- 
lich fejtzufegenden Maße, Schuß in der Gottesverehrung 
feines Glaubens gewährt. 

[Baffung des ©. vom 3. Dez. 1868, GVBBl. 1868 II, 1365.] 
8 33. Der Genuß der bürgerlichen und jtaatsbürger- 
lichen Rechte ijt naohangtg von dem religiöjfen Glau— 
bensbekenntnijfe.? 

Den bürgerlichen und jtaatsbürgerlichen Pflichten darf 
das religiöjfe Bekenntnis keinen Abbruch tun. 

8 34. uw. 


Böhme, Kirhengefege. 2. Aufl. 1 
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Vierter Abſchnitt. 
Bon dem Staatsdienite, 


1. Minifterialdepartements, Gefamtminifterium, Staatsrat. 

8 41. Es beitehen die Minifterialdepartements der 
Juſtiz, der Finanzen, des Innern, des Kriegs, des Kultus 
und der auswärtigen Angelegenheiten, deren Vorſtände 
den Ständen verantwortlich ſind. 

Dieje Vorjtände bilden das Gejamtminijterium, als 
die oberjte kollegiale Staatsbehörde. 

Auf den Vorſtand des Minifterii des Kultus, welcher 
jtets der evangelifchen Konfejjion zugetan fein muß, in 
Gemeinſchaft mit wenigftens zwei andern Mitgliedern 
des Gejamtminijterii derjelben Konfejjion, geht der bis- 
herige Auftrag in Evangelicis über? Zu feinem Wir- 
kungskreije gehören die 8 57 bezeichneten Angelegen- 
heiten aller Ronfefjionen. 

Es kann ein Staatsrat gebildet werden, zu welchem, 
außer den Vorſtänden des Minifterialdepartements, Die- 
jenigen Perſonen gezogen werden, welche der König ge- 
eignet findet. 

8 42, ujw. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von den Kirchen, Unterrichtsanſtalten und milden 
Stiftungen. 


1. Offentliche Religionsübung. 

8 56. Nur den im Königreiche aufgenommenen? oder 
künftig, mittels bejondern Gejeges, aufzunehmenden 
chriſtlichen Konfeſſionen jteht die freie öffentliche Neligions- 
übung zu. 

Es dürfen weder neue Klöfter errichtet, noch Jeſuiten, 
oder irgend ein anderer geijtlicher Drden, jemals im 
Lande aufgenommen werden. 


2. Rechte des Königs Über die Kirchen. 
8 57, Der König übt die Staatsgewalt über die Kirchen 
(jus circa sacra), die Aufficht und das Schußrecht über 
diefelben nach den diesfalljigen gejeglichen Beltimmungen 
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aus, und es jind daher namentlich auch die geijtlichen 
Behörden aller Ronfejjionen der Dberauflicht des Mlini- 
jteriums des Kultus untergeordnet. 

Die Anordnungen im betreff der innern kirdlichen 
Angelegenheiten bleiben der bejonderen Kirchenverfajjung 
einer jeden Konfejjion überlajjen.®° Insbejondere wird 
die landesherrliche Kirchengewalt (jus episcopale) über 
die evangeliihen Glaubensgenojjen, jo lange der König 
einer andern Konfejjion zugetan ijt, von der $ 41 be- 
zeichneten Minijterialbehörde ferner in der zeitherigen 
Maße ausgeübt.” 


3. Beihwerden über Mißbraud der kirchlichen Gewalt. 

8 58. Beichwerden über Mißbrauch der kirchlichen 
Gewalt können aud bis zu der oberjten weltlichen Staats- 
behörde gebracht werden. 


4. Rechtsverhältnis der Diener der Kirchen. 
859 Die Kirchen und Schulen und deren Diener 
jind in ihren bürgerlichen Beziehungen und Handlungen 
den Gejegen des Staats unterworfen. 

5. Stiftungen. 

8 60. Ale Stiftungen ohne Ausnahme, jie mögen 
für den Kultus, den Unterricht, oder die MWohltätigkeit 
bejtimmt fein, jtehen unter dem bejondern Schuße des 
Staats, und das Vermögen oder Einkommen derjelben 
darf unter keinem Vorwande zum Staatsvermögen ein- 
gezogen, oder für andere, als die jtiftungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. Nur in dem Falle, wo der ftiftungs- 
mäßige Zweck nicht mehr zu erreichen jteht, darf eine 
Verwendung zu andern, ähnlichen Zwecken, mit Zu— 
ſtimmung der Beteiligten und, injofern allgemeine Landes— 
anjtalten in Betracht kommen, mit Bewilligung der 
Stände erfolgen.® ujw. 


Siebenter Abjchnitt. 
Bon den Ständen, 
3: Drganifation der Ständeverfammlung. 


8 61. uſw. 
4* 
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2. Grite Kammer. Mitglieder derfelben. 
8 63. Zu der erjten Kammer gehören folgende Mit— 
glieder: 
1. ujw. 
2. das Hochſtift Meißen, durch einen Deputierten feines 
Mittels; ? 

3. ujw. 

5. ein Abgeordneter der AUniverjität Leipzig, welcher 
von felbiger aus dem Mittel ihrer ordentlichen Pro— 
fejjoren gewählt wird; ujw. 

. der evangeliiche Dberhofprediger; 

. der Dekan des Domitifts St. Petri zu Budiſſin, 
zugleich in feiner Eigenjchaft als höherer Katholi- 
jeher Geijtlicher, und im alle der Behinderung 
oder der Erledigung der Stelle, einer der drei Ka- 
pitularen des Gtifts; 

10. der Superintendent zu Leipzig; 

11. ein Abgeordneter des Kollegiatitifts zu Wurzen, aus 

dem Mittel des Kapitels.” ujw. 


“00 


Achter Abfchnitt. 
Gewähr der Verfaſſung. 
8 138 ujw. 


2. Eid auf die Verfafjung. 

8 139. Der Untertaneneid und der Eid der Zivil- 
ftaatsdiener und der Geiftlihen aller chriftlihen Kon- 
fejlionen it, nächjt dem Verſprechen der Treue und des 
Gehorfams gegen den König und die Gejeße des Lan- 
des, auch auf die Beobachtung der Landesverfajjung zu 
richten. uſw. 

Indem Mir die vorjtehenden Beitimmungen für das 
Staatsgrundgefeß Unſeres Königreichs hiermit erklären, 
erteilen Wir zugleich, bei Unſerm Fürſtlichen Worte, die 
Verfiherung, dag Wir nicht nur die darin enthaltenen 
Zufagen jelbjt genau erfüllen, jondern auch dieſe Ver— 
faſſung gegen alle Eingriffe und Verlegungen kräftigſt 
Ihüßen wollen. 
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Zu deſſen Urkund haben Wir gegenwärtiges Staats- 
grundgejeg eigenhändig unterjchrieben und mit Unjerm 
Königlichen Siegel verjehen lajjen. 

So gejchehen und gegeben zu Dresden, am vierten 
September, im Jahre nad) Chrifti, Unjers Erlöfers und 
Seligmaders Geburt, Ein Taufend Acht Hundert und 
Ein und Dreißig. 


1. Durch) Verkündung der Gewiſſensfreiheit in $ 32 find 
zwar den DVerwaltungsbehörden, aber nicht der Gejeßgebung 
verfaljungsmäßige Schranken gezogen. Verfaſſungsmäßig zu- 
jtande gekommene Gejeße können nicht unter der Begründung 
angefochten werden, daß ihr Inhalt dem Prinzip der Ge— 
wiljensfreiheit widerſpreche (SächſOVG. 20, 151 ff.) 

2. Bundesgejeg vom 3. Juli 1869 (BGBL. ©. 292): Alle 

noch bejtehenden, aus der Verfchiedenheit des religiöfen Be— 
kenntniljes bergeleiteten Befchränkungen der bürgerlichen und 
ftaatsbürgerlihen Nechte werden hierdurch aufgehoben. Ins— 
bejondere joll die Befähigung zur Teilnahme an der Gemeinde: 
und Landesvertretung und zur Bekleidung öffentlicher Amter 
vom religiöfen Bekenntnijje unabhängig fein. 
. 3 Durch die Beitimmungen in 88 AL, 3 u. 57, 5 ilt der Grund- 
jaß des landesherrlichen Kirchenregiments als Verfaſſungs— 
prinzip der ev.-luth. Kirche in Sachen auch ftaatsgejeglich an- 
erkannt. Die in Evangelieis beauftragten Staatsminijter er- 
ſcheinen als gejegliche Vertreter des Königs in der Ausübung 
des landesherrlihen Kirchenregiments. 

a) Zujammenfegung. Die verfajjungsmäßige Zahl (minde- 
tens drei einjchließlich des Rultusminijters) ijt durch BD. vom 
7. Nov. 1831 8 AE auf ſämtliche Mitglieder des Gejamtmini- 
jteriums erhöht, jeit dem Jahre 1840 aber ohne weitere öffent- 
lihe Bekanntmachung auf die vier Staatsminijter der Juſtiz, 
der Sinanzen, des Innern und des Kultus befehränkt worden 
(0. Weber, AR, 2. Aufl, 1, 280). Diefelben müſſen dem ev.- 
luth. Bekenntnis angehören. Neligionseid: BD. des Rultllin. 
vom 18. Mai 1862 (GVBL. ©. 275, Formular A). 

b) Zujtändigkeit. Den in Evangelicis beauftragten Staats- 
minijtern jteht die Führung des Kirchenregiments in der höch— 
ten Inſtanz zu (Motive zum RG. vom 15. April 1873, Sy— 
nodalakten 1871 Bd. 1 ©. 28). Sie find die Träger der gejeß- 
gebenden Gewalt in der Kirche und als folde nur an die 
Zuſtimmung der Landesfynode gebunden (KVuſSO. 8 4). 
Sie haben das Recht der Anitellung der oberjten Kirchen- 
beamten (Präfident und Mitglieder des LKonſ., der -Su- 
perintendenten und der Hofgeijtlichkeit, RG. vom 15. April 
1873 88 2, 5,9), ernennen die vom Kirchenregiment zu berufen- 
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den Synodalmitglieder GKVuSO. 8 34 Nr. 4). Sie haben die 
leßte Entichliegung bei Befhwerden über das LXonf. in allen 
reinen DVerwaltungs- und in Difziplinarfahen (RG. vom 
15. April 1873 87 Schluß). Ausdrücklich bezeichnete Nefervat- 
rechte find in $ 7 des KO. vom 15. April 1873 unter a—h 
hervorgehoben. Die im Negul. vom 12. Nov. 1837 (GVBBl. 
©. 103) geordnete Zuftändigkeit ift damit in der Hauptſache 
aufrechterhalten. Insbejondere ijt noch geblieben die Mitent- 
ihliegung zu Punkt e und k dieſes NRegulativs (Veränderungen 
in der Verfaſſung der Univerfität und der beiden Landes- 
ihulen und Angelegenheiten des Hodjtifts Meißen und des 
Rollegiatitifts Wurzen, Cod. ©. 208 Note 8). Wal. im übrigen 
wegen der „zeitherigen Maße“ in $ 57 Schluß die Neben- 
un vom 21. Dez. 1697 (LTAkt. 1837, Ber. IR. Bd. 2 
177). 


4, Die ev.-luth. Landeskirche des Kar. Sadjen iſt abge- 
grenzt: 

a) Räumlich mit den Grenzen des Königreichs. Ausnahmen 
bilden Enklaven und Grenzorte der Nachbarjtaaten. Megen 
der rechtlichen Behandlung der legteren vgl. die Staatsver- 
träge mit Preußen vom 27. Juli 1817 (GS. 1819, 348), Haupt- 
konvention vom 28. Aug. 1819 (GS. ©. 237), Friedensvertrag 
vom 21. Dkt. 1866 (GVBL. ©. 211ff.; Cod. ©. 108, 115, 117, 
121 ff., 355), mit ©.-Ultenburg Rezeß vom 30. Okt. 1850 (GVBL. 
©. 280; Cod. ©. 304 ff.), mit Neuß Rezeß vom 10. Mai 1860 
(GVBL. 181; Cod. ©. 324). Keine Abweihung vom Prinzip der 
Landeskirche bildet die Beteiligung des füchl: Kirchenregiments 
an der Gifenader Konferenz und dem Deutihen Ev. Kirchen— 
ausichuffe (Bek. vom 24. Nov. 1903, KonſBl. ©. 96, und vom 
29. Juli 1908, KonſBl. S. 53), deren Beſchlüſſe Reine ohne weiteres 
rechtlich bindende Kraft für das Kirchenregiment haben. 
Ebenſowenig der Anſchluß ausländifher cchileniſcher, ojtafri- 
kanijcher) ev. Gemeinden an die fühl. Landeskirhe. Wegen 
der letteren vgl. RG. vom 12. März 1908 (GVBL. ©. 22 ff.) 
und Gtaatsgejeg vom 13. März 1908 (GVBL. ©. 27). 

b) Berfonell mit den Angehörigen des en.-lIuth. Bekennt- 
niffes. Als zum Augsburgifchen Bekenntnis gehörig und des- 
halb im Genuß freier öffentlicher Neligionsübung ſtehend, find 
auch die Herrnhuter Brüdergemeinden anzufehen (Allerh. Wer- 
jiherungsdekret vom 20. Sept. 1749, Cod. ©. 154 Note 21). 
Die Gemeinden der feparierten Lutheraner find dagegen als 
diffidentifhe Neligionsgefellfchaften nad) $ 21 des ©. vom 
20. Juni 1870 organifiert (Cod. ©. 429 Note 17). 

5. Damit find die Grenzen der kirhlihen Autonomie fejt- 
gelegt. Der Begriff ver inneren Angelegenheit iſt freilich ſehr 
unbejtimmt (vgl. SächſOoVG. 3, 68). Als nur innerkirch- 
lihe Angelegenheiten laſſen fich nicht anjehen: ſolche, bei denen 
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der Staat finanziell belajtet wird (3.8. die Penſionen der 
Öeijtlichen, ©. vom 3. Mai 1892, GVBBl. ©. 132), oder An- 
gelegenheiten interkonfejjioneller Natur (3. B. ©. über die 
Miſchehen vom 1. Nov. 1836, GVBL. ©. 299) oder foldhe, für 
die ein Staatsgejeß von der Verfafjung verlangt wird (z. 3. 
Steuern: Verfll. 8 37; KStG. vom 11. Juli 1913; Aufhebung 
älterer Staatsgeſetze: VerfU. 8 86). Über die Stellung der 
Ständeverfammlung zu ev.-luth. Kirchengefeßgebung val. Dr. 
Mäntig in FiſchersZ3. 41, 101 ff., über Kirchenhoheit und Kirchen 
gewalt Lotichius in Filchers. 22, 20. 

6. Vol. die Ar. 2 abgedruckte VD. vom 7. Nov.1831. Die 
Vorſchrift in 8 60 fteht einer durch Geſetz begründeten Beſteue— 
rung des Stiftungseinkommens nicht entgegen (Nechtsgrund- 
füge des OVG. 3, 1078). 

7. Über die Zufammenfegung der Domkapitel des Hochitifts 
Meißen und des KRollegiatjtifts Wurzen val. Bek. vom 12. Jan. 
1909, GBBl. ©. 59). 


2. Verordnung, die Einrichtung der Minifterial- 
‚, Departements und die darauf Bezug habenden provi— 
ſoriſchen Vorkehrungen betreffend; vom 7. November 
1831. 

(66. ©. 323.) 

Mir Anton, von Gottes Gnaden, König von Sadjen 

ujw. ujw. 

4. Mas den Geichäftskreis diefer Minifterialdeparte- 
ments betrifft, jo hat ein jedes für den ihm zukommen- 
den DBerwaltungszweig 

1. die in denjelben einjchlagenden Gejege vorzubereiten, ! 
2. die zur Ausführung und Handhabung der Gejeße 

erforderlichen VBerwaltungsmaßregeln zu treffen und 
nötigen Verordnungen zu erlajjen, 

3. die Dberaufjicht über die Verwaltung und die hierzu 
bejtellten Diener zu führen und die Dilziplin zu 
handhaben, ? 

4. die zu feinem Zweige gehörigen Stellen zu bejegen? 

N oder die erforderlichen Befähigungen zu erteilen, 

5. die diesfalljigen Prüfungen entweder jelbjt zu ver: 
anjtalten oder zu leiten,* und 

6. für die Bewahrung der Landeshoheitsrechte Sorge 
zu tragen. 
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Injofern hierbei mehrere Minijterialdepartements be- 
teiligt find, tritt eine Vernehmung zwijchen ihnen, oder 
der Vortrag im Gejamt-Ministerio ein. 

A. Zum SQuftiz-Ministerio insbejondere uſw. 

E. Zum Gejchäftskreife des Ministerii des Kultus 
und öffentlichen Unterrichts gehören: 

I. alle im 8 57 der Berfajjungsurkunde begriffene 

Angelegenheiten ſämtlicher Ronfefjionen,? 

U. die Wahrnehmung der nach 8 60 der Verfaljungs- 
urkunde dem Staate zujtehenden Gerechtjame über 
alle Stiftungen ohne Ausnahme, injofern fie nicht 
die Verforgung der Armen und Kranken zum Zweck 
haben, und daher von dem Minijterium des Innern 
zu beauflichtigen find, oder nad) den Yundations- 
urkunden die Aufficht andern Behörden zuſtehet,“ 

II. alle Etats der Kirchen? und Schulen, 

IV. die Aufjicht über das Anterrichtswejen und dem- 
nach die Beauffichtigung aller Erziehungs: und Bil- 
dungsanjtalten und in dieſer Hinfiht auch bei 
denen, welche in anderer Beziehung zum Reſſort 
anderer Minifterialdepartements gewiejen find, 

V. [die Bejtätigung der Vereine zu wilfenjchaftlichen 
Zwecen,] und 

VI. [porerft noch die Zenfurangelegenheiten.] 

In Beziehung ufw. 

Hiernächſt ſoll uſw 

Der bisher in Evangelicis den evangelijchen wirk— 
lihen Geheimen Näten erteilte Auftrag geht auf Die, 
8 41 der DBerfafjungsurkunde bezeichnete Minijterial- 
behörde über, indem Wir folchen dermalen auf alle Mit- 
glieder Unjers Gejamt-Ministerii hiermit übertragen.® 

F. ujw. 


So geſchehen zu Dresden, am 7. November 1831. 


1. Seitdem der ev.- -Luth. Landeskirche die eigne Gejeßgebung 
zur Ordnung ihrer Angelegenheiten überlaffen worden iſt GGVu— 
SD. $ 41; RG. vom 15. April 1873 8 7c) ijt beim Kult- 
Min. nur die Vorbereitung der jtaatlichen Gefeßgebung in 
bezug auf die Kirchen geblieben. 
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Für die en.-luth. Kirche vgl. KG. vom 15. April 1873 
8 5 "air. 15 u. 16; — vom 30. Juli 1891. 

3. DVol. hierzu AG. vom 15. April 1873 88 2 u. 5. Hinficht: 
lich der Beſetzung der geijtlichen Stellen f. unten die Ar. 24 ff. 
abgedruckten Gejege und Verordnungen. 

4. Über die theologifhen Prüfungen f. Vorbemerkungen 
u Abſchnitt Ha. Vgl. im übrigen AG. vom 15. April 1873 
R 5 Ziff. 8. 

5. Bezüglich der Staatsauffiht Über die ev.-luth. Kirche 
vgl. BublG. vom 16. Upril 1873 88 II—VU 


6. Val. 8 80 ff. BEB.; KG. vom 15. April 1873 85 Ziff. 24; 
PublG. vom 16. April 1873 8 VII und unten Wr. 68. 

Die Genehmigung einer Stiftung, die Umwandlung des 
Zwecks einer Stiftung ſowie die Aufhebung einer Stiftung 
ſtehen demjenigen Minifterium zu, das die Aufjicht über Die 
Stiftung führt. Die Aufficht führt, foweit fih nit aus der VO. 
vom 7. Nov. 1831 EU etwas anderes ergibt, das AultMin. 
Erliigt eine Stiftung und iſt über deren Vermögen in der Ver— 
fafjung nichts bejtimmt, fo jteht Die Entſcheidung darüber, wie 
das Bermögen in einer dem Zwecke der Gtiftung entiprecden- 
den Weiſe zu verwenden ſei, dem vorbezeicdyneten Minifterium 
zu (Ausf VO. zum BGB. vom 6. Juli 1899, GVBL. ©. 203, 8 7). 
Megen Umwandlung des Zwecks geiftliher Stiftungen f. AO. 
vom 15. April 1873 8 7e. 

Die Verfajjung einer Stiftung wird, foweit fie nicht durch 
das Stiftungsgeſchäft bejtimmt worden ift, von der Behörde 
geregelt, der die Genehmigung der Stiftung zufteht. Die Be— 
hörde Kann die von ihr getroffenen Beftimmungen ändern ſo— 
wie neue ergänzende Beitimmungen treffen unbeihadet Der 
inzwilhen begründeten Rechte Dritter (AUG. zum BGB. vom 
18. Juni 189%, 6GVBL. ©. 191, 88 1 u. 53). 

Auch Rirhlihe Stiftungen bedürfen zur Erlangung der juri- 
fiihen Berjönlihkeit der Genehmigung des Kult in (Bubl®. 
nom 16. April 1873 $ VII). Die Auffihtsführung über Stif- 
tungen jteht zu a) über alle landeskirchlichen Stiftungen dem 
Eon]. und der SKirdyeninfpektion, b) über alle Schulftif- 


FF ümgen dem Kultlin. und der Bezirksihulinipektion, ec) Über 


alle anderen Stiftungen (ausihließlid der Armen- und Zranken- 
) den politiigen Behörden (Amtshauptmannidaften 


Hiftungen 
und Stadträten RevstDd.) erſter und zweiter Inſtanz (Areis- 


hauptmannihaiten) jowie dem Kult in (Zomm. des Aut Min. 
nom 31. März 1875; Rekomm. des Min. d. J. vom 18. Mai 


N 1875, Cod. ©. 481 Hote 18). 
7% Über den Staaishaushalt für die ev.-Auth. Kirche ſ. unten 


zu Abidmitt IVa. 
Ya Bol. oben S. 5 Note 3. 
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3. Urkunde, die durch Anwendung der Verfafjung 
des Königreichs Sachſen auf die Oberlaufig bedingte 
Modifikation der Partikularverfaffung dieſer Pro- 
vinz betreffend; vom 17. November 1834. 
(66. ©. 482.) 

Mir, Anton, von Gottes Gnaden, König von Sachſen ujw. 
Kol. Zufage in bezug auf die Neligions- und kirchliche Ver— 
faſſung. 

8 3. Der Oberlauſitz wird hiermit zugejagt, daß in 
ihrer NReligions- und kirchlichen Verfaſſung, welche durch 
den Traditionsrezeß vom 30. Mai 1635 und den Tradi- 
tionsabjchied vom 24. April 1636 vertragsmäßig feit- 
jteht, ohne vorheriges ausdrücklich erklärtes Einverjtänd- 
nis der Oberlauſitzer Provinzialſtände nichts geändert 
werden folle.! Auch bewendet es bei der, in Hinjicht 
der Domftifts- und Klojterbeamten zeither bejtandenen 
Einrichtung uw. 

Zentralbehörden. 

8 9, Die Zentralbehörden des Königreihs find den 
alten Erblanden und der Oberlaufig gemeinſchaftlich. 

Die Departementsminifterien und das Gejamtmini- 
jterium treten daher zu den Behörden in der Dberlaufig in 
dasjelbe Verhältnis, wie zu denen in den alten Erblanden. 

Namentlich tritt auch das Minifterrum des Aultus zu 
den geijtlihen Behörden der Dberlaujig in das 8 57 
der Derfaljungsurkunde angegebene Verhältnis. 

Unter den daſelbſt erwähnten gejeßlichen Bejtimmungen, 
nach welchen der König die Staatsgewalt über die Kirchen 
(jus eirca sacra), jowie die Aufjicht und das Schutzrecht 
über diejelben auszuüben hat, ijt für die DOberlaufig der 
Traditionsrezeß vom 30. Mai 1635 und der Traditions- 
abjchied vom 24. April 1636 mit begriffen.! 

Der 8 58 der Berfafjungsurkunde findet in beiden 
Zandesteilen gleiche Anwendung. ujw. 


Sonfijtorialverhältniffe bei den Evangeliſchen. 
8 11. Die Konfiftorialgejchäite bei den evangeliſchen 
Glaubensgenofjen in der Oberlaufig werden ferner, wie 
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bisher, von der dajigen Negierungs[und Quftiz]behörde 
bejorgt werden.? 

Erjterer wird zu dem Ende ftets ein evangelijcher 
Geijtliher als Kirchen[und Cchullrat beigegeben fein.’ 

Die Konfijtorialgerechtfame und geijtliche Gerichtsbar- 
keit der Stadträte und einiger DVafallen in der Ober: 
laujiß bleiben in ihrem bisherigen Umfange und ver- 
fallungsmäßigen Verhältniſſe zu der Negierungsbehörde 
auch ferner in Wirkjamkeit, folange nicht nach $ 3 mit 
Einverjtändnis der Provinzialftände eine Anderung ge- 
troffen jein wird. ujw. 


Ständifhe Stiftungen. 

8 48. Ebenſo bejtehen die zeither unter der Verwal- 
tung oder Aufjicht der Stände des Landkreifes und der 
Stadträte gejtandenen Stiftungen aller Art in der bis- 
berigen Maße und Verwaltungsweije fort. 

Insbejondere bewendet es rücdjichtli des Fräulein— 
jtifts zu Joachimftein ferner bei den Statuten und den- 


r jenigen Bejtimmungen, welche in der zwiſchen Sachſen 


und Preußen unterm 2. Juni 1828 gejchlojfenen Kon— 
vention in Beziehung auf die Konkurrenz der Stände 
getroffen worden jind. ujw. 

So gejchehen und gegeben ufw. zu Dresden am 17. No— 
vember 1834. 


1. ©. den Traditionsrezeß vom 30. Mai 1635 im Dberl. Koll. 
W. T. II. ©. 1408 und im 0. A. T. II. ©. 181 und den Zraditions- 
abſchied vom 24. April 1636 im C. A. T. II. ©. 187. — Nach 
dem erjteren iſt insbejondere zugefihert worden: in Religions- 
laden, was die Katholifhe Neligion und die Augsburgifche 
ungeänderte Konfellion betrifft, Reine Neuerung vornehmen, 
fondern die den beiderfeitigen Neligionen zugetanen geiftliden 
und weltlihen Stände und Untertanen bei ihrer Neligion, 
deren freien Übungen, Rirchengebräuden, Zeremonien, Nedten, 
' Hab und Gütern, Privilegien und Freiheiten zu [hüten (Cod. 
©. 181 Note 3). 

2. Bol. die unter Ar. 6 abgedrudte BD. vom 12. Sept. 1874. 


3. Die Ernennung desjelben feige dur die in Evangelicis 


beauftragten Staatsminifter (Cod. ©. 209 Note 15). 
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b. Konjiltorialverfajjung. 


4. Kirchengeſetz, die Grrichtung eines evangelifch- 
lutheriſchen Landeskonfiftoriums betreffend; vom 
15. April 1873. 

(GVBL. ©. 376.) 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter haben 
bejchlojjen und verordnen hierdurd mit Zuftimmung der 
evangelijch-lutheriichen Landesſynode, wie folgt: 


8 1. Zur Führung des ‚Kirchenregiments! wird in 
Dresden ein Landeskonjijtorium eingejegt, welchem, unter 
der Dberaufjicht der mit der landesherrlichen Kirchen- 
gewalt betrauten in Evangelicis beauftragten Gtaats- 
minijter, die Mahrung der Rechte und nterefjen der 
evangelijch-lutherijchen Kirche, Towie die Leitung und 
Verwaltung aller ihrer Angelegenheiten obliegt. 


8 2. Dasjelbe foll unter dem Vorſitze eines rechts- 
gelehrten PBräfidenten aus einer gleichen Zahl weltlicher 
rechtsgelehrter und geijtliher Räte bejtehen. Außerdem 
ijt der jedesmalige Dberhofprediger Mitglied des Kolle- 
giums mit dem Vorrange vor den anderen Näten. Alle 
Mitglieder des Yandeskonfijtoriums werden von den in 
Evangelieis beauftragten Staatsminiitern angeftellt. 

Zur Unterjtügung des Landeskonjijtoriums, namentlich) 
bei den von ihm abzuhaltenden Prüfungen werden 
außerordentliche theologijche Beilißer, und zu Bildung 
einer Nekursinitanz in reinen DVerwaltungsjadhen und 
Dilziplinarfahen ($ 5 Wr. 18) wird eine Anzahl welt- 
licher und geiftlicher außerordentlicher Beiliger von den 
in Evangelieis beauftragten Staatsminijtern ernannt, 
welhe von dem Wräfidenten des Landeskonjijtoriums 
eintretendenfalls zu berufen find. 


8 3, Die Mitglieder des Landeskonfiltoriums haben 
die übliche kirchliche Verpflichtung zu leijten;? die ordent- 
fihen Mitglieder, ingleichen die bei der Kanzlei des- 
jelben angeitellten Beamten haben die Rechte und Pflichten 
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der Staatsdiener und es leidet auf jie das Gejeg vom 
7. März 1835, die Verhältnijje der Zivilftaatsdiener be- 
treffend, jowie das Geſetz vom 24. April 1851, die Ub- 
änderung einiger Bejtimmungen ujw. betreffend, An— 
wendung. 


8 4. Alle Gejichäfte und Befugniſſe des evangelijch- 
lutherijchen Kirchenregiments, welche bisher dem Mini- 
jterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts zuge- 
jtanden, gehen auf das Landeskonjijtorium über. 

Die Leitung des gejamten Schulwejens verbleibt zwar 
dem vorgenannten Mlinijterium; es hat aber das Landes— 
konjijtorium die Aufjicht über den Neligionsunterricht 
und die jittlich-religiöfe Erziehung zu führen.’ 

Glaubt das Landeskonſiſtorium fich bei einer Ent— 
ihliegung des Miniſteriums des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts nicht beruhigen zu können, jo jteht ihm die Be- 
tufung an die in Evangelicis beauftragten Staats— 
minijter zu. 

Das zeitherige evangelijhe Landeskonſiſtorium wird 
aufgelöjt und tritt mit der Einjegung des neuen Landes- 
konjijtoriums außer Wirkjamkeit. Ebenſo erledigt jich 
die Stellung der Kreisdirektionen zu Dresden, Leipzig 
und Zwickau als Konjijtorialbehörden. 


8 5, Der Geſchäftskreis des Landeskonfiftoriums um- 

faßt insbejondere: 

1. die Aufrechterhaltung der Kirchenverfafjung und 
der kicchlichen Ordnungen; die Sorge für die Fort— 
bildung derjelben. 

Es hat daher kirchliche Gejege und andere Vor— 
lagen an die Landesſynode vorzubereiten und bei den 
in Evangelicis beauftragten Staatsminijtern alles 
weiter Erforderliche in diejer Hinficht zu beantragen. 

An ſich zuläflige Dispenjationen von Rirchlichen 
Gejegen, insbejondere alle Nadhjjichtserteilungen an 
evangelijch-Iutherifche Glaubensgenofjen in Ehe— 
jachen,* jind beim Zandeskonjijtorium nachzuſuchen 
und von demjelben, beziehentlicy nad) erlangter Zu— 
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jtimmung der in Evangelicis beauftragten Gtaats- 
minijter zu erteilen; 


. die DVeranftaltungen wegen der von den in Evan- 


gelieis beauftragten Staatsminijtern zu berufenden 
Landesſynode und die Abänderung der Wahlbezirke; 


. die obere Aufjicht, Beihlußfajlung und Entjchei- 


dung über Form und eier des Gottesdienjtes und 
die geiltlihden und kirchlichen Amtsverrichtungen, 
joweit nötig durch Anftellung bejonderer und all- 
gemeiner Kirchenpijitationen (vgl. jedoch 88 24 und 41 
der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung und 
8 7flg. dieſes Geſetzes); 


. die Überwachung des evangeliſch-lutheriſchen Re— 


ligionsunterrichts, ſowie der jittlich-religiöfen Er- 
ziehung rückſichtlich der Konfejjionsangehörigen der 
evangelifch-lutherifchen Kirche in jämtlichen Unter- 
richtsanftalten des Landes. 

Zu den in den evangelifch-lutherifchen Lehrer- 
und Lehrerinnenjeminaren zu veranjtaltenden Ab— 
gangs= (Randidaten-) und MWahlfähigkeitsprüfungen 
wird das Minifterium des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts einen Rommijjar des Landeskonjiltoriums 
auziehen; 


. die obere Aufjicht über die Kirchenvorjtände; 
. die Anordnung von allgemeinen Felt: oder Buß— 


tagen? (vgl. 8 7b) und die Beitimmung jowohl der 
Texte für die an folhen Tagen zu Haltenden Pre— 
digten, als der am Altare zu verlejenden Bibelab- 
ſchnitte; 


. die Abſchaffung in Gebrauch ſtehender und die 


Einführung neuer Agenden, Gejangbücder, Katechis- 
men ujw. (vgl. 8 7c diejes Gejeßes und 8 24 der 
Kirhenvorjtands- und Synodalordnung); 


. die Sorge für die Bildung tüchtiger Oeijtlicher. 


In diefer Beziehung iſt dasjelbe von dem Minijte- 
rium des Kultus und Öffentlichen Unterrichts über 
alle, den Studienplan der Theologen auf der Lan— 
desuniverjität betreffende Anordnungen, über die 


10. 


1; 


12. 
18, 


14. 
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Mahl der ordentlichen und außerordentlichen Pro— 
fejjoren der Theologie, über den halbjährig auszu— 
gebenden Katalog der theologischen WVorlefungen an 
der Landesuniverjität ujw. mit feinem Gutadten 
zu hören. 

Die Rommifjion, welche die erite Prüfung der 
Theologen nad) deren Abgange von der Univerfität 
abzuhalten hat, wird nad) feinen Vorſchlägen von 
dem Aultusminijterium zufammengejeßt. Ein von 
dem SLandeskonjijtorium aus feiner Mitte abzu— 
ordnender Rommiljar hat darin mit Stimmredt 
den Vorſitz zu führen und bei Stimmengleichheit 
die Entjcheidjtimme. 

Es hält die Wahlfähigkeitsprüfungen und forgt 
für die Fortbildung der Kandidaten der Theologie 
und des Predigtamts, beaufjichtigt die Randidaten- 
vereine, Predigerkollegien und andere theologijche 
Yortbildungsvereine und jtellt die Prüfungen der 
Geiſtlichen an; 


. ven Vorjchlag zu der, den in Evangelicis beauf- 


tragten Staatsminijtern zuftehenden AUnjtellung der 
Oeiftlihen an der evangelijchen Hofkircche und der 
Superintendenten; 

die Bejegung aller geiftlichen Stellen unter landes- 
berrlihem PBatronat, welche mit einer Superinten- 
dentur nicht verbunden, und jolcher geijtlicher Stellen, 
welche nad) dem Devolutionsrechte von dem Kirchen- 
regimente zu bejegen jind; 

die Annahme oder DVerwerfung der von anderen 
Rollatoren bei den Superintendenten einzureichen- 
den Dejignationen zu geijtlichen Stellen; ® 

die Anordnung der von Dejignaten abzulegenden 
Proben, jowie der Ordination der Geiftlichen; 

die Beltätigung der Geiſtlichen, die Entſcheidung 
über Einwendungen der Gemeinden gegen einen 
dejignierten Geijtlichen; 

die Verfügung von Emeritierungen der Geijtlichen, 
jowie die Abordnung von Vikaren und Hilfsgeiftlichen ; 
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. die Aufjicht über alle kirchlichen Behörden und Be- 


amte; 


. die Dilziplinargewalt über die Geijtlichen mit Ein- 


Ihluß des Nechtes zur Suspenfion, Entlajjung und 
Entſetzung derjelben, über die unteren Kirchendiener 
in der höheren Inſtanz; 

die Erteilung von Urlaub für Superintendenten und 
von Yrlaub an andere Geijtlihe auf länger als 
vier Wochen; 

die Entjcheidung in allen inneren und äußeren kirch— 
lihen Angelegenheiten in zweiter” — in Sachen, 
die zu jeinem Reſſort unmittelbar gehören, oder wo 
die Unterbehörden eine Entſcheidung zu geben aus 
irgend welchem Grunde behindert waren, auch in 
eriter Inſtanz. 

Menn das Landeskonfijtorium in einer nicht ftrei- 
tigen Verwaltungsjadhe oder in einer Dilziplinarfache 
die erjte Entjcheidung gegeben hat, jo jteht den Be— 
teiligten dagegen ein einmaliger Nekurs zu, welcher 
folgendermaßen zu behandeln ijt: 

Unter dem Vorſitze des Präfidenten treten drei 
Räte des Landeskonfijtoriums mit drei von den in 
Evangelicis beauftragten Staatsminijtern ernannten 
außerordentlichen Beiligern (vgl. $ 2) zu einem 
Kollegium zufammen, und zwar jo, daß jedesmal 
von dieſen jehs Mitgliedern drei weltlihen und 
drei geiltlihen Standes find. Im Yalle der Be- 
binderung des Präfidenten wird derjelbe von einem 
weltlihen Nate des Landeskonfiltoriums vertreten. 

Die betreffende Sade ift in diefem Kollegium 
von einem Rate des Landeskonjijtoriums, der bei 
der erjten Entjcheidung nicht Referent war, vorzu— 
tragen und nad) Stimmenmehrheit zu entjcheiden. 
Dem PBräfidenten oder dejjen Stellvertreter kommt nur 
bei Stimmengleichheit die entjcheidende Stimme zu. 

In der zufolge des gefaßten Beſchluſſes auszu— 
fertigenden Verordnung ijt ausdrücklid) zu bemerken, 
daß das Kollegium bei der Beſchlußnahme in der 


19, 


20. 


va, 
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bier vorgejchriebenen Weiſe zujammengejeßt ge— 
wejen ijt. 

In jtreitigen VBerwaltungsjachen bilden die Kirchen- 
injpektionen die erſte, das Landeskonjijtorium, in 
der kollegialiihen Zufammenfegung nad) Maßgabe 
von 8 18 des Gejeßes sub D vom 30. Januar 
1835, die zweite und letzte Inſtanz (vgl. das Gejeß 
vom 5. Januar 1870); 
die Genehmigung zu Errichtung neuer Kirchenbe- 
zirke, die Veränderung der bejtehenden, die Er— 
rihtung neuer geijtlicher Stellen, die Einziehung 
ſchon bejtehender, die Verminderung oder Einziehung 
ihrer Dotation und ihres Einkommens, die Be— 
jtätigung von Kirchenmattrikeln; 
die Wahrnehmung und Ausübung der landesherr- 


lihen VBerwaltungsrechte in Anſehung des Vermö— 


gens der dem landesherrlichen Patronat unterjtehen- 
den Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Anitalten; 
die Dberauflicht über alle Kirchenärarien und kirch— 


lichen Stiftungen, die Genehmigung zur Veräuße— 


22. 


23. 
24. 


25. 


rung von Grundeigentum und nutzbaren Rechten, 
welche den Kirchen, Kirchenämtern, kirchlichen Stif— 
tungen und Anſtalten gehören, ſowie zur Aufnahme 
von Kapitalien auf den Kredit der Kirche und zur 
Verwendung von Kapitalien derjelben ($ 26 der 
Kirhenvorjtands- und Synodalordnung); 

die Genehmigung außerordentlicher Maßregeln bei 
Verwaltung des Kirchenvermögens, 3. B. außer- 
ordentlicher Holzichläge, Verwandlung der Mald- 
grundjtücke in Feld oder Mieje und dergleichen; 
die Genehmigung zur Anlegung neuer und zur 
Säkularifation und Veräußerung alter Öottesäcker;° 
die Annahme und Genehmigung der Annahme von 


Stiftungen für kirhlihe Zwecke, für Geijtliche, 


Kirchendiener und deren Familien; 

die Betätigung der Statuten für Mitwen- und 
Maijen-, auch Begräbniskajjen der Geijtlichen und 
Kirchendiener; 


Böhme, Kirhengefege. 2. Aufl. 2 
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26. die Sorge für die Vertretung der Kirche, wo deren 
Interefjen mit denen der Kirchengemeinde, der po— 
litiihen Gemeinde, der Mitglieder des Kirchenvor- 
ſtands oder des Kirchenpatrons kollidieren ($ 26 
der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung); 

27. die Anordnung allgemeiner Kirchenkollekten (vgl. 
8 7), 

28. die Verwendung aller bei dem Münifterium des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts verwalteten Stif— 
tungen und Yonds für die evangelijch-Iutherijche 
Kirche, deren Geiftliche und Diener, jowie für die 
Familien derjelben, nad) Maßgabe der Stiftungen, 
Gejege und NRegulative. 


8 6. Alle wichtigen Angelegenheiten find von dem 
Zandeskonjijtorium Rollegialijch zu beraten. Dahin ‚ge- 
hören insbejondere Anträge der Landesſynode und der 
Diözefanverfammlungen, allgemeine kirchliche Einrich— 
tungen, Worbereitung neuer Gejege und Verfaſſungs— 
jachen, Dijziplinarfahen gegen Geijtliche, wenn nicht 
nur eine Zwijchentejolution zu fallen ijt, alle Nekurje 
gegen Verfügungen und GEntjcheidungen der Unterbe- 
hörden. 


8 7, Den in Evangelicis beauftragten Staatsminijtern 
hat das Landeskonjijtorium zur Beſchlußfaſſung vorzu- 
tragen: 

a) Abweichungen von den Kirchengejegen, mit Aus- 
nahme der Dispenjationen, welche nad) der zeit- 
herigen Praris ſchon üblich gewejen; 

b) die Aufhebung oder Verlegung von Feſttagen, jo- 
wie die Anordnung außerordentlicher Buß- oder 
Zelttage in allen evangeliihen Kirchen; 

c) Gejegentwürfe und Verordnungen, welche das evan- 
geliihe Kirhenwefen im allgemeinen betreffen, auch 
ſchon die vorbereitenden Einleitungen dazu, wenn 
jolhe die allgemeine Aufmerkjamkeit im Lande 
erregen können; die Abjchaffung im Gebraude 
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jtehender und die Einführung neuer Ugenden und 
Gejangbücher; 

d) die Veräußerung von Grundeigentum und nuß- 
baren Rechten evangelijcher Kirchen und Stiftungen, 
außer den Fällen eines Taujches, einer Erpropriation 
oder einer Grenzberichtigung; 10 

e) jede Veränderung einer geijtlichen Stiftung, zufolge 
welcher das Vermögen oder Einkommen derjelben 
zu einem anderen, als dem ftiftungsmäßigen Zwecke, 
verwendet werden Joll; 

f) die Anordnung allgemeiner Kirchenvijitationen; 

g) die Anordnung allgemeiner Kollekten in allen evan- 
geliich-lutherifchen Kirchen; 

h) die Grenz: und Hoheitsangelegenheiten. 

In allen Fällen, wo das Landeskonfiftorium an Die 
in Evangelieis beauftragten Staatsminijter Vortrag zu 
erjtatten und dieſen die Beſchlußfaſſung zu überlajjen 
bat, ijt, daß jolches gejchehen, in der aus dem Landes— 
‚konjijtorium ergebenden Verordnung zu bemerken. 
Beſchwerden über das Landeskonjiftorium können in 
allen reinen VBerwaltungsjachen und in Dilziplinarfachen 
bei den in Evangelicis beauftragten Otaatsminijtern 
angebracht werden. 


8 8. In der Oberlauſitz werden die Konfijtorialge- 
Ihäfte, der $ 11 der Urkunde vom 17. November 1834 
gemäß, in dem bisherigen Umfange von der Negierungs- 
‚behörde zu Bautzen bejorgt. 

[Auch bleibt das Unterkonfijtorium zu Glauchau für feinen 
dermaligen Bezirk in den nach dem Rezeſſe vom 4. Mai 1740 
ihm angewiejfenen, durch den Rezeß vom 9. Oktober 1835 mo— 
difizierten Rechten. ] !! 

Beide Konfijtorialbehörden werden dem Landeskon- 
ſiſtorium untergeordnet. 


8 9. Alle Vorſchriften, welche mit dieſem Gejege 
nicht im Einklange jtehen, werden hiermit außer Kraft 
gelegt.1? 13 

Dresden, am 15. April 1873. 
2* 


t 
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1. Die Führung des Kirchenregiments in der höchſten In— 
jtanz jteht den in Evangelicis beauftragten Staatsminijtern 
zu (Motive Synodalakten 1871 I ©. 28). 


2. BO. des AultMin. vom 18. Mai 1862 (GVBL. ©. 275). 
Die ordentlichen Mitglieder führen den Titel Geh. Konfijtorial- 
rat (Bek. vom 19. Juni 1912, KonſBl. ©. 47). 


3. Dal. hierzu indeſſen Bubl®. vom 16. April 1873 8 II. 


4. Hinfichtlich der bürgerlichen Ehe vgl. PublG. vom 16. April 
1873 S1V; Neichsgefeg vom 6. Febr. 1875 8 40 und AusiVdD. 
vom 6. Nov. 1875 (GVBL. ©. 351) $ 7 (Min. d. F.). Sinſichtlich 
der kirchlichen Trauungen ſ. $ 21 der TZrauordnung vom 23. Juni 
1901 (GVBL. ©. 85). 


5. Dal. hierzu PublG. vom 16. April 1873 8 V. 

6. Die DVerwerfung ſetzt voraus, daß entweder der De- 
fignierte die gejegliche Unjtellungsbefähigung nidjt hat, oder bei 
der Anjtellung das gejegliche Verfahren in wejentlihen Dingen 
verlegt ift (Synodalakten 1871 II ©. 23). 

7. Bol. hierzu KG. vom 25. Mai 1902 (GVBL. ©. 135), 
j. unten Wr. 23. 

8 Dal. hierzu PublG. vom 16. April 1873 8 VI. 

9, Bal. hierzu BublG. vom 16. April 1873 8 VL. 

10. Das LKonſ. ift zur Entfchliegung ermächtigt bei: a) Ab- 
löfungs- und Zufammenlegungsverfahren oder Übereignung 
zu anderen kirchlichen Stiftungszwecken; b) Veräußerung ent- 
behrlicher Kicchichulgebäude; c) Urealveräußerung zu Straßen- 
und Gifenbahnzwecken; d) Veräußerung von Altgemeindegrund- 
ſtücken; e) Veräußerung entbehrlicher Pfarrgrundſtücke; f) Be- 
laftung von Grundftüken mit dinglihen Rechten; g) Veräuße- 
rung von Grundftücken von nicht mehr als 10 a und Ver- 
äußerungen an politiihe oder Schulgemeinden oder andere 
Körperihaften öffentlichen Rechts (Bek. vom 11. Juli 1910, 
KonſBl. ©.62). Auch bei Übernahme öffentlichrechtlicher Laſten 
(Bek. vom 10. Sept. 1912, KonſBl. ©. 77). 


11. Erledigt durch Aufhebung des Ronfijtoriums zu Glauchau 
vom 15. Nov. 1878 ab (BD. des LKonf. vom 2. Won. 1878, 
GVBL. ©. 431). 


12, Das KG. vom 15. Upril 1873 fowie das unter Ar. 5 
abgedruckte PublG. find am 15. Okt. 1874 in Wirkfamkeit ge- 
treten (BD. des KultMin. vom 26. Aug. 1874, GVBL. ©. 216). 

13. Als Organe des LRonf. für die Ausübung der Funk— 
tionen der oberjten Kirhenbehörde in den verjchiedenen Zweigen 
der Staatsverwaltung find vom LKonſ. beitellt: 

a) Der Kommiſſar für die Zandesanftalten im Bereiche des 
Minifteriums des Innern (Bek. des LKonſ. vom 18. Tebr 1901, 
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Konjdl. ©. 27; Beitimmungen für das Amt der Anftaltsgeift- 
lien ib. ©; Kommiſſar $ 20). 

b) Der Kommifjar für die Gefangenenanitalten im Bereiche 
des Juſtizminiſteriums (BeR. des LRonf. vom 26. Mai 1904, 
Konjdl. ©. 36; Beitimmungen für das Amt der im Geihäfts- 
bereich des Jujtizminijteriums angeitellten Geijtlichen ib. ©; 
Kommiſſar 8 19; GeſchO. für die QJuftizbehörden 88 207, 208, 
729 u. 1929). 

ec) Der Kommilfar für die Militärfeelforge (Ev. Militär- 
kirchendienſtordnung vom 2. April 1911, KonſBl. ©. 23ff.; Kom— 
miſſar 88 7 ff.). 


5. Geſetz zur Publikation des Kirchengejeges wegen 
Errichtung eines evangelifch-Tutherifchen Landeskon- 
jijtoriums; vom 16. April 1873, 

(GVBL. ©. 374.) 


Mir, JZohann, von Gottes Gnaden König von Sadjen, 
ujw. verordnen unter Zujtimmung unjerer getreuen Stände, 
wie folgt: 


- 81 Das Kirchengejeg vom 15. April 1873, die Er- 
richtung eines evangelijch-lutherifchen Zandeskonfiftoriums 
betreffend, wird bezüglich der 88 1, 3, 4 (Abſatz 2 und 3), 
5 (Ar. 1, Abſatz 2, Ar. 4, Ve. 6, Ar. 18, Wr. 23 und 24) 
und 9, in denen es Das Gebiet der Staatsgejeßgebung 
berührt, hierdurch mit folgenden Beltimmungen genehmigt. 


$ ID. Die im S 1 des Kirchengejeßes vom 15. April 
1873 erwähnte Dberaufjicht der mit der Landesherrlichen 
Kirchengewalt betrauten, in Evangelieis beauftragten 
Staatsminijter bezieht jich nur auf die Leitung und Ver— 
waltung des evangelijch-lutherifchen Kirchenregiments 
(jus in sacra). 

Das jtaatlihe DOberaufjichtsrecht über die evangelijch- 
lutheriſche Kirche und folglich auch über das evangeliſch— 
lutheriſche Landeskonfiftorium (jus circa sacra) führt 
das Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
($ 57 der VBerfaffungsurkunde, Abſatz 1).! 

Der Vorſtand diefes Minifteriums iſt den Ständen 
dafür verantwortlich, daß keine Bejchlüffe und keine 
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Anordnungen der Vertretungen oder Behörden der evan- 
gelifch-lutherifchen Kirche in Wirkjfamkeit treten, welche 
in die Kompetenz der Staatsbehörden oder der Stände 
eingreifen. 


$ III. Die im ehe des $ 4 des gedachten Kirchen: 
gejeges und im 8 5 des leßteren unter Ar. 4 dem Lan- 


deskonfijtorium vorbehaltene Aufjicht über den Neligions- _ 


unterricht und die jittlich-religiöfe Erziehung beſchränkt 
in keiner Weile das ausfchließliche Necht des Staates 
auf Leitung des geſamten Schulwejens, und ermächtigt 
das Landeskonfijtorium nur bezüglich des MWeligions- 
unterrichts zur Überwachung, im übrigen aber lediglich 
zur Stellung von Anträgen an das Unterrichtsminijte- 
rium auf Grund von Wahrnehmungen über den gu 
ſtand der religiöjfen Jugendbildung. 


8 IV. Zu den im 8 5 des Kirchengejeßes unter Wr. 1 
dem Landeskonfiltorium zugewiejenen „Dispenjationen 
von kirchlichen Gefegen“, ſoweit jich ſolche auf „Nlach- 
lichtserteilungen in Eheſachen“ beziehen, gehören die 
Ehedispenfationen betreffs rein bürgerlicher Verhältniſſe 
nicht. 


S V. Die Anordnung neuer allgemeiner Feſt- und 
Bußtage, wie fie 8 5 des Kirchengefeges unter Ar. 6 in 
den Gejchäftskreis des Yandeskonfijtoriums aufgenommen 
worden ijt, erlangt einen Einfluß auf bürgerliche Ver— 
hältnijje im Sinne des Gejeßes vom 10. September 
1870 nicht anders, als nach vorgängiger Genehmigung 
jeitens der kompetenten politiichen Behörde. 


S VI. Die im 8 5 des Kirchengefeßes unter Wr. 23 
dem Landeskonfijtorium zugejprochene „Genehmigung zur 
Unlegung neuer, zur GSäkularifation und Veräußerung 
alter Gottesäcker” erſteckt ſich nur auf jolche Gottes» 
ücker, welche von Kirchen oder Kirchengemeinden ange- 
legt werden oder fich in deren Eigentum befinden.? 


\ 
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8 VII. Dadurd, daß im 8 5 des Kirchengejeges unter 

Nr. 24 die Annahme und Genehmigung der Annahme 
von Stiftungen für kirchliche Zwecke, für Geijtliche, 
Kirchendiener und deren Familien dem Landeskonjijto- 
rium zugewiejen wird, erhält leßteres keinerlei Berechti- 
gung, die ftaatlihde Genehmigung und Anerkennung 
von Gtiftungen auszufprechen oder zu erjegen und ihnen 
dadurch die Nechte juriftifcher Perſonen zu erteilen. Viel— 
mehr gehört hierzu in jedem einzelnen alle auch ferner: 
hin die Genehmigung der betreffenden Stiftung und 
ihres Zweckes jeitens der kompetenten Behörden des 
Staates.’ 
. Auch erjtrecken ſich die unter Wr. 24 des 8 5 des 
KRirchengejeges dem Landeskonfijtorium zugewiejenen Be- 
fugniſſe auf ſolche Stiftungen, welche nicht ausschließlich 
für rein kirchliche Zwecke der evangelijch-lutherijchen 
Kiche, für Geiſtliche oder Kicchendiener diefer Kirche 
oder für Familien folcher Geiftlichen oder Kirchendiener 
bejtimmt jind, nur injfoweit, als die Stiftungen Jich 
auf jene Zwecke oder dieje Perſonen beziehen. Injoweit 
dagegen die Stiftungen für andere Zwecke oder Per— 
jonen mit beftimmt find, verbleibt bezüglich der Annahme 
oder Genehmigung der Annahme den zuftändigen Be— 
hörden, beziehentlich den berechtigten Perſonen die freie 
Entſchließung. 

Urkundlich haben Wir dieſes Geſetz eigenhändig voll— 
zogen und Unſer Königliches Siegel beidrucken laſſen. 


Dresden, 16. April 1873. 


1. Siehe oben ©. 8 unter EI. 

2. Durch dieſe Vorfchrift ift nicht den politifchen Gemeinden 
ein unbedingtes Recht eingeräumt worden, ohne weiteres die 
Errihtung eines kirchlichen Gottesackers auszufchließen (VD. 
vom 2. Aug. 1878, KonſBl. ©. 69). Über AZuftändigkeit der 
Organe und Behörden der en.-luth. Kirche in Anfehung der 
Gottesäker und des Begräbniswefens ſ. Filchersg. 9, 145 ff. 
5 Im übrigen ſ. unten Nr. 64. 

3. Siehe oben ©. 9 Anm. 6 und unten Ar. 68. 
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6. Verordnung (des Kultusminijteriums), die Kon- 
jijtorial- und Infpektionsbefugnijfe über die evan- 
gelijch-Tutherifchen Kirchen der Oberlaufiß betreffend; 
vom 12, September 1874, 
(GVBL. ©. 299.) 


Zu Ausführung der Beltimmung im $ 8 des Kirchen— 
gejees, die Errichtung eines evangelijch-lutherifchen Lan— 
deskonjiltoriums betreffend, vom 15. April 1873 ufw. 
wird in gleichzeitiger Rückſichtnahme auf das Gejeß 
vom 21. April 1873, die. Organijation der Behörden 
für die innere Verwaltung betreffend (Geite 275 flg. des 
Gejeß- und Verordnungsblattes vom Jahre 1873) und 
die hierdurch und durch die neuere Schulgejeggebung 
» bedingte Abänderung der Verordnung vom 1. Juni 1863, 
die Derwaltungsbehörden erjter Inſtanz über Kirchen, 
Schulen und beiden gewidmete Stiftungen in der Dber- 
laufig ujw. betreffend (Seite 494 fig. des Gejeg- und 
DVerordnungsblattes vom Jahre 1863), mit Genehmigung 
Seiner Majejtät des Königs und unter Zuftimmung der 
Dberlaujiger Provinzialjtände folgendes verordnet: 


8 1. In der Dberlaufig werden die Konfijtorialge- 
ſchäfte der evangelifch-lutheriihen Kirche in dem nach— 
jtehend angegebenen Umfange innerhalb der Kreishaupt- 
mannjchaft Bautzen bejorgt. 

Derjelben iſt für dieſe Angelegenheiten ein von den 
in Evangelicis beauftragten Staatsminijtern ernannter 
evangelijch=lutherifcher Geiftliher, welcher den Titel 
„Kirchenrat“ oder „KRonfijtorialrat” führt, beigegeben. 

Die Bollziehung der Erlaſſe erfolgt unter Bezeichnung 
der Kreishauptmannſchaft als Konjijtorialbehörde. 


8 2. Un die Kreishauptmannfchaft gehen die jeit- 
ber von der Kreisdirektion zu Bauten als Konfijtorial- 
behörde der Königlih Sächſiſchen Oberlaufig, einjchließ- 
lich der Vierſtädte, bejorgten Konfijtorialgejchäfte über. 

Zugleich werden der Kreishauptmannſchaft zu Baugen 
in ihrer im 8 1 gedachten Zufammenfegung die Be- 
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fugnijfe der weltlichen und geijtlichen Injpektion über 
die Kirchen der Dberlaufig, mit Ausſchluß der Parochien 
der Vierſtädte (vgl. 8 9) übertragen. 

Inſoweit ijt die Kreishauptmannſchaft die den Kirchen- 
patronen und Kollatoren, Kirchengemeinden und deren 
Vorjtänden, jowie den Kirchendienern der Provinz außer: 
halb der Parochien der Dberlaujiger Vierjtädte zunächſt 
vorgejeßte kirchliche Behörde und übt in dieſer Eigen: 
Ihaft, unbejchadet der den Kirchenpatronen geſetzlich vor- 
behaltenen Zuftändigkeiten, alle in die weltliche und 
geijtliche Infpektion über Kirche und Geijtlichkeit fallende 
Befugnifje aus. 


8 3. Der Kreishauptmannichaft als Konfijtorialbe- 

hörde fallen hiernach insbejondere folgende Gejchäfte zu: 

1. die Aufrechterhaltung der Kirchenverfajjung und der 
kirhliden Drdnung, 

2. die Aufjicht über die Feier des Gottesdienftes und 
die geiltlichen und kirchlichen Amtsverrichtungen, 

3. die Bejorgung der, die Beſetzung der geiftlichen 
Stellen betreffenden Angelegenheiten, insbejondere 
Annahme oder Derwerfung der von den Kolla- 
toren eingereichten Dejignationen zu geijtlichen 
Stellen, die Vermittelung der Einladung zu. Gaſt— 
predigten, jowie die Betätigung und die Verpflich- 
tung der Geiftlihen und die Prüfung der Vo— 
Rationen, 

4. die Einleitung und Genehmigung der Gmeritierung 
von Geijtlichen auf deren Antrag und die Anzeige 
hierüber an das Landeskonfijtorium behufs der 
Bewilligung der Penfion,! 

5. die Vortragserjtattung über die Emeritierung der 
Geijtlihen gegen deren Willen zum Landeskon- 
lijtorium, 

6. die Dijziplinargewalt über die Geiftlichen und in 
der höheren Inftanz über die unteren Kirchendiener 
mit Einſchluß des Nechts zur Erteilung von Ver— 
weijen, Verhängung von Drdnungsitrafen und der 


10. 


41, 


12. 


13. 
14. 
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Suspenfion, fowie die Erteilung von Urlaub an 
Geijtlihe, und zwar in den Vierjtädten, injoweit 
die Befugnis hierzu nicht dem Stadrate zujteht,? 

die Regulierung der Amtsgejchäfte unter Kirchen- 
dienern derjelben Parochie, jowie der Einkommens- 
verhältnifje, infofern Reine Verkürzung einer Gtelle 
dadurch herbeigeführt wird und Genehmigung der 
Verlängerung des Önadengenufjes? geiftlicher Stellen, 


. die DVeranftaltungen zu interimiſtiſcher Verwaltung 


geijtlicher Stellen mit Ausſchluß der Anftellung von 
Hilfspredigern und Vikaren, 


. die Genehmigung zur Veräußerung von Grund 


eigentum der Kirchen, der Kirchenämter, der kirch⸗ 
lihen Stiftungen und Anftalten in den Fällen der 
Erpropriation und Grenzberichtigung und zur Der- 
wendung von Kapitalien derjelben, 

die Genehmigung außerordentlicher Maßregeln bei 
Verwaltung des Kirchenvermögens und der Grund- 
jtücke geiftlicher Zehne, 3. B. außerordentlicher Holz- 
ihläge, Verwandlung der Aulturart ujw., 

die Genehmigung zu Unlegung neuer und zu Sä— 
kularijation alter Gottesäcker, zu Anlegung von 
Begräbnisplägen rejp. Erbbegräbnijjen außerhalb 
der Öottesäcker, 

die Genehmigung von Kirchenkollekten in der Dber- 
laufig, vorbehältlih der Anordnung allgemeiner 
Kirchenkollekten dur) das Landeskonjiftorium, 
die Bornahme von Kirchenvilitationen in der Ober- 
laujig,* 

die Bejorgung aller durch die Kirchenvorftands- und 
Synodalordnung der Konfiftorialbehörde zugewie— 
jenen Geſchäfte. 


8 4. Auf die Konfijtorialbehörde der DOberlaufi und 
deren geiltliches Mitglied gehen in betreff der von Nojtig- 
Meigsdorfer Stiftung die der Kirchen- und Schulbehörde 
der Dberlaufig und deren geiſtlichem Mitgliede über- 
tragenen Nechte und Verpflichtungen über, jowie es 
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hinſichtlich der Verwaltung und Verwendung der jonit 
nod der Konjiitorialbehörde überwiejenen Gtiftungs- 
fonds bei dem bewendet, was bisher der Kreisdirektion 
zugeltanden hat. 

Der Konfijtorialbehörde der Oberlaufig kommt die 
Überwachung des evangelijch-lutherifchen Neligionsunter- 
tits in den LUnterrichtsanftalten der Dberlaujig nad) 
Maßgabe der bejtehenden Gejege zu. 

Aus deren Mittel find die Königlichen Kommijjare 
abzuordnen, welche im Verein mit den landjtändijchen 
Deputierten die Angelegenheiten des evangelijchen Schul- 
lehrerjeminars zu Baußen zu verwalten haben. 


8 5. Dem Evangelifch-lutherifhen Landeskonfijtorium 
hat die Konjijtorialbehörde der Oberlauſitz alle diejenigen 
Angelegenheiten vorzulegen, weldye der Genehmigung 
desjelben und beziehentlich) der in Evangelicis beauf- 
tragten Staatsminijter nad) Maßgabe des Gejeßes vom 
15. April 1873, die Errichtung eines Evangelijch-Iuthe- 
riſchen Landeskonjijtoriums betreffend, bedürfen und 
deren Genehmigung nicht nad) Maßgabe gegenwärtiger 
Verordnung der Konfiftoriälbehörde der Oberlauſitz zu— 
ſteht. 

Über Rekurſe und Beſchwerden gegen erjtinftanzliche 
Entſcheidungen und Verfügungen der Konfijtorialbehörde 
der Dberlaufig entjcheidet das Landeskonjijtorium. 


86, Alle wichtigen Angelegenheiten find von der 
Konfiftorialbehörde der Dberlaujig Rollegialifch zu be- 
handeln. 

- Dem geiftlihen Mitgliede derjelben liegt vorzugsweije 
od, nicht allein durch den perjönlichen Verkehr mit den 
Kirchengemeinden von deren fittlich-religiöfen Zuftänden 
jih in Kenntnis zu halten und auf Hebung diejer Zu: _ 
fände hinzuwirken, ſondern auch durch den perjönlichen 
Verkehr mit den Geiftlihen das wiſſenſchaftliche Leben 
anzuregen, das Bewußtjein der hohen Aufgabe des geilt- 
lichen Amtes unter jteter Nückjichtnahme auf die An— 
forderungen der Gegenwart in ihnen wach zu halten 
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und jie für die treue Erfüllung ihrer Pflichten zu er- 
wärmen. 

Der Kirchenrat hat an den Prediger-Konferenzen teil- 
zunehmen und unter feinem Vorſitze und feiner Leitung 
alljährli) eine Hauptkonferenz der Geijtlichen abzu- 
halten, auch die Tätigkeit der theologischen Kandidaten- 
vereine? zu überwaden. 


8 7, Den Amtshauptmannfhaften liegt ob, nicht 
allein die Konfiftorialbehörde der Oberlauſitz bei der 
Vorbereitung ihrer Entjchliegungen in den zu ihrer 
Kompetenz gehörigen Angelegenheiten zu unterftügen und 
der Erledigung der ihnen von leßterer erteilten Aufträge 
jih zu unterziehen, fondern auch den Kollatoren und 
‚Kirchenvorjtänden bei Erledigung der denjelben obliegen- 
den Gejchäfte mitwirkend und unterjtügend zur Geite 
zu jtehen. 


8 8. In der Eigenfchaft als Injpektionsbehörde (8 2 
Abſatz 2) Kommt der Kreishauptmannjchaft außerhalb 
der Parochien der Vierſtädte die unmittelbare Aufjicht 
über die kirchliche Verwaltung in dem Umfange zu, in 
welchem ſie durch Verordnung vom 1. Juni 186396 den 
Königlichen Gerichtsämtern übertragen worden ijt, nicht 
minder die Entjcheidung erjter Injtanz in allen jtrei- 
tigen kirchlichen Angelegenheiten, joweit jolche nicht zu 
dem Nefjort der kirchlichen Oberbehörde unmittelbar ge- 
hören. 


8 9 liſt aufgehoben und durch folgende Vorſchrift erjeßt]: 

Die Stadträte der Oberlaufiger Vierjtädte bilden, ein 
jeder in Verbindung mit dem Pastor primarius die In— 
jpektion über die Kirchen und kirchlichen Stiftungen in 
“ihren Städten nach dem Umfange der Zuftändigkeit der 
Kircheninjpektionen in den GErblanden. Der Gtadtrat 
und der Pastor primarius find gleichberechtigte Inſpek— 
tionsmitglieder. Das directorium actorum in der 
Kircheninjpektion und den Vorſitz führt der Stadtrat.” 


N 
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8 10. Die Bejtimmungen der Verordnung vom 1. Juli 
1863, injoweit jie mit gegenwärtiger Verordnung nicht 
im Einklange jtehen, werden außer Kraft gejeßt. 


Dresden, am 12. September 1874. 


1. Zu Nr. 4 u. 5 val. die Nr. 37 u. 38 abgedruckten Ge- 
jege vom 8. April 1872 und vom 3. Mai 1892. 


2. Bol. Dijziplinarordnung vom 30. Juli 1891 8 63 Nr. 3. 


3. Vgl. das Ur. 34 abgedrukte KG. vom 31. Mai 1898 und 
©. vom 21. Juni 1912 SS 2—6, unten Wr. 39. 


4, Die Bijitationsordnung vom 15. San. 1892 (KonſBl. ©.1) 
ift in der Oberlaufiß nicht eingeführt. 


5. Randidatenordnung vom 16. Febr. 1892 (KonſBl. ©. 37) 
SSYAL1L.D, 


6. Die noch gültigen Beftimmungen diejfer Verordnung 
(GBBL. 1863, 494) lauten: 


82. Die Stadträte der Dberlaufiger Vierjtädte und der 

Stadtrat zu Weißenberg behalten die Rollaturgerichtlichen Be— 
fugniffe über Kirchen [Schule] und Stiftungen in den jtädti- 
ſchen Kirchen- [und Schul-] Gemeindebezirken; uw. 
83. Außer den in der Beilage zum Gefege vom 11. Auguſt 
1885 unter O 8 10 Bunkt 1—5 und $ 18 den Patronen vorbehal- 
tenen Rechten verbleiben den Kollatoren und Patronen in der 
Oberlauſitz auch die von ihnen fonjt noch ausgeübten Befug— 
niffe über Kirchen [Schulen] und die beiden gewidmeten Gtif- 
tungen, zu deren Ausübung es nicht der Gigenfchaft einer 
öffentlichen Behörde bedarf, in ihrem bisherigen Umfange und 
verfaſſungsmäßigen Verhältniffe zu der Konfijtorialbehörde. 
&s joll auch an denſelben, fofern fie auf der nad) $ 3 der Urkunde 
vom 17. November 1834 (GVBl. ©. 484) vertragsmäßig feit- 
ſtehenden Kirchenverfafjung der Dberlaufig beruhen, ohne 
Zuftimmung der PBrovinzialjtände eine Anderung nicht ge- 
troffen werden. 

88. Zur Ausübung derjenigen den Kollatoren und Pa— 
tronen vorbehaltenen Nechte, wozu es der Gigenjchaft einer 
öffentlichen Behörde nicht bedarf, find diefelben für den Tall 
er Behinderung Bevollmäcdtigte zu bejtellen ver- 

unden. 


8 9. Den Rollatoren und Patronen jteht das Recht zu, von 
der auf die Kirchen [Schulen] und die beiden gewidmeten 
Stiftungen bezüglichen Akten, einjchlagenden Rechnungen nebſt 
Belegen jowie fonjtigen Schriftjtücken jederzeit jelbjt oder durch 
hinreichend legitimierte Beauftragte Einficht zu nehmen und 
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find ihnen folde [von den Gerichtsämtern] auf Verlangen 
unentgeltlich mitzuteilen. 

7. BD. des LRonf. vom 7. Zuli 1913 (GVBL. ©. 186). Bei 
Meinungsverjchiedenheiten entjcheidet die Kreishauptmannfdaft 
Bauen a. R. 


c) Ephoralverfafjung. 

Über die Ephoren (Superintendenten) im allgemeinen: 

1. Anftellung. Die Anftellung der Superintendenten erfolgt 
durch die in Evangelieis beauftragten Staatsminijter auf Vor- 
ihlag des LKonſ. (RG. vom 15. April 1873 8 5 Ar. 9) Die 
Einweifung erfolgt durch einen Kommiſſar des LKonf. (VD. 
vom 22. Juni 1875 8 13). Die Kolloquien bei der Anjtellung 
find weggefallen. Doc hat der Neuernannte eine Predigt in 
der en.-luth. Hofkirche in Dresden zu halten (BD. vom 30. April 
1895, KonſBl. ©. 27). Für bejfonders umfangreiche Guper- 
intendenturen können Hilfskräfte beitellt bzw. die Inhaber 
‚seingezogener Gphoraljtellen mit Auftrag verjehen werden (VD. 
vom 2. Nov. 1878, GVBL. ©. 412, 8 6). Merden Superinten- 
denten von einem Privatpatron zu einem anderen Kirchenamt 
defigniert, jo haben fie hiervon dem LKonſ. Anzeige zu machen 
(BD. vom 22. Juni 1875 8 6 Xbf. 2). 

2. Gphoralbezirke. Die Zahl und Einteilung der Ephoral- 
bezirke ijt durh VD. des LKonſ. auf Grund der jtändifchen 
Verhandlungen über das Staatsbudget im Ginverftändniife 
mit dem KultMin. und mit Genehmigung der in Evangelieis 
beauftragten Staatsminiiter fejtgejtellt worden (VD. vom 2. Nov. 
1878, GVBBl. ©. 412). Danach bejtanden vom 1. Januar 1879 
ab in den Erblanden 25 Ephoralbezirke (Radeberg, Dresden I 
und Il, Pirna, Dippoldiswalde, Freiberg, Meißen, Großenhain, 
Zeipzig I u. I, Borna, Grimma, Dihaß, Leisnig, Nodlig, 
Chemnitz, Stolberg, Marienberg, Annaberg, Schneeberg, Zwickau, 
Merdau, Glauchau, Plauen und Olsnitz). Durh VD. vom 
16. Zan. 1895 GKonſBi. ©. 4) ijt die Ephorie Chemnig in zwei 
Bezirke Chemniß I u. I geteilt worden. Die frühere Ephorie 
Auerbad) it durch die VO. vom 3. Juni 1898 (GVBL. ©. 33) 
wieder aufgerichtet worden. In der Dberlaufig bejteht über- 
haupt keine Ephoralverfaffung (f. oben VO. vom 12. Sept. 1874). 


7. Generalverordnung (des Rultusminifteriums), das 
Ephoralamt und defjen Verwaltung betreffend; vom 
13, Juli 1862. 

(GVBL. ©. 298.) 

Das Miniftertum des Kultus und öffentlichen Anterrichts 


bat auf dem leßten ordentlichen Zandtage in den Vorlagen 
für eine neue Kirchenordnung der evangelijch-lutherifchen Kirche 
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und bei ven Verhandlungen über diejelbe in der erjten Kam— 
mer fi über die Mängel ausgefproden, an welchen gegen- 
wärtig die Ephoraleinrihtung zum Nachteil für die Ephoral- 
verwaltung leidet. 

Da diefe Mängel zum großen Teile ihren Grund darin 
haben, daß die Ephoren als jolche bisher ein zu geringes Ein- 
kommen bezogen haben und daher in einem, überdies noch 
oft gering dotierten, Pfarramte nicht imjtande geweſen find, 
fi die nötige Hilfe für die Bureauarbeiten zu verjchaffen und 
den jonjtigen durch eine forgfältige Führung ihres Auffichts- 
amts bedingten Aufwand zu bejtreiten, fo ijt dem Minijterium 
von der Ständeverfammlung eine Summe zur Dispojition ge— 
ſtellt worden, um von dieſer Seite die wünjchenswerte Abhilfe 
zu verjchaffen. 

Damit jedoch die Abficht, in welcher dieſe Bewilligung er- 
folgt ift, jicherer erreicht und mit der Verbefferung der äußeren 
Stellung der Gphoren auch die Ephoralverwaltung zweck- 
mäßiger geregelt werde, jo iſt es für angemejjen und not- 
wendig erkannt worden, in folgendem die Gejichtspunkte her- 
vorzubeben, welche die Ephoren bei der Verwaltung ihres 
Amtes vorzugsweije in das Auge zu faſſen haben, und die- 
jenigen Einrichtungen zu treffen, welche den heilfamen Einfluß 
ihres Wirkens zu jichern und zu erhöhen geeignet find. 

Zwar ergeben ſich 


1. Zwek und Aufgabe des Gphoralamtes 


in der evangelijch-lutheriichen Landeskirche aus der Natur der 
Sache, wie aus den ausdrüclichen gejeßlichen Bejtimmungen! 
von felbft und bleiben im wejentlichen diejelben, wie zeither. 
Abgefehen von der Leitung der Kirhen[und Schul]? angelegen- 
beiten, wie fie den Ephoren, beziehentlich als Mitgliedern der 
Kirhen- [und Schul-] Inſpektion, nad den bejtehenden Ge— 
jeßen obliegt, haben es diejelben als ihre befondere Aufgabe 
anzufehen, nicht nur den kirchlich-religiöfen Zuftand der ein— 
zelnen Kirchengemeinden in ihren Sprengeln forgfältig zu be— 
obachten und genau kennen zu lernen, fondern aud die Wek- 
- Rung und Hebung des kirchlichen Sinnes und Lebens fich mit 
Umfiht und Fleiß angelegen fein zu laffen, nicht nur die 
Diener an Kirche [und Schule], wie die Kandidaten des Pre- 
digt [und Schullamts in Beziehung auf Amtsführung, Lehre, 
Leben und wiljenfchaftliche Fortbildung zu beauffichtigen und 
ihr amtliches Verhalten durch Anweifungen und Anordnungen 
zu regeln, jondern auch in jeder diefer Beziehungen je nad) 
Bedürfnis beratend und helfend, anregend und fördernd, oder 
mahnend, warnend und wehrend auf diefelben einzuwirken, 
nicht minder ihr bejonderes Augenmerk darauf zu richten, daß 
ein gutes Einvernehmen zwijchen den Gemeinden, dem Geijt- 
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lichen und den Lehrern erhalten und, wo es gejtört’ijt, durch 
ihr vermittelndes Eintreten wiederhergejtellt werde. 

So wenig daher gejchäftlihe Pünktlichkeit und pflihtmäßige 
Fürforge für Aufrechterhaltung der äußeren gejeßlichen Ord— 
nung an den Gphoren vermißt werden darf, jo haben fie es 
doch vor allem ſich immer gegenwärtig zu erhalten, daß der 
eigentliche Schwerpunkt ihres Amtes nicht jowohl in der rein 
geichäftlichen Seite desſelben liegt, als vielmehr in dem leben- 
digen perjönlichen Verkehre mit den ihrer Leitung anvertrauten 
Diözefanen und Gemeinden und in dem fegensreihen Ginfluffe, 
welchen fie vermöge ihrer Stellung dur‘ ein von echt geijt- 
lichem Sinne getragenes Wirken, durch treue Verwertung ihrer 
theologijhen und pädagogiichen Bildung und ihrer amtlichen 
Erfahrung, wie durch ihr Vorbild in Amt und Leben auszu— 
üben berufen jind. 


2. Rirhenvifitationen. 

Damit aber die Ephoren, foviel zunächſt die kirchlichen Zu- 
‘“ ftände und das geijtlihe Amt betrifft, imjtande find, ſowohl 
die ihnen unerläßlihe und von den höheren Kirchenbehörden 
bei ihnen vorauszufegende fpezielle Lokal- und Perſonal— 
Renntnis durch eigene Anſchauung fi zu verſchaffen, als auch 
in einen regelmäßig wiederkehrenden unmittelbaren Verkehr 
mit den Kirchenpatronen, Gemeinden, Geijtlihen und Kirdhen- 
dienern zu treten und ihren Einfluß auf diefelben zum Beſten 
der Kirche geltend zu maden, haben fie die ſchon früher gejeß- 
lich angeordneten Kirchenvifitationen in folgender Weiſe regel- 
mäß zu halten. ujw. 


4. Einleitung derjelben. 


Die Kirchenvilitation ift drei Wochen vorher dem betreffen- 
den Pfarrer anzukündigen, welcher diefelbe am Sonntage vor 
dem Bifitationstage durch kirchliche Abkündigung der Ge- 
meinde bekanntzumaden und außerdem die Gemeindevertreter 
[und Kicchväter] zur Teilnahme befonders zu veranlaffen, auch 
ſonſt das Grforderliche einzuleiten und acht Tage vorher über 
die kirchlichen Zuftände der Gemeinde dem Ephorus, unter 
Cröffnung etwaiger Wünſche und Anträge, Anzeige zu er- 
jtatten hat. Die Kirhenpatrone und die eingepfarrten Guts- 
berrjchaften, fowie in Städten die Stadträte und durch dieſe 
die Stadtverordneten find gleichfalls innerhalb der obenge- 
dachten Friſt von dem Ephorus unmittelbar zu benachrichtigen 
und einzuladen. 

5. Vifitationsakte. 
Die einzelnen Viſitationsakte find: 
1. Predigt des Pfarres über den vorgejchriebenen Sonntags- 
tert, deren NReinjchrift dem Ephorus ſofort nach abgehal- 
tenem Öottesdienjte zu übergeben ift, 
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Anſprache des Ephorus, 

. Ratehismuseramen des Pfarrers, beziehentlich eines 
zweiten Geijtlihen mit der erwachfenen Tugend, welches 
nah) Befinden von dem Gphorus fortgejegt und mit 
einer kurzen Anſprache geſchloſſen wird, 

4. Beſprechung mit den Patronen, Gemeindevertretern [Rirch- 
vätern] und den dazu fich einfindenden Hauspätern, zu 
welcher die Geijtlihen und Lehrer in der Regel zuzu- 
ziehen find, 

5. Revifion der Kirchenbücher und des Pfarrarchivs, 

6. Beiprehung mit dem Geijtlichen [jowie mit den Lehrern] 
der Parochie. 

Sind mehrere Geijtliche in der Parochie angeltellt, fo hat 

der Ephorus die kirchlihen Funktionen beim Vor- und Nach— 

mittagsgottesdienjte unter diefelben zu verteilen. 


wm 


6. Beteiligung der Filial- und Schweitergemeinden, 


Filial- und Schweitergemeinden find nur dann unbedingt 
zu vilitieren, wenn ein bejonderer Geiſtlicher für diefelben be- 
ſtellt ijt; wo dies nicht der Fall ift, da find ſolche auswärtige 
Kirchengemeinden in der Regel, und dafern nicht der Umfang 
oder die Entlegenheit derfelben oder andere Umftände die An- 
beraumung eines bejonderen Vijitationstages nach dem pflicht- 

mäßigen Ermeſſen des Ephorus angemejjen und rätlich er- 
ſcheinen laffen, nur zur Teilnahme an der Vifitation am Sitze 
des Parochialgeiſtlichen zu veranlafjen, fowie denn auch nad) 
Befinden die Filialkirchicehullehrer zum Drgelfpiel und zur 
Zeitung des Kirchengejanges bei den Vifitationsgottesdienjten 
zuzuziehen find. 


7. Berfahren bei der Kirhenpvifitatton. 


So unzweifelhaft die Ephoren bei den Kirchenvilitationen 

offenbare Gejegwidrigkeiten und Ungehörigkeiten abzuitellen 
und Anordnungen, welche zu ihrer verfaljungsmäßigen Kompe— 
ten; gehören, zu treffen haben, jo iſt doch der wejentliche 
Segen der Wijitationen von dem oberhirtlichen und feelforge- 
- ziihen Geijte zu erwarten, in weldhem das Merk getrieben 
werden muß, wenn die Schwachen gejtärkt, die Lauen erwärmt, 
die Miderjtrebenden gewonnen und überhaupt die kirchlichen 
Zuftände gebeijert werden follen. 
, Den Dienern an Kirche und Schule gegenüber ijt, wie über- 
haupt, jo namentlich bei den Kirchenvilitationen darauf zu 
jehen, daß der gewiljenhafte Ernſt des Vorgejeßten und die 
wohlwollende Milde des jeelforgerifhen Freundes bei der 
Prüfung und Beurteilung ihrer Leijtungen, wie ihres ganzen 
amtlihen und außeramtlichen Verhaltens fich gegenjeitig weder 
ausschließen noch beeinträchtigen. 
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An diefem Sinne und Geijte, aber auch nur in Diejem, 
wird es möglich fein, daß der Ephorus mit den Geiftlichen 
[und Lehrern] durch vertraulichen Austaufch in das Innerfte 
ihrer perfönlichen Stellung zum Govangelium und zur Kirche 
eingebe, die rechte Gebundenheit und Freiheit, beides inein- 
ander, bei ihnen fördere und namentlich) auf die theologiiche 
Fortarbeit zugleich ortbildung des theologiichen Charakters 
und auf die Benußung der dazu dienlichen Mittel zunächjt bei 
den Geiſtlichen . . . einwirke; endlich wird er nur jo die Rechte 
der Individualität und der mit ihr verliehenen befonderen 
Gabe und Aufgabe zu achten und hierin diejenige Selbſtver— 
leugnung zu üben imftande fein, ohne welche Überhaupt eine 
wahrhaft perfonbildende Wirkfamkeit nicht möglich tft. 

Mängel und Übeljtände, welche der fofortigen Abhilfe be» 
Dürfen, aber vom Ephorus nicht befeitigt werden können, find 
durch befondere nach Befchaffenheit der Sache in Gemeinschaft 
mit der weltlichen KRoinfpektion oder vom Gphorus allein zu 
‚ erjtattenden Bericht zur Kenntnis der vorgejegten KRonfijtorial- 
behörde zu bringen. 


8. Sonjtige Abwartung der Gottesdienste in der 
Ephorte. 

Der regelmäßigen Kirchenvifitationen ungeachtet wird als 
jelbjtverftändlich vorausgefegt, daß die Gphoren, auch ohne 
deshalb beionders erhaltenen Auftrag, den Gottesdienjten an 
einzelnen Kirchorten ihres Sprengels beiwohnen werden, jo 
oft das Bedürfnis einer ergänzenden Kenntnisnahme von den 
kirchlichen Perfonen und AZuftänden oder fonjt das Intereſſe 
der Geiftlichen oder Gemeinden es wünfchenswert oder rätlich 
macht. Doc hat folchenfalls der Gphorus, um feine Befuche 
vor jeder Mißdeutung zu bewahren, in der Negel fofort nad) 
jeiner Ankunft oder wenigitens alsbald nad beendigtem 
Gottesdienfte den DOrtsgeiftlichen von feiner Anwefenheit in 
Kenntnis zu feßen, auc Über von ihm gemachten Wahrneh- 
mungen mit demfelben geeignete Nückfprache zu nehmen. 


9. Vertretung der Ephoren im geiſtlichen Amteée.“ 


Die Vertretung der Superintendenten in ihrem Pfarramte 
an denjenigen Sonn- und Felertagen, an welchen fie durch die 
Kicchenvifitationen oder fonft in amtlicher Weife auswärts in 
Unfpruch genommen find, liegt, ſoweit nicht deshalb eine be» 
jondere Vorkehrung bereits getroffen iſt, zunächſt den ber 
treifenden Diakonen als vicariis perpetuis ob. Ob und in— 
wieweit denjelben für die Ihnen etwa dadurch erwachjende 
Mehrarbeit eine Entſchädigung aus Staatskaffen zu bewilligen 
oder jtatt ihrer die In der Ephorie ſich aufhaltenden theologt- 
Ihen Kandidaten und nach Befinden andere Diözefangeiftliche 
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gegen Gewährung einer folchen zuzuziehen feien, bleibt bejon- 
derer Negulierung auf vorgängige Berichterftattung an die 
Konfiitorialbehörden vorbehalten. uw. 


14. Konferenzweſen. 


Die Fürſorge des Superintendenten für Anregung und För- 
derung wiljenjchaftlichen Xebens und Strebens und beruflichen 
Metteifers unter den Diözefanen hat fich nicht auf den Ver— 
kehrt mit den einzelnen, wie er bejonders durch die Kirchen- 
vilitationen [und Schulrevifionen] vermittelt wird, zu be— 
ihränken, fondern auch auf die Einrichtung regelmäßiger Konfe- 
renzen der Öeijtlichen [und der Lehrer] und die teils unmittelbare, 
teils mittelbare Beteiligung an denjelben zu erjtrecen. 


15. Sährlihe Hauptkonferenz der Geiſtlichen 
[und Lehrerſ. 

In jeder Ephorie ijt jährlich unter Vorfig und Leitung des 
Ephorus eine Hauptkonferenz der Geiftlichen [und eine der 
Lehrer] zu veranjtalten, woran die ſämtlichen Diözefanen, ſo— 
weit jie nicht dDurdy genügende Abhaltungsgründe entjehuldigt 
jind, teilzunehmen haben. Dieſe Hauptkonferenzen werden 
zur Erledigung mancher gejchäftlichen Angelegenheiten, zu Be— 
ſprechung praktijcher Fragen und zu Referaten über den Stand 
und die Tätigkeit der Spezialkonferenzen erwünjchte Gelegen- 
beit bieten, ihren wejentlihen Zweck aber doch nur dann er= 
reihen, wenn nächſt einer anregenden Anſprache des Vorſitzen— 
den irgendein Gegenjtand der Wiſſenſchaft oder des prakti- 
ſchen Umtslebens von einem Konferenzmitgliede eingehend 
behandelt und, nach Befinden, ein Meinungsaustaufc darüber 
veranlaßt wird. 

Überhaupt wird bei jeder diefer Konferenzen der Ephorus 
es fich zur befonderen Aufgabe zu machen haben, nah Maß— 
gabe feiner theologiichen und pädagogischen Einficht und feiner 
geijtlichen Grfahrung auf das wiljenjchaftlihde Streben und 
das amtliche Leben feiner Diözefanen helfend und fördernd, er- 

frifchend und vertiefend einzuwirken. 

— Die Verbindung einer außerordentlichen gottespdienjtlichen 
eier mit den Hauptkonferenzen oder die Einleitung derfelben 
Durch einen erbaulichen Vortrag erfcheint ganz geeignet, den— 
jelben eine höhere Bedeutung zu verleihen und einen reicheren 
Segen zu fichern. 


16. Spezialkonferenzen. 

Das Konferenzwejen wird feinen Zweck nur dann voll 
ſtändig erreichen können, wenn neben den jährlichen Haupt- 
Konferenzen noch öfter wiederkehrende Spezialkonferenzen der⸗ 
geſtaͤlt beſtehen, daß jene mehr einen offiziellen, dieſe einen 
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freieren Charakter haben, jene von dem Gphorus, als Vor— 
gejegten, diefe von jelbjtgewählten Vorftänden geleitet werden, 
jene die gefamte Diözejangeijtlichkeit [und Lehrerfchaft] reprä- 
jentieren, diefe aus frei zufammengetretenen Mitgliedern be— 
jtehen, jene mehr der Anregung des amtlichen und wiljenfchaft- 
lichen Gemeingeijtes, diefe vorzugsweife der direkten Förderung 
der wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Tätigkeit dienen. 

Menn auch rückfichtlih der Teilnahme an ſolchen Spezial- 
konferenzen eine eigentliche Nötigung, welde leicht den beab- 
jihtigten Erfolg beeinträchtigen Könnte, nicht ftattfinden foll, 
jo haben doch die Ephoren die Bildung und zweckmäßige Ab— 
grenzung und Ginrichtung derjelben in ihren Sprengeln ſich 
angelegen fein zu laſſen und ſich über ihre Tätigkeit in lau— 
fender Kenntnis zu erhalten, auch von dem ihnen vorzube- 
baltenden Rechte der Teilnahme an den Verfammlungen der 
einzelnen Kreife dann und wann Gebraud zu maden. 


17. Teilnahme der Kandidaten. 


Die theologifchen [und die Schulamts-] Kandidaten find nicht 
nur in den betreffenden Hauptkonferenzen zuzulaffen, jondern 
es ilt ihnen auch, foweit tunlich, Gelegenheit zur Teilnahme 
an einer Spezialkonferenz teils der Geiltlihen [teils der 
Lehrer] zu verjchaffen [welcher folchenfalls die Schulamtskan- 
didaten ſich nicht entziehen dürfen]. 


18. Schriftlihe Anfpradhen des Gphorus. 

Außerdem werden die Ephoren auch bei Ausfendung von 
Miffiven manche geeignete Gelegenheit finden, den Geijtlichen 
[und Lehrern] gegenüber ihr oberhirtliches und feelforgerifches 
Amt zu Üben und nad) Befinden beim Jahreswechſel oder 
jonjt denfelben die Aufgaben ihres Amtes an das Herz zu 
legen, oder die bedeutenderen Erſcheinungen auf dem Gebiete 
der Kirche [und Schule] oder der theologijhen und pädagogi— 
hen Wilfenfchaft zur Beachtung zu empfehlen. uw. 


21. Außerordentlihe Berichte.” 


Anerwartet der unter 19 und 20 gedadhten Jahresberichte 
find Zuftände, welche ein fofortiges höheres Ginfchreiten im 
Intereffe des Amts und der Kirchen- oder Schulgemeinden 
notwendig oder wünſchenswert machen, der vorgejeßten Be— 
hörde unverweilt anzuzeigen und init pflihtmäßiger Offenheit 
darzulegen. 


22. Aufficht über die RirhenärareS 


Die Ginreihung der vorgefchriebenen dreijährigen Tabellen 
über den Stand der Kirchenärare foll von den Ephoren ferner- 


2 


hin nicht gefordert werden, in der zuverfichtlihen Erwartung, 


fi 
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daß die Sorgfalt und Gewilfenhaftigkeit derjelben in der Über- 
wahung des Kirchrechnungsweſens eine weitere Kontrolle ent- 
behrlicy machen werde. ujw. 


24. Erpeditionsarbeiten.’ 


Damit die Ephoren nicht durch äußerlihe und mehr mecha- 
niſche Arbeiten ihrem wichtigen Amte entzogen und an einer 
für Kirche und Schule erfprieglihen Wirkjamkeit gehindert 
werden, ſind dieſelben gehalten, alle Kopialien, die Akten- 
haltung, nad) Befinden die Injtandhaltung des NRepertoriums 
und Führung der NRegijtrande, ſowie überhaupt diejenigen 
Erpeditionsarbeiten, welche eine höhere Qualifikation nicht 
erfordern, an Erpeditionsjtelle von einem geeigneten und ſchon 
einigermaßen geübten Grpedienten beforgen zu lafjjen, über 
dejjen Zeit jie, wenn auch in kleinen Ephorien nicht ausjchließ- 
lich, doch jedenfalls infoweit, als der Gefchäftsumfang es er- 
forderli macht, frei disponieren können. 


- 25. Sirierung des Netife- und Grpeditionsaufwandes. 


Für Fortkommen und NReifeaufwand bei den unter 2, 8 
und 11 gedachten Vifitationen und Nevifionen, jowie bei Ab— 
nahme der Kirchrechnungen, ingleichen für den gejfamten Ex— 
peditionsaufwand, joweit nicht nad) den zurzeit geltenden Be— 
ftimmungen der Anfag von Gebühren nachgelajjen oder die 
Erjtattung der Kopialen, Porti und Briefträgerlöhne zu be— 
anſpruchen it, werden die Epheren Durch das ihnen ausgefeßte 
Fixum entjchädigt. Auch für etwaige außerordentliche Ne- 
pifionen oder Zokalerörterungen innerhalb ihres Bezirks, welche 
ihnen in bejonderen Fällen von der vorgelegten Behörde auf- 
getragen werden können, haben fie eine weitere Entſchädigung 
nicht in Anſpruch zu nehmen. 

Im allen denjenigen Beziehungen, welche im vorjtehenden 
bejondere Erwähnung nicht gefunden haben, wird an der ver- 
faljungsmäßigen Kompetenz und den gefeßlichen Obliegenheiten 
der Ephoren etwas nicht geändert Je weniger aber diejelben 
die Ubficht der hiermit getroffenen Beftimmungen verkennen 
werden, ihrem Amte einen fegensreichen Einfluß auf Kirche 
[und Schule] zu ermöglichen und zu fihern, um fo geredt- 
fertigter ijt die Erwartung, daß jie im willigen Eingehen auf 
dasjenige, was vorjtehend teils angedeutet, teils angeordnet 
worden ijt, die Erlangung einer volljtändigen Bekanntichaft 
mit den bezüglichen Verhältniffen und Werfönlichkeiten und 
die erfolgreiche Einwirkung auf diefelben fich unausgejeßt an- 
gelegen jein laſſen und insbejondere ihrer erhöhten DVerant- 
wortlihkeit dafür immer eingedenk bleiben werden, daß nicht 
durch unbeachtet gelaffene Mängel, Übeljtände und Ürgerniffe 
Kirche [und Schule] Schaden erleiden. 


us 
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1. Zu den Aufgaben der Superintendenten gehört u. a. 
die Leitung des Beſetzungsverfahrens bei er Stellen. 
Siehe hierüber BD. vom 22. Tuni 1875 (GVBl. ©. 271): 81 
Bekanntmachung der Vakanz), 8 2 (Beranftaltung der Gaſt— 
predigten), 8 5 (Bräfentationsbericht), 8 11 (Verpflichtung, Kon- 
firmation, Ordination, Ginweifung). — Sodann hat der Super— 
intendent für die Verwaltung vakanter geiltliher Stellen zu 
jorgen (BD. vom 19. Jan. 1878, KonſBl. ©. 10), — In Ehe- 
jahen hat der Superintendent die Entſchließung wegen Dis- 
penjation vom zweimaligen Aufgebot in zweifelhaften Tällen 
(Zrauordnung vom 23. Juni 1901 8 7), bei Trauungen in ge- 
ihhloffener Zeit (ib. $ 16), bei MWiedertrauung Gejchiedener 
in zweifelhaften Fällen (ib. $ 20) und hat bei Trauung fürft- 
licher PVerfonen die Genehmigung der Konfiftorialbehörde ein- 
zuholen (BD. des KultMin. vom 6. Mai 1841, Cod. ©. 927 
Note 8). — Der Superintendent hat in zweifelhaften Fällen 
bei Begräbnijfen von Gelbjtmördern zu entiheiden (VD. vom 

‚3. Jan. 1876, KonſBl. ©. 1). — Gr hat die Privatkonfirmation 
zu genehmigen (Konfirmationsordnung vom 12. Mai 1877, 
GVBL. ©. 218, $ 16). — Der Superintendent führt die Auf 
jiht über die Haltung der Pfarrakten (WO. vom 21. Febr. 1843, 
GVBL. ©. 6) und über die Führung der Kirhenbüder (VD. 
vom 21. Nov. 1840, GBBl. ©. 361, 8 6). 


2. Die Beitimmungen wegen Beauffihtigung der Schulen 
und Lehrer find erledigt duch das VWSchul®. vom 26. April 
1873 (GVBL. ©. 350). Dal. indejjen wegen Aufjicht über den 
Religionsunterriht in der Volksſchule 8 29 VBSohul®. und 
VO. des LKonſ. vom 12. April 1875 (KonſBl. ©. 29). Megen 
der DOrtsfchulaufficht der Superintendenten in den Gphoral- 
ftädten f. GenVO. des LKonſ. vom 4. Dez. 1878 (Cod. ©. 536 
Note 145). Megen der Mitgliedfhait im Schulvorjtande |. 
GenVO. des LRonf. vom 2. Febr. 1875 (Cod. ©. 536 Note 145). 
Wegen Benahrichtigung der Bezirksichulinjpektoren vom Wechſel 
in den geijtlichen Stellen |. GenVO. des LKonſ. vom 15. Jan. 
1878 (Cod. ©. 544 Anm. 177). 


3. Die regelmäßigen Viſitationen ind von den Guperin- 
tendenten jeßt in einem jechsjährigen Turnus abzuhalten (BD. 
des LRonf. vom 17. Dez. 1878 (Konjdl. ©. 150. Megen der 
früheren Gphoraljtädte ſ. ebendafelbjt. Im übrigen find die 
Beltimmungen über die Vifitationen ergänzt durch die GenVO. 
vom 15. Jan. 1892 (KonſBl. ©. 1). 


4, Die Beurlaubung der Gphoren bei längerer als acht— 
tägiger Ubwefenbeit jteht dem LKonſ. zu. Sie haben wegen 
der Stellvertretung Vorfchläge zu machen und auch bei kürzerer 
Abweſenheit dem LRonf. Anzeige zu erjtatten (GenBdD. vom 
8. Febr. 1875, KonſBl. ©.3 I). 


8. Verordnung vom 12. November: 1863. 39 


5. Über die Einberufung und Leitung der wu 
fammlung durch die Superintendenten ſ. KWUSD. 


6. Wegen Beauflihtigung der Kandidaten der — — 
nunmehr Kandidatenordnung vom 16. Febr. 1892 (Konjdl. 
©. 37). Megen des VBorlißes im Kandidatenverein Anlage A 
der Randivatenordnung 8 7. Wegen Beaufjfichtigung der Lehr— 
kandidaten im WVorbereitungskurfus bei einem Geiltlichen |. 
Inſtruktion B der Kandidatenordnung 88 2 ff), Wegen Aus- 
ne von Zeugniljen für Kandidaten ſ. WO. vom 12. Juli 
1900 (KonſBl. ©. 50). 

7. Wegen der regelmäßigen Berichte vgl. GenVO. des 
LKonſ., — kirchlichen Jahresberichte betr, vom 9. Mai 1877 
(Cod. ©. 781); GenVO. des LKonſ. vom 6. Dez. 1880 (KonſBl. 
©. 182) und vom 16. Nov. 1882 (Ronjdl. ©. 1%); VD. vom 
21. Nov. 1912 GonſBl. ©. 97). 

8 Megen Führung der Katafter über die Barochialverhält- 
niffe und der Jahresanzeigen über die Veränderung im Ein- 
kommen der Geijtlihen vgl. BD. des LRonf. vom 19. Aug. 
1878 und vom 12. Okt. 1878 (Konj&l. ©. 72 u. 110). 

9, Über das Aktenwejen, Aktenrepertorien, Ephoralarchive 
und Regijtrandenführung vgl. BD. vom 17. Dez. 1878 (KonſBl. 
©. 150) und das Dajelbjt vorgefchriebene Formular. Wegen 
Revilion der Ephoral- und Pfarrardive ſ. BD. vom 12. Mai 
1903 (KonſBl. ©. 27). . 

10. Den Superintendenten find auch fernerhin von den 
einzelnen Kirchäraren und bzw. Rirchgemeinden ihrer Gphorien 
zu erjtatten, die ihnen in Angelegenheiten der Gejamtephorie 
entjtehenden baren Auslagen, wie 3. B. für Veranjtaltung und 
Abhaltung der Diözefanverfammlungen und Ephoralkonferen- 
zen, Unterhaltung des Ephoralarchivs und etwaiger Ephoral- 
bibliotheken, fowie durch die fogenannten Miffivbotenumgänge 
oder die an deren Stelle getretenen Einrichtungen. Dagegen 
iſt im übrigen die Befugnis der Superintendenten, Gebühren, 
Reileaufwand oder Verläge an Schreiblöhnen, Portis und 
Botenlöhnen zu liquidieren, weggefallen (BD. des LKonſ. vom 
2. Zuni 1892, GVBl. ©. 285). 


8. Verordnung (des Kultusminifteriuns), die welt- 
liche Koinjpektion über Kirchen, [Schulen]! und 
beiden gewidmete Stiftungen betreffend; vom 12, No— 
vember 1863. 
(GVBL. ©. 758.) 


Das Minifterium des Kultus und öffentlichen Unter: 
rihts hat die von mehreren Stadträten an die lebte 
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ordentliche Ständeverfammlung gerichteten, von Diejer 
an die Staatsregierung zu Erwägung abgegebenen Peti— 
tionen um Einräumung einer Koinjpektion über die 
Kirchen [und Schulen] ihres Ortes in nähere Erwägung 
gezogen und verordnet, im Ginverjtändnijje mit den in 
Evangelieis beauftragten Staatsminijtern, hierdurch: 
‚1. In allen Städten der Erblande, in weldyen die all- 
gemeine Städteordnung eingeführt ift und wo im Kol- 
legium des Gtadtrats wenigitens ein juriſtiſches Mit- 
glied ſich befindet, deren Stadträte aber zeither eine 
KRoinjpektion über Kirchen [und Schulen] nicht Hatten, 
tritt mit Anfang des Jahres 1864 zu der aus dem 
Superintendenten und |dem Gerichtsamte]? bejtehenden 
Kirchenſund Schullinjpektion, oder, wo dem Gtadtrate 
ſchon die Koinjpektion über die Schulen zujtand, zur 
Kircheninspektion, der Stadtrat? als drittes Mitglied 
hinzu. 

2. Es find demnach alle bei der Kirchenſund Schul]- 
injpektion eingehenden, die Kirchen, [Schulen,] ſowie die 
kirchlichen [und Schul-] Stiftungen der Stadt betreffenden 
Verordnungen, Gejuche und andere Schriften dem Stadt- 
rate zur Mitpräjentation mitzuteilen, die Entſchließungen 
darauf von dem Superintendenten, [dem Gerichtsamte] 
und dem Stadtrate im Mege mündlicher Vernehmung 
oder jchriftlider Kommunikation gemeinfchaftlih zu 
faſſen und alle von der Kirchen[und Scullinjpektion 
ausgehenden Erlaſſe oder zu erjtattenden Berichte auch 
dem GStadtrate zur Durchſicht, Signatur und Mitvoll- 
ziehung mitzuteilen, wobei den Stadträten, gleichwie 
den anderen Mitgliedern der Injpektion freijteht, in 
Berichten an die vorgejegten Behörden feinerjeits ein- 
fliegen zu lafjen, was er zur Unterjtügung feiner etwa 
abweichenden Anficht für angemejjen findet. 

3. Der Vorfi verbleibt dem Superintendenten, das 
Direktorium actorum [dem Gerichtsamte]; es jteht aber 
dem Stadtrate nicht nur das Recht zu, der Kirchen- 
[und Scdullinfpektion zu gemeinfchaftlihen Beſchlüſſen 
und Handlungen Anregung zu geben, jondern er hat 
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als Lokalbehörde auch zunächſt die Pflicht, über den 

gejeg- und verfajjungsmäßigen Gang der Kirchen[und 

Scullangelegenheiten feiner Stadt zu wachen und alle 

Fälle, die ein Einjchreiten der Injpektion erfordern, ſo— 

gleich zur Kenntnis jeiner Mitinjpektoren zu bringen.* > 
Dresden, den 12. November 1863. 


1. Soweit die Schulen in Frage kommen, erledigt dur 
VSchulG. vom 26. April 1873, ©. 350, $ 34 und AusfVD. 
vom 25. Aug. 1874, ©. 155, 8 66. 


2. Vom 15. Oktober 1874 ab ijt die jeither den Gerichts- 
ämtern zujtändig geweſene weltliche Koinjpektion über die 
Kirche und dieſer gewidmete Stiftungen den Amtshauptmann- 
ihaften übertragen worden (VD. des KultMin., den Eintritt 
veränderter Zujtändigkeit betr., vom 26. Aug. 1874, GVBl. 
©. 216, $ 2). Die Injpektionsbezirke ergeben fich danach aus 
den Bezirken der Amtshauptmannichaften MinVO. vom 20. Aug. 
1874, 6GBBl. ©. 113, 88 2—7; BD. vom 1. Nov. 1878, ©. 403; 
BD. vom 11. Sept. 1880, ©. 109; BD. vom 20. Juni 1910, ©. 155) 
und den Gphoralbezirken, |. oben ©. 30. Durchſchneidet die 
Grenze des amtshauptmannfcaftlichen Bezirks einen Barodhial- 
bezsßzirk, ijt die Amtshauptmannſchaft zujtändig, in deren Bezirk 
“ das Kirchengebäude liegt (VD. vom 30. Sept. 1856, GVVBl. 
©. 370, 85). Die Ausübung der Infpektionsbefugniffe in der 
Dberlaujiß j. oben VO. vom 12.-Gept. 1874, ©. 299, und BD. vom 
20. Febr. 1875 (KonſBl. ©. 10). Iſt der Amtshauptmann nicht 
Alitglied der ev.-luth. Landeskirche, ijt er von der Ausübung der 
Inipektionsbefugnilfe ausgefchlojfen. Sein Stellvertreter ijt 
infomweit an die Weilungen des Amtshauptmanns nicht ge— 
bunden (VD. des Min. d. I. vom 15. März 1875). ber die 
Kircheninfpektion in den Landesanftalten |. KonſBl. 1903, 27. 


3. Die Koinjpektionsbefugnijfe des Stadtrats werden in der 
Regel durch den Bürgermeifter, in den dazu geeigneten Fällen 
Durch das ganze Ratskollegium ausgeübt (VD. des KultMin. 
vom 17. April 1866, Cod. ©. 345). Mo der Stadtrat erjt 1864 
als drittes Mitglied zur Infpektion hinzugetreten ilt, beſchränkt 
jich dejjen Zujtändigkeit auf den Stadtbezirk (VD. des Kult- 
Min. vom 29. Dez. 1863, Cod. ©. 345 Note 4), in den übrigen 
. Städten NevStd. auch auf die eingepfarrten Ortſchaften und 
Drtsteile (VD. vom 30. Sept. 1856, GVBL. ©. 370, 8 6). Bei 
Kollifion der Intereſſen der Stadt mit denen der Kirch— 
gemeinde gehen die nipektionsbefugnijfe auf das LKonſ. 
Über (KAVUSD. 8 26a Abf. 3). Ratsmitglieder, die nicht dem 
ev.-luth. Bekenntnis angehören, find von der Wahrnehmung 
der Inipektionsbefugnijje auszufhliegen (WO. des LRonf., 

Fiſchers 3. 15, 76). 
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4, Geihäftsgang. Der Vorfig (directorium causae), der 
den Sachvortrag einjchließt, gebührt dem Ephorus, das dir. 
actorum der weltlichen KRoinjpektion. Die Amtshauptleute und 
Superintendenten jtehen in gleihem Range (Hofrangordnung, 
Klaſſe 4 Gruppe D. Die Vollziehung der amtliyen Schriften 
erfolgt unter der Bezeichnung „Rircheninfpektion für. N". Bei 
Eingaben an die Kircheninjpektion ijt außerdem als Adreſſe 
„Kal. Superintendentur N" beizufügen VO. vom 16. März 
1875, KonſBl. ©. 20). Über Koſtenberechnung in Kircheninſpek— 
tionsfahen vgl. ©. vom 2. April 1844 (©. 141 ff); VD. vom 
26. Aug. 1874 8 9 (GVBL. ©. 216). 


5. Zujtändigkeit. Die Kircheninfpektionen find die. erjt- 
injtanzlichen Kirchenauflichtsbehörden für die Kirchgemeinden, 
Kirchenvorftände und Pfarrämter, foweit nicht der Ephorus 
ausichließlih zuftändig iſt. Sie find Adminiftrativjujtizver- 
mwaltungsbehörden für jtreitige kirchlihe Verwaltungsſachen 
(86. vom 15. April 1873, ©. 376, 8 15 Ar. 18 Abſ. 6). Ihre 
Zuftändigkeit iſt nicht grundfäglich geordnet. Im einzelnen: 

a) Kirchenvorjtände. Die Injpektion entjcheidet über Nekla- 
mationen wegen verweigerter Aufnahme in die MWahllijten, 
Entlaſſung ven Kirchenvorftehern wegen Verluſt der Mähl- 
barkeit, über Grheblichkeit der Ablehnungsgründe (KVusO. 
88 Abſ. 3, 88 13, 29), jie darf im Falle zweifellos vorliegen- 
der Gejegwidrigkeit auch die vom Kirchenvoritand für gültig 
erklärten Mahlen kaſſieren (BD. des KultMin. vom 3. Nov. 
1868, Cod. ©. 367 Note 45). Sie hat auf Antrag des Kirchen- 
vorjtandes die Leitung der Wahl zu Übernehmen (KVusSO. 
8 14), befindet über Beſchlüſſe des Kirchenvorjtands, die ihr 
der Vorſitzende des Kirchenvorjtands oder der Patron als be- 
denklich angezeigt hat (KWUSD. 88 5, 28 Abſ. 4). 

b) Geiſtliche und Kirchendiener. Die Inipektion befindet 
über die Anzeige des Kirchenvorjtands bezüglich feiner Wahr- 
nehmungen in bezug auf Amtsführung und Wandel der Geift- 
lihen (KVuSO. 8 20), über difziplinelle Ordnungswidrigkeiten 
der Geijtlihen (Difziplinarordnung 8 63 Ar. 2), verpflichtet 
eidlich) die niederen Kirchendiener (KAWUSD. 8 25 Abi. 6). 

ec) Kirhenzudt. Die Inſpektion befindet in Kirchenzucht- 
fällen über den Verluſt des Nechts, Watenjtelle zu vertreten, 
über Verluſt der Stimmberehtigung und Wählbarkeit bei 
Kirhenvorjtandswahlen, über Enthebung von kirchlichen Am— 
tern (AG. vom 1. Dez. 1876, ©. 712, 88 2 u. 3; Konfirmations- 
ordnung vom 12. Mai 1877, ©. 218, 85 Abſ. 4; Trauordnung 
vom 23. Juni 1901 8 22). 

d) Kirchliche Ortsgefege. Die Injpektion hat zu genehmigen: 
die Errichtung kirchlicher Drtsgejege, insbejondere der Öottes- 
ackerordnungen, Taufregulative, Begräbnisregulative; joweit 
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eine Abweichung von der allgemeinen kirchlichen Ordnung be> 
abjichtigt ift, hat das LKonſ. den in Evangelieis beauftragten 
Staatsminijtern Vortrag zu erjtatten (KVuSO. 8 1,5); die An— 
legung von Yamiliengrüften und Erbbegräbniſſen innerhalb 
der Oottesäcer, infoweit in den Gottesackerordnungen eine 
jolde Entjchliegung der Inſpektion ausdrücklich vorbehalten 
worden iſt (VD. des KultMin vom 9. Dez. 1868, Cod. ©. 374 
Note 77b); die Verleihung von Zamilien- und Erbjtühlen, in- 
joweit in den Kirchjtuhlordnungen dies der Inipektion vorbe- 
halten iſt, ſowie die Errichtung folder Kirchenjtuhlordnungen 
(BD. des RultMin. vom 27. April 1869, Cod. ©. 375 Note 77 
unter ce, die Abänderung lokalliturgifcher Einrichtungen (KVu— 
SD. 8 24 Abſ. 2), Negulative über Auszeichnung ehrbarer 
Brautleute (Bek. vom 13. Dez. 1886, Konjdl. ©. 91). 


e) Kirhlihe Wermögensverwaltung. Die Inipektion prüft 
die Haushaltpläne der kirhlichen Kajjen (KStG. 8 2 Abſ. 2; 
KHaushG. 8 5), Hat auch Ausgaben zu genehmigen, die über 
den Voranſchlag hinausgehen (ebenda $ 5,5), prüft und juftifi- 
ziert die Kirchenrechnungen (BD. vom 30. März 1868 VII 5 u. 6), 
bat die, Injtruktion für den Kirchenrehnungsführer feitzuftellen 
(KVUSD. 8 22 Abf. 3) und über die denfelben zu gewährende 
Vergütung zu befinden (KVuSO. 8 27), genehmigt kirchliche 
Bauten nah Maßgabe der Anleitung vom 15. Dez. 1899 
GonſBl. ©. 126) 83, genehmigt die Überlafjung der Kirche zu 

bejonderen Veranjtaltungen (KVuSO. 8 21 Abf. 3). Sie ver- 
tritt die geijtlichen Lehen (KVWUSD. 8 26 a Abſ. 4) und macht 
Vorſchläge bei Beitellung von Aktoren (VD. vom 9. Dkt. 1841, 
GVBL. ©. 239), genehmigt die Ausleihung und Einziehung 
von Pfarrlehnskapitalien MinVO. vom 12. Nov. 1868, Cod. 
©. 374 Note 71, und VD. vom 13. Tebr. 1845, GVBL. ©. 36), 
genehmigt die Niederreißung von Pfarrlehnsgebäuden im Falle 
jofortiger Erfegung durch einen Neubau (VD. vom 11. März 
1869, Cod. ©. 371), genehmigt die Anerkennung der für die 
Zehnsgrundjtücke anzulegenden Grundbuchsfolien durd den 
Lehnsnugnießer (BD. vom 3. April 1865, Cod. ©. 349 Note 4a), 
führt die Auffiht über die Bewirtichaftung der Kirchen- und 
PBfarrwaldungen (BD. vom 23. Febr. 1875, KonſBl. ©. 12), 
genehmigt Negulative über die Erhebung kirchlicher Gebühren 
(86. vom 2. Dez. 1876, GVBL. ©. 715, 8 5), genehmigt den 
Beginn von Prozeſſen, in denen nicht lediglich liquide Schuld- 
‚ forderungen eingeklagt werden follen, und den Abſchluß von 
Vergleichen hierüber (AWUSD. $ 26,,a), genehmigt Kicchen- 
fteuerordnungen (KStG. 88 17—19; AusfVO. 88 24 u. 25), ent- 
icheidet über die Steuerpflicht der Nittergüter (KStG. 8 29, >, 
GVBl. ©. 223), hat Genehmigung zu erteilen, wenn Anleihen 
über 300 #4 auf den Kredit der Kirchengemeinde genommen 
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werden follen, ordnet die Schuldentilgung (RHaush6. 8 2); 
hat das Zwangsetatifierungsredht (KHaush©. $ 6; Cod. ©. 379 
Note 102) und führt in unterer Inftanz die Aufficht über vie 
kirchlichen Stiftungen, f. Bem. ©. 9 Anm. 6. 


d) Kirchgemeinde- und Synodalverfajjung. 


9, Kirchenvorftands- und Synodalordnung! für die 
evangelifch- lutherifche Kirche des Königreichs Sachſen 
in der Faſſung der Bek. vom 18. Oktober 1913. 
(GVBL. ©. 413 ff.) 


Um den evangelijch-Iuthetifchen Kirchgemeinden eine 
größere Teilnahme an der Verwaltung ihrer Angelegen- 
heiten durch von ihnen gewählte Vertreter zu gewähren 
und dem Bedürfnijje einer Vertretung der gejamten 
evangelijch-Iutherijchen Landeskirche durch zu 
genügen, ijt nachſtehende 


Kirhenvorftands- und Synodalordnung für die 
evangelijch-lutherifhe Kirhe des Königreids 
Sadjen 

erlajjen worden. 


A. Bon den Kirhenvorftänden. 


Beruf und Befugnis der Rirchgemeinden. 

8 1. (1) Jede Kirchgemeinde hat den Beruf, unter 
Anregung des in ihr bejtehenden geijtlichen Amtes, ſich 
zu einer Pflanzjtätte evangelifch-chriftlicden Glaubens, 
Sinnes und Lebens zu geltalten, und das Befugnis, 
ihre Angelegenheiten — unter den gejeßlihen und aus 
ihrem Verhältnijfe als Glied der evangelijch-lutherifchen 
Kirche fich ergebenden Beſchränkungen — jelbjtändig zu 
ordnen, insbejondere das Vermögen ihrer Kirche und 
das Vermögen der kircylichen Stiftungen bei ſolcher 
unter der verfajjungsmäßigen Mitwirkung des Kirchen- 
patrons und unter der Aufjicht der kirchlichen Behörden 
jelbft zu verwalten. 

(2) In die Verwaltung der den Geijtlichen und Kirchen- 
dienern zu ihrem Nießbraudhe und Unterhalte ange- 
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wiejenen Grundſtücke und Fonds darf die Kirchgemeinde 
nicht eingreifen, und, wo die Verwaltung des Vermögens 
einer Stiftung durd den Stifter geordnet ijt, bewendet 
es bei den getroffenen Bejtimmungen. 

(3) Kirchliche Ortsvorſchriften aller Art (Ortsgejeße, 
Regulative, Statuten, Saßungen, Ordnungen und der- 
gleichen) bedürfen, jofern nicht durch bejondere Vorjchrift 
etwas anderes bejtimmt ift, der Bejtätigung der Kirchen- 
injpektion. Soweit jie von allgemeinen Ordnungen der 
Landeskirche abweichen, bedürfen fie der Genehmigung 
der in Evangelicis beauftragten Staatsminijter auf Vor— 
trag des Goangelijch-lutherifhen Zandeskonfiftoriums.? 

Kirchenvorſtand. 

8 2, In jeder Kirchgemeinde wird zu deren Ver— 
tretung, zur Förderung ihrer Zwecke und zur Ausübung 
der 88 1 und 18 bemerkten Rechte ein Kirchenvorjtand 
errichtet. 

Deſſen Zufammenfegung. 

8 3. Diejer ſoll bejtehen: 

1. aus dem Pfarrer oder dejjen Stellvertreter im 
Pfarramte. Sind mehrere konfirmierte Geijtliche 
an der Parochialkirche angeftellt, jo gehören dieſelben 
ſämtlich dem Kirchenvorjtande an. Abweichungen, 
wo folche durch bejondere örtliche Verhältnijje ge- 
boten find, bedürfen der Genehmigung des Evan- 
gelifch-lutherifchen Landeskonfiftoriums; 

2. aus einer Anzahl weltlicher Mitglieder der Kirch- 
gemeinde (Rirchenvorjteher), welche von leßterer ge- 
wählt werden. Das erjtemal wird die Zahl der- 
jelben von der Rircheninjpektion, im Einverjtändnijje 
mit den Vertretern der politifchen Gemeinde, unter 
Berükfichtigung der Beltimmungen $ 6 fejtgeitellt. 
Es dürfen jedoch deren dann für das erjtemal nicht 
weniger als 4 und nicht mehr als 16 fein. 

Die endgültige Feititellung der Zahl bleibt jtatuta- 

riſcher Beſtimmung vorbehalten (vgl. 8 6). 
In Barochien, welche aus einer Stadtgemeinde und 
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eingepfarrten Landgemeinden zujammengejegt jind, wird 
das Zahlenverhältnis der Mitglieder von Stadt und 
Land nad) Maßgabe der Bevölkerung und der Bei- 
tragspflicht jtatutarijch feitgeitellt. 


Vorſitz, Gefchäftsordnung und Helfer. 

8 4. (1) Den Vorſitz im Kirchenvorftande führt der 
Pfarrer oder ein Stellvertreter desjelben, welcher legtere 
vom Rirhenvorjtande frei aus deſſen Mitgliedern ge⸗ 
wählt wird.? 

(2) In den 8 18 Punkt 1, 2, 3, 6, 7 und 8 gedachten, 
jowie überhaupt in allen inneren kirchlichen Angelegen- 
heiten führt den Vorſitz der Pfarrer, in allen übrigen, 
insbejondere den im 8 18 Punkt 4, 5 und 9 erwähnten 
Angelegenheiten kann diejer Vorſitz von jedem Kirchen- 
vorjtande dem Gtellvertreter übertragen werden. 

(3) Der Kirchenvorftand ordnet feine Gejchäftsführung 
jelbjtändig. 

(4) Durch die Gejchäftsordnung kann der Kirhenvor- 
itand einzelnen feiner Mitglieder bejtimmte Obliegen- 
heiten, insbejondere bei der Geeljorge und der kirchlichen 
Armenpflege, je für einen Teil des Kirchgemeindebezirks 
oder je für beftimmte Kreife der Kirchgemeindeglieder 
übertragen. Die bezirksweije Übertragung von Obliegen- 
heiten muß erfolgen, wo Geeljorgerbezirke bejtehen, und 
zwar für jeden derjelben.* 

(6) Durch Ortsgeſetz kann bejtimmt werden, daß zur 
Ausführung der im Abjag 4 erwähnten Obliegenheiten 
auch Helfer aus der Gemeinde zugezogen werden dürfen 
oder zuguziehen jind. Das Ortsgejeg hat joldhenfalls 
mit zu bejtimmen, welchen Anforderungen die Helfer 
ihrer Perſon nach genügen müjjen.’ 


Teilnahme des Kirchenpatrons an den Geſchäften des Kirchen— 
voritands. 

8 5. (1) Der Kirchenpatron kann von der Verwal- 

tung des Kirchenvorftands jederzeit Kenntnis nehmen 

und, wenn er der evangelifchelutherijchen Konfejjion zu- 
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getan ijt, au die zur Mählbarkeit für den Kirchen- 
vorjtand erforderlichen Eigenjchaften bejißt, den Sigungen 
des Kirchenvorjtands beiwohnen und jich, jedoch ohne 
Stimmredt, an dejjen Verhandlungen beteiligen. Er 
hat dieſes Necht perjönlich) auszuüben, doc können, 
unter den obigen Vorausjegungen, Ehemänner für ihre 
Ehefrauen und Vormünder für ihre Pflegebefohlenen 
eintreten. Auch ift der Kirchenpatron zu den Verſamm— 
lungen des Kirchenvorjtands nur dann einzuladen, wenn 
er innerhalb Landes wohnt. 

(2) Gejtattet die Dringlichkeit einer zu verhandelnden 
Angelegenheit nicht, den außerhalb der Parochie ſich auf- 
haltenden Kirchenpatron zu der Verſammlung einzu— 
laden, oder ijt derjelbe abgehalten, der Verſammlung 
beizumwohnen, jo ijt demjelben fofort und längjtens binnen 
drei Tagen auf feine Koften eine Abſchrift des Proto- 
Rolls über die jtattgefundene Verhandlung zuzujenden. 

(3) Stadträte und andere Korporationen, denen ein 
, Batronatrecht zufteht, können durch eines ihrer Mit- 
glieder, welches die zur MWäbhlbarkeit für den Kirchen- 
vorſtand erforderlichen Eigenjchaften bejißt, den Verſamm— 
lungen des Kirchenvorjtands unter Beteiligung an dejjen 
Verhandlungen, jedoch ohne Stimmredt, beiwohnen. 

(4) Findet der Kirchenpatron einen Beichluß des Kirchen— 
vorjtands bedenklich, jo kann er auf Entjcheidung der 
Kircheninjpektion, beziehentlic” der Konjiftorialbehörde, 
antragen. j 


Vertretung der eingepfarrten und der Filtalgemeinden. 

8 6. (1) Aus jeder eingepfarrten politischen Gemeinde 
it in der Regel wenigjtens ein Mitglied in den Kicchen- 
vorjtand zu wählen, doch können auch Kleinere Drt- 
ſchaften zu diefem Ende zufammengejchlagen werden. 

(2) Der Beliger eines mit Wohngebäuden verjehenen, 
von dem politiichen Gemeindeverbande erimierten Grund- 
ſtücks ohne Batronatrecht hat, jofern er die 8 8 be- 
zeichneten Eigenjchaften der Wählbarkeit befitt, Sit und 
Stimme im Kirchenvorjtande. Befinden ſich mehrere 
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ſolcher Grundftücsbejiger in der Kirchgemeinde, jo wer- 
den fie durch einen oder einige, die jie jelbit aus ihrer 
Mitte wählen, im Kirchenvorjtande vertreten. ® 

(3) Die Vertretung ſowohl der einzelnen eingepfarrten 
Gemeinden, als auch der vom Gemeindeverbande eri- 
mierten Grundftücksbejiger im Kirchenvorftande ijt nad) 
Maßgabe der Bevölkerung und der Beitragsleijtung 
lokaljtatutarijch zu ordnen. 

(4) Silialgemeinden wählen einen bejonderen Kirchen- 
vorjtand. Diefer tritt mit dem der Hauptkirche zuſam— 
men, wenn gemeinjchaftliche Angelegenheiten zu beraten 
jind. Solchenfalls bilden die vereinigten Kirchenvor- 
ſtände aud für die Beſchlußfaſſung eine Einheit. Doc 
kann ortsgejeglich, joweit es ſich nicht um Aufftellung, 
‚Änderung oder Aufhebung ortsgejeglicher Bejtimmungen 
handelt, eine andere Art der Beſchlußfaſſung feſtgeſetzt 
werden. 


Verhältnis zwiſchen mehreren Kirchgemeinden an einem Orte. 

8 7, In Orten, welche mehrere Kirchgemeinden um— 
faljen, treten die Kirchenvorjtände, wenn allgemeine 
kirchliche Angelegenheiten des ganzen. Drtes in Frage 
itehen, zu deren gemeinjchaftliher Beratung zujammen. 
Den Vorſitz führt in Ephoralorten der Superintendent, 
anderwärts ein von der Verfammlung zu wählendes 
Mitglied. Durch kirchliches Ortsgefeg kann bejtimmt 
werden, daß, wie und mit welcher Wirkung bei ſolchen 
gemeinjamen Beratungen aud gemeinfame Beichlüfje 
gefaßt werden dürfen. Das Ortsgejeß gilt als bejchlojjen, 
wenn es in übereinftimmender Faſſung von den Kirchen- 
vorjtänden des Drtes angenommen it. 


Stimmberehtigung und Wählbarkeit. 

8 8. 1. Stimmberedtigt find alle jelbjtändigen Haus- 
väter der Kirchgemeinde, weldhe das 25. Lebensjahr er- 
füllt haben, fie feien verheiratet oder nicht, und in die 
Mählerlifte der Kirchgemeinde aufgenommen find. ? 

2. Die Aufnahme in die MWählerlifte erfolgt nur auf 
eigene Anmeldung, welche zu jeder Zeit gejchehen kann. 


\ 
\ 
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Die Anmeldung erfolgt beim Pfarramt, infoweit nicht 
die Gejchäftsordnung des Kirchenvorjtands etwas an- 
deres bejtimmt. Die Anmeldung muß mit der einzeln 
abzugebenden und durch eigenhändige Unterjchrift zu 
vollziehenden Erklärung verbunden fein, daß der ich 
Anmeldende bereit jei und Jich verpflichte, das kirchliche 
Leben in der Gemeinde in Übereinjtimmung mit den 
Drdnungen der Kirche zu fördern. 

3. Gehen dem Pfarrer Bedenken gegen die Aufnahme 
des AUngemeldeten bei, jo hat er die Anmeldung dem 
Kirhenvorjtande zur Entichliegung vorzulegen. Lehnt 
diejer Die Aufnahme des Ungemeldeten in die Wähler: 
liite ab, fo iſt legterem hiervon jchriftlic” Kenntnis zu 
geben, mit dem Gröffnen, daß ein etwaiger MWiderjpruch 
wider die Entjchliegung zu Vermeidung des Ausjchlujfes, 
binnen 14 Tagen vom Tage der Behändigung des Be- 
ſchluſſes an gerechnet, jchriftlic) beim Kirchenvorjtande 
anzubringen ijt. Über den Widerſpruch entjcheidet die 
Kircheninſpektion. 

4. Ausgeſchloſſen von der Aufnahme in die Wähler— 
liſte ſind: 

a) diejenigen, welche durch Verachtung des Wortes 
Gottes oder unehrbaren Lebenswandels öffentliches, 
durch nachhaltige Beſſerung nicht wieder gehobenes 
Ärgernis gegeben haben; 
diejenigen, welche nach 8 2 des Kirchengejeßes, 
einige Bejtimmungen über die Aufrechterhaltung 
kirchlicher Drdnung betreffend, vom 1. Dezember 
1876 (©.: u. V.Bl. ©. 712) oder nad) $ 22 der 
Trauordnung vom 23. Juni 1882 in der Faſſung 
Dom 23. uni 1901 (G⸗ u. 2.8. ©. 85) die 
Stimmberechtigung bei den Kirchenvorftandswahlen 
verloren haben, ſolange ihnen diejelbe nicht wieder 
erteilt iſt; 
diejenigen, welche nicht unbejcholten find oder wegen 
eines Mangels der in 8 44a bis g der Nevidierten 
Städteordnung oder 8 35a bis g der NRevidierten 
Sandgemeindeordnung verbunden mit dem Gejeß 
Böhme, Kirchengefege. 2, Aufl. 4 


= 


<) 
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über die Einwirkung von Armenunterjtügung auf 
öffentlide Nechte vom 21. März 1910 (G.- u. V.Bl. 
©. 60) bezeichneten Art von der Stimmberedtigung 
bei den Wahlen der politiihen Gemeinde ausge- 
ſchloſſen ſind. 

5. Liegt gegen einen in die Wählerliſte Aufgenommenen 
einer der Ausſchließungsgründe unter 4 vor oder hört 
ein Aufgenommener auf, Mitglied der Kirchgemeinde zu 
ſein, ſo iſt er aus der Liſte zu ſtreichen. 

6. Vor jeder Kirchenvorſtandswahl iſt die Wählerliſte 
mindeſtens 14 Tage lang öffentlich auszulegen. Zeit 
und Ort der Auslegung iſt an zwei dem Beginn der 
Auslegung vorausgehenden Sonntagen in den Predigt— 
gottesdienjten bekanntzugeben. 

a Sobald die Mählerlifte öffentlih ausgelegt ift, ijt 

Aufnahme in Ddiejelbe nicht mehr zuläjjig, bis das Wahl— 
verfahren dur die in 8 15 vorgejchriebene Bekannt- 
mahung und Verpflichtung abgeſchloſſen iſt Ausge— 
nommen ſind ſolche Aufnahmen, welche infolge von Ent— 
ſcheidungen über Widerſprüche gegen die Ablehnung von 
Aufnahmen (vorjtehend 3) oder über Einwendungen 
gegen die Mählerlijte (nachjtehend 7) zu erfolgen haben. 

7. Einwendungen gegen die MWählerlijte find, zu Ver— 
meidung des Ausichlujjes, während der Auslegungsftift 
Iohriftlich beim Kirchenvorjtand anzubringen, welcher auf 
diejelben Entſchließung zu faſſen und diefe dem Erheber 
der Einwendung ſchriftlich zu eröffnen hat, mit dem 
Hinweile darauf, daß ihm binnen einer Woche das Recht 
des Widerſpruchs zuftehe. Über den Widerſpruch ent- 
Iheidet die Kircheninjpektion. Deren Entſcheidung ift, 
wenn zur Zeit derjelben eine bevorjtehende Wahl zum 
Kirhenvorjtande und deren Zeitpunkt bereits verkündigt 
it, für dieſe Mahl endgültig. Es ift jedoch unbe- 
nommen, innerhalb der Rekursfriſt die Entjcheidung der 
höheren Behörde für jpätere Wahlen anzurufen. 

8. MWählbar find nur felbftändige Hauspäter der Kicch— 
gemeinde von gutem Nufe, bewährten chriftlichen Sinn, 
kirchlicher Einfiht und Erfahrung, welcher das 30. Le— 
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bensjahr vollendet haben und keinen der Gründe gegen 
ſich haben, die nad Ziffer 4 von der Aufnahme in Die 
Mählerlijte ausichliegen.? 

Perſonen, welche als einzelne mit der Kirche, der 
Kirchgemeinde oder einem geijtlihen Lehne Prozeß führen, 
können während der Dauer des leßteren nicht Mlit- 
glieder des Kirchenvorftandes fein. 


Mahl des Kirchenvorſtands. 

8 9. (1) Die Kirchgemeinde wählt die Kirchenvorfteher 
nad Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen 
entjcheidet das Los. 

(G Erſtreckt ſich die Kirchgemeinde auf die Bezirke 
verjchiedener politifcher Gemeinden, jo find Die nad) 
den 88 3 und 6 zu wählenden Kirchenvorfteher je von 

den im Bezirke der einzelnen politiichen Gemeinde woh— 
nenden Rirchgemeindegliedern aus ihrer eigenen Mltte 
zu wählen. Dereinigungen von politifchen Gemeinden 
für dieſen Zweck (8 6 Abſatz 1, Schluß) gelten als eine 
"Gemeinde. 

(8) Gehört zur Kirchgemeinde ein felbjtändiger Guts- 
bezirk, jo find die denjelben außer dem Gutseigentümer 
bemohnenden Airchgemeindeglieder denjenigen in Der 
politiſchen Gemeinde zuzurechnen. 

(4) Über die Wahl von Vertretern der Gigentümer jelb- 
jtändiger Güter zu vgl. 8 6 Abſatz 2 Gab 2. 

Abkündigung der Wahl. Wahlausihuß. 

8 10, (1) Die Wahl ift Sonntags, wenigjtens adjt Tage 
vorher, von der Kanzel unter angemefjener Ermahnung 
der Mähler abzukündigen und unter Leitung eines 
MWahlausausihuffes vorzunehmen. Den VBorfig im Wahl- 
ausſchuſſe führt der Vorſitzende im Kirchenvorſtande oder 
deſſen Stellvertreter, die erforderliche Anzahl von Bei- 
figern ernennt der Rirchenvorftand. 

() Den Wahlausfhuß für die erfte Wahl ernennt der 
Pfarrer, in Städten in Gemeinjchaft mit den Stadträten, 
in den übrigen Drten in Gemeinſchaft mit den Ge- 
meindevorftänden. 
“ 4* 
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Dbliegenheiten des Wahlausjchuffes. 

8 11. Der Wahlausfhuß hat darauf zu achten, daß 
niemand eine Stimme abgebe, der dazu nicht berechtigt 
ijt, daß niemand gewählt werde, der nicht wählbar ift, 
daß jede Wahljtimme richtig aufgezeichnet und gezählt 
und die Stimmenmehrheit richtig berechnet werde. 


Mahlverfahren. 

8 12, Die Wahl erfolgt durch mündliche oder Ichrift- 
liche, jedenfalls aber perjönliche Stimmgebung auf eine 
nad) den örtlichen Verhältniſſen fejtzuftellende Weiſe. 
Über den Erfolg der Abftimmung und Wahl ijt ein 
Protoll aufzunehmen und das Ergebnis der Wahl der 
Kircheninjpektion anzuzeigen. 


Entſcheidung über die Gültigkeit einer Wahl. 

8 13. Fällt die Wahl auf eine Perſon, welcher nad 
der Anfiht des Mahlausihufjes die MWählbarkeit ab- 
geht, jo hat hierüber, wenn der Gewählte bei der Er- 
öffnung des Wahlausſchuſſes ſich nicht beruhigt, Die 
Kircheninjpektion zu entjcheiden. 


Ausnahmsweiſe Leitung der Wahl durch die Kirheninjpektion. 
8 14, In größeren Kirchgemeinden oder wo jonjt 
die Verhältnijfe ſchwieriger jind, kann auch die Kirchen- 
injpektion auf Antrag des MWahlausjchujjes die Leitung 
der MWahlhandlung übernehmen. Sie tritt dann mit 
dem Wahlausſchuſſe zufammen und hat in Gemeinjchaft 
mit demjelben dejjen DObliegenheiten und Befugnijje. 


Bekanntmahung und Verpflichtung der Gewählten. 

8 15. Der Erfolg der Wahlen ijt am nächſten Sonn- 
tage bei dem DVormittagsgottesdienjte der verfammelten 
Gemeinde bekanntzumadhen. Hierbei überträgt der 
Pfarrer den Gewählten im Namen der Kirchgemeinde 
ihr Amt und nimmt diejelben mittels Handichlags in Pflicht. 


Gründe zuläffiger Ablehnung. 
8 16. (1) Die Übernahme des Kirchenvorfteheramts 
kann abgelehnt werden: 
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1. von denjenigen, welche unmittelbar vorher oder vor 
nicht länger als drei Jahren Kirchenvoriteher ge- 
weſen jind; 

. bei einem Lebensalter von 60 Jahren; 

. wegen anderer erheblicher Entjcehuldigungsgründe, 
worüber der Kirchenvorjtand, vorbehältlich der Be— 
rufung an die Kircheninjpektion, entjcheidet. 

(2) Wer ohne ſolchen Grund jich weigert, das Amt 
eines Kirchenvorjtehers zu übernehmen, oder wegen Ver- 
nadläjjigung der Amtspfliht aus dem Kirchenvorjtande 
entlajjen wird, verliert auf die Zeit, für welche er ge- 
wählt war, jein Stimmrecht.°% 


m 


Dauer des Amtes. Ergänzung im Laufe einer Wahlperiode. 

8 17. (1) Das Amt der gewählten Kirchenvorfteher 
einjchließlich derjenigen, die von den Eigentümern jelb- 
tändiger Güter aus ihrer Mitte gewählt find, dauert 
6 Jahre, jo jedoch, daß je nah 3 Jahren die Hälfte 
ausſcheidet. Wer aus einem neuen Kirchenvorjtande 
nad) den erjten 3 Jahren auszujcheiden hat, wird, joweit 
nicht eine gütliche Vereinigung zuftande kommt, dur) 
das Los bejtimmt. 

(2) Die Abtretenden find jedoch wieder wählbar. 

(3) Die Mitgliedfchaft im Kirchenvorjtand erlifcht durch 
Ausjcheiden aus der Kirchgemeinde oder aus demjenigen 
Teile derjelben, aus welchem der Kirchenvorfteher gewählt 
it (8 6 Abſatz 1, 8 I Abſatz 2). Mer als Eigentümer 
eines jelbjtändigen Gutes Mitglied des Kirchenvorjtands 
ift, verliert die Mitgliedjchaft, wenn das ihn dazu be- 
techtigende Eigentumsverhältnis aufhört. 

(O Scheiden im Laufe der dreijährigen Wahlperiode 
von der Gemeinde gewählte Kirchenvorfteher aus, jo 
werden die erledigten Stellen, folange der Kirchenvor- 
ſtand wenigjtens noch aus drei gewählten Mitgliedern 
bejteht, von dieſem felbjt durch Zuwahl, unter Beach— 
tung von $ 6 Xbja 1, auf die noch übrige Amtsdauer 
der Ausgejchiedenen wieder erjeßt, außerdem findet außer- 
ordentliche Ergänzungswahl durch die Kirchgemeinde jtatt. 
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(6) Vertreter der Eremten werden aud in diefem Falle 
von den übrigen Eremten gewählt. 

(6) Beltehenden lokaljtatutariichen anderen Beſtim— 
mungen iſt auch hierbei nachzugehen (vgl. 88 3 und 6). 


Mirkungskreis des Kirchenvoritands. 

8 18. Der Kirchenvorftand foll im allgemeinen, im 
jteten Hinblicke auf den Beruf der Kirchgemeinde (8 1), 
an jeinem Teile zur VBerwirklihung ihrer Aufgabe nad 
Kräften beitragen. Er hat daher insbejondere fol- 
gende DObliegenheiten und. Befugnifje: 

1. Erhaltung von Zucht und Sitte und Belebung des 

chrijtlichen Sinnes in der Kirchgemeinde; 

2. Aufjiht über würdige Feier der Sonn und Feſt— 
tage,’ Aufrechthaltung und Beförderung der äußeren 
Drdnung beim Gottesdienite; 

3. Aufjiht über die kirchlichen Gebäude und Deren 
Gebraud; 

4. die unter Mitwirkung des Kirchenpatrons zu voll- 
ziehende Verwaltung und nächſte Beaufſichtigung 
des Vermögens der Kirche und der ihr gewidmeten 
oder jonjt mit dem Kirchenvermögen verbundenen 
Stiftungen; 

5. die Kontrolle über Verlöſung der Kirchenſitze und 
Grabſtellen und über Führung der bezüglichen Re— 
giſter; 

6. Mitwirkung und Erklärung namens der Gemeinde 
bei Anderungen des Kirchenbezirks, der lokalen 
kirchlichen Einrichtungen, der Kirchenämter und der 
Liturgie; 

7. Ausübung der Rechte, welche bei der Beſetzung der 
geiſtlichen Stellen und der niederen Kirchenämter 
der Kirchgemeinde zuſtehen, und Aufſicht über die 
niederen Kirchendiener; 

8. Wahlen zur Synode; 

9. Vertretung des Kicchenlehns und der Kirchgemeinde 
in Nechtsangelegenheiten. 
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Zu 8 18 Ziffer 1. 

8 19. (1) Der Kirchenvorftand ſoll nicht bloß durch 
ein ehrbares und chrijtliches Leben feiner einzelnen Mit- 
glieder der Kirchgemeinde mit einem guten Beijpiele 
vorleuchten, jondern auch durch bejonnene Anwendung 
aller jich hierzu eignenden Mittel ebenjo lebendiges 
Chrijtentum in der Gemeinde im ganzen und in ihren 
einzelnen Gliedern fördern, als dasjenige, was jitten- und 
jeelenverderblich wirken kann, nad) Kräften hindern.!? 

(2) Den einzelnen Kirchenvorjtehern ſteht ein amtliches 
Urteil über das Privatleben anderer nicht zu, ſie haben 
vielmehr ihre Wirkjfamkeit in obiger Beziehung nur in- 
mitten des Kirchenvorjtands auszuüben. 


Zu $ 18 Ziffer 2. 

8 20, (1) In der angegebenen Beziehung haben die 
Kicchenvorfteher über die Befolgung der allgemeinen 
Gejege und lokalen Ordnungen zu waden und die 
Geiſtlichen in ihrer darauf gerichteten Tätigkeit zu unter- 
jtüßen. 

(2) Der Pfarrer und alle übrigen Geiltlichen find in 
ihrer perjönlichen Umtstätigkeit, was Lehre, ©eeljorge, 
Verwaltung der Sakramente und die übrigen heiligen 
Handlungen, jowie auc ihre amtliche Geichäftsführung 
anlangt, von dem Kirchenvorfjtande unabhängig. 

(3) Sollten jedoch die Kirchenvorjteher in der Amts» 
- führung oder in dem Mandel des Pfarrers oder eines 
anderen Geijtlihen der Parochie etwas wahrnehmen, 
was feiner amtlichen Stellung oder dem Wohle der Ge- 
meinde zuwider ijt, jo jind jie jo befugt als verpflichtet, 
ſolches im SKirchenvorjtande zur Sprache zu bringen, 
welcher nötigenfalls dem Superintendenten, beziehentlich 
‚der Kircheninſpektion, Anzeige davon zu maden hat. 


Zu 8 18 Ziffer 3. 
8 21. (1) Der Kirchenvorjtand hat dafür zu forgen, 
daß die Kirche und die derjelben gehörigen, namentlich 
die den Kirchendienern zu ihrem Gebrauche überwiejenen 
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Gebäude, die Gottesäcker und Gottesackermauern und 
andere dergleihen Anlagen im baulichen, dem Be— 
dürfniffe allenthalben entjprechenden Stande erhalten 
werden.!1 

(2) Er hat über alle zu diefem Zwecke vorzunehmen- 
den Bauten Beihluß zu faljen und — nachdem, [joweit 
Anlagen erforderlich jind, die Erklärung der in den 
88 2, 4 ımd 5 des Gejeßes über die Mertretung der 
evangelijch-lutherifchen Kirchgemeinden vom 30. März 
1868 genannten Beteiligten eingeholt, endlich]!? in den, 
ipezieller Kognition der Behörde vorbehaltenen Fällen 
die Genehmigung der Kircheninjpektion hierzu erteilt 
it — mit der Ausführung ſolcher Baulichkeiten ein- 
zelne jeines Mittels, oder auch Dritte zu beauftragen. 

(3) Den Gebraud der Kirchen für andere Handlungen, 
als die, welche zum Gottesdienjte und zu den kirchlichen 
Erbauungsmitteln der evangelijch-lutherifchen Kirche ge— 
hören, und die Überlafjung derjelben zum Gottesdienjte 
an andere Religionsgejellichaften zu gejtatten, liegt nicht 
in der Befugnis des Kirchenvorftands, ſondern jteht der 
Kircheninjpektion zu, welche jedoch derartige Ausnahmen 
nicht ohne vorgängige. Zuftimmung des Kirchenpatrons 
und des Kirchenvorjtands bewilligen darf. Die Geneh- 
migung des Kirchenpatrons ift nicht erforderlich, wenn 
er jich außerhalb des Königreichs Sachſen aufhält, und 
wird von dem im Inlande Mohnenden angenommen, 
wenn er nicht binnen acht Tagen nad) erhaltener Nach— 
richt hiervon widerjpricht.!? 


Zu $ 18 Ziffer 4. 

8 22, (1) Wo jet ſchon bejondere Beamte für die 
Verwaltung des Kirchenvermögens und der mit dem— 
jelben verbundenen Stiftungs- und anderen Kajjen be- 
jtellt find, bewendet es hierbei, jowie bei der jeitherigen 
Art und Weiſe ihrer Wahl, folange nicht eine Abände- 
rung vom Kirchenvorſtande beantragt und nad) Gehör 
der derzeitigen Anjtellungsberedhtigten von der Konji- 
jtorialbehörde genehmigt wird. An anderen Orten wählt 
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der Kirchenvorjtand, in der Regel aus feiner Mitte, 
einen NRechnungsführer. Diejer bejorgt die Einnahme 
und Ausgabe bei dem Kirchenvermögen und den damit 
verbundenen Kajjen und führt Rechnung darüber, er ijt 
auch zu dieſem Amte eidlic) zu verpflichten. 

(2) Der Kirchenvorjtand hat den Nechnungsführer zu 
kontrollieren und mit demjelben gemeinjchaftlic für Er— 
haltung des Kirchen-, Pfarr- und Gtiftungspermögens, 
der Kirchen- und Pfarrgüter, der geijtlichen Gebäude 
und deren Inventarien Sorge zu traaen. 

(3) Nähere Beltimmungen hierüber werden durch die 
dem Nechnungsführer von der Kircheninjpektion, unter 
Dernehmung mit dem Patrone und dem Kirchenvorjtande 
zu erteilende Injtruktion getroffen. 

Abi. 4-6 aufgehoben durch 8 8 KHaushG. 


Zu 8 18 Ziffer 5. 

8 23. (1) Der Kirchenvorſtand hat darüber zu wachen, 
daß die Verlöſung der Kirchenftühle,1? wo eine ſolche 
jtattfindet, und die Anweiſung der Grabjtellen auf den 
Gottesäcern ordnungsmäßig erfolge, auch etwa vor- 
handenen Gottesackerordningen nachgegangen werde. 

(2) Um die gehörige Verrechnung der erhobenen Ge— 
bühren!* in der Kirchrehnung oder Gottesackerkaſſen— 
rechnung kontrollieren zu können, ift er befugt, in die 
über Kirchenjtühle und Grabitellen von dem Pfarrer 
oder anderen Beamten zu führenden Negijter Einficht 
zu nehmen. 

Zu $ 18 Ziffer 6. 

8 24, (1) Bei Veränderungen der Grenzen des Pa- 
rochialbezirks ift der Kirchenvorftand, damit er die Inter- 
ejlen der beteiligten Gemeinden wahren könne, zu hören. 
‚Derjelbe kann auch aus eigener Bewegung Anträge auf 
jolhe Veränderungen ftellen. 

(2) Abänderungen in der allgemein eingeführten Liturgie 
ind kein Gegenftand der Entjchliegung einzelner Kirch- 
gemeinden und ihrer Drgane, jondern ftehen nur dem 
landesherrlihen Kirchenregimente, unter Vernehmung 
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mit der Synode (8 41), zu. Über Abänderung bloß 
lokaler liturgifcher Einrichtungen kann jedoch der Kirchen- 
vorjtand bejchliegen, nur ijt jeder jolcher Beſchluß als- 
bald der Kircheninjpektion anzuzeigen. 

() Wo endlich die allgemeinen Kirchengejege und Ver— 
ordnungen den Gemeinden eine Stimme zugejtehen oder 
die Mahl frei lajjen, 3. B. bei Einrichtung neuer oder 
Aufhebung bejtehender lokaler Gottesdienjte, bei Ein- 
führung eines neuen, im Lande genehmigten Gejang- 
buchs, Katechismus und dergleichen, ift der Kirchen— 
vorjtand zu befragen und hat jich für die Gemeinde zu 
erklären. 

Zu 8 18 Ziffer 7. 
8 25, (1) Der Kirchenvorftand hat, ſoviel an ihm ift, 
dafür zu jorgen, daß nach Erledigung eines geijtlichen 
Amtes dejjen Miederbejegung rechtzeitig erfolge. 

Abſ. 2 und 3 aufgehoben duch Kirchengeſetz, eine Ab— 
änderung der Bejtimmungen in $ 25 der Kirden- 
vorjtands- und Synodalordnung über die Beſetzung 
geiftliher Stellen betreffend; vom 15. April 1873 (©.- 
u. V.Bl. ©. 383); ſ. unten Abt. Ha Nr. 24. 

(4) Nach erfolgter Dejignation und nad) abgehaltener 
Probepredigt des Dejignierten hat der Kirchenvorftand 
binnen längitens acht Tagen nad) letterer ſich namens 
der Gemeinde Darüber zu erklären, ob gegen des De— 
fignierten Perſon, Lehre, Wandel, abgelegte Probe oder 
jonjt etwas Erhebliches einzuwenden jei und, wenn er 
Einwendungen zu machen findet, jolche gehörig zu be— 
gründen. 

6) Ein Verzicht auf die Probe ijt nur dann zuläjjig, 
wenn ſolcher vom Kirchenvorftande in einer von min- 
dejtens zwei Dritteilen feiner Mitglieder bejuchten Sigung 
einjtimmig bejchlojjen wird. 

(6) Kirchliche Beamte, mit Ausſchluß der kirchenmuji- 
kaliſchen, ſowie die jonjtigen Bedienfteten der Kirch— 
gemeinden, allenthalben injofern deren Stellen nicht mit 
Schulämtern verbunden find, ingleichen Beamte und 
jonjtige Angeſtellte für kirchliche Begräbnispläße, werden 
von dem Kirchenvorjtande frei gewählt und verpflichtet. 


\ 
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Sit jedoch aus bejonderem Grunde eidliche DVerpflich- 
tung erforderlich, jo erfolgt dieſe durch die Kirchen- 
injpektion.!? 

(7) Die Trennung eines Kirchenamts von einem Schul- 
amte, oder die Verbindung des erjteren mit einem jol- 
hen, kann, nad) Gehör des Schulvorjtands, nur mit 
Genehmigung der Konjijtorialbehörde erfolgen. 


Zu $ 18 Ziffer 9. 

8 26. (1) Der Kirchenvorjtand vertritt: 

a) das Kirchenlehn in allen Angelegenheiten, bejtellt 
für jelbiges in Nechtsangelegenheiten den Aktor und 
vollzieht die Schuldverfchreibung, wenn für die Kirche 
ein Kapital aufgenommen wird. Um einen Prozeß zu 
beginnen, in welchem nicht bloß eine liquide Schuld- 
forderung eingeklagt werden foll, ijt die Genehmigung 
der Kircheninjpektion ebenfo, wie zu der Abſchließung 
eines Vergleichs hierüber, einzuholen. 

(2) Zur Verwendung von Kapitalien aus dem Stamm- 
vermögen der Kirche bedarf es der Genehmigung der 
Konfijtorialbehörde, zur Veräußerung von Grundftücen 
und nutzbaren Rechten derjelben, gleihwie zur Aufnahme 
von Kapitalien auf den Kredit der Kirche der Geneh- 
migung des Evanaelijch-Tutherifchen Zandeskonjijtoriums. 

(3) Kollidieren die Interejjen der Kirche mit denen der 
Kirch- oder politiichen Gemeinde, der Mitglieder des 
Kirchenvorſtands oder des Kirchenpatrons, jo hat Die 
Konjiltorialbehörde folhe wahrzunehmen und für Ver— 
tretung derjelben Sorge zu tragen. Auch geht in 
Städten, wo der Stadtrat Injpektionsmitglied ift, bei 
Kollifionen mit den Interejjen der politifchen Gemeinde, 
das Befugnis der Kircheninjpektion, zu genehmigen, zu 
autoriſieren oder zu entjcheiden, ohne weiteres auf die 
Konlijtorialbehörde über. 

(4) Die Vertretung der geiltlihen Lehne jteht zwar 
nicht dem Kirchenvorftande, jondern der Kircheninjpek- 
tion zu, der Kirchenvorjtand hat aber über die Erhal- 

tung, jowie pfleglihe Benußung Dderjelben die näcdhite 
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Aufficht zu führen und ift bei jeder Veränderung oder 
Verminderung der Subjtanz mit feinem Gutachten zu 
hören. 

(6) Hierüber bewendet es bei den Beltimmungen in 
8 10 unter 4 der Beilage sub © zu dem Gejege vom 
11. Auguft 1855, die künftige Einrichtung der Behörden 
erjter Inſtanz für Rechtspflege und Verwaltung betref- 
fend (G.- u. B.-Bl. vom Jahre 1855 ©. 150), joweit 
nicht ausdrücklich durch gegenwärtige Kirchenvorjtands- 
und Synodalordnung etwas anderes bejtimmt ift. 

(6) Der Kirchenvorjtand vertritt ferner: 

b) die Kirhgemeinde nit nur in Rückſicht ihrer 
kirchlichen Interejfen, fondern auch in Nechtsangelegen- 
heiten und NRechtsftreitigkeiten gegen jeden Dritten, jo- 
wie gegen einzelne in ihrer NMlitte. 

(7) Die durch das Gejeg vom 30. März 1844 (©.- u. 
B..Bl. vom Jahre 1844 ©. 140flg.) angeordnete Ver— 
tretung der Kirchengemeinden in Rechtsftreitigkeiten geht 
daher auf den Kirchenvorjtand über. [Inwieweit hier- 
bei aucd die Mertreter der politischen Gemeinden zu 
konkurrieren haben, iſt nad) $ 2 des unterm 30. März 
1868 erlajjenen Gejeßes über die Vertretung der evan- 
gelifch-lutherifchen Kirchgemeinden zu beurteilen.17 


Das Amt eines Kirchenvorftehers ijt unentgeltlih zu ver- 
walten. 


8 27. (1) Das Amt eines Kirchenvorftehers ift ein 
Ehrenamt und daher unentgeltlich zu verwalten. 

(2) Den Nechnungsführern kann für ihre bejondere 
Mühwaltung aus dem Kirchenvermögen oder anderen 
hierzu geeigneten Yonds mit Genehmigung der Kirchen- 
infpektion eine angemejjene Vergütung ausgejeßt wer- 
den. Notwendige Derläge, welche die Kirchenvorjteher 
bei DVerrichtung ihrer Amtsgejchäfte zu bejtreiten haben, 
werden denfelben aus dem Kirchenvermögen erjeßt, auch 
wird ihnen für amtliche Reifen eine billige Entſchädi— 
gung gewährt.!® 
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Berfammlungen und Beihlüffe des Kirchenvorjtands. 

8 28. (1) Der Kirchenvorjtand verfammelt ſich, von 
dem Vorjigenden einberufen, mindejtens vierteljährig ein- 
mal. Der Borjigende kann auch außerordentliche Ver— 
jammlungen veranjtalten und ijt dazu verpflichtet, wenn 
die Hälfte der Kirchenvorjteher jolches beantragt.!? 

(2) Er beſchließt nad Stimmenmehrheit; zu einem gül- 
tigen Bejchlufje ijt die Anwejenheit von zwei Dritteilen 
jeiner Mitglieder erforderlich. Bei Stimmengleichheit 
gebührt dem Vorſitzenden die Entjcheidjtimme. 

() Bei Wahlen entjcheidet im alle der Stimmen: 
‚gleichheit das vom Vorjigenden zu ziehende Los. 

(4) Der Vorfigende führt, wenn nicht von ihm ein ge- 
eigneter Beamter zur Protokollführung verwendet wer- 
den kann, oder vom Kirchenvorjtande ein Wrotokoll- 
führer gewählt wird, über die Verhandlungen ein Pro— 
tokoll, in welches wenigjtens alle Bejchlüjje einzutragen 
jind, verwahrt die Akten, jorgt für die Ausführung der 
Beichlüjfe und vermittelt die Gejchäftsverbindung mit 
der Kircheninſpektion und anderen Behörden. Er hat 
aud das Recht, Bejchlüffe, die er bedenklich findet, nad) 
Beihaffenheit der Sache dem Guperintendenten oder 
der Kircheninjpektion vorzulegen und die Ausführung 
bis zu deren Entjcheidung auszufegen. 


Entlaffung eines KRirhenvoritehers. Auflöfung des Kirchen- 
voritands. 

8 29, (1) Wenn ein Kirchenvorfteher eine von den 
Eigenjhaften der MWäbhlbarkeit verliert, wenn er jein 
Amt beharrlic vernachläſſigt oder dasjelbe mißbraudt, 
jo it dejfen Entlafjung bei der Kircheninfpektion zu be- 
antragen und von diejer, falls der Antrag nicht von 
dem Kirchenvorſtand ſelbſt ausgeht, nach vorheriger Ver- 
nehmung mit demjelben zu verfügen. 

(2) Würde ein Kirchenvorftand feine Pflichten auffällig 
vernachläſſigen oder verlegen, fo foll er nad) Befinden 
von der Konfiftorialbehörde aufgelöft und die Wahl 
eines neuen Rirchenvorjtands angeordnet werden. Die 
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Ronfiftorialbehörde kann in folhem alle den ſchuldigen 
Mitgliedern auf gewilje Zeit, jedoch auf nicht länger als 
jehs Jahre, die MWählbarkeit entziehen. 


Kirchgemeinde-Verfammlungen. 

8 30. (1) Wenn die Konfijtorialbehörde oder eine 
höhere Behörde des Kirchenregiments für angemejjen 
findet, eine Angelegenheit nicht der Entſchließung des 
Kirchenvorftands zu überlajjen, ſondern einen Beſchluß 
der ganzen Kirchgemeinde herbeizuführen, jo iſt auf 
deren Unordnung eine DVerfammlung jämtlicher jtimm- 
berechtigter Gemeindeglieder zu berufen. 

(2) Dies gejchieht durch Abkündigung von der Kanzel 
an zwei aufeinander folgenden Sonntagen. 

(3) Die VBerfammlung leitet in der Negel der Kirchen: 
vorjtand, die Konjiftorialbehörde kann aber die Leitung 
auch der Kircheninjpektion oder einem bejonderen Kom— 
miſſar überlajjen. 

(4) Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, 
daß ich zwei Drittel der erjchienenen ſtimmberechtigten 
Gemeindemitglieder für eine Anficht erklärt haben. — 
Gelangt die Verfammlung zu keinem gültigen Bejchluffe, 
jo ift die Gntjchliegung in diefer Angelegenheit dem 
Kirchenvorjtande zu überlajjen. 


Gejonderte Vertretung von Kirchgemeindeteilen. 

8 31. (1) Bedarf ein Teil einer Kirchgemeinde gejon- 
derter kirchlicher Vertretung, jo hat dafür die Kirchen- 
injpektion nach folgenden Vorjchriften zu forgen. 

(2) In der Sondervertretung haben bei der erjten Zu— 
jammenfegung Diejenigen gewählten Mitglieder des 
Kirchenvorjtandes einzutreten, welche nach ihrer Wohnung 
dem gejondert zu vertretenden Gemeindeteil angehören. 
Dasjelbe gilt von den in $ 6 Xbjag 2 und 3 genann- 
ten Beiligern jelbjtändiger Güter, fofern dieſe im Bereiche 
des gejondert zu vertretenden Gemeindeteils liegen. 

Us Borfigender tritt der Pfarrer Hinzu, es wäre 
denn, daß die befonderen Verhältnijfe des Yalles nad. 


9. Kirchenvorftands- u. Synodalordnung v. 18. Okt. 1913. 63 


dem Ermeſſen der Kircheninjpektion es ſachgemäß er- 
ſcheinen ließen, einen anderen Geiftlichen zu beauftragen, 
welchenfalls diefer Mitglied und Vorſitzender der Son: 
dervertretung wird. 

(3) Beträgt die Zahl der gewählten KRirchenvoriteher, 
welche nach Ziffer 2 Abſatz 1 der Sondervertretung an— 
zugehören haben, nicht wenigjtens vier oder erachtete 
die Kircheninfpektion ſonſt das unter 2 Beltimmte für 
die erſte Zufammenfegung der Sondervertretung im ge- 
gebenen all als unzureichend, jo ordnet die Kirchen- 
injpektion nach Gehör des Kirchenvorjtandes aus den- 
jenigen Mitgliedern des gejondert zu vertretenden Teils 
der Kirchgemeinde, welche zum Kirchenvorjtande wähl- 
bar jind, der Sondervertretung noch fo viel Mitglieder 
zu, als jie nötig findet. 

(ı) Wenn das Bedürfnis gejfonderter Vertretung ein 
dauerndes ijt oder doch ſich vorausjehen läßt, daß es 
die Mitgliedjchaft einzelner bei der erjten Zufammen- 
ſetzung Eingetretener überdauern wird, jo hat die Son— 
dervertretung ein Rirchliches Ortsgeſetz aufzuftellen, in 
welchem zu bejtimmen iſt, wie fie jelbjt fernerhin zu— 
jammengejeßt fein und ergänzt werden foll. Bei diejen 
Beitimmungen find $ 3, $ 6 Abſatz 1 bis 3, 88 8 bis 
17 finngemäß zu berückjichtigen. 

Über den Inhalt des Ortsgeſetzes ijt der Kirchenvor- 
jtand zu hören. Vor der Beftätigung hat die Kirchen- 
injpektion Entjchliegung der Konfiftorialbehörde einzu- 
holen. 

Mit der Beltätigung des DOrtsgefeßes wird der ge- 
ſondert zu vertretende Kirchgemeindeteil für diejenigen 
Angelegenheiten, für die die Sondervertretung beftellt ift, 
rechtsfähig. Dieſe Nechtsfähigkeit erlifcht mit der Be— 
endigung der Sondervertretung oder der Aufhebung des 
Drtsgejeßes. 

(6) Die Sondervertretung hat in bezug auf diejenigen 
Angelegenheiten, für welche es der gefonderten Vertretung 
des Kirchgemeindeteils bedarf, die Befugnijje und Ob- 
liegenheiten eines Kirchenvorjtandes. 
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Die SS 4, 7, 28, 29 und 30 finden entjprechende An- 
wendung. 

(6) In Angelegenheiten, in welchen der gejondert ver- 
tretene Gemeindeteil der übrigen Kirchgemeinde gegen- 
überjteht, hat der Kirchenvorjtand ohne diejenigen welt- 
lihen Mitglieder Beſchluß zu fallen, die zugleich der 
Sondervertretung angehören. Seine Beſchlußfähigkeit 
(5 28 Abſatz 2) iſt jolchenfalls lediglich nach der Zahl 
feiner übrigen Mitglieder zu beurteilen. Umfaßt dieje 
weniger als drei gewählte Mitglieder, jo ift deren Zahl 
durch außerordentliche Ergänzungswahl jeiten desjenigen 
Teils der Kirchgemeinde, welcher dem gejondert ver- 
tretenen Gemeindeteile gegenüberjteht, auf drei zu bringen. 
Mählbar find dabei nur Glieder des Teils der Kirch— 
‚ gemeinde, welcher die Ergänzungswahl vorzunehmen hat. 
Die Gewählten treten in den Kirchenvorjtand nur für 
Angelegenheiten der vorbezeichneten Art ein. 


Das nämliche gilt, wenn ein vom Kirchenvorjtande 
vertretenes Lehn dem gejondert vertretenen Gemeinde- 
teil oder die übrige Kirchgemeinde einem von der Gon- 
dervertretung vertretenen Lehn gegenüberfteht, ingleichen 
wenn auf beiden Geiten Lehne einander gegenüber- 
jtehen. 


Diözefanverfammlungen. 

8 32, (1) Zur Kräftigung der Wirkfamkeit der Kirchen— 
vorjtände und zu Belebung des Intereſſe derjelben an 
den kirchlichen Angelegenheiten verfammeln ſich in jeder 
Ephorie alljährlid einmal die Mitglieder der Kirchen- 
vorjtände (geijtliche und weltliche, jowie Patrone) zu 
einer gemeinfamen Beſprechung. Jeder Kirchenvorjtand 
hat hierzu wenigjtens ein weltliches Mitglied abzuordnen. 
Die Verfammlungen find öffentlich. 

(2) Der Ephorus beruft und leitet die Verſammlung 
und hat in derjelben darauf hinzumwirken, daß über die 
ganze Tätigkeit der Kirchenvorjtände, deren Aufgaben 
und die rechte Art ihrer Ausführung, über die kirchlichen 
Verhältniffe der Ephorie und über bejonders wichtige 
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kirhlihe Angelegenheiten ein freier Austauſch der Mei- 
nungen jtattfinde. 

() Wünſche und Anträge, welche die Billigung der 
DVerfammlung erlangen, jind zur Kenntnis der Konji- 
torialbehörde, nad) Befinden auch unmittelbar an die 
Synode zu bringen.” 


B. Bon der Synode, 
Berufung. 

8 33. Zur Vertretung der Gejamtheit der Kirchge- 
meinden und Beratung über die Bedürfnijje der Yandes- 
kirhe wird das landesherrliche Kirchenregiment aller 
vier Jahre, da nötig auch in kürzeren Zeiträumen, eine 
Synode berufen. 

Die vierjährigen Zeiträume beginnen mit dem Jahre 
1911. 

Zufammenjeßundg. 

8 34. Diefe Synode ſoll bejtehen aus: 

1. 29 Geiſtlichen und 35 Laien, weldhe in 29 Wahl- 
bezirken gewählt werden; 

2. einem ordentlichen Profeſſor der Theologie an der 
Aniverfität Leipzig, welcher von der theologischen 
Fakultät zu wählen ift; 

3. einem von der jurijtiichen Fakultät zu wählenden 
Profejjor des Kicchenrehts an der Landesuniver- 
ſität; 

4. zehn, und zwar zur Hälfte aus Geiſtlichen, zur 
anderen Hälfte aus Laien, von den in Evangelicis 
beauftragten Staatsminijtern für jede einzelne Sy— 
node unter möglichjter Berückfichtigung aller Teile 
des Landes zu bejtimmenden Mitgliedern, welche 
die nah 8 38 erforderlichen GEigenjchaften der 
Mählbarkeit bejiten. 


\ Mahlbezirke. 

8 35, Das Evangelifch-Iutherijche Landeskonfiftorium 
jtellt die MWahlbezirke fejt, und zwar jo, daß die evan- 
Böhme, Kirchengefege. 2. Aufl. 5 
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gelifch-Kitherifche Bevölkerung der Erblande in diejelben 
möglichſt gleich verteilt wird. 


Erweiterung der Synode durch Hinzutritt der Oberlaufiß. 

8 36. (1) Nah) Einführung der Synodalordnung in 
der Dberlaufig treten noch 4 Geiltlicye und 4 Abgeord- 
nete des SLaienjtandes in die Synode ein, welde in 
4 Mahlbezirken gewählt werden. 

(2) Ferner bejtimmen die in Evangelieis beauftragten 
Staatsminijter für jede einzelne Synode nod einen 
Geijtlihen und einen Laien aus der Dberlaujig, welche 
die nad) 8 38 erforderlichen Eigenjchaften bejißen. 


Dauer der Funktion der Synodalen. 

8 37, (1) Nach dem Schluffe jeder Landesſynode tritt 
die Hälfte der in den MWahlbezirken ($ 34 Nr. 1) ge— 
wählten Abgeordneten aus. 

(2) Diefer Austritt wird bei der erjten Synode durch 
eine Zojung geordnet, wodurd) die ausnahmsweije ſchon 
nad) der erjten Synode austretende Hälfte bejtimmt 
wird. 

(3) Die jpäter gewählten Abgeordneten treten jedesmal 
nad) der zweiten Synode ſeit ihrer Wahl aus. 

(4) Die Austretenden können jofort wieder gewählt 
werden. 

(6) Die Synodalen 8 34 Wr. 2, 3 und 4 werden immer 
nur für eine Synode gewählt und ernannt. 


Mählbarkeit. 

8 38. Zu einem geijtlihen Abgeordneten für die 
Synode find nur im Amte ftehende, konfirmierte Geijt- 
liche, Brofejjoren der Theologie an der Zandesuniverji- 
tät, Superintendenten und theologijche Mitglieder der 
KRonjiftorialbehörden, fowie des Minijteriums des Kultus, 
zu einem weltlichen Abgeordneten ijt jedes weltliche Mit- 
glied einer evangelijch-lutherijchen Kirchgemeinde wähl- 
bar, welches die für einen Kirchenvorjteher erforderlichen 
Eigenschaften hat.?! 
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Mahlverfahren. 

8 39, (1) Die Wahl der Abgeordneten zur Synode 
gejchieht durch geijtliche und weltlihe Wahlmänner.?? 

(©) Zu geiltlihen MWahlmännern find berufen die 
landeskirdhlichen jtändigen Geiftlihen des Wahlbezirks. 
Als weltlihde Wahlmänner entjendet jeder Kirchenvor- 
ftand aus feiner Mitte jo viele Mitglieder, als jtändige 
geiltlihe Stellen für die Parodie beſtehen. Welche 
Kirhenvorftände außerdem entjprechend der Zahl ftän- 
diger Geijtlicher, die im MWahlbezirke, aber nicht für 
eine mit Kirchenvorjtand verjehene Parochie angeltellt 
jind, weltliche Wahlmänner zu entjenden haben, bejtimmt 
das Evangeliſch-lutheriſche LZandeskonfijtorium. Dieſe 
Mahlmänner brauden nicht dem fie entfendenden Kirchen— 
vorjtand anzugehören, müjjfen aber die zur MWählbar- 
keit für einen Kirchenvorſtand erforderlichen Eigenjchaften 
haben. 

(3) Die Kirchenvorjtände verbundener Kirchſpiele (Mut- 
ter-, Tochter», Schweiterkirchen), bei welchen nur ein 
konfirmierter Geiſtlicher angeftellt ijt, wählen gemein- 
Ihaftlih einen weltlihen Wahlmann. Gind mehrere 
Ronfirmierte Geijtlihe bei einer Mlutterkirche (oder 
Schweiterkirche) angeitellt, jo wählt der Kirchenvorjtand 
derjelben mit dem Kirchenvorftande der Nebenkirche 
(Tochter- oder Schweiterkicche) gemeinjchaftlic) jo viele 
weltlide MWahlmänner, als von diefen Geijtlihen in 
beiden Kirchen amtieren. Haben dagegen Geijtliche nur 
in der Mutterkicche oder nur in der Tochterkirche zu 
amtieren, jo hat in jenem alle der Kirchenvorjtand der 
eriteren, in dieſem der Kirchenvorjtand der letzteren 
eine gleiche Anzahl weltliher MWahlmänner allein zu 
wählen.??a 

(4) Die Wahlverfammlung wird von einem durch das 
Evangelifch-Iutheriiche Landeskonfiftorium zu ernennen- 
den Rommiljar berufen und geleitet. 

(6) Jeder Wahlbezirk wählt einen geiftlichen und einen 
weltlihen Abgeordneten zur Synode. 
. 5* 
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(6) Überdies wird noch je ein weltlicher Abgeord- 
neter in denjenigen jehs MWahlbezirken gewählt, welche 
nah der legten Volkszählung die höchſte Seelenzahl 
haben. 

() Zur Gültigkeit der Wahl ift erforderlich, daß we- 
nigjtens zwei Dritteile der Wahlmänner an der Wahl- 
handlung teilgenommen haben. 

(s) Die Entjcheidung der Wahl erfolgt in der Negel 
nach abjoluter Stimmenmehrheit. Wenn jedoch zweimal 
gejtimmt worden ift, ohne daß eine abjolute Stimmen- 
mehrheit jich gezeigt hat, jo entjcheidet bei der dritten 
Abjtimmung die relative Stimmenmehrheit, bei Stim- 
mengleichheit das Los, welches für Abwejende durch ein 
von dem MWahlkommijjar aufgerufenes Mitglied der 
Mahlverfammlung gezogen wird. 

(9) Zweifel über die Mählbarkeit eines gewählten 
Abgeordneten entjcheidet die Synode. 


Zufammentritt. 

8 40. (1) Die Synode wird von den in Evangelieis 
beauftragten Staatsminijtern berufen und tritt auf die 
.an die Abgeordneten ergebenden Ladungen in Dresden 
zuſammen. 

(2) Bei feinem erſten Eintritte in die Synode hat 
jedes Mitglied ein Gelöbnis abzulegen, für welches bei 
der erjten Synode die Formel von den in Evangeliecis 
beauftragten Staatsminijtern zu bejtimmen ijt, während 
die endgültige Feſtſtellung diejer Formel der Vereinba— 
rung zwiſchen der erjten zujammentretenden Synode 
und dem Rirchenregimente vorbehalten bleibt.23 


(3) Die Synode hat unter dem Vorjige eines Alters- 
präjidenten einen Präſidenten, dejjen Stellvertreter und 
zwei Gekretäre aus ihrer Mitte zu wählen. Dieje Wahlen 
erfolgen durch abjolute Stimmenmehrheit. Wenn eine 
Mahl zu wiederholen ijt, jo entjcheidet bei der dritten 
Abftimmung relative Stimmenmehrheit und bei Stimmen- 
gleichheit das Los. 
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Rechte und Obliegenheiten der Synode. 

8 41. (1) Die Erlafjung von Gejegen, welche den 
Kultus oder die Kirchenverfaljung betreffen, und die 
Abänderung allgemeiner kirchlicher Einrichtungen iſt an 
die Zujtimmung der Synode gebunden. 

(2) Auch wird das Kirchenregiment alle wichtigeren, 
Das nterejje der Landeskirche berührenden Fragen der 
Synode zur Erklärung vorlegen. 

(3) Diejelbe hat daher vor allem anderen mit den 
Vorlagen jich zu bejchäftigen, weldhe ihr von den in 
Evangelieis beauftragten Staatsminijtern gemadt wer- 
den, und jolche zu erledigen; es jteht ihr aber auch frei, 
von einzelnen Mitgliedern, von den Kirchenvorjtänden, 
beziehentlich Diözefanverfammlungen angeregte geeignete 
Gegenjtände zu beraten, darauf bezügliche Anträge zu 
jtellen und Bejchwerden über kirchliche Behörden, Geiſt— 
liche und Kirchendiener zu führen. 

(4) Sie richtet ihre Schriften und etwaige Beſchwerden 
über das Evangelijch-lutheriihe Landeskonfiftorium an 
die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter.?* 


Geihäftsordnung. Beichlüffe. 

8 42, (1) Beratungen und Bejchlüffe der Synode können 
nur bei einer Anweſenheit von mindejtens zwei Dritt- 
teilen der SS 34 und 36 bejtimmten Zahl der Mit- 
glieder jtattfinden. 

(2) Sie bejchliegt durch Stimmenmehrheit. Bei Stim- 
mengleichheit ijt die Abjtimmung in der nächſten Sigung 
zu wiederholen und, wenn auch dann eine Stimmen- 
mehrheit nicht erlangt wird, jo entjcheidet die Stimme 
des PBräjidenten.”® 

(3) Die Sigungen find öffentlid. Sie werden geheim, 
jowohl auf Antrag der KRommijjare des Kirchenregi- 
ments bei Gröffnungen, für welche diefe die Geheim- 
haltung nötig erachten, als auch auf das Begehren von 
drei Mitgliedern, denen nad) dem Abtreten der Zu: 
hörer wenigjtens ein Viertel der Mitglieder der Sy— 
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node über die Notwendigkeit der geheimen Beratung 
beitritt. 

(4) Die Gejhäftsordnung wird in der erjten Synode 
fejtgeftellt und tritt nach erfolgter Betätigung durch die 
in Evangelieis beauftragten Staatsminijter in Kraft. 
Bis dahin gilt eine von denjelben Staatsminijtern zu 
gebende provijorische Gejchäftsordnung. 


Teilnahme des Kirchenregiments. 


$ 43. Der Staatsminifter des Kultus und öffent- 
lichen Unterrichts, die in Evangelieis beauftragten Gtaats- 
minijter, fowie die von denjelben ernannten Rommijjare 
haben Zutritt zu den Situngen der Synode und können 
an den Verhandlungen derjelben Anteil nehmen. Ein 
Stimmredt haben fie nicht.?% 


Eröffnung und Schluß. 

8 44, (1) Die Synode wird von einem der in Evan- 
gelicis beauftragten Staatsminijter oder einem von 
denfelben abgeordneten Kommiljar eröffnet und ge— 
ſchloſſen. 

(2) Der Eröffnung geht voraus und dem Schluſſe folgt 
ein öffentlicher Gottesdienft in der evangelifchen Hof- 
kicche.?? 

Koften. 


$ 45. (1) Die Koften der Synode werden aus der 
Staatskajje beftritten. 


(2) Jeder Abgeordnete zur Synode erhält auf jeden 
Tag eine Auslöfung und überdies Vergütung des nö- 
tigen Neifeaufwandes. Die Höhe der Auslöfung richtet 
ſich nad) der jeweiligen Höhe der Tagegelder für die 
Mitglieder der Ständekammern, und wenn bei diejen 
eine Gejamtaufwandsentjchädigung bejteht, nach der 
Höhe der während eines außerordentlichen Landtags zu 
gewährenden Tagegelder. Die in Dresden wohnenden 
Mitglieder beziehen nur die Hälfte der Auslöfung.?® 
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Befreiung von Beitimmungen der Rirchenvorjtands- und 
Synodalordnung. 


8 46, In bejonderen Fällen kann auf Anjuchen von 
Beltimmungen der Kirchenvorjtands- und Synodalord- 
nung Befreiung erteilt werden ($ 7 Xbja 1a des 
Kicchengejeges vom 15. April 1873 — ©. u. V.Bl. 
©. 376 —). 


1. Die KVUSD., als Kirchengefeß vollzogen von den in 
Evangelieis beauftragten Staatsminijtern, vom 30. März 1868 
(GVBL. ©. 204), iſt in weſentlichen Stücken abgeändert worden 
1. dur) KG., betr. eine Abänderung des $ 25 der KVuSO., vom 
-15. April 1873 (GVBL. ©. 383), 2. R6., betr. die $$ 3,8 u. 33 der 
KVusO. vom 30. Dkt. 1896 (GVBL. ©. 219), 3. KG., betr. die 
weitere Abänderung der AWUSD., vom 22. Nov. 1906 (GVBl. 
©. 405 ff.), wonach der Text der KVuSO. neu publiziert worden 
iſt (Bek. vom 22. Nov. 1906, GVBL. ©. A11), 4. RG. zu weiterer 
Abänderung der KAVUSD. vom 5. Juli 1912 (GVBl. ©. 397), 
wonad) der Tert wieder neu publiziert worden iſt Gek. vom 
18. Dkt. 1913, GVBL. ©. 413 ff.). 

Die KVusSO. vom 30. März 1868 ijt ſtaatsgeſetzlich geneh- 
migt durch PublG. vom 30. März 1868 (GVBL. ©. 201) und 
die Vorjchriften des KG. vom 5. Juli 1912, joweit es das Ge— 
biet der Staatsgejeßgebung berührt, durch G. vom 10. Zuli 
1912 (GVBL. ©. 403). 


2. Durch kirchliches Drtsgejeg find zu regeln die unter $ 3 
Ziff. 2, SA Abf. 5, 86 Abf. 3, 4, 87, 8 17 Abſ. 6, $ 31 Abj. 4 
fallenden Materien der Kirchgemeindeverfaffung; hierher ge= 
hören ferner Taufregulative, Negulative über den Brautihmuk 
ehrbarer Brautleute, Kirchſtuhl- und Gottesackerordnungen, 
Begräbnis- und Gebührenregulative Nicht als Drtsgejeß im 
Sinne von 81 Xbf. 3 find zu behandeln die Geſchäftsordnung 
des Kirchenvorſtands, die Kirchenjteuerordnungen, die Arbeits- 
ordnungen der Geiftlichen. 


3. Die Stellvertretung im Vorſitz wird näher geregelt durch 
BD. vom 5. San. 1912 (Konjdl. ©. 1): Bei vorübergehender 
Behinderung des Pfarrers z. B. wegen Krankheit, Urlaub, 
Reife u. dgl. hat der gewählte Stellvertreter den Vorſitz zu 

führen. Dasjelbe gilt vorbehältlich des $ 2 auch bei Wakanz 
des Pfarramts (8 1), Wird bei dauernder Behinderung des 
Pfarrers oder Erledigung des Piarramts von der Auffichts- 
behörde mit der vikarijhen Verwaltung-des Pfarramts ein 
bejtimmter Geijtlicher ausdrücklich beauftragt, jo hat diefer 
den Vorſitz zu führen (8 2). Die Beauftragung des gewählten 
itellvertretenden Borfigenden nach $ 4 Xbj. 2 KVusO. wird 
hierdurch nit berührt ($ 3). Über die Befugnifje des leß- 
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teren ſ. Cod. ©. 364 Anm. 15 u. 16. Die Dauer der Wahl 
des jtellvertretenden Vorjigenden hat der Kirchenvorſtand allein 
zu bejtimmen (Fiſchers3. 8, 133). 

4, Die Einfeßung bejonderer Presbyterien (Bezirkspertre- 
tungen, ijt geſetzlich nicht zuläfjig, wohl aber die Zerlegung Des 
Kirhenvorjtands in bejondere Abteilungen, die in dem Geel- 
forgebezirke die chrijtliche Liebestätigkeit und andere Aufgaben 
des Kirchenvorſtandes erledigen (Filchers3. 13, 65). 


5. Megen Heranziehung von Helferinnen vgl. Bek. des 
LKonſ. vom 15. Febr. 1907 (KonſBl. ©. 16). 


6. Das Recht der Gremten ijt perjönlich auszuüben. Ver⸗ 
tretung, auch der Gutsbeſitzerinnen, iſt unzuläſſig (Cod. ©. 365 
Anm. 22). Exemte haben kein Aufſichtsrecht über das Kirchen— 
vermögen (Fiſchers3. 26, 172). 8 6,5 gilt auch für Miteigen- 
a a eremten Gutes Br des LKonſ. vom 7. Dez. 1911, 
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7. Das Wahlrecht darf nur am Wohnfit ausgeübt werden. 
Vorenfer find nicht wahlberechtigt (Cod. ©. 363 Note 8). — 
Sädjiihe Staatsangehörigkeit wird weder für das aktive 
noch für das pajfive MWahlreht erfordert, da aud die in 
Sachen lebenden Ausländer, die fi zur en.-luth. Kirche 
halten und ihre Kirchenjteuer entrichten, als Kirchgemeinde- 
mitglieder anzufehen find (BD. des LrRonf. vom 8. Febr. 1901, 
Fiſchers3. 22, 342; vgl. daſelbſt 8, 221). — Aucd Pfarrer und 
Kirchenpatrone können fih an der Wahl beteiligen (Cod. 
©. 363 Note 9), Pfarrer auch, wenn fie nicht im Kirchenbezirk 
wohnen (VD. des LKonſ. vom 18. San. 1912, B. 181) — Wähl- 
bar find aud die Mitglieder der weltlichen Koinfpektion (Cod. 
©. 363 Note 7). — Unter jelbjtändigem Hausvater ijt ein männ- 
licher, im Kirchenbezirk wejentli wohnhafter Haushaltungs- 
voritand, ohne Anterfchied, ob Familienvater oder einzeln- 
ſtehende Perjon, zu verjtehen (Feller, Komm. 3. AVUSD., 2. Aufl, 
©. 70). Bol. indeſſen Synodalverhandlungen 1907, 475 ff. 


8. Durch AUnterlaffung der Anmeldung zur Wahllifte wird 
nur das aktive, nn das paſſive Wahlrecht verloren (Keller, 
gomm., 2. Aufl., 73). 

8a. Krankheit Ei genügender EntfulbigungZiitin (BD. 
des LKonſ. vom 22. Nov. 1913, B. 511). 


9. Die Kirchenvorfteher follen die zumwiderhandelnden Ge- 
meindemitglieder ermahnen und verjtändigen, nötigenfalls der 
Polizeibehörde Anzeige machen (BD. vom 27. Juni 1881, Konj- 
Bl. ©. 68; dazu KonſBl. 1882 ©. 197, 295). 

10, u diefen Aufgaben gehört auch die Betätigung der 
Kirchgemeinde auf allen. Gebieten der inneren Miffion. Der 
entjtehende Aufwand ift auf die Kirchgemeindekajje zu über- 
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nehmen (BD. der in Evangelicis beauftragten Staatsminijter 
vom 13. Nov. 1900, Filhers3. 22, 114). — Auch die Kojten 
der Gemeindediakonie gehören hierher (Fiſchers Z. 17, 344). — 
Bol. KHaushG. 8 3 Ziff. 3, 4. 


11. Dal. hierzu KHaushG. 83 Ziff. 1 und die Bemerkungen 
unten zu Abt. IV b. 


12, Vgl. Bemerkungen zu Abt. IV b. 


13. Vgl. unten VBorbem. zu Abt. IV b. Die Bezeigungsquanta 
für verlöfte Kirchenftühle find als laufende Einnahmen des 
Arars zu verrechnen (Cod. ©. 375 Note 77 e). 


14, Der Erlös für Erbbegräbnijfe darf nicht als laufende 
Ginnahme des Ärars verrechnet werden, wohl aber der für 
gewöhnliche Grabjtellen (Cod. ©. 374 Note 77 ff.) — Val. im 
übrigen Bemerkungen zu Xbt. IV b. Die Bejtimmungen über 
das Tragen und Fahren der Leichen können zwar Gegenjtand 
kirhlicher Drdnung fein, welchenfalls ſich auch ihre Geltung 
auf.den Bereich der Kirchgemeinde und des kirchlichen Be— 
gräbniswejens beſchränkt. Es ijt indeſſen auch ſchon im Hin- 
blick auf die gejundheitspolizeilichen Intereſſen der politijchen 
Gemeinde unbenommen, für ihren Bereich diefe Ordnung auf- 
zuſtellen und durchzuführen nur unter Fühlung mit der kirch- 
lihen Verwaltung, ſoweit das Kirchliche Begräbniswejen be— 
an (Schreiben des LRonf. vom 21. Juni 1901, Fiichers?. 

‚ 360). 


15. Über die eidliche Verpflichtung vgl. BD. vom 20. Febr. 
1879 (GVBL. ©. 53). 


16. Die vom Kirchenvorjtande auszujtellenden Aktorien für 
das Kirchenlehn find den Vollmachten gleichzuachten und be- 
dürfen der Vollziehung nad) 8 2 des KG. vom 20. Juni 1880 
a 2egitimationszeugnijjes der Koinſpektion (Fiſchers8. 

207). 


17. Erledigt zufolge Aufhebung der 88 2—7 des ©. vom 


30. April 1868 duch $ 38 KStG. 


18, Vol. hierzu VO. vom 30. Aug. 1912 (GVBL. ©. 445): 
Die Höhe der den Kirchenvorjtehern für amtliche Neifen ins- 
bejondere behufs ihrer Teilnahme an den Diözefanverjamm- 
lungen zu gewährende billige Entihädigung ilt durch Orts» 
gejeß zu regeln (8 1). Auch den Geiftiihen iſt für amtliche 
Reifen, die fie außerhalb der Parochie zwecks Teilnahme an 
den Diözefanverfammlungen, Hauptkonferenzen und Synodal- 
wahlen oder in Gejchäften der Kirchgemeinde ſowie der 
kirchlichen und geijtlichen Stiftungen zu machen haben, aus 
der Kirchkaſſe oder Kirchgemeindekajje eine billige Entjchädi- 


‚gung zu gewähren, deren Höhe tunlichſt nach) den Vorſchriften 
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in 88 2 u. 4 des RO. vom 19. Nov. 1906 ortsgejeglich zu re= 
geln ijt (8 2). 

19. Die Rirhenvorjtandsfigungen follen nicht öffentlich fein 
(Cod. S. 380 Note 106). — Strafbejtimmungen wegen unent- 
ihuldigten Ausbleibens von der Sigung können vom Kirchen— 
vorjtande feitgejeßt werden, ebenjo die Einfegung bejonderer 
Ausſchüſſe (Teller, Komm., 2. Aufl., ©. 112, 113). 


20. Über jede Diözefanverfammlung ift dem LKonſ. ein 
Ichriftlicher Beriht unter Beifügung des Protokolls zu er- 
ftatten (VD. des LKonſ. vom 1. Nov. 1882, KonſBl. ©. 29). 

21. Zur Wählbarkeit ijt nicht erforderlich, daß der zu Wäh— 
lende feinen wejentlihen Wohnfig im Bezirke habe. Wegen 
a Staatsangehörigkeit ſ. Cod. ©. 383 Note 121 und oben 

nm. 7. 


22. Kirchenpatrone können nicht als Wahlmänner zur Wahl- 
„ verfammlung abgejendet werden (Cod. ©. 384 Note 122). 


22a. Gehören Mutter- und Tochterkirche verfchtedenen Wahl— 
bezirken an, jo wählen fie getrennt (VD. des LKonſ. vom 
8. April 1911, A. 505). 


23. Dal. $ 3 der GeſchO. für die Synode vom 20. Juni 
1871 (GVBl. ©. 99). 


24. Über die gejchäftlihe Behandlung der Vorlagen vgl. 
88 18 ff. u. 8 32 der Gefhd. 


25. Über die Beratungen der Synode vgl. 88 13 ff., 19 ff., 
25ff., 31, über die Beichlußfaffungen 88 15 ff., 24, 32 der GeſchO. 
26. Über die Teilnahme der Rommifjare vgl. 85 der GeſchO. 


27. Über Vertagung und Schliegung der Synode val. 8 36 
der GeſchO. 


28, Über die NReijekojten der Synodalen vgl. 835 der GeſchO. 


10, Gejeß, die Publikation der Kirchenvorftands- 

und Synodalordnung, ſowie die Vertretung der 

evangelifch-Iutherifchen Kirchengemeinden betreffend; 
vom 30. März 1868, 


(GVBL. ©. 201.) 

Mir Johann, von Gottes Gnaden, König von Sadjen 
ujw. haben die von Unſeren in Evangelieis beauftragten 
Staatsminijtern vorgejchlagene Kirchenvorjtands- und 
Spnodalordnung für die evangelijch-lutheriiche Kirche 
des Königreichs Sachſen Unferen getreuen Ständen zur 
Begutachtung beziehentlich Genehmigung vorlegen lajjen 
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und erteilen nunmehr derjelben, wie ſolche mit Nücficht 
auf die ſtändiſche Erklärung unter heutigem Tage er- 
lafjen wird, Unjere landesherrlihe Genehmigung. Wir 
wollen auch und befehlen hierdurch allen Unſeren Be— 
hörden und Untertanen, welche fie angeht, daß ſie nad) 
diefer Kirchenvorjtands- und Synodalordnung ji achten 
und derjelben in allen Punkten nachgehen. Demnädjt 
verorönen wir mit Zuſtimmung Unferer getreuen Stände, 
wie folgt: 


8 1. Das Gejeg vom 30. März 1844, die Vertretung 
der, evangelijfch-Iutherifchen Kirchengemeinden in Rechts— 
jtreitigkeiten betreffend, 8 2 des Geieges vom 12. De- 
zember 1855, die Ausbringung des Bedarfs für Kirchen 
und Schulen betrejfend, und die 88 273, 274 und 275 
der allgemeinen Städteordnung, wiefern jie die Ver— 
tretung der Stadtgemeinden in kirchlichen Angelegen- 
heiten den Stadtverordneten übertragen, werden hier- 
durch aufgehoben. 

Es bleiben jedoch die durch diefe Gejege geordneten 
Vertreter noch jo lange in Wirkfamkeit, bis die nad) 
der neuen Kirchenvorjtands- und Synodalordnung für 
die evangelijch-lutherifche Kirche des Königreichs Sachen 
zu wählenden Kirchenvorjtände eingejegt ſein werden.! 

8 8. In den durd ihre kirchliche Verbindung hervor— 
gerufenen Nechtsitreitigkeiten mehrerer zu einer Kirchen- 
gemeinde gehörigen politifchen Gemeinden oder Gemeinde- 
teile unter ſich wird jeder ftreitende Teil durch die Dr- 
gane der betreffenden politijchen Gemeinde vertreten.? 

8 9. Wo es bei der Gleichheit des Kirchen- und Schul- 
bezirks oder fonjt ausführbar ijt, Können ſich der Kirchen- und 
Schulvorſtand dahin vereinigen, daß alle Gejchäfte des letteren 
auf den erjten ühergehen.]? 

810. Das Minijterium des Kultus und öffentlichen Unter- 
richts ift mit der Vollziehung dieſes Gejeßes beauftragt. 

Urkundlich haben wir diejes Geſetz eigenhändig voll- 
zogen und Unſer Königliches Siegel beidrucken lajfen. 


Dresden, am 30. März 1868. 
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1. 88 2—7 find aufgehoben durch $ 38 8StG. 


2. Vgl. hierzu indeſſen 8 31 der KWUSD. in der Faſſung 
vom 18. Okt. 1913 (f. oben ©. 62 ff). 


Pe Erledigt durch VSchulG. vom 26. April 1873 (GVBl. 
. 350). 


11. Verordnung (des Kultus-Minijteriums), die Ein- 

führung der Kirdyenvorftands- und Synodalordnung 

in der Oberlauſitz betreffend; vom 28 Mai 1868, 
(GVBL. ©. 309.) 

Nachdem die Provinzialftände der Oberlaufig ihr Ein- 
verjtändnis mit der Einführung der Kirchenvorjtands- 
und Synodalordnung für die evangelifch-Iutherifhe Kirche 
des Königreihs Sachjen in dieſem Landesteile erklärt 
haben, wird mit Ullerhödhfter Genehmigung Sr. Majejtät 
des Königs folgendes hiermit verordnet: 

I. Die Kirchenvorftands- und Synodalordnung für 
die evangelijch-Iutherifche Kirche des Königreichs Sachſen 
nebjt dem dazu gehörigen Gejeße, die Vertretung der Kir— 
chengemeinden betreffend, vom 30.März1868 (Seite 201g. 
des Gejeß- und Werordnungsblattes von dieſem Jahre), 
treten im Markgraftume Dberlaufig jofort nah Erlaß 
diefer Verordnung in Kraft und ijt daher der wegen 
Einjegung der Kirchenvorftände, fowie wegen Einrichtung 
und Abnahme der Kirchenrehhnungen unter demjelben 
Tage für die Erblande erlajjenen Verordnung aud in 
der Dberlaufiß nachzugehen. 

I. Die in der Kirchenvorftands- und Synodalordnung 
den Kirheninjpektionen in den Erblanden zuge- 
wiejenen Befugnilje jtehen in der Oberlaufiß, unter ver- 
fafjungsmäßiger Mitwirkung der Kollatoren, den in der 
Verordnung vom 1. Juni 1863! (Seite 494 des Gejeb- 
und DVerordnungsblattes vom Jahre 1863) genannten 
Berwaltungsbehörden erjter Injtanz über Kirchen, Schulen 
und beiden gewidmeten Gtiftungen zur Ausübung in 
der darin geordneten Maße zu, jedoch mit der Be— 
ihränkung, daß diefe Behörden in ſolchen Angelegen- 
heiten, welche die Berjon der Geijtlihen und deren 
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Amtsführung, ſowie innere kirchliche Angelegenheiten be- 
treffen, ſich der eigenen Entjchliegung, injoweit jolche 
nit nad) bisheriger Verfaſſung einzelnen Kollatur- 
behörden zujteht, zu enthalten, jolcye vielmehr der Pro- 
vinzialkonjijtorialbehörde zu überlajjen haben. 


II. Da in der Dberlaufig das Ephoralinftitut nicht 
eingeführt ijt, jo jind die nach 8 31 der Kirchenvorjtands- 
und Synodalordnung zu veranjtaltenden Diözejanver- 
jammlungen von der Provinzialkonfijtorialbehörde zu 
berufen und von dem bei derjelben angeftellten Kirchen- 
[und Scullrate, oder einem von der erjteren hierzu er- 
nannten Gtellvertreter desjelben zu leiten, zu welchem 
Zwecke ſämtliche Barochien in mindejtens vier Bezirke 
einzuteilen find, in denen je eine ſolche Verſammlung 
alljährlich abgehalten wird. 

IV. Auch verbleibt es bei den jeitherigen Nechten der 
‚ Rollatoren und Patrone in der Oberlauſitz, wie ſolche 
durch die Partikularverfajjung gewährleijtet und in der 
angezogenen Verordnung vom 1. Juni 1863 näher be- 
zeichnet find, ſoweit nicht ausdrücklich durch die Kirchen- 
voritands- und Synodalordnung etwas anderes be- 
ſtimmt iſt. 

V. Inſoweit in der Kirchenvorſtands- und Synodal— 
ordnung und in der Verordnung, die Einſetzung der 
Kirchenvorſtände, ſowie die Einrichtung und Abnahme 
der Kirchenrechnungen betreffend, vom 30. März 1868, 
Beſtimmungen enthalten find, welche von den Vor— 
Ihriften des mittels Oberamts- Patents vom 11. Auguſt 
1813 publizierten Regulativs wegen Verwaltung des 
KRirchenvermögens für die Landesmitleidenheit des Mark- 
graftums Oberlaufig (Oberl. Kollektionswerk Tom. VI, 
Seite 272g.) abweichen, tritt das leßtere außer Wirk- 
jamkeit.? 

‚ VI. Änderungen an der durch $ 3 des Partikularver- 
trags vom 17. November 18343 (Seite 482 fg. der Ge- 
jeglammlung vom Jahre 1834) garantierten Religions 
und kirchlichen Verfaſſung der Oberlaufig dürfen auch 
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künftig nicht ohne Zuftimmung der Provinzialftände ein- 
geführt werden.* 
Dresden, am 28. Mai 1868. 


1. Siehe oben ©. 29 Anm. 6. 


2. In der Oberlaufig find die Kollatoren der jpeziellen Be- 
auffihrigung der Pfarrlehnskapitalien und der Verpflichtung, 
deren Sicherheit mit zu vertreten, nicht überhoben (WO. des 
KultMin. vom 23. Febr. 1869, Cod. ©. 386 Note 131c). 


3. Siehe oben ©. 10ff. 


4. Auh das KG. über Abänderung der KVBUSL. vom 
5. Zuli 1912 ijt in der —— eingeführt. Vgl. Bek. vom 
5. Zuli 1912, KonſBl. ©. 8 


12. Verordnung zur Ausführung der Kirchenvorftands- 

“ und Synodalordnung in der Yafjung vom 22, No- 

vember 1906; vom 30, November 1906, 
(GVBL. ©. 432.) 


Aus Anlaß der Änderungen, welde durch das Kirchen- 
gejeg vom 22. November 1906 (G.- u. B.-Bl. ©. 405) 
an der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung einge- 
treten find, wird zur weiteren Ausführung derjelben in 
ihrer Faſſung vom 22. November 1906 (©. u. B.-Bl. 
©. 412) folgendes verordnet: 


$ 1. [Aufgehoben durch Verordnung vom 12. Juli 1912, 
GVBL. ©. 407] 


Zu 83 Ziffer 2 Abſatz 1 Sab 2 und 3. 

8 2, Bei der erjten Kirchenvorjtandswahl in einer 
neuen Kirchgemeinde hat die Kircheninjpektion den Ver— 
tretern der zur neuen Kirchgemeinde gehörigen politifchen 
Gemeinden und den Eigentümern der etwa zu ihr ge- 
hörigen jelbjftändigen Güter vorzufchlagen, wieviel Kirchen— 
vorjteher gewählt, wie deren Zahl auf die einzelnen Ort— 
Ihaften verteilt und wie die ſelbſtändigen Güter im Rirchen- 
vorftande vertreten werden ſollen, und ihre Erklärung 
darüber zu erfordern. Ortſchaften und felbjtändige Güter, 
welche außerhalb des Königreichs Sachſen liegen, aber 
in dieſes eingepfarrt find, werden, wie bei der Zufammen- 
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jeßung des Kirchenvorftands überhaupt, ebenjo behandelt, 
wie die im Lande gelegenen. 

Mird Einverjtändnis unter den Beteiligten nicht er: 
zielt, jo hat, wie bisher, die Kircheninjpektion mit Nück- 
jiht auf die Bevölkerung und die Beitragsleijtung zu 
den Parochiallajten das deshalb Nötige feitzujtellen. 

Das feitgejtellte Ergebnis hat die Kircheninjpektion 
den Beteiligten mit Einjchluß des Pfarrers oder Pfarr- 
vermwejers bekanntzumachen. 


Zu $4 Abſatz 5. 

$ 3. Durch Ortsgejeg kann auch die Zuziehung von 
jungen Männern unter 30 und felbjt unter 25 Jahren 
als Helfer, ſowie von Perſonen weiblichen Gejchlechts 
als Helferinnen vorgejehen werden. 

Db und inwieweit die Helfer und Helferinnen an 
Sißungen des Kirchenvorjtands teilnehmen ſollen, iſt 
gleichfalls Gegenftand ortsgejeglicher Negelung. Stimm- 
recht im Kirchenvorftande darf ihnen nicht beigelegt werden. 


Zu 86 Abſatz 4. 
8 4, Unter Filialgemeinden find nicht bloß Tochter-, 
jondern auch Schweiter-Rirchgemeinden zu verjtehen. 


8 5. [Erledigt mit Aufhebung des $ 7 Abf. 2 KVuSO.] 


Zu 88 Ziffer 1. 

8 6. Alsbald nad) dem Erſcheinen diejer Verordnung 
it die jtets überſichtlich zu haltende Wählerlijte anzu— 
legen. Sie ift in tabellarifcher Form aufzujtellen und 
wenigjtens da, wo auf mehr als 50 Einträge gerechnet 
werden muß, entweder nad) den Anfangsbuchjtaben der 
Bamiliennamen oder nad) Straßen und Hausnummern 
zu ordnen. 

Jedem Gintrag eines Stimmberechtiaten ift der Tag 
beizufchreiben, an welchem er erfolgt. Der Eintrag hat 
den Namen und Vornamen, den Geburtstag und das 
Geburtsjahr, den Stand oder das Gewerbe und die 
Mohnung nad) Straße und Hausnummer oder nach der 
Brandkatajternummer anzugeben. Erſtreckt ſich die Kirch— 
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gemeinde auf mehr als einen Drt, fo ift au) der Wohn- 
ort einzutragen. 

Die Gemeinde ijt alsbald nad) dem Erjcheinen dieſer 
Merordnung feiten des Kirchenvorjtands oder des Geijt- 
lihen in geeigneter Form darauf aufmerkjam zu machen, 
daß nicht mehr vor jeder Kirchenvorjtandswahl eine be- 
jondere Mählerlijte aufgeftellt, jondern daß eine fort- 
während auf dem Laufenden zu haltende Mählerlijte 
geführt wird, zu welcher die Anmeldungen jogleich er- 
folgen können. Zu dieſen Anmeldungen ijt hierbei auf: 
aufordern. 

Unter gleicher Aufforderung ijt rechtzeitig vor jeder 
Kirchenvorjtandswahl die Gemeinde daran zu erinnern, 
‚daß nur diejenigen mit wählen dürfen, welche in Die 
Mählerlijte aufgenommen worden find und darin noch 
eingetragen ftehen oder welche ſich rechtzeitig (Rirchen- 
vorjtands- und Synodalordnung 8 8 Ziffer 6 Abjag 2) 
noch eintragen lajjen. 


Zu 88 Ziffer 2. 

8 7. Daß die Anmeldung zur Mählerlijte zu jeder 
Zeit gejchehen kann, berechtigt nicht zu dem Anfpruche, 
daß fie auch außerhalb der für amtliche Geſchäfte üb- 
lihen Tagesjtunden angenommen werden mülje. 

Für die unterjchriftlich zu vollziehende Erklärung, mit 
der jede einzelne Anmeldung verbunden fein muß, 
empfiehlt es ſich, Vordrucke in folgender Faſſung aus- 
augeben: 

Indem ich mich hiermit zur Aufnahme in Die 
Mählerlifte für den Kirhenvorftand zu ......... 
anmelde, erkläre ich mich bereit und verpflichte mich, 
das kirchliche LXeben in der Gemeinde in ÄÜberein- 
jtimmung mit den Ordnungen in der Kirche zu 
fördern. 

MBohnort:) Te am oe J 

(vollftändiger Vor⸗ und Zuname:) —— 

(Geburts Tag und =Sabr)) . ....., 2 Sr 

Wohnung nad) Straße und Hausnummer:) ..... 
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Zu 88 Ziffer 3, 6 und 7. 

8 8 Die Worte „zur Vermeidung des Ausſchluſſes“ be- 
ziehen jic) auf den Ausſchluß des Widerſpruchs (Ziffer 3) 
und der Einwendung (Ziffer 7). 

Die Ubkündigung von Zeit und Ort der Auslegung 
der Mählerlijte gejchieht nad) der Predigt und dem auf 
dieje folgenden Gebete. 

Alsbald nad) Ablauf der Auslegungsfrijt ijt die Wähler- 
lite vom Kiryenvoritande durch eine mit Datum und 
Unterfchrift zu verjehende Bemerkung für die bevor- 
ſtehende Mahl zu fchliegen. 

- Bei der erjten Kirchenvorjtandswahl in einer neuen 
Kirchgemeinde wird das, was dem Kirchenvorftande ſelbſt 
obliegt, vom Kirchenvorjtande derjenigen Gemeinde wahr- 
genommen, aus welcher die neue Kirchgemeinde hervorgeht. 


Zu 8 8 Ziffer 5. 

89. Bei jeder Streichung eines in die Wählerliſte 
Eingetragenen iſt der Tag beizuſchreiben, an welchem 
ſie erfolgt iſt. 

Damit die etwa erforderlichen Streichungen nicht ver— 
abſäumt werden, iſt die Wählerliſte vom Kirchenvorſtande 
in jedem Jahre mindeſtens einmal durchzugehen. 

Erfolgt eine Streichung aus einem der in 88 der 
Kirchenvorſtands- und Synodalordnung unter 4 aufge— 
führten Ausſchließungsgründe, ſo iſt dem Geſtrichenen 
vom Kirchenvorſtande ſchriftlich Kenntnis zu geben unter 
dem ebendajelbjt unter 3 vorgejchriebenen Cröffnen, 
welchem entjprechend dann weiter zu verfahren ift. 


Zu 88 Ziffer 8. 
8 10, Der Aufitellung einer bejonderen Lifte der Wähl- 
baren bedarf es nicht. 
Die Wählbarkeit ijt nicht auf die in die Wählerliſte 
Aufgenommenen bejchränkt. 


3u 8 10. 
8 11. Die Ubkündigung der Wahl gejchieht nach der 
Predigt und dem darauf folgenden Gebete mit eindring- 
Böhme, Kirchengeſetze. 2. Aufl. 6 
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lihem Hinweife auf den Einfluß und die Bedeutung 
der Mahl und mit der Aufforderung an die in Die 
Mählerlijte eingetragenen Stimmberedtigten zu zahl- 
reicher Beteiligung. Ort und Zeit der Wahl ift bei der 
Abkündigung genau anzugeben. 

Nach Befinden kann nebenbei Drt und Zeit der Wahl 
durch Öffentliche Blätter und Anjchläge an den Kirch— 
türen bekannt gemadt werden. 

Die Wahl ift, wenn nicht bejfondere Hindernijje ent- 
gegenjtehen, in der Kirche vorzunehmen, am beiten Sonn- 
tags nad) beendigtem Gottesdienfte. 

Mas im zweiten Abſatze von 8 10 der Kirchenvorjtands- 
und Synodalordnung für die „erjte Wahl“ vorgejchrieben 
‚it, gilt bei der erjten Kirchenvorjtandswahl in neu ent- 
jtehenden Kirchgemeinden. Iſt das Pfarramt noch unbe- 
jeßt, jo hat die Obliegenheit des Pfarrers der Bfarrverwejer 
wahrzunehmen. 

3u 8S$ 9, 12 und 13. 

8 12, Db die Stimmgebung mündlich oder ſchriftlich 
erfolgen foll, hat der Kirchenvorſtand fejtzufegen, bei der 
erjten Kirchenvorftandswahl in neu entjtehenden Kirch— 
gemeinden der Wahlausjchuß. 

Die Wahl des Dertreters oder der Vertreter jelb- 
jtändiger Güter (8 6 Abſatz 2 der Kirchenvorjtands- und 
Spynodalordnung) iſt den Gigentümern derjelben, wenn 
jie nicht die Leitung ihrer Wahlhandlung duch den 
Mahlausshuß verlangen, ganz zu überlafjfen. Sie haben 
aber noch vor dem Wahltermine dem Wahlausſchuſſe 
in einer von allen Beteiligten unterzeichneten Schrift den 
oder die von ihnen gewählten Vertreter anzuzeigen. 

Die Gewählten find, injofern fie der MWahlausihuß 
für wählbar eradhtet, von der auf fie gefallenen Wahl 
jofort zu benachrichtigen und zur Erklärung über deren 
Annahme aufzufordern. Lehnt einer oder der andere 
die Mahl ab und findet der Wahlausſchuß die vorge- 
brachten Entjcehuldigungsgründe beachtenswert ($ 16 der 
Kirchenvorjtands- und Synodalordnung), oder weigert 
ih der Gewählte troß der Zurücmweilung feiner Ab— 
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lehnungsgründe beharrlid, das Amt anzunehmen, jo ijt 
eine anderweite Wahl zu veranitalten. Dasjelbe hat zu 
geſchehen, wenn der Wahlausfhuß einen Gewählten nicht 
für wählbar erachtet und entweder diejer bei der Er— 
öffnung hierüber jich beruhigt oder auf erhobenen Mider- 
jprud die Kircheninjpektion der Anſicht des MWahlaus- 
ſchuſſes beitritt. 
Zu 8 15. 

8 13. Am nächſten Sonntage nad) volljtändigem Ab— 
ihlujfe des Wahlverfahrens hat der Pfarrer beim Vor— 
mittagsgottesdienjte die Namen der Kirchenvorfteher der 
Gemeinde bekannt zu machen, dieſe jodann am Altare 
unter angemejjener Yeierlichkeit zu verpflichten und in 
ihr Amt einzuweijen. Dabei ift folgende Gelöbnisformel: 

„Sch gelobe vor Gott, des mir befohlenen kirch— 
lihen Dienftes jtets mit gewijjenhafter Sorgfalt und 
in Übereinjftimmung mit den Drdnungen der Kirche 
zu warten und mit Treue darauf zu achten, daß alles 

ordentlich und ehrlich zugehe in der Gemeinde zu 

deren Beſtem“ x 
den Gewählten vom Pfarrer laut vorzulefen und Die 
Frage an fie zu richten: „Wollen Sie dies angeloben?“, 
worauf jeder einzelne unter Abgabe des Handjchlags 
mit „Ja“ zu antworten hat. 

Diefe Verpflichtung erjtreckt fih auch auf die Ver— 
treter der jelbjtändigen Güter. 

Die erfolgte Zufammenfegung und Gliederung des 
Kirchenvorſtands hat dejjen Vorjigender unter Namhaft- 
madhung der geijtliden und weltlihden Mitglieder und 
ihrer Obliegenheiten der Kircheninjpektion anzuzeigen. 
J Zu 8 21 Abſatz 3. 

8 14. Der Ausnahmefall, welcher der Zuſtimmung 
des Kirchenpatrons und der Genehmigung der Kirchen: 
injpektion bedarf, it feinem Umfange nach eng auszu— 
legen, jo daß 3. B. befondere Gottesdienjte evangelijch- 
lutherifhen Charakters, auch Kirchenkonzerte, die dem 
Drte angemejjen find, nicht unter die Ausnahmen, fondern 

6* 
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unter das regelmäßige Bewilligungsrecht des Kirchen 
vorjtands fallen. 
Zu 8 24 Abſatz 2. 

8 15. Durch die alsbaldige Anzeige über jede vom 
Kirchenvorſtande etwa bejchlojjene Abänderung örtlicher 
liturgiicher Einrichtungen wird die Kircheninfpektion in 
den Stand gejegt, wenn der Beſchluß Bedenkliches ent- 
halten jollte, von Aufjichtswegen rechtzeitig der Aus— 
führung entgegenzutreten. 


Zu 825 Abſatz 6. 
$ 16. Die vom Kirchenvorftande vorzunehmenden Ver— 
pflihtungen haben durch Handſchlag nad 8 7, Abſatz Zflg., 
und $ 8 der Verordnung vom 20. Februar 1879, Die 
DVerpflihtung der Staatsdiener und anderer in Öffent- 
liher Funktion ftehender Perſonen betreffend (G.- u. 
V.«Bl. ©. 5äflg.), zu erfolgen. 


Erledigung früherer Vorjchriften. 
817, Die Ziffern I bis VI der Verordnung, Die 
Einjegung der Kirchenvorftände ujw. betreffend, vom 
30. März 1868 (6. u. V.Bl. ©. 220 flg.) find erledigt. 


13. Kirchengejeß, die Vollziehung der von den Kirchen- 

vorjtänden der enangelijch-lutherifchen Kirche auszu- 

jtellenden Urkunden betreffend; vom 20, Juni 1881. 
(GVBL. ©. 153.) 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen mit Zuftimmung der evangelijch-lutherifchen 
Zandesiynode wie folgt: 


8 1. Der DVorjigende des Kirchenvorjtandes hat die 
im Namen desjelben ergebenden Schriften zu vollziehen. 


8 2, Durh Schriften, in welchen einem Nechte ent- 
jagt oder eine Verbindlichkeit übernommen wird, wird 
die Kirchgemeinde, beziehentlich das Kirchenlehn nur dann 
verpflichtet, wenn diejelben außer von dem Vorjigenden 
nod von zwei anderen Mitgliedern des Kirchenvorjtands 
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unterzeichnet und mit einem Abdrucke des Kirchenvor- 
ſtandsſiegels verſehen find.! 


8 3. Vorſtehende Beſtimmungen leiden auch auf den 
Fall Anwendung, wo mehrere KRirchenvorjtände in einer 
Stadt zu gemeinfchaftlihder Beratung und Beſchluß— 
faljung zujammenzutreten haben ($ 7 der Kirchenvor- 
jtands- und Synodalordnung vom 30. März 1868). 

Es find daher die im Namen folcher vereinigter Kirchen— 
vorjtände ergebenden Schriften von den Vorſitzenden der- 
jelben und, wenn dieſe Schriften jolche find, in denen 
einem Mechte entjagt oder eine Verbindlichkeit über- 
nommen wird, außer von dem Vorjigenden, auch nod) 
von je zwei Mitgliedern der beteiligten Kirchenvorftände 
zu vollziehen, und mit je einem Abdrucke der Kirchen- 
vorjtandsjiegel der einzelnen Rirchenvorftände zu verjehen.? 


Dresden, den 20. Juni 1881. 


1. Die nad) Maßgabe der 882 u. 3 des erwähnten Kirchen— 
gejeßes vollzogenen und mit Kirchenvorftandsfiegel verfehenen 
Urkunden bedürfen zum Beweife der Echtheit der Unterfchriften 
der gerichtlichen oder notariellen Anerkennung nicht und find 
infoweit den öffentlichen Urkunden gleichzuachten. Die Legi- 
timation der Mitglieder eines Kirchenvorjtandes erfolgt künftig 
durch ein von der Kircheninjpektion auszuftellendes Zeugnis 
en des Kultus und der Juſtiz vom 22. Juli 1881, 


2. Bol. au noch VD. des LKonſ. vom 26. Juli 1881 
(GVBL. ©. 155): 

1. Die Unterzeichner der in $ 2 des vorerwähnten Rirchen- 
gelebes gedachten Schriften, insbelondere die Vorfigenden der 

trchenvorftände haben zu Entfchüttung eigener Verantwort- 
lichkeit forgfältig darauf zu achten, daß der Inhalt der von 
ihnen zu vollziehenden Schriften auf legal gefaßten und ge- 
börig protokollierten Befchlüffen des Kirchenvorftandes berubt 
und mit denfelben in allen wejentlichen Bunkten übereinjtimmt. 

2. Zu den in $ 2 des Geſetzes erwähnten Schriften gehören 
alle Urkunden, welche als Unterlage für in die Grund- und 
Hypothekenbücher zu bewirkende Einträge zu dienen haben, 
außerdem aber auch Vollmachtsurkunden, Aus- und Ein— 
A neereaeie, Rezeſſe zwiichen Mutter» und Tochter oder 

Schweiterkirchgemeinden uw. : 

3. Die — Vollziehung in Gemäßheit der Be— 
ſtimmungen in 88 2 und 3 des Geſetzes iſt von dem Vor— 
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fißenden, dejjen Stellvertreter und einem dritten Mütgliede zu 
leiiten. Für den Vorfigenden kann der Stellvertreter desjelben 
(SA Ab. 1 der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung vom 
30. März 1868) und für diejen leßteren ein anderes Mitglied 
des Kirchenvorjtandes die Vollziehung der Schrift bewirken, 
wenn der Vorjigende, beziehentlich dejjen Stellvertreter an der 
Vollziehung behindert find, und Dieje bis zur Behebung der 
Behinderungsurfadhe nit füglich aufgejchoben bleiben Kann, 

4. In der Gejchäftsordnung der Kirchenvorjtände ijt zu be- 
jtimmen, ob diejelben in jedem einzelnen Falle das zur Mit- 
unterzeichnung einer Urkunde berufene dritte Mitglied, be— 
ziehentlicy (vgl. Punkt 3 diefer Verordnung) das zweite und 
dritte Mitglied ſelbſt wählen oder die Wahl dem Vorfigenden 
ein für allemal übertragen wollen. 

5. Die Legitimation der Unterzeichner einer Schrift der in 
82 des Gejeßes bezeichneten Art hat lediglich durch amtliches 
Zeugnis der dem betreffenden Kirchenvorjtande vorgejegten 
Kircheninſpektion, welches darauf zu richten ift, daß die Anter- 
zeichner an dem Tage, unter welchem die Schrift von dem 
Kirchenvorftande ausgeftellt iſt, Worfigender, rejp. Stellvertreter 
desfelben und Mitglieder des Kirchenvorjtandes gewejen find, 
zu erfolgen. 

In der Mehrzahl der Fälle wird es fich empfehlen, diejes 
Zeugnis auf die Urkunde felbjt unmittelbar hinter die unter- 
ſchriftliche Vollziehung zu bringen. 


3. Auch Poſtvollmachten der Kirchenvorjtände find nad) 
Punkt 5 vorftehender Verordnung zu behandeln. Stempel 
genügt jtatt Siegel (WD. vom 24. TJulil 882, KonſBl. ©. 200; 
Fiſchers3. 24, 237). Ebenfo Urkunden über Gehaltsordnungen 
der Geiftlihen (VD. des LKonſ. vom 23. April 1910, B.I, 71b) 
und Aktorien für Kirchenlehn (FilhersZ. 18, 107). 


14. Bekanntmachung (des Evangeliſch-lutheriſchen 

Zandeskonfijtoriums), die bei Veränderungen in der 

Abgrenzung der Parocdhialbezirke zur Anwendung 

kommenden Grundfäße betreffend; vom 5, Juli 1886. 
(KonſBl. ©. 49Ff.) 


Indem das evang.-luth. Zandeskonfijtorium in Entſprechung 
eines von der IV. ordentlichen evang.-luth. Landesſynode ge— 
ltellten Antrags (vgl. Synodalfchrift Nr. 23 der Akten der 
IV. evang.-luth. Zandesiynode, 1. Abt. ©. 163 flg.) mit Ermäch— 
tigung der in Evangelieis beauftragten Herren Staatsminifter 
in der Beilage unter © eine Zufammenftellung derjenigen 
Grundfäge veröffentlicht, von weldyen das Landeskoniijtorium 
bei Veränderungen der Parocdhialbezirke bisher ausgegangen 
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it und welche dasjelbe im Ginverftändnis mit der Landes— 
iynode auch in Zukunft feinen Entihliegungen zugrunde zu 
legen beabjichtigt, ift hierzu noch das Folgende zu bemerken. 

Bon der IM. ordentlichen Landesjynode war der Antrag auf 
Erlaß eines Auspfarrungsgejeßes gejtellt worden. Über die 
Bedenken, weldhe dem Kirchenregiment gegen dieſen Antrag 
beigingen, hat das Gvangelifch-lutheriihe Landeskonſiſtorium 
fit ausführlich bereits in den Bemerkungen ausgejprocden, 
welche Ddasjelbe unter dem 19. Auguft 1881 über die Teilung 
großer Parochien und die Vermehrung der geijtlichen Kräfte 
in denselben auf Seite 193flg. feines Verordnungsbl. vom 
Sabre 1881 veröffentlicht hat. Auch die inzwiſchen gemachten 
Erfahrungen und weiter gepflogenen Erwägungen konnten das 
Zandeskonjiltorium nicht zu Aufgabe feines dort entwickelten 
Standpunktes veranlafjen. Insbeſondere war auch die mit- 
unter geäußerte Bemerkung, als bedürfe das von dem Landes- 
konjiftorium im Anflug an die Praris der früheren kirch— 
lihen Behörden in Auspfarrungsfällen bisher zur Anwendung 
gebrachte Verfahren einer geießlichen Begründung, nicht für 
zutreffend zu erachten. Das Geſetz A vom 30. Januar 1835 
über Kompetenzverhältnijje zwijchen Jujtiz- und Verwaltungs- 
behörden zählt in S 9 zu den vor die Verwaltungsbehörden 
gehörigen Angelegenheiten ausdrüklich auch Streitigkeiten 
zwiſchen Kirchengemeinden als jolchen und über die Verhält- 
nilfe in und zu Ddenjelben, 3.3. über PBarochialgrenzen und 
über Auspfarrungen, und behält daneben den Rechtsweg nur 
in Fällen der Berufung auf befondere Nectstitel vor. Die 
Kirhenvorjtands- und Synodalordnung regelt die Befugnilfe 
des Kirhenvorjtandes bei Veränderung der PBarochialgrenzen, 
indem jie in 8 18, , demfelben die Mitwirkung und die Gr- 
Klärung namens der Gemeinde bei Ünderungen der Kirchen- 
bezirke gewährleijtet, durch die Erläuterung in $ 24 Xbjaß 1 
diefe Mitwirkung aber auf ein Gehör des Kirchenvorjtandes, 
damit er die Interejien der Gemeinde wahren könne, und auf 
das Recht zu Stellung von Anträgen bejchränkt. In $ 5 unter 
Punkt 19 des Kirchengefeßes vom 15. April 1873, die Er— 
richtung eines Evangelijch-lutbherifchen Zandeskonfijtoriums be— 
treffend, ijt endlich dem legteren ausdrücklich die Genehmigungs=- 
erteilung zu Errichtung neuer Kirchenbezirke und die Ver— 
änderung der bejtehenden zugewiejen und vorbehulten worden. 
Für die Zujtändigkeiten des Zandeskonfiltoriums, insbejondere 
in ſolchen Fällen, wo auch im Mangel einer Übereinftimmung 
der Beteiligten aus kirchlichen Interejfen die Errichtung neuer 
Rirchenbezirke zu genehmigen ijt, oder Änderungen der be- 
ftehenden zu verfügen find, bedarf es danad) nicht erjt der 
gejeglihen Begründung durch ein Auspfarrungsgefeg. Aber 
auch eine ins einzelne gehende gejegliche Negulierung aller 
bet Auspfarrungen einjchlagenden Fragen erihien aus den 
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ihon früher dargelegten Gründen fortgefegt bedenkli und 
jedenfalls um fo mehr entbehrlich, als, worauf ebenfalls jeiner- 
zeit in dem obenerwähnten Auffaß ſchon hingewiejen worden 
iſt, für die im einzelnen Fall zu falfen gewejenen Entſchließungen 
ihon zeither den kirchlichen Behörden fejte Grundjäße zur 
Seite gejtanden haben, welche ebenjo eine volle Wahrung der 
kirchlichen Bedürfnijfe ermöglicht haben, wie fie andererfeits 
den Intereſſen der Beteiligten entjprechende Berüklichtigung 
haben zuteil werden lajfen. Der Mangel einer Überfihtlichen 
Zufammenjtellung diejfer Grundjäge mag deren Bekanntwerden 
erichwert und wohl gar hier und da die Meinung haben auf- 
kommen lafjjen, daß es den Entichliegungen der kirchlichen 
Behörden an foldhen feiten "Entfcheidungsnormen überhaupt 
mangele. Das Evangeliich-lutheriihe Landeskonfiltorium hat 
daher mit Genehmigung der in Evangelieis beauftragten Herren 
Staatsminijter diefe Grundfäße zujammengeltellt und ſolche 
mittels Erlaffes Nr. 7 (Synodalakten 1. Abt. ©. 43) zur Kennt- 
nis der IV. ordentlihen Landesiynode gebracht. Nachdem nun 
von der Landesiynode auf Grund des von ihrer Verfaflungs- 
deputation erjtatteten Berichts (Synodalakten 2. Abt. Ar. 93) 
laut der obengedadhten Synodaljchrift Ar. 23 erklärt worden 
ist, daß fie gegen diefe Grundfäße in der aus der nadhjtehenden 
Beilage unter sub © erfihtlihen Faſſung nichts zu erinnern 
babe, zugleich aber das Erſuchen ausgejprohen worden ift, 
diefe Grundjäße durch das Verordnungsblatt des Landeskon- 
fifttoritums zu veröffentliden, hat das Gvanaelifch-lutherifche 
Zandeskonjijtorium diefelben nunmehr aud) für alle Beteiligten 
noch bejonders zur öffentlichen Kenntnis zu bringen nit An- 
ſtand genommen. 
Und wenn hierüber von der IV. ordentlihen Landesſynode 
noch die Erwartung ausgeſprochen worden ijt, 
daß, wo übergroße Parochien eine Teilung erheifchen 
oder fonjtige ungefunde Barochialverhältniffe ein gedeih- 
liches kKirchliches Xeben hindern, nunmehr mit ernitem Eifer 
auf eine Beſſerung der Zuftände Bedacht genommen werde, 
jo hat das Evangelijch-lutherifche Zandeskonfijtortum, welches 
in diefem Zeugnis unferer Landesſynode für eine hochwichtige 
Aufgabe des kirchlichen Lebens der Gegenwart eine dankens- 
werte Zuftimmung zu feinem bisherigen Vorgehen und eine 
willkommene Förderung feiner eignen Wünſche und Beitre- 
bungen zu erblicken hat, auch diefer Kundgebung der Landes- 
iynode als einer Mahnung an die Vertreter aller ſolcher über- 
großen Parochien an diejer Stelle zu gedenken, nicht unter- 
lajjen wollen, mit dem Wunfche, daß es an treuer Beherzigung 
diejer Mahnung nirgends fehlen möge! 


Dresden, den 5. Juli 1886. 
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Grundfäße, die Veränderungen an Barodialbezirken 
betreffend. 


I. Die gegenwärtig vorhandenen evangeliich-lutheriichen Pa— 
rochien bleiben in ihrer dermaligen Begrenzung fortbeitehen, 
jolange nit nah Maßgabe der nadjtehenden Beltimmungen 
en beachtenswerter kirchlicher Intereſſen eine Anderung 
erfolgt. 

U. Zur Förderung des kirchlichen Lebens kann die Errid)- 
tung neuer Kirchenbezirke und können Änderungen der be- 
ſtehenden Kicchenbezirke, infolge von Anträgen Beteiligter, von 
dem Landeskonjiftorium im Falle eines überwiegenden kirch— 
lihen Bedürfniffes genehmigt, beziehentlich angeordnet werden, 
auch wenn eine Übereinftimmung unter den Beteiligten nicht 
zu erlangen geweſen ilt. 

II. Sm Falle eines kirchlichen Notjtandes! können Ande— 
rungen der bejtehenden Kirchenbezirke auch ohne einen Antrag 
Beteiligter vom Landeskonfijtorium verfügt werden. 

IV. Grundſtücke, weldye noch keinem PBarochialbezirk ange- 
hören, find, joweit nicht nach SS 1 u. 2 des Geſetzes vom 21. März 
1843 (6.- u. V.Bl. v. 3. 1843, ©. 18) eine Ausnahme Plaß 
gretft, einem benachbarten Parochialbezirke zuzuweiſen. 

V. Grundſtücke, welche nad) 8 83 Abſatz 1 der NRepidierten 
Zandgemetndeordnung vom 24. April 1873, beziehentlih 87 
der Nevidierten Städteordnung vom gleichen Tage nod als 
zum Bezirk eines jelbjtändigen Gutes gehörig betrachtet werden, 
find, fobald fie bebaut werden, in Anjehung der Beitrags 
leiftung und der Teilnahme ihrer Beliger und Bewohner an 
kirhlihden Wahlen einer Gemeinde innerhalb des Kirchen» 
bezirks, welchem fie angehören, zuzuweiſen, ſoweit fie aber 
bisher vom Parochtalverband ausgenommen waren, nach der 
Beitimmung in Punkt IV mit einer benachbarten Kirchen- 
gemeinde zu vereinigen. 

VI Wird eine Änderung der Parochialzubehörigkeit be- 
antragt oder erachtet ſonſt die Kirchliche Behörde eine folche 
für angezeigt, fo find die Vertretungen der betreffenden Kirchen- 
gemeinden und deren Kollatoren, beziehentlich Kirchenpatrone, 
fowie die etwa ſonſt Beteiligten, auch foweit es fih nur um 
Aus- und Einbezirkung einzelner Grundjtücke handelt, deren 
Beſitzer zu hören und mit denjelben die gegenfeitigen beſon— 
deren Intereſſen zu erörtern, und iſt alsdann zunädjt im 
Mege gütlicher Verhandlung eine Ausgleihung derſelben tun— 
lichſt anzujtreben. 

Kommt hierbei eine Vereinberung, welche das Landes— 
konfiftorium zu genehmigen in der Lage ijt, nicht zuftande, jo 
enticheidet das leßtere nach Maßgabe der kirchlichen Bedürf— 
nijje der betrefienden Parochianen, jowie unter billiger Rück⸗ 
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ſichtnahme auf die Interefjen der beteiligten Kirchengemeinden 
über die jtreitig gebliebenen Punkte und etwa vorliegenden 
Widerſprüche, eintretendenfalls, insbejondere auch über die 
vermögensredhtliche Auseinanderfegung zwijchen den Beteiligten 
und trifft wegen Sicherjtellung des Anſpruchs der im Amt 
jtehenden Geijtlichen und Kirchendiener auf ungejcymälerte Er- 
haltung ihres Amtseinkommens die nötigen Vorkehrungen. 

VII. Bei ver Auseinanderjegung unter den Beteiligten und 
eventueller Entſcheidung ijt im wejentlidhen von den folgenden 
Grundfäßgen auszugehen: 

1. Wollen bebufs wirkfamerer Gejtaltung ihres kirchlichen 
Zebens einzelne Teile eines Barochialverbandes aus demjelben 
ausfcheiden, um entweder, ſoweit fie dazu imftande find und 
die Vorausfegungen zu Bildung eines eigenen lebensfähigen 
Kirchenweſens vorliegen, ein jelbjtändiges Pfarrſyſtem zu be- 
gründen oder einer anderen Parodie ſich anzufchließen, oder 
‚wird von dem Landeskonfijtorium ſonſt eine Anderung der 
Parochialbezirke im kirchlichen Intereſſe für notwendig erachtet, 
jo jteht den Kirchengemeinden, einzelnen Gliedern derjelben, 
den Kirchenpatronen oder den Geiftlihen und Kirchendienern, 
beziehentlich den Auszupfarrenden jelbjt ein unbedingter Wider- 
ſpruch gegen die Auspfarrung, beziehentlich gegen die Ein— 
pfarrung nicht zu. 

2. Es kann jedoch die Trennung eines Barodhialverbandes 
dann nicht beanſprucht werden, wenn durch diefelbe die kirch— 
licye Lebensfähigkeit des zurückbleibenden Teiles gefährdet 
werden würde. Erſcheint in einem folhen alle wegen eines 
vorliegenden offenbaren kirchlichen Motjtandes eine Anderung 
des Parochialverbandes dennoch geboten, jo iſt darauf Bedacht 
zu nehmen, daß dem durch die Abtrennung benadteiligten 
Zeile die zum Fortbeſtand erforderlihen Müttel bejchafft werden. 

3. Die bis dahin gemeinfamen kirhlihen und geijtlichen 
Anftalten, Zehne und Stiftungen verbleiben mit ihrem Ver— 
mögen ungeteilt dem örtlichen PBarochialbezirk, dem fie ge- 
widmet find, foweit nicht mit Genehmigung des Zandeskon- 
ſiſtoriums etwas anderes vereinbart wird, und folange nicht 
etwa auf Grund befonderer Rechtstitel ein Anſpruch auf Teilung 
nachgewiejen werden kann. Nur foweit nachweislich das Ver- 
mögen der kirchlichen und geijtlihen Lehne von dem aus— 
ſcheidenden Teile herrührt, oder durch Ablöjung früherer Bar- 
ochialleiftungen desjelben erlangt worden ijt, oder wenn bei 
der Kirche bejtehende Stiftungen ausdrüklic nur zum Beiten 
des abzutrennenden Teiles der Kirchengemeinde bejtimmt find, 
können die Ausicheidenden eine Abzweigung und Überlajjung 
folder VBermögensteile und die Ausantwortung der bezüglichen 
Stiftungsfonds beanjpruden. 

4, Das leßtere gilt auch von dem auf die Ausjcheidung zu 
repartierenden Teil der auf Grund des Gejeges, die Ent- 
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Ihädigung für den Megfall an Gebühren der Geijtlihen und 
Kirchendiener betreffend, vom 22. Mai 1876 (©.- u. B.-Bl. v. 2. 
1876, ©. 251) bezogenen Staatsentjhädigung und von den- 
jenigen, aus dem ausgejchiedenen Teil bezogenen, dem öffent- 
lihen Rechte angehörigen Gefällen, welche unter verjchieden- 
artigen Bezeichnungen, wie 3. B. DOpfer- und Häuslergeld, 
Dezemgeld, Orgelgeld, Walpurgis- und Michaelisgeld und dergl. 
vorkommen und zur Aufbringung des Anterhaltes für Oeijt- 
liche und Kirchendiener bejtimmt jind, mögen dieſe Gefälle als 
Reallajten auf den Folien der ausjcheidenden Grundjtücke ein- 
getragen fein oder nicht, auch wenn diefelben von den Pflich- 
tigen nicht mehr an die Genußberedhtigten unmittelbar, fondern 
infolge geſchehener Firation an die Kaffe der Kirchengemeinde 
oder an das Kirhenärar abgeführt werden. 
5. Solche Bermögensteile wachen dem neuerrichteten Kirchen- 
weſen beziehentlich Demjenigen zu, in welchem die abzutrennen- 
den Zeile einer Barochie Aufnahme finden, und zwar der Kirche 
oder den geiltlihen Lehnen desjelben, je nachdem fie zeither 
in der Stammparocdhie der erjteren oder den leßteren zujtändig 
geweſen jind. 
6. Dahingegen jteht dem zurückbleibenden Teile der Par- 
ochie gegen die Ausicheidenden rückſichtlich der Ausfälle, weldye 
bei dem Kirchenärar, der Kirchengemeindekalje oder etwaigen, 
getrennt von dieſen für einzelne Kirchliche Zwecke bejtehenden 
Kaſſen (3. B. Gottesacerkajjen) durch den künftigen Wegfall 
der aus dem abgetrennten Teile der Parochie dahin geflofjenen 
Beiträge an Abgaben, Gebühren oder fonjtigen, auf dem Par— 
ochialverbande beruhenden Xbentrichtungen oder infolge einer 
etwaigen Herabjegung der auf Grund des Geſetzes, die Ent- 
ſchädigung für den Wegfall an Gebühren der Geiltlihen und 
Rirchendiener betreffend, vom 22. Mai 1876 (G.- u. B.-Bl. v. J. 
1876, ©. 21) bezogenen GEntihädigungsrenten ſich ergeben, 
grundjäglih ein Anſpruch auf Entſchädigung ebenjowenig 
zu, als wegen des mit der Auspfarrung eintretenden Weagfalls 
der von dem ausjcheidenden Teile erhobenen Barodhialanlagen 
(zu vergleihen Ar. 10). 
7. GErleidet das Stelleneinkommen der Geiſtlichen oder 
Rirchendiener dadurd) eine Abminderung, daß 
a) infolge einer Barochialabtrennung die aus dem abge- 
trennten Zeile bezogenen Gubjtantialeinkünfte für die 
Stelle verloren gehen, beziehentlid) vorhandene Ablöfungs- 
Rapitalien anteilig zu überweijen find, oder dadurd, daß 

b) infolge einer Barochialveränderung eine anderweite Feſt— 
ſtellung der auf Grund des Kirchengejeges, die Firation 
der Akzidenzien und Stolgebühren der evangelijcheluthe- 
riihen Geijtlihen und Kirchendiener betreffend, vom 
2. Dezember 1876 (©.- u. B.-8l. ©. 715) zu gewährenden 
feiten Gehalte nötig wird, 
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jo bleiben die Ausjcheidenden, dafern nicht etwas anderes ver- 
einbart wird, verpflichtet, 

zu a) die im Amte ftehenden Geiftlihen und Kirchendiener 

auf ihre Amtsdauer wegen diejes Verluſtes zu ent- 
ſchädigen. 

zu b) ihre bisherige Kirchengemeinde auf die Amtsdauer der 

dermaligen Geijtlihen und Kirchendiener dafür ſchad— 
los zu halten, daß denfelben die obgedachten Gehalte 
auf ihre Amtszeit in dem unverminderten Betrage, 
beziehentlih als perſönliches Ginkommen fortzuge- 
währen find. 

Zu einer weitergehenden Entjchädigung der zurücbleiben- 
den Gemeinde wegen eintretender dauernder Minderung des 
Stelleneinkommens ihrer geijtlihen und Kirchendiener-Stellen 
können die Ausjcheidenden nicht angehalten werden. Gereicht 
die Trennung zugleich zum Vorteil oder zur Erleichterung der 

‚zurücgebliebenen Gemeinde, jo kann die legtere zu einer ver- 
bältnismäßen Übertragung der nach) vorjtehendem den Aus- 
ſcheidenden obliegenden Leiſtungen angehalten werden. 

8. Die Aufnahme oder Zumweifung in einen Parochialver- 
band gewährt demjelben gegen den Meueintretenden an ſich 
nod Beinen Unfpruch auf eine beſondere Entjhädigung wegen 
der den le&teren einzuräumenden Mitbenugung der zu kirch— 
lihen Zwecken bejtehenden Anjtalten und Einrichtungen und 
wegen der ihnen, foweit nicht jtifrtungsmäßige Beftimmungen 
entgegenjtehen, zukommenden Teilnahme an den aus dem Vor- 
hbandenfein kirchlicher Vermögensobjekte für die Parochianen 
erwachjjenden Vorteilen und Erleichterungen. 

Es find jedoch die Neueintretenden, wie fie vom Zeitpunkt 
des Eintritts in den Parochialverband an allen Rechten ver 
Parochianen teilnehmen, jo au zu allen auf dem Parochial— 
verhältnis beruhenden Verpflichtungen und Oblaſten, einjchließ- 
li der Verzinfung und Tilgung ſchon bejtehender Schulden, 
nad) dem für die Parodie geltenden Maßjtabe beizutragen 
verpflichtet. 

9. Aur wenn und foweit eine Kirchengemeinde infolge der 
Aufnahme oder Zuweifung fremder Parochianen zu bejonderen, 
ihr außerdem nicht erwadjjenen Aufwendungen genötigt ilt, 
und foweit nicht in der künftigen allgemeinen Beitragspflicht 
der Neueintretenden zu allen Barochialbedürfnilfen ſchon eine 
genügende Ausgleihung zu finden fein follte, können die Neu— 
eintretenden zu einer entjprechenden bejonderen Vergütung an— 
gehalten werden. 

10. Dafern im gegebenen Falle die unbedingte Anwendung 
der vorjtehenden Grundjäße für die Stanımgemeinde oder für 
die aus derſelben Ausfcheidenden oder für die die leßteren 
aufnehmende Gemeinde bejondere Härten im Gefolge haben 
würde, kann zur Ausgleihung der entgegenjtehenden Snter- 
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ejien die Gewährung einer Geldentjhädigung an die benad)- 
teiligten anderen Beteiligten bedungen werden. Dabei ijt be- 
jonders zu berükfichtigen, in weſſen Interejje die Auspfarrung 
erfolgt, ob dem einen oder anderen Teile durch die Auspfarrung 
neben der Förderung feiner kirchlichen Intereffen bejondere 
finanzielle Vorteile oder Nachteile erwachſen, welche nicht durch 
den Zuwahs von daraus entitehendem Mehraufwand einer- 
feits, oder an Steuerkraft andererfeits, ausgeglichen werden, 
oder ob der eine oder andere Teil infolge der Auspfarrung 
erhebliche Erſparniſſe in feinem Kirchenwefen zu machen in der 
Zage fein wird. 

11. Hatte die vereinigte Kirchengemeinde zur Zeit ihrer 
Trennung noch Schulden abzuzahlen, jo bleiben die Aus- 
fcheidenden in der Regel zur Fortentrichtung ihres bisherigen 
Beitrags zu deren Tilgung und Verzinjung, beziehentlich Ge- 
währung einer Abfindungsjumme gehalten. 

Es iſt jedoch die Verhandlung wegen Ausgleihung der 
gegenfeitigen Intereffen auf Negulierung diefer Schulden zu 
eritreken und hierbei nad) Befinden der Zweck der aufgenom- 
menen Darlehne zu berückjichtigen. 

12. Von dem Zeitpunkte der Auspfarrung an haben die 
den Ausgepfarrten in ihrer bisherigen Parochie zujtehenden 
Anſprüche auf Benutzung bejtimmter Kirchenjtände und von 
Grabitellen, joweit ſolche die Mitgliedfchaft in der Parochie 
zur DVorausjegung haben und foweit fie nicht auf erblicher 
Verleihung oder fonſt auf jpeziellem Nechtstitel beruhen, ohne 
Entihädigung in Wegfall zu kommen. Insbejondere find 
Kirchenjtühle, auch wenn jie mit dem Beſitz der ausgepfarrten 
Grundſtücke verbunden waren, folchenfalls als erledigt und der 
Kirche heimgefallen anzufehen. 


IX. Wenn die örtliche Lage einzelner bewohnter Grundjtücke, 
insbefondere die große Entfernung derjelben von der Kirche, 
in welche fie gehören, für deren Bewohner einen kirchlichen 
Notſtand im Gefolge hat, und die Kirche einer anderen Par— 
ochie leichter zu erreichen tjt, eine förmliche Auspfarrung folder 
Grundftücke aber erheblichen Schwierigkeiten begegnet, kann 
das Landeskonfijtorium anordnen, daß die Bewohner dieſer 
Grundftüce für ihre Perſon quoad sacra in die näher gelegene 
Kirche gewiefen werden. Derartige Grundftücke und ihre Be- 
mwohner bleiben nad) wie vor in ihren zeitherigen Parochial— 
gemeinden zu den dafelbit aufzubringenden PBarochialanlagen 
beitragspflichtig, können aber zu einer Entjchädigung wegen 
Megfalls der Gebühren für die Amtshandlungen nicht ange- 
halten werden. Die Aufnahme derjelben in die Kirche, in Die 
fie gewiefen werden, kann, infofern für die betreffende Par— 
ochie nicht ein bejonderer Notjtand daraus erwächlt, nicht ver- 
weigert werden. Erwächſt derfelben daraus ein bejonderer 


94 Id. Kirchgemeinde- und Synodalverfaffung. 


Aufwand, welcher durch die dahin zu zahlenden Gebühren nicht 
ausgeglihen wird, fo kann von den Eintretenden deshalb eine 
Gntihädigung gefordert werden. 

1. Kirchenregiment und Synode haben den Grundjaß verein- 
bart, daß für Teilung und Neubegründung von Parochien ufw. 
eine Normalzahl von 12—18000 Seelen auf eine Parodie und 
von 3—6000 Seelen auf eine geiftlihe Kraft angenommen 
werden joll (Bek. des LKonſ. vom 10. Aug. 1892, KonſBl. ©. 123). 


15. Kirchengejeß über Kirchgemeindeverbände; vom 
10, Zuli 1913, 


(GVBL. ©. 377.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter ver- 
ordnen mit Zuftimmung der evangelifch-lutherifchen Lan— 
‚Desiynode, was folgt: 


8 1. (1) Kicchgemeinden dürfen fih zu Verbänden 
vereinigen, um Aufgaben, die auf dem Gebiete der Kirch- 
gemeindetätigkeit liegen, gemeinjam zu erfüllen, ferner 
zum Zwecke der Steuergemeinjchaft oder der Errichtung 
von Hilfskafjen. 

(2) Kirchgemeindeteile, die eine kirchliche Sonderver- 
tretung haben, gelten für den Bereich ihrer Gelbjtändig- 
Reit als Kirchgemeinden im Sinne diejes Geſetzes. 

() Was im 8 21 des Gejeges über Gemeindeverbände 
vom 18. Juni 1910 wegen der Kirchgemeinden bejtimmt 
it, gilt auch) für Kirchgemeindeverbände (G.- u. B.-Bl. 
1910 ©. 146). 


8 2, (1) Über den Zweck, die Vertretung und die Ver- 
waltung des Kirchgemeindeverbands, jowie über die Auf- 
bringung der erforderlichen Mittel und die Haftung der 
Mitglieder ift durch übereinftimmende Beſchlüſſe der be- 
teiligten Kicchgemeinden eine Verbandsjagung zu errichten. 

(2) Die Verbandsfagung bedarf der Genehmigung des 
Evangeliſch-lutheriſchen Zandeskonfijtoriums. 

(3) Die gleiche Genehmigung ift für den Beitritt neuer 
DVerbandsmitglieder zu einem bejtehenden Kirchgemeinde- 
verbande erforderlich, ſoweit dieſer Beitritt nicht bereits 
in der Verbandsjagung vorgejehen und geregelt ijt. 
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Seder nachträgliche Beitritt ijt der Aufjichtsbehörde ($ 3) 
alsbald anzuzeigen. 

(O Soweit die Genehmigung verjagt wird oder ein- 
zelne Bejtimmungen beanjtandet werden, ijt folcyes zu 
begründen. 


8 3. (1) Auffichtsbehörde ift die Kiccheninfpektion, wenn 
der Berband nur ſolche Kirchgemeinden umfaßt, die unter 
demjelben Ephorus und derjelben weltlichen Koinjpektions- 
behörde jtehen, in der Dberlauji die Kreishauptmann- 
Ihaft Bauten als KRonjijtorialbehörde, wenn der Verband 
nur Oberlaufiger Kirchgemeinden umfaßt; in allen anderen 
Fällen das Evangelijch-lutherifche Yandeskonfijtorium. 

() Sit das Landeskonfijtorium Aufjichtsbehörde, jo 
kann es auf Antrag des Verbands die Aufjicht einer 
Kiccheninjpektion oder der Kreishauptmannjchaft Baugen 
als Konjijtorialbehörde übertragen. Die beauftragte Be- 
hörde gilt als Aufjichtsbehörde. 


8 4. (1) Kicchgemeindeverbände find Körperſchaften des 
öffentlihen Rechts. Sie erlangen die Nechtsfähigkeit 
durch die Genehmigung der Verbandsjfagung, wenn in 
diejer kein jpäterer Zeitpunkt bejtimmt ijt. 

() Die Aufjichtsbehörde ($ 3) hat die Genehmigung 
der Verbandsſatzung und ihren wejentiichen Inhalt, jo- 
wie AUbänderungen alsbald in ihrem Amtsblatte auf 
Kojten des Verbandes bekannt zu maden. 


8 5. (1) Über die Rechte und Pflichten der Beamten und 
Angeitellten des Verbands bejtimmt die Verbandsjagung. 

(2) Die Beitimmungen über Verbandsgeijtliche dürfen 
mit dem für Geijtliche der evangelijch-lutheriichen Landes— 
kirche überhaupt geltenden Rechte nicht in Widerſpruch 
ſtehen. Hinſichtlich des Einkommens, des Wartegeldes 
und der Penjionsverhältnijfe der VBerbandsgeiftlichen und 
ihrer Hinterlajfenen finden die für Geijtliche der Landes— 
kirche getroffenen Vorſchriften jinngemäße Anwendung. 

(8) Die VBenjionsrechte fonjtiger Verbandsbeamten find 
nad) den Vorfchriften über die Benjionsberechtigung kirch- 
liher Unterbeamten zu ordnen. 
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8 6, (1) Der Verband bedarf der Genehmigung der 
Auflichtsbehörde (8 3): 
1. zur Übernahme bleibender Berbindlichkeiten, 
2. zur Aufnahme von Schulden, die nicht bis zum 
Ablauf des nächſten Geichäftsjahres getilgt werden. 
(2) Das Verhältnis der Auflichtsbehörde ($ 3) zu dem 
DVerbande, feinen Mitgliedern und Organen richtet ſich 
jinngemäß nad dem, was für die Aufjicht über die 
Kirchgemeinden gilt. 


8 7. (1) Vermögen einzelne Kirchgemeinden eines und 
desjelben Ortes für ſich allein bejtimmte Aufgaben, die 
ihnen gejeglich oder zur Abwehr eines an diefem Orte 
‚. vorhandenen kirchlichen Motjtandes obliegen, nicht zweck- 

entjprechend zu erfüllen, jo können die Kirchgemeinden 
diejes Ortes, falls eine freiwillige Vereinigung nicht zu— 
ſtande kommt, hierfür zur Bildung eines Verbandes 
oder zum Anſchluſſe an einen ſolchen von der Aufjichts- 
behörde (8 3) angehalten werden. Zu den Aufgaben 
im Sinne diejes Abſatzes gehören weder die Begründung 
einer Steuergemeinſchaft noch die Errichtung von Hilfs- 
Rajjen zu andern als den eingangs erwähnten Aufgaben. 

(2) Kommen die beteiligten Gemeinden innerhalb der 
ihnen zu ftellenden Frijt einer folden Anordnung nicht 
nad, jo kann das Evangelijch-lutheriiche Landeskonſiſto— 
rium das zur DVollziehung Erforderliche bemwerkitelligen 
und, joweit nötig, die Verbandsjagung erlaſſen. 

() In dem alle des zweiten Abſatzes ijt der Ver— 
bandsbeitrag der einzelnen Gemeinden nad) einem Pro- 
zentjaße ihres eigenen Steuerbedarfs feitzujegen und darf 
10%0 diejes Bedarfs im ganzen nicht überfteigen. 


8 8, (1) Der Austritt oder Ausſchluß einzelner Mit: 
glieder aus dem DVerbande bedarf der Genehmigung der 
Auffichtsbehörde (8 3), wenn nicht die Verbandsjagung 
die DWorausjegungen des Ausjcheidens regelt und der 
Austritt oder Ausjchluß diefen Vorausſetzungen entſpricht. 
Das Ausicheiden eines Nlitgliedes ijt der Aufjichtsbehörde 
alsbald anzuzeigen. 
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(2) Das ausgejchiedene Mitglied haftet dem Verbande 
gegenüber für alle Verbindlichkeiten des Verbands, die 
vor jeinem Ausjcheiden entjtanden find, nad) Maßgabe 
der Berbandsfagung weiter. Die Dauer der Haftung 
kann in der Derbandsjagung auf bejtimmte Zeit be= 
Ihränkt werden. 

(3) Das Ausjcheiden einzelner Mitglieder hat die Auf: 
löjung des Verbands nur zur Folge, wenn dies in der 
Verbandsjagung vorgejehen ijt oder nad dem Aus— 
jheiden nicht wenigjtens zwei Mitglieder verbleiben. 


8 9, Die Auflöfung des Verbands bedarf der Ge- 
nehmigung der Aufjichtsbehörde ($ 3). Die Genehmigung 
darf dann nicht verjagt werden, wenn die Werbands- 
jagung die Vorausjegungen der Auflöfung regelt und 
die Auflöjung diefen Vorausfegungen entjpricht. 

(@) Bor der Auflöjung follen ſämtliche Verbindlich— 
Reiten des Verbandes gegen Dritte geregelt fein. Soweit 
dies im einzelnen Falle nad) Zage der Verhältnifje nicht 
möglich ijt, haften ſämtliche Werbandsmitglieder für die 
MVerbindlichkeiten des Verbands als Gejamtjchuldner. 
Die VBerbandsfagung kann die Haftung in anderer Weile 
regeln. 

(3) Die Genehmigung der Auflöfung ift von der Auf- 
jichtsbehörde alsbald auf Koften des Verbands in ihrem 
Amtsblatte bekanntzumachen. 


8 10, (1) Wollen ſich Kirchgemeinden zu einem vor- 
übergehenden Zweck oder zur Prüfung und Vorbereitung 
der Gründung eines dauernden Verbands vereinigen, 
jo bedarf es gleichlautender Beſchlüſſe ihrer Kirchenvor- 
jtände, jowie der Genehmigung ihrer Aufjichtsbehörden. 

(@) In den Beichlüffen find die Anteile der Kirchge- 
meinden an den Ausgaben und ihre fonjtigen Nechte 
und Pflichten feitzuftellen. 

(3) Der Berband endet mit der Erreichung feines Zwecks 
oder durch übereinjtimmende Beichlüffe der Kirchenvor- 
ſtände. Dieje Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der 
Auflichtsbehörden der Kirchenvorjtände. Die Genehmi- 

Böhme, Kirchengefege. 2. Aufl. 


98 le. Landesſynode insbefondere. 


gung ſoll erft nad) Regelung aller Verbindlichkeiten er- 
teilt werden. 


8 11. Beitehende Kirchgemeindeverbände im Sinne 
diejes Gejeges find binnen 2 Jahren nad) dem In— 
krafttreten diejes Kirchengejeges nad) deſſen Vorſchriften 
einzurichten. 

$ 12, Die Vereinigung von Kirchipielen im Mlutter- 
und Tocdter- oder im Schweiterverhältniffe ift nicht 
Kirhgemeindeverband im Ginne diejes Gejeßes. 


8 13. In bejonderen Fällen kann auf Anſuchen von 
den Vorſchriften dieſes Kirchengejeges Befreiung erteilt 
werden ($ 7 Ubjat 1a des Kirchengeſetzes vom 15. April 
1873, ©.: u. 3.-Bl. ©. 376). 


$ 14, Der zweite Abſatz von 8 7 der Kirchenvor- 
itands- und Synodalordnung in der Faſſung vom 22. No— 
vember 1906 (6. u. V.Bl. ©. 407 und 415) wird 
aufgehoben. 


8 15. (1) Diejes Kirchengejeg tritt mit der Verkün— 
Digung ftaatsgejeglicher Genehmigung derjenigen Be- 
ſtimmungen desjelben, welche deren bedürfen, in Kraft. 

(2) Über jeine Einführung in der J— bleibt 
beſondere Bekanntmachung vorbehalten. 

1. Dieſe Genehmigung iſt durch die mit Allerhöchſter Ge— 


nehmigung und auf Grund ſtändiger Ermächtigung erlafjenen 
BD. vom 27. Aug. 1913 (GVBL. ©. 38) ausgeſprochen worden. 


e) Landesſynode insbejondere. 


16, Kirchengejeg, den von jeder ordentlichen Yandes- 
jynode zu beftellenden ſtändigen Ausſchuß betreffend; 
vom 15. April 1873, 

(GVBL. ©. 382.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen hierdurch unter Zuftimmung der Evangeliſch— 
lutherifchen Landesſynode, wie folgt: 
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8 1. Jede ordentliche Landesiynode ($ 32 der Kirchen- 
vorjtands- und Synodalordnung vom 30. März 1868) 
hat vor ihrem Schluß einen Ausfhuß zu bejtellen und 
zu demjelben drei geiltliche und drei weltliche Mitglieder, 
auch für Behinderungsfälle ebenjfo viele Erfagmänner 
aus ihrer Mitte zu wählen. 


8 2, Die Mitglieder des Ausſchuſſes wählen unter 
jih einen DVorjigenden und einen Stellvertreter für 
diejen. 


8 3. Der Ausſchuß ijt dazu bejtimmt, das Landes- 
konfijtorium in Angelegenheiten von vorzüglicher Wich- 
tigkeit mit feinem Gutachten zu unterjtügen.! Geine 
gutachtliche Vernehmung hängt von dem Ermeſſen des 
Zandeskonjijtoriums oder derin Evangelicis beauftragten 
Staatsminijter ab. Diejelbe gejchieht in der Negel durch 
Zuziehung des Ausſchuſſes zu einer Sitzung des Landes— 
Ronjijtoriums, in weldyer nach vorgängiger gemein- 
Ihaftliher Beratung, das Gutadten des Ausſchuſſes 
mittels getrennter Abjtimmung feiner Mitglieder fejtge- 
ſtellt wird. 

Es jteht jedoch dem Ausjchujje frei, wenn die Mehr— 
heit desjelben ſich dafür ausjpricht, ſtatt jofortiger Ab— 
jtimmung ſich die Einreihung eines jchriftlichen Gut— 
achtens vorzubehalten. Ausnahmsweije kann die Ver— 
nehmung des Ausſchuſſes ohne vorherige gemeinjchaftliche 
Beratung mit dem Landeskonfiftorium im jchriftlichen 
Mege erfolgen. 

8 4, Der Auftrag des Ausſchuſſes erliſcht exit, wenn 
von der Zandesiynode ein neuer gewählt worden ijt. 

Dresden, am 15. April 1873. 

1. Über die Mitwirkung des Synodalausfhufjfes beim 
Difziplinarverfahren gegen Geijtlihe wegen Irrliehre ſ. Diſzi— 
plinarordnung vom 30. Zuli 1891 8 44 Ziff. 1; bei Verwaltung 
der Landespfarrkajie ſ. KonſBl. 1906, 98 ff. 
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17. Berordnung (des Gvangelifch-lutherifchen Lan— 
deskonfijtoriums), das Verfahren bei den Wahlen 
zur Evangelijch-lutherijchen Landesjynode betreffend; 
vom 11. März 1890, 
(GVBL. ©. 34.) 


Zu weiterer Ausführung der Beitimmungen in $ [39] 
der Rirchenvorftands- und Synodalordnung vom 30. März 
1868 (©.: u. B.-Bl. ©. 204 flg.) wird mit Genehmigung 
der in Evangelieis beauftragten Herren Staatsminijter 
von dem Evangelijch-lutherifchen Zandeskonjiftorium ver- 
ordnet, was folgt: 


$ 1. Die Veranjtaltung von Wahlen für die Evan- 
gelifch-lutherifhe Landesiynode wird von dem Evange— 
lüch-lutheriihen Landeskonjijtorium angeordnet und im 
Dresdner Journal, der Leipziger Zeitung und dem Ver— 
ordnungsblatt des Zandeskonfiltoriums bekannt gemacht. 


8 2, Zur Wahlhandlung werden die MWahlmänner 
durch den Wahlkommifjar berufen, welcher Drt und 
Stunde der Wahlverfammlung durch die Amtsblätter 
bekannt macht. 

Zwilchen dem Abdruck diefer Bekanntmachung und 
dem Wahltag foll eine Friſt von mindeitens 4 Wochen 
liegen.! 

Der Drt der Wahlverfammlung foll möglichſt in der 
Mitte des MWahlbezirks gelegen jein. 

Bei Beltimmung der Zeit für die Wahlhandlung ift 
darauf Rückfiht zu nehmen, daß, wo ausnahmsweije 
Mutter- und Tochter- oder Schweitergemeinden verſchie— 
denen MWahlbezirken angehören, durch vorherige Ver— 
nehmung der Wahlkommifjare dem betreffenden Geijt- 
lihen die Beteiligung an der Wahlhandlung beider Be- 
zirke ermöglicht werde. 


8 3. In der vom Wahlkommifjar zu erlajjenden Be— 
kanntmachung, in welcher die vorzunehmenden Wahlen 
unter Namhaftmachung der bisherigen Abgeordneten zu 
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bezeichnen ſind, ergeht gleichzeitig an jämtliche Kirchen- 
vorjtände des Wahlbezirks die Aufforderung, alsbald 
in Gemäßheit der Vorſchriften in 18 39] Abſatz 2 der 
Kirhenvorjtands- und Synodalordnung in Verbindnng 
mit der, eine authentijche Grläuterung dieſer Beſtim— 
mung betreffenden Bekanntmadhung vom 3. Juni 1871 
(©. u. V.Bl. ©. 79) zur Wahl der von jedem Kirchen- 
vorjtande in die MWahlverfammlung zu entjendenden 
weltlichen Wahlmänner zu verjchreiten und das Ergebnis 
diejer Wahlen, auf welche die Beitimmungen in 8 28 
Abſatz 2 und 3 der Kirchenvorjtands- und Synodal- 
ordnung Anwendung zu leiden haben, dem Wahlkom- 
miſſar anzuzeigen. 

Ein Abdruck diejer Bekanntmachung ijt jedem Kirchen- 
vorjtand duch die Poſt zu überjenden. 


8 4. Die Anzeige, welche die volljtändigen Namen 
der Mahlmänner, und wenn ein Kirchenvorjtand im 
voraus für den Behinderungsfall Stellvertreter derjelben 
zu wählen für zweckmäßig befindet, auch deren Namen 
zu enthalten hat, it dem Wahlkommifjar fchriftlich und 
jpäteftens 2 Wochen? vor dem MWahltag einzufenden. 

Anzeigen, welche nicht rechtzeitig eingegangen jind, 
hat der Wahlkommijjar auf geeignete Weiſe herbeizu- 
ziehen. Auch ift der Wahlkommifjar berechtigt, auf Er— 
gänzung und Berichtigung Ddiejer Anzeigen hinzuwirken. 


8 5. Bon den Superintendenturen, beziehentlich inner- 
halb der Dberlaujig von der Konfijtorialbehörde, und 
von dem Pfarrer zu St. Ara find dem MWahlkommijjar 
alsbald nach dem Erſcheinen des MWahlausjchreibens 
($ 1) DBerzeichnijfe der innerhalb des Mahlbezirks be- 
Itehenden jtändigen geijtlihen Stellen und der ange- 
jtellten konfirmierten Geijtlichen, einjchließlich der als 
vicarii perpetui mit der Verwaltung eines erledigten 
geiftlihen Amtes beauftragten Geijtlichen zu überjenden. 


8 6. Auf Grund der vorgedachten Mitteilungen (8 5) 
und der Anzeigen * ichenvocande ($ 4) iſt von 
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dem MWahlkommifjar ein nach) Parochien geordnetes 
Verzeichnis der Wahlberechtigten aufzujtellen und zu 
den Mahlakten zu nehmen. 


8 7, Die Wahlhandlung beginnt mit Feſtſtellung der 
Anwejenheit der zur Gültigkeit der Wahl erforderlichen 
Zahl der Wahlmänner (8 [39] Abſatz 7 der Kirchenvor- 
ſtands- und Synodalordnung). 

Aus der Mitte derjelben beruft der Wahlkommiljar 
eine gleiche Zahl geijtlicher und weltliher Wahlmänner 
als Wahlgehilfen. 


8 8 Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. 

Vor Abgabe derjelben ijt die Stimmberedtigung der 
Erſchienenen, foweit nötig, zu prüfen. 

Ein mehrfadyes Stimmredt kann innerhalb desjelben 
Mahlbezirks nicht ausgeübt werden. 

Als ungültig zu behandeln find Stimmzettel, welde 
keinen Namen enthalten, oder aus denen die Perſon des 
Gewählten nicht unzweifelhaft zu erkennen, oder welche 
den Namen einer nicht wählbaren Perſon enthalten. 

Sind auf einem Zettel mehr als die zuläſſige Zahl 
von Namen enthalten, jo gelten die zuerjt gejchriebenen 
Namen wählbarer Perſonen bis zur Erfüllung dieſer 
Zahl, während die übrigen Namen als nicht gejchrieben 
gelten. 


8 9. Über die Gültigkeit oder AUngültigkeit der 
Stimmzettel, ſowie Zweifel in Anſehung der Zulaſſung 
der als MWahlmänner Erjchienenen hat mit Vorbehalt 
der Prüfung durch die Zandesiynode der Wahlkommiljar 
zu entjcheiden. 

Für ungültig erklärte Stimmzettel find unter Angabe 
der dafür entjcheidend gewejenen Gründe dem MWahl- 
protokoll beizufügen. 

Die gültigen Stimmzettel werden vom Wahlkommiljar 
verjiegelt und mit den Mahlakten eingejendet. 

Ungültige Stimmen kommen bei Zeltitellung des Wahl 
ergebnijjes nicht in Anrechnung. 
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8 10. Ob, wenn gleichzeitig mehrere Ubgeordnete zu 
wählen jind, die Wahl derjelben in verjchiedenen MWahl- 
gängen vorgenommen werden joll, bleibt der Beſtim— 
mung des Wahlkommijjars überlajjen. 

Oetrennte Abjtimmung muß ftattfinden, jobald gleich- 
zeitig zwei weltliche Mitglieder zu wählen find, deren 
Mahlperiode nicht gleich ift. 


$ 11, Die Gewählten find, joweit fie bei der Wahl 
perſönlich anwejend jind, jofort mündlich, ſonſt ſchriftlich, 
zur Erklärung über Annahme der Wahl aufzufordern. 

Erfolgt die Ablehnung noch vor Entlafjjung der Wahl- 
verjammlung, jo ijt jogleich eine anderweite Wahl zu 
veranitalten. 

Erfolgt die Ublehnung erjt jpäter, jo hat der Wahl- 
kommijjar alsbald eine anderweite Mahlverfammlung 
einzuberufen. In diejem Falle, ſelbſt wenn Nachwahlen 
während der Dauer einer Landesjynode notwendig wer- 
den, genügt eine Friſt von 3 Tagen zwiſchen dem Ab— 
druck der Bekanntmachung und dem Wahltag. Im 
übrigen gelten auch für die Nachwahl die vorjtehenden 
Beitimmungen. 


8 12, Über die ganze Wahlhandlung ift ein Proto- 
Roll aufzunehmen und von dem MWahlkommilfar und den 
Mahlgehilfen mit zu unterzeichnen. 

Aus dem Protokoll foll die Zahl der Wahlberechtigten 
und wer von denjelben an der Wahl teilgenommen hat, 
zu erjehen fein. 


8 13. Das Ergebnis der Wahl ift von dem Wahl- 
kommijjar durch die Amtsblätter bekannt zu machen und 
alsbald und jpätejtens innerhalb einer Moche nach dem 
Mahltag dem Evangelijch-lutherifchen Zandeskonfijtorium 
unter Beifügung der Wahlakten und eines Verzeich— 
niljes der duch die Wahl veranlakten Verläge anzu— 
zeigen. 


Dresden, den 11. März 1890. 
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1. In der durh VO. vom 11. Febr. 1911 (GVBL. ©. 54) 
geänderten Fafjung. 

2. In der duch VO. vom 29. Aug. 1912 (GVBBl. ©. 447) 
geänderten Faljung. 


18. Bekanntmachung (der in Evangelieis beauftragten 
Staatsminijter), die Betätigung der Geſchäftsord— 
nung für die Goangelijch-Tutherifche Landesſynode 
betreffend; vom 20. Juni 1871. 
(GVBL. ©. 99.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter haben der 
von der erjten Goangelijch-lutheriihen Landesſynode feitge- 
jtellten, hier angefügten Gejchäftsordnung für die Zandes- 
jynode der evangelijch-Lutherifhen Kirche des Königreichs 
Sachſen die nad) 8 [42] der Kirhenvorftands- und Gynodal- 
ordnung erforderliche Bejtätigung erteilt, was hiermit zur all- 
gemeinen Kenntnis gebracht wird. 


Dresden, am 20. Juni 1871. 


Geſchäftsordnung für die Landesiynode der evangelijch- 
lutherijchen Kirche des Königreichs Sachſen. 


R Eröffnung. 
$ 1. Den Beratungen der vom Kirchenregimente berufenen 
Landesſynode hat die Erklärung namens der in Evangelicis 
beauftragten Staatsminijter, daß die Synode eröffnet fei (& [44] 
der Kirhenvorjtands- und Synodalordnung), vorauszugehen. 


Mahl des Direktoriums. 


$ 2. Sobald mindeitens zwei Dritteile der Mitglieder der 
Synode anwejend find, wählt diefelbe unter dem Vorſitze eines 
Alterspräftdenten einen Präfidenten, deſſen Stellvertreter und 
zwei Sekretäre, jeden in getrennter Wahlhandlung ($ [40] Abf. 3 
der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung). 

Das Amt eines Alterspräfidenten kann von dem dazu Be- 
tufenen auf das im Lebensalter ihm am nächſten jtehende 
Mitglied übertragen werden. 


Gelöbnis. 


$ 3. Der Alterspräfident nimmt den Präfidenten und deſſen 
Stellvertreter in Pflicht, und treten dieſe ſofort in ihre Funk- 
tion ein, während die des Alterspräfidenten damit erlifcht. 

Der gewählte Präfident nimmt nunmehr die beiden Gekre- 
täre, welche darauf fofort in ihre Funktion treten, und dann 
die Übrigen Mitglieder der Synode in Pflicht. 
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Die Gelöbnisformel für alle Mitglieder der Synode lautet: 

„Sch gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Gy: 
node die innere und äußere Wohlfahrt der evangelijch-Tuthe- 
riſchen Kirche nad) beitem Wiſſen und Gewiljen zu wahren 
und danadh) zu tradıten, daß die Kirche in allen Stücken 
wachſe an dem, der das Haupt ift, Ehrijtus!” 

Diefe Formel wird den zu Verpflichtenden vorgelefen, und 
Darauf das Gelöbnis von jedem einzelnen mittels der von 
ihm zu ſprechenden Worte: „Ich gelobe es vor Gott!" unter 
Handſchlag abgeleiitet. 

Später Gintretende find in derfelben Weife vom Präſidenten 
in Pflicht zu nehmen. 


Legitimation der Mitglieder. 


8 4. Die Landesfynode prüft die Teilnahmebefugnis ihrer 
Mitglieder durd einen aus ihrer Mitte ſofort nad) Eröffnung 
der Synode zu wählenden Ausſchuß von 5 Mitgliedern und 
bejchließt auf deſſen Bericht über die Zulaffung derjelben. 

Zum Behufe diefer Prüfung werden vom Kirchenregimente 
der Landesiynode die Wahlakten und Protokolle über die 
Mahlverfammlungen unter Bemerkung der bei der einen oder 
der anderen Wahl gefundenen wejentlihen Mängel, ingleichen 
die Anzeigen der theologiihen und juriftifchen Fakultät über 
die von ihnen vollzogenen Wahlen mitgeteilt. 

Bis zur Ungültigerklärung einer Wahl hat der Gewählte 
Sig und Stimme in der Synode. Mitglieder, deren Wahl 
beanjtandet wird, dürfen in Beziehung auf ihre Wahl alle 
ihnen nötig fcheinende Aufklärung geben, nicht aber an der 
Abſtimmung teilnehmen. 

Mird durch gefaßten Beihluß ein von dem Rirchenregi- 
mente Zugelajjener ausgejchlojfen, oder ein von diefem Zurück— 
gewiejener zugelafjen, jo ijt davon den in Evangelieis beauf- 
tragten Staatsminiftern fofort Anzeige zu maden, damit zur 
Ergänzung der Landesfynode das Nötige geſchehe. 

Entjtehen fpäter über die Fortdauer der Teilnahmefühig- 
keit eines Mitgliedes Zweifel, jo kann auf Anregung des 
PBräfidenten oder auf einen in der Synode geitellten, von 
wenigjtens 10 Mitgliedern unterjtüßten Antrag eine ander- 
weite Prüfung durch denjelben Ausſchuß eintreten, worauf 
von der Synode ein Beihluß über die Fortdauer der Teil- 
nahmefähigkeit zu faſſen ijt. 


Kommiffare. 

85. Die von den in Evangelieis beauftragten Staats- 
miniftern ernannten Rommiffare ($ [43] der Kirchenvorſtands— 
und Synodalordnung) ind der Landesiynode nambhaft zu 

machen. Sie haben ebenfo wie jene das Recht, in den Sit— 
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zungen jederzeit, auch nah Schluß der Debatte, auf Anmel- 
dung bei dem Präſidenten, das Wort zu ergreifen. 

Yimmt ein Rommiffar nad) dem Schluffe der Debatte das 
Mort, fo gilt diefe aufs neue für eröffnet. 

An Ausihußfigungen nehmen Die Kommiffare nur auf Ein- 
ladung des Vorfigenden des betreffenden Ausſchuſſes teil. 


Präſident. 

8 6. Der Präſident der Landesſynode ift deren Organ in 
ihren Verhältniſſen zum Kirchenregimente, fowie zu anderen 
Korporationen und Privatperjonen. i 

Er führt in der Landesfynode den Vorſitz, leitet ihre Ge— 
ihäfte und unterzeichnet Die “in ihrem Namen zu erlajjenden 
Schriften. 

Auf den Stellvertreter des Präfidenten gehen alle Befug- 
niſſe und Obliegenheiten des leßteren über, wenn dieſer an 
der Ausübung feines Amtes behindert iſt. 

Die Ausfertigungen der Landesſynode ergehen mit der 
alleinigen Unterfchrift des Präfidenten und find, fomweit es 
fih um Formalien handelt, wozu namentlicd) alles die Ge— 
ichäftsordnung oder den Geſchäftsgang Betreffende gehört, unter 
alleiniger Werantwortlichkeit des Präſidenten durd dieſen 
oder einen Sekretär abzufaſſen (vgl. jedoch 8 28). 


Gekretäre. 


8 7. Die Sekretäre haben die Situngsprotokolle und die 
Präfenzliite an jedem Sitzungstage zu führen, das Tagebud) 
und die Tagesordnungen zu halten und den Präfidenten bei 
den Beichlußfaffungen durd Zählung der Stimmen und fonit 
in entfprechender Weife zu unterjtügen. Demnächſt liegen ihnen 
die Beauflichtigung der Kanzlei, insbejondere der Regiſtranden⸗ 
führung, jowie des Akten- und Rehnungsweiens ob. 

Über die Verteilung der Geſchäfte unter ſich haben die Se⸗ 
kretäre felbft unter Genehmhaltung des Präfidenten eine Über- 
einkunft zu treffen. 

Rebterer kann aud in Abwesenheit eines Sekretärs für ein- 
zelne Sißungen die Führung des Protokolls einem anderen 
Abgeordneten übertragen. 


Kanzlei- und Dienftperfonal. 

8 8. Der Landesiynode wird für ihre Kanzlei und zur Be- 
dienung das erforderliche Perfonal vom Kirchenregimente zur 
Verfügung geitellt. 

Diefes Perfonal wird zu gehöriger Berrihtung der ihm 
obliegenden Geſchäfte, ſowie zur Geheimhaltung deilen, was 
ihm dabei bekannt wird, von dem Präfidenten mittels Hand» 
ſchlags verpflichtet, und darüber, ſowie iiber die Einweiſung 
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der DVerpflichteten von einem Sekretär ein Protokoll aufge- 
nommen. 

Es werden aud die im voraus feitzufegenden Löhne für 
diejes Perſonal nur gegen die von einem Sekretär fignierten 
Duittungen ausgezahlt. 

In betreff des Kanzleiaufwands hat der bei der Kanzlei 
angeftellte Regijtrator die Duittungen auszuftellen, welche je- 
doch ebenfalls von einem Sekretär zu atteitieren find. 

Die Auszahlungen geſchehen bei der Kafje des Minijteriums 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 


Sißungen. NRegijtrandenvortrag. 


8 9. Die Vorausbejtimmung der Tagesordnung erfolgt 
dur den Präfidenten. Wird gegen die von demfelben ange- 
kündigte Tagesordnung Widerjprud erhoben, jo entjcheidet 
die Synode darüber, ob derjelbe begründet ijt. 

Der Bräfident eröffnet und jchließt die Sigung. Inſofern 
fih Gegenſtände auf der Regiſtrande befinden, find folche vor- 
autragen und ijt darauf von der Synode Beſchluß zu fallen. 

Diefe vorläufige Beratung und Beichlußfaffung beſchränkt 
fih darauf: 

a) ob der Gegenjtand als auf jich beruhend angefehen, oder 

b) auf unbejtimmte Zeit vertagt, oder 

e) zur genaueren Prüfung an einen Ausihuß verwiejen 

werden, oder endlich 

d) ob darüber ohne vorherige Begutahtung verhandelt 

werden ſoll. 

Mird jedoch das letztere bejchloffen, jo ijt der Gegenſtand 
auf eine jpätere Tagesordnung zu bringen. 

Unzuläſſig jind alle Anträge, Betitionen und Beichwerden, 
welche nicht zum Wirkungskreife der Landesjynode (88 32 und 
40 der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung) gehören. Be— 
jchwerden über kirchlihe Beamte und Behörden, wenn nicht 
nachgewieſen ijt, daß fie bis zur oberjten kirchlichen Behörde 
gelangt und dort ohne Abhilfe geblieben find; ferner anonyme, 
oder beleidigende Außerungen enthaltende, oder unklare und 
ohne Beicheinigung der angeführten Tatjachen gelafjene oder 
von Perſonen, die in keiner Beziehung zu der evangelifch- 
lutheriſchen Landeskirche jtehen, eingereichte Anbringen; end- 
lih Anträge und Beichwerden, die von derjelben Synode aus 
materiellen Gründen bereits zurückgewiefen find und ohne 
Tenor neuer Tatſachen wiederholt werden. 

ber die Unzuläffigkeit entjcheidet das Direktorium, doch 
iſt hiervon der Synode Nachricht zu erteilen. 


Protokolle. 


8 10, Über jede Sitzung der Landesſynode muß ein Pro⸗ 
tokoll geführt werden, in welchem die Namen der erſchienenen 
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Vertreter des Kirchenregiments, fowie des vorfigenden Präfi- 
denten anzugeben find, auch die Zahl der anwejenden Mit— 
glieder und das MWefentliche der Verhandlung zu bemerken ift. 

Das Protokoll über eine öffentlihe Sitzung wird nicht vor- 
gelefen, jedoch zur Einfiht für die Kommiſſare des Kirchen- 
regiments und die Mitglieder der Synode ausgelegt und nad) 
einer Friſt von 24 Stunden für genehmigt erklärt, wenn keine Aus— 
jtellungen gegen dasſelbe erhoben werden. Wird eine Ausitellung 
gemacht, jo enticheidet, falls nicht der Präfident diejelbe jofort 
für begründet anerkennt, und danach die Berichtigung vor- 
nehmen läßt, die Synode darüber, ob fie zu berückſichtigen 
jet oder nicht. - 

Das Protokoll ift vom Protokollführer und dem Präſi— 
denten zu unterfchreiben. 

Urlaub. 

8 11. Alle Mitglieder find zu regelmäßiger Anwefenheit 
verpflichtet. 

Urlaub zu erteilen, jteht bis zu 8 Tagen dem Präfidenten, 
für längere Zeit nur der Landesſynode zu. 

Mitglieder, welche ohne Urlaub oder unentjchuldigt mehr 
als drei Sigungen nacheinander nicht beiwohnen, können 
durd einen dem Kirchenregimente anzuzeigenden Beihluß der 
Synode für ausgejchieden erklärt werden. 


Drdnung. 


8 12, Niemand darf ſprechen, ohne vom Präfidenten das 
Mort erhalten zu haben, welches nad) der Neihenfolge der 
Anmeldungen erteilt wird. 

Anmeldungen zum Worte können vom Präfidenten nur erit 
an dem Tage, an welchem der Gegenjtand zur Beratung auf 
der Tagesordnung jteht, angenommen werden. 

Nach Erlangung des Wortes |pricht jeder von feinem Plate 
aus, ftehend und gegen den Präfidenten gewendet. Letzterer 
hat Abſchweifungen vom Gegenftande, überflüffige Weitläufig- 
keiten, fowie das Ablefen von Reden zu verhindern, und 
kann dem Nedenden, der die deshalb an ihn gerichtete Auf- 
forderung unbeadtet läßt, das Wort entziehen. 

Mer die Ordnung jtört, oder Reden führt, die nad) den Ge- 
fegen jtrafbar find, oder die dem Kirchenregimente, der Landes— 
ſynode und ihren Mitgliedern fchuldige Achtung verlegen, oder 
ipottend oder verächtlich über Glauben oder Lehre der evan- 
gelifch-Tutherifchen Kirche oder einer anderen, mit Korporations- 
rechten innerhalb des Deutihen Reiches bejtehenden Neligions- 
gejellfchaft fid äußert, ift vom Präfidenten zur Ordnung zu 
verweilen. Im Miederholungsfalle kann die Landesſynode 
auf Anheimgeben des Präfidenten, oder auf Antrag eines 
Mitglieds die Ausihliegung des die Störung Verurfahenden 
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von der ferneren Teilnahme an der anjtehenden Sißung, oder 
von der Synode überhaupt bejchliegen. 

Störungen anderer Art hat der Präfident geeignetenfalls 
zu rügen; bei erheblicheren kann er nach) Befinden die Zu- 
börer entfernen lajjen, oder aucd die Sitzung unterbrechen 
oder jchließen. 

Mer in der VBerfammlung eine Befhuldigung pflichtwidriger, 
oder foiher Handlungen, welche geeignet find, in der öffent- 
lihen Meinung berabzufegen, gegen kitchlihe Beamte aus- 
ſpricht, ijt verpflichtet, auf Verlangen des Kirchenregiments 
ihm letztere namhaft zu machen, und für die Wahrheit feiner 
Angabe verantwortlid. 


Beratung. Sprehordnung. 


8 13. Die Landesiynode kann nur folche Gegenjtände be- 
taten, welche vorher auf die Tagesordnung gejeßt find, es jei 
denn, daß die Synode, unter Zuftimmung der Kommiljare, in 
einzelnen Fällen eine Abweichung hiervon beſchließt. Über die 
Tagesordnung iſt dem Kirchenregimente jedesmal rechtzeitig 
Mitteilung zu maden. 

Der Bräfident darf, während er den Vorfig führt, nur über 
Drdnung der Beratung, nicht über die Sache jelbit, ſich äußern. 
Mill er an der Beratung jelbjt jich beteiligen, jo hat er den 
Borji auf jo lange an jeinen Stellvertreter abzutreten. Hat 
ſich der WVizepräfident vorher ſchon bei einem Abjchnitte an 
der Debatte beteiligt, jo kann bei diefem der Präfident nicht 
auch noch das Wort ergreifen. Die Abtretung dauert fo lange, 
bis über den betreffenden Teil die Debatte gejchlofjen ijt, bei 
der Generaldebatte über einen Gegenjtand bis zur Beendigung 
derjelben. Die bloße Motivierung feiner Abjtimmung ijt dem 
PBräfidenten jedoch gejtattet, ohne daß er genötigt ijt, den Vor— 
fiß abzutreten. 

Keinem Mitgliede der Synode, den Berichterjtatter ausge- 

nommen, weldhem zu jeder Zeit das Wort zu erteilen ijt, darf 
dasjelbe bei der allgemeinen Verhandlung, jowie bei der be— 
londeren über einen und denfelben Paragraphen, oder Abände— 
rungsvorſchlag ujw. vom Präſidenten öfter als zweimal be- 
willigt werden. Gine weitere Grteilung des Wortes jteht nur 
der Synode zu. 
Will ein Mitglied eine Tatjache berichtigen, oder ein Miß— 
verjtändnis hinfichtlich einer von ihm felhit getanen Außerung 
kurz aufklären, jo ift ihm zu diefem Zwecke das Wort, 
nachdem der, durch welchen die Berichtigung oder Aufklärung 
veranlaßt worden ijt, zu ſprechen aufgehört hat, jederzeit und 
vor allen andern zu gejtatten. 

Außerdem können fofortige Zulafjung zum Worte nur Die- 
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jenigen Mitglieder verlangen, welde zur Gejhäftsordnung 
ſprechen wollen. 
Niemand außer dem Präfidenten darf einen Nedner unter- 


brechen. 
Schluß der Debatte. 


8 14. Ein Antrag auf Schluß der Debatte bedarf der 
Unterjtügung von fünf Mitgliedern, welde jid bis dahin an 
derfelben nicht beteiligt haben; es kann nur zwei Nednern 
das Wort Dagegen gejtattet werden, worauf die Synode ohne 
weiteres darüber Beſchluß faßt. 


Bejihlüffe der Synode. 


8 15. Für jede Befchlußfafjung der Landesſynode bedarf es 
nach) 8 [42] der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung der 
Anwejenheit von mindejtens zwei Dritteilen der in 88 [34 und 
36] bejtimmten Zahl der Mitglieder. Sie befchliegt durch 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit ijt die Abjtimmung 
‚in der nächſten Sigung zu wiederholen, und wenn auch dann 
eine Stimmenmehrheit nicht erlangt wird, jo entjcheidet die 
Stimme des Präfidenten. 


Tragitellung. 

8 16. Der Präfident ftellt die Fragen; über die Fragſtellung 
kann das Wort begehrt werden. Über Einwendungen gegen 
die angekündigte Fragitellung entjcheidet, fofern fie nicht der 
Borfigende als begründet anerkennt, die Landesſynode. — 
Auch ohne daß es einer Unterftügung bedarf, kann auf Tei- 
lung der Fragen angetragen werden. Wenn über deren Zu- 
läffigkeit Zweifel entjtehen, fo enticheidet bei Anträgen der 
Antragjteller, in allen anderen Fällen die Synode. 

Sind mehrere Fragen vorhanden, fo hat der Präſident ſolche 
ſämtlich der Reihenfolge nad vorzulegen. Die Kragen find 
jo zu ftellen, daß fie einfach durch Ja oder Nein beantwortet 
werden können. 

Hierbei werden in der Negel die formellen Tragen den 
materiellen, Abänderungsvorfchläge der urfprünglichen Vorlage, 
und unter ihnen diejenigen, welde fich von leßterer am wei- 
tejten entfernen, den anderen vorzuziehen, ragen, welche 
Zahlen betreffen, bei Einnahmepoften zunächſt auf die Rleinite, 
bei Ausgaben und Zeitbeitimmungen auf die größte Ziffer zu 
richten fein. Übrigens bleibt dem VBorfigenden in allen Fällen, 
in welchen der logifche Zufammenhang eine andere Reihenfolge 
der Fragen fordert, hierüber das freie Grmejjen vorbehalten. 


Abſtimmung. 
8 17. Die Abſtimmung erfolgt über jede Frage geſondert 
duch Sitzenbleiben mit „Ja“, durch Aufſtehen mit „Nein“. 
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Kein anwefendes Mitglied darf fich der Abjtimmung enthalten. 
Bleibt die Mehrheit ohne Zählung zweifelhaft, jo ift die Zäh- 
lung vorzunehmen; auch kann in joldem Falle, ſowie fonit, 
ein Mitglied, unterftügt von zehn Mitgliedern, die Abjtim- 
mung durd) Namensaufruf verlangen und hat die Synode 
hierüber Beſchluß zu fallen. 

Die Endabjtimmung über Vorlagen des Kirchenregiments 
ijt jedesmal duch Namensaufruf zu bewirken. 

Der Namensaufruf erfolgt fortrückend nad) dem Alphabet. 
Nach der erjtmaligen alphabetijchen Abjtimmung wird nod 
einmal kurſoriſch das Alphabet wiederholt und damit die Ub- 
ftimmung geſchloſſen. Eine Motivierung der Abjtimmung und 
ein fpäteres Uachtragen der Stimmen abwejender Mitglieder 
ijt nicht geitattet. 

Der Präfident hat das Ergebnis jeder Abjtimmung der Ver— 
fammlung bekannt zu maden. 


Drukvorlagen. 


8 18. Die Vorlagen des Kicchenregiments werden gedruckt 
an die Mitglieder der Synode verteilt. Die Beratung über 
dieje geht allen anderen Beratungen voraus. 

Druckvorlagen werden nicht verlefen, wenn nicht die Synode 
in einzelnen Füllen ausdrücklich etwas anderes bejchließt. 


Zweimalige Beratung. 


8 19. Einer zweimaligen Beratung und Abftimmung zu 

endgültiger Beichlußfaffung der Landesſynode bedarf es 

1. da, wo es um Zujtimmung der Synode zum Grlaß, zur 
Miederaufbebung, Abänderung oder authentifchen Inter— 
pretation eines den Kultus oder die Kirchenverfafjfung 
betreffenden Gejeßes ſich handelt; 

2. bei Bewilligung neuer kirchlicher Ausgaben zu Lajten 
der Kirchenärare oder Kirchengemeinden; 

3. bei fonjtigen widhtigeren, das Interejje der Landeskirche 
berührenden Fragen, bezüglicdy deren die zweimalige Be— 
ratung und Abſtimmung vor der erjten Abſtimmung be= 
ihloffen wird. Giner zweimaligen Abjtimmung bedarf 
es aud) bei einem in der erjten Beratung angenommenen, 
in die Synodalfchrift aufzunehmenden, mit dem Be— 
ratungsgegenjtande im Zufammenhange jtehende Untrage. 


Erjte Beratung. 

8 20, Die erſte Beratung über Gejegentwürfe erfolgt 
früheitens am erjten Tage, nachdem der Gejegentwurf, fowie 
wenn ein Ausſchuß beitellt gewejen ift, der Bericht desſelben 
gedruckt und in die Hände der Mitglieder gekommen ijt. 

Der eritmaligen Verhandlung kann eine Beratung über das 
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Ganze oder über größere Abſchnitte vorausgehen, die ſich indes 
auf die maßgebenden allgemeinen Grundfäge zu beſchränken 
bat. 


Abänderungsvorjdhläge (Umendements). 


$ 21. Iedes Mitglied der Landesiynode und jeder Kom- 
mifjar des Kirchenregiments ift berechtigt, vor und während 
der Verhandlung Abänderungen einer Vorlage des Kirchen- 
regiments oder eines gejtellten Antrags zu beantragen. 

Die Anträge auf Abänderungen müffen in bejtimmter Re— 
daktion fo eingebracht werden, wie die abzuändernde Vorlage 
lauten würde, wenn erjtere die Zuftimmung der Synode er- 
halten, und find in dieſer Weiſe ſchriftlich dem Präfidenten zu 
überreichen, welcher fie der Synode nad Vorlefen der abzu- 
ändernden Vorlage und, dafern fie erjt während der Verhand- 
lung eingehen, fofort, jedoch ohne Unterbrechung einer Nede, 
mitzuteilen hat. 

Die Verhandlung über Abänderungsanträge iſt mit der 
"Verhandlung über die abzuändernde Vorlage zu verbinden. 

Ein Antrag auf Ubänderung muß aber von 10 Mitgliedern 
unterjtügt werden, wenn er zur weiteren Verhandlung kom— 
men joll. 

Zu Anträgen, welche auf Geſchäftsordnung und Geſchäfts— 
gang ſich beziehen (vgl. jedoch 8 13), bedarf es einer Alnter- 
ſtützungsfrage nidt. 


Speztaldebatte Zujfammenitellung. 


8 22. Bei der Spezialdebatte wird über jeden einzelnen 
Paragraphen, Artikel und dergleichen der Reihenfolge nad 
die Diskuffion eröffnet und geſchloſſen und die Abjtimmung 
herbeigeführt. Auf Beihluß der Synode kann die Neihenfolge 
verlaſſen, in gleicher Weife die Diskuffion über mehrere Ar- 
tikel verbunden oder über verjchiedene zu demfelben Artikel 
geſtellte Abänderungsvorſchläge getrennt werden. 

Nach dem Schluſſe der erjten Beratung ftellt der Präſident 
mit Zuziehung der Gekretäre und, wenn ein Bericht eines 
Ausſchuſſes vorliegt, auch des Neferenten, die gefaßten Be— 
ihlüffe zufammen, falls durch Ddiefelben AUbänderungen ver 
Vorlage jtattgefunden haben. 

Dieje Zufammenftellung bildet die Grundlage der zweiten 
Beratung. Wenn keine Abänderungen in erfter Beratung be- 
ſchloſſen worden, dient die unveränderte Vorlage als Grund- 
lage der zweiten Beratung. 


Zweite Beratung. 


8 23. Die zweite Beratung erfolgt frühejtens am erjten 
Tage nad dem Abſchluſſe der erjten Beratung, beziehungs- 
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weiſe nach der Verteilung der Zufammenitellung, fo dag zwiſchen 
diejer und der Verteilung ein voller Tag liegt. 

Hierbei fungiert kein Referent, auch wenn die erjte Be— 
ratung auf Grund eines Ausſchußberichts erfolgte. 

Abänderungsvorjchläge zu einzelnen Artikeln können in der 
Zwilhenzeit und im Laufe der Derhandlung eingebracht 
werden. Gie bedürfen der Unterſtützung von 10 Mitgliedern. 

Bei diejer Beratung fällt die Vorberatung über das Ganze 
weg. Die Diskufjion erfolgt nah) Maßgabe der Beftimmungen, 
welche bei der eriten Beratung gelten. 


Abjtimmung. 

8 24. Am Schluffe der Beratung wird über die Annahme 
oder Ablehnung des Gejegentwurfs abgejtimmt. Sind Ver— 
befferungsanträge angenommen worden, fo kann der Präji- 
dent nach jeinem Grmefjen die Schlußabſtimmung ausjegen, 
bis das Direktorium die Beichlüffe zufammengeitellt hat. 


Überweifung an einen Ausſchuß. 

8 25. Die Synode kann, wie am Schluffe der erjten (8 20), 
jo in jevem Stadium einer folgenden Beratung bis zum Be— 
ginne der Fragjtellung den Gefegentwurf oder einen Teil 
desjelben, jowie überhaupt jeden Beratungsgegenjtand, zur 
Berichterjtattung an einen Ausſchuß verweijen. 


Selbjtändige Anträge. 


8 26. Alle Mitglieder der Synode find berechtigt, jelb- 
jtändige, mit keinem anderen Beratungsgegenfjtande in Ver— 
bindung jtehende Anträge jehriftlich einzubringen, wobei aber 
eine mündliche Begründung nicht jtatthaft iſt. 

Über jeden ſolchen Antrag, nachdem derjelbe gedruckt in 
die Hände der Mitglieder gekommen und auf die Tagesord- 
nung gebracht ift, erhält ver Antragiteller das Wort zur Be- 
gründung. Un diefe Begründung ſchließt ſich die Beratung 
und Beihlußfaffung über denjelben. 

Übrigens finden alle Bejtimmungen, welche über die Behand- 
lung von Gejegentwürfen gelten, auch hier Anwendung, zwei- 
malige Beratung und Beichlußfafiung aber nur dann, wenn 
jolche ausdrücklich vor der erjten Abjtimmung von der Synode 
beſchloſſen worden ijt. 


Zurückziehung eines Antrags. 


8 27. Jeder Antrag kann zurückgezogen, jedoch von jedem 
anderen Mitgliede wieder aufgenommen werden. Gs bedarf 


alsdann keiner weiteren Unterjtügung. 
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Redaktionsausfhuß. 


8 28. Sofort nad) Eröffnung der Synode wird ein Redak— 
tionsausjhuß von der Synode beitellt. 

Der Präjident der Synode ift Vorjtand dieſes Ausſchuſſes 
und die beiden GSekretäre gehören ohne Wahl demfelben an 
und können dieje aud zu keinem anderen Ausſchuſſe gewählt 
werden. 

Außerdem werden in diefen Ausſchuß bei Beginn der Synode 
zwei Mitglieder gewählt, ein geiltlihes und ein weltliches, 
und wird derjelbe, wenn ein Ausjchußbericht vorlag, durch Zu— 
ziehung des Berichterjtatters verjtärkt. 

Diefem Nedaktionsausihuffe liegt es ob, die Faſſung aller 
anderen Ausfertigungen, welche nicht nad) 8 6 dem Präfidenten 
allein zujtehen, vorläufig feitzuftellen. In der von Ddiejem 
Ausſchuſſe beliebten Faſſung werden die YAusfertigungen ent- 
weder in der Synode verlefen oder zur Einſicht der Mitglieder 
derjelben ausgelegt. Sie gelten als genehmigt, fofern nicht 
im erjteren Falle ſofort, im letteren Falle bis zum Ablaufe 
des eriten Tages nad) der feiten des Präſidenten gejchehenen 
Verkündung der Auslegung Anträge auf Abänderung geitellt 
werden. 

Derjelbe Ausihuß ſorgt für den Druk und die Veröffent- 
lihung der Verhandlungen der Landesiynode. 


Verfafjungs- und Petitionsausſchuß. 

8 29, Die Landesiynode hat — außer dem Legitimations- 
und Redaktionsausichulfe — zur Vorberatung der von ihr zu 
verhandelnden Gegenjtände aus ihrer Mitte nah Gröffnung 
der Synode für die Dauer derjelben Ausſchüſſe zu bejtellen, 
und zwar: 

1. einen Berfafjungsausjhuß für Gegenjtände der kirch— 

lihen Gejeßgebung und 

2. einen Ausſchuß für Befhwerden und Petitionen. 

Seder dieſer Ausſchüſſe bejteht aus fünf Perſonen; durch 
Beſchluß der Synode kann er aber noch verjtärkt werden. 

Auch jteht der Synode das Recht zu, für bejondere Gejeß- 
vorlagen oder Anträge bejondere Ausſchüſſe zu beitellen und 
die Zahl der Mitglieder derjelben zu bejtimmen. 


Mahlen. 


8 30. Die Wahlen gejfchehen durch Stimmzettel, auf welde 
jeder Abſtimmende fo viel Namen jchreibt, als Mitglieder zu 
wählen find. Ale Wahlen — mit Ausnahme der für das 
Direktorium — erfolgen nur in erjter Abftimmung mit abſo— 
luter, in zweiter mit relativer Stimmenmehrheit, bei Stimmen- 
gleichheit entjcheidet das Los. 

Kein Mitglied darf ohne dringenden Grund die Annahme 
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einer Wahl ablehnen. Über die Zuläfjigkeit einer Ablehnung 
enticheidet die Synode. 

Jedes Mitglied, welches ſchon einem Ausſchuſſe angehört, 
ijt berechtigt, die Wahl zu einem anderen Ausſchuſſe abzu- 
lehnen. 

Ausihußberatungen. 

8 31. Jeder Ausſchuß hat nach abfoluter, bei zweiter Ab— 
jtimmung nad relativer Stimmenmehrheit und dann bei Gleich» 
beit der Stimmen durch das Los einen VBorjigenden zu wählen, 
der die Beratungen anberaumt, diejelben leitet und die Ge- 
ſchäfte verteilt, insbefondere die Berichterjtatter bejtellt, wenn 
ji der Ausfhuß über einen foldhen nicht einigen kann. 

Zur Beratung und Beihlußfalfung in den Ausſchüſſen iſt 
die Anweſenheit der Mehrzahl ihrer Mitglieder erforderlich. 
Jedes Mitglied ijt verbunden, an den Sigungen teilzunehmen 
oder in Behinderungsfällen ſich beim WVorfigenden zu ent- 
ſchuldigen. 

So oft ein Ausſchuß einer Petition oder Beſchwerde Folge 
zu geben, oder einen Antrag an das Kirchenregiment zu bringen, 
oder einen von der Vorlage des Kirchenregiments abweichen— 
den Beſchluß der Synode zu empfehlen beabjichtigt, hat der— 
felbe vor Abgabe feines Gutachtens einen Kommijjar des 
Kircchenregiments zu feinen Sißungen zuzuziehen und dejien 
mündlich oder jchriftlich mitzuteilende Bemerkungen zu hören. 

Über jede Beratung ift von einem Ausfchußmitgliede ein 
Protokoll aufzunehmen und von-dem Vorligenden, jowie, wenn 
Kommiſſare anwejend gewejen find, von denjelben mit zu 
unterzeichnen, auch Abſchriften davon den Kommiffaren des 
Kirhenregiments zuzujtellen. 

Die Berichterftattung kann mündlich oder fchriftlich erfolgen; 
jedoch find alle Anträge der Ausſchüſſe fchriftlich, nach den zur 
Abjtimmung zu bringenden Punkten gejondert, der Landes- 
ſynode vorzulegen und bei der Verhandlung durch den Bericht- 
erjtatter, joweit nötig, zu begründen und zu erläutern. 

Die Ausfchußberichte über wichtige Vorlagen und Anträge, 
fowie die zur Abjtimmung zu bringenden Punkte können auf 
Beihluß des Ausſchuſſes, aber auch der Synode, durch Druck 
vervielfältigt und vor der Beratung an die Mitglieder ver 
Synode, jowie an die Kommiſſare des Kirchenregiments ver- 
teilt werden. 

Der Präfident der Landesiynode kann allen Beratungen 
der Ausſchüſſe beimohnen und jederzeit über den Stand ihrer 
Arbeiten Auskunft verlangen. 

Synodalmitglieder können den Ausihußjigungen, welde 
nicht von dem betreffenden Ausſchuſſe als vertraulich erklärt 
werden, als Zuhörer beiwohnen. ° 

Inſoweit Synodalmitglieder, fei es auf ihren Antrag, ſei es 

gr 
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ohne einen folden, von einem Ausſchuſſe zum Zwecke der Aus- 
kunftserteilung, bejfonders für eine Sißung eingeladen worden 
find, iſt ihnen in diefer zu jenem Zwecke das Wort jedenfalls 
einmal zu gejtatten.! 


Beihlußfaffung über Petitionen ufw. 


8 32, Wird ein Antrag oder eine Beichwerde oder Petition 
an einen Ausihuß überwiejen, fo hat diefer alles, was zur 
Aufklärung des Sacdperhältniffes dient, zu erörtern und zu 
dem Ende nach Befinden durdh den Präfidenten der Landes- 
fynode an das Kirchenregiment die nötigen Anträge zu jtellen, 
welches, joweit möglich, die gewünſchte Auskunft erteilen wir». 

Nach) der Berichterjtattung befchliegt die Landesſynode, ent- 
weder 

a) das Anbringen (den Antrag) auf fich beruhen zu laffen, oder 

b) die Eingabe an das Kirchentegiment zur Kenntnis oder 

Erwägung abzugeben, oder ganz oder teilweife zur ge- 
eigneten Berükjichtigung zu empfehlen. 

ce) jie zur Benußung bei Beratung anderer Vorlagen an 

einen der bejtehenden Ausſchüſſe gelangen zu laffen, oder 

d) auf den Beratungsgegenitand einen Antrag der Landes— 

[ynode zu gründen. 

Leßteren Falles wird der Landesiynode die Entihliegung 
des Kirchenregiments, und zwar im Ablehnungsfalle unter 
Angabe der Gründe, mitgeteilt werden. 

Don dem auf eine Beichwerde gefaßten Beſchluſſe wird der 
Beihwerdeführer, wenn fein Aufenthalt bekannt iſt, ſchriftlich 
in Kenntnis gefeßt. 

Außer dieſem Falle ift der Zandesjynode nicht gejtattet, ſich 
mit Privatperfonen oder Körperjchaften in Verbindung zu ſetzen 
und an diefe Mitteilungen gelangen zu lajjen. 


Anfragen. 

8 33. Anfragen einzelner Mitglieder der Synode an das 
Direktorium über die Gefchäfte der Synode und an Ausſchüſſe 
über deren Verhandlungen können nad dem Wortrage aus 
der ame. und zwar mündlich oder fchriftlih, gejtellt 
werden. 

Iinterpellationen an das Kirchenregiment über Gegenjtände, 
welche zum MWirkungskreife der Synode gehören, müſſen be— 
ftimmt formuliert, von 10 Mitgliedern unterfchrieben, dem 
Bräfidenten überreicht werden, welcher diejelben den Kom— 
mifjaren abfchriftlih mitteilt und von denjelben Grklärung 
über den Tag der Beantwortung erhält, worauf der Bräfident 
diejelben auf eine Tagesordnung bringt. 


An die Beantwortung der Interpellationen ſchließt fich eine 


weitere Verhandlung nicht an. Der Anfragende kann ſich 


\ 
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nur duch die Antwort befriedigt erklären, oder fich die Stellung 
eines bejonderen Antrages vorbehalten. 


Außerer Gefhäftsverkehr. 


8 34. Die Gröffnungen der in Evangelieis beauftragten 
Staatsminijter an die Synode erfolgen durch Grlaffe, die Er— 
klärungen der leßteren dem Kirchenregimente gegenüber durch 
Synodalfchriften, in welche auch von der Synode beichloffene, 
mit dem Gegenjtande in Verbindung jtehende Anträge aufzu- 
nehmen jind. 

Jeder Synodaljchrift, welche nicht bloß die Zuftimmung zu 
einem Vorſchlage des Kirchenregiments enthält, find die Gründe 
der abgegebenen Erklärung beizufügen. 


Tagegelder und NReijevergütung. 


8 35, Die Mitglieder der Synode erhalten die im 8 [45] der 
Kirhenvorjtands- und Synodalordnung bejtimmten Tagegelder 
vom Tage ihres Eintritts in die Synode an, diefen inbegriffen, 
bis zu und mit dem Tage, an weldhem die Landesfynode ge- 
ſchloſſen oder vertagt wird, beziehentlich bis zu ihrem Aus— 
iheiden vor dem Schlufje oder der Vertagung bezahlt.? 

Bei den Mitgliedern des Direktoriums erjtreckt ſich jedoch 
der Anfpruch auf Tagegelder noch auf fo viele Tage, als fie 
nad Schluß der Synode zur Erledigung der Geſchäfte am 
Drte zu bleiben genötigt ſind. 

Mer an einer Sigung der Synode nit teilnimmt, hat, 
Krankheitsfälle und dringende Ausichußarbeiten ausgenommen, 
keinen Anſpruch auf Bezug der dafür geordneten Diäten. 

Als Entihädigung für NReifeaufwand wird für je 5 Kilo- 
meter, welche der inländifche Wohnort von der nächſten Eifen- 
bahnjtation entfernt ift, 2 Mark, jedoch nur für die der Ein- 
berufung oder Vertagung folgende erjte Neife zur Landesſynode 
und für die Rückreiſe gewährt. 

Zum Fortkommen auf den Gifenbahnen wird für die Dauer 
der Landesfynode freie Fahrt zwifchen dem Sitze der Synode 
aan dem inländifchen Wohnort des Synodalmitgliedes ge— 
währt. 

Zur Erhebung der Tagegelder und Neijevergütungen werden 
gedruckte Duittungsformulare verwendet. Die Höhe der Be— 
träge wird in der Kanzlei für jedes einzelne Mitglied all- 
wöchentlich nach den Präſenzliſten ausgeworfen und nad) er- 
folgter Bejtätigung der Nichtigkeit feiten eines Sekretärs die 
Duittung jedem einzelnen MWitgliede ausgeantwortet, worauf 
der Betrag bei der Kaſſe des Minijteriums des Kultus und 
öffentlihen Unterrichts erhoben werden kann. 

Jedes einberufene Mitglied der Synode hat fich fofort bei 
feinem Gintreffen in der Kanzlei zu melden. 
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Vertagung und Schließung der Landesjynode. 


8 36. Dem Kirchenregimente jteht das Recht zu, die Landes- 
ſynode zu vertagen oder zu jchließen. 

Eine Vertagung auf längitens 8 Tage kann außerdem die 
Zandesiynode jelbjt beichließen. 

Mährend der Vertagung können, joweit nicht das Kirchen- 
regiment das Gegenteil bejtimmt, die Ausjchüffe in Tätigkeit 
bleiben und die wieder zufammentretende Verfammlung nimmt 
dann die Gejchäfte in der Lage auf, in welcher fie ji) zur Zeit 
der Vertagung befanden. 

Mit der Schliegung einer Verfammlung der Landesiynode 
Dagegen wird deren Gejchäftsführung dauernd abgejchlojjen, 
Beitand und Mirkjamkeit ihrer Ausſchüſſe erliiht und eine 
neu einberufene Synode beginnt, unter Neuwahl des Direk- 
toriums, eine neue Gejchäftsführung. 


Allgemeine Ausnahmebejtimmung. 


8 37, Ausnahmsweije kann in einzelnen Fällen die Synode 
im Einverjtändniffe mit den Vertretern des Kirchenregimentes 
beſchließen, von den in diejer Gejhäftsordnung vorgejchriebenen 
Formen der Beratung und Beſchlußfaſſung abzugehen. Ein 
folder Beſchluß hat jedoch nur für den ausdrücklich bezeich- 
neten Fall Geltung. 


1. Abf. 8 u. 9 Hinzugefügt nad) der Bek. der in Evangelieis 
beauftragten Staatsminijter vom 6. Okt. 1906 (GVBL. ©. 347). 

2. Bal. nunmehr 8 45 8VusO. in der Faſſung der Be. 
vom 18. Dkt. 1913 (GVBL. ©. 413 ff.). 

3. Abſ. 4 u.5 Faſſung der Bek. der in Evangelieis beauf- 
tragten Staatsminijter vom 30. Okt. 1896 (GVBL. ©. 218). 


f) Kirchenpatronatrecht. 


Über das Kirchenpatronatrecht im allgemeinen: 

1. Arten des Batronats. Nah Ramming, Kirchenjtatijtik 
1913, waren am 1. Juli 1913 von insgejamt 1533 geijt- 
lihen Stellen im Lande 641 folde unter landesherrlichen, 
879 ſolche unter Privatpatronat, 23 alternierender Kollatur. 


Die Ausübung des landesherrlihen Patronats ſteht dem 


Zandeskonfiftorium zu (86. vom 15. April 1873 $ 5 Nr. 10 
u. 20). Das PBrivatpatronat iſt vielfach ein Dingliches, mit 
einem bejtimmten Grundbefig (Nittergut) verbundenes; vielfach) 
jteht es jtädtifchen Behörden (Stadträten, Stadtgemeinderäten; 


RevStO. 88 117, 98, 68) zu. In einzelnen Fällen ift das Pa- 


tronat mit geijtligen Amtern verbunden (Superintenduren zu 


Plauen, Dlsnit). ‚Über die Art der Ausübung eines Rom- 
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patronats mehrerer enticheiden etwa vorhandene Verträge 
oder Herkommen (v. Weber, Sächſ. Kirchenrecht, 2. Aufl., 2, 237). 
2. Die Erwerbung des Privatpatronatsrehts jeßt einen 
befonderen Rechtstitel voraus. Als folder kann aud Ver— 
jährung in Betracht kommen (v. Weber 2, 208 Note 16). Bei 
Teilung von Parochien geht das Privatpatronat Über die neue 
Kirche nit ohne weiteres auf den bisherigen Privatpatron 
über (BD. vom 15. Juni 1880, Fijchers3. 3, 199; vgl. aud) 
Fiſchers 3. 8, 175). Auch Angehörige des röm.-Rathol. und des 
reformierten Bekenntnijjes können jtaatsgefeglicher Bejtimmung 
zufolge beitehende dingliche Batronrechte über en.-luth. Kirchen 
erwerben (Reikripte vom 26. Mai und 28. Juli 1807 und Regu-⸗ 
lativ über die kirchlichen Rechtsverhältniffe der en.-reform. Glau- 
bensgenofien vom 7. Aug. 1818 8 3 Abſ. 2, Cod. ©. 99, 101 u. 112). 
3. Rechte und Pflichten des Patrons. Das wichtigite Recht 
des Batrons ijt die Mitwirkung bei Bejegung geijtlicher Stellen 
(Kollatur; ſ. darüber die unter Nr. 24 ff. abgedructen Gelege 
und Verordnungen). Ferner fteht ihm ein Schuß- und Auf- 
fichtsrecht über die Kirche und ihr Vermögen nad Maßgabe 
der jpeziellen Bejtimmungen hierüber zu (vgl. $ 10 der Beilage 
zum ©. vom 11. Aug. 1855). Er kann ſich an den Verhand- 
lungen des Kirchenvorjtands, ohne Stimmrecht, beteiligen, 
kann von der Verwaltung des Kirchenvoritands jederzeit 
Kenntnis nehmen, kann gegen ihm bedenklich ericheinende Be- 
ſchlüffe des Kirchenvorjtands die Entjcheidung der Rirchenin- 
jpektion bzw. der Konlijtorialbehörde anrufen ( KVuSO. $ 5), 
hat bei der Verwaltung und nächſten Beaufjichtigung des Ver⸗ 
mögens der Kirche und kirchlichen Stiftungen mitzuwirken 
(EBusO. 88 18 Nr. 4, 22), ijt berechtigt, die Vorlegung der 
kirchlichen Rechnungen zur Prüfung und Jujtifikation zu ver- 
langen (BD. vom 12. Sept. 1883, Cod. ©. 388 Note 4; vgl. 
. indefien Cod. ©. 388 Note 4). Über die bejonderen Nechte der 
Patrone in der Oberlaufig j. oben ©. 29 Anm. 6 und ©. 76 
und 77 Note 2). Der Batron muß feine Zuftimmung zum Ge— 
brauch) der Kirche für befondere Zwecke geben (KVuSO. $ 21 
Abf. 3). Er ijt Über etwaige Veränderungen des Kirchenbegirks 
zu hören (Grundfäge vom 5. Juli 1886; ſ. oben ©. 89 VI), 
it zur Teilnahme an den Vifitationsverhandlungen einzu⸗ 
laden (6. vom 15. Jan. 1892 B4, KonſBl. ©. 1 ff.). Über Die 
kirchlichen Ehrenrechte ſ. das nachſtehende Gejeg Ar. 19 Ziff. 3. 
Bon der Stimmberehtigung bei den Kirhenvorjtandswahlen 
it der Batron nicht grundſätzlich ausgeichloffen (VD. des Kult- 
. Min. vom 18. Juni 1868, Cod. ©. 363 Note 9). Die gemein- 
- rechtlichen Vorjehriften über die Baulajt des Patrons und 
bzw. über fein Alimentationsrecht find in Sacjen in der 
Hauptiache unanwendbar (v. Weber 2, 234 Note 90 und ©. 236 
Note 99). Über die Baulajt ſächſiſcher Patrone in preußiichen, 
vormals kurjächjiihen Landesteilen |. Fiſchers3. 31, 230. 
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4. Streitigkeiten über Batronatrechte gehören vor die Ver- 
waltungsbehörden (Gejeß A vom 28. Jan. 1835 $ 9). XAus- 
nahmsmeife tritt der Rechtsweg ein, wenn ſich jemand dabei 
auf bejondere NRechtstitel (Privilegien, rechtskräftige Entjchei- 
dungen, Privatwillenserklärungen — Verträge, legte Willen, 
Stiftungen, Anerkenntnifje —, Verjährung oder Herkommen) 
beruht (ib. 8 11). 

5. Verluſt des Patronatrechts kann abgefehen von den all- 
gemeinen Rechtsgründen für Beendigung von Rechten ein- 
treten bei Verzicht oder Vereinigung insbejondere infolge Ver- 
einigung der Kirche, über welche dasjelbe bejteht, mit einer 
anderen Kirche ohne Vorbehalt der bejtehenden Gerechtiame 
(vgl. hierüber v. Weber 2, 641 ff). Das Werbot der Aus— 
übung des Patronats als ſolchen nah) Maßgabe des ©. vom 
28. April 1898 hat, abgejehen von dem in $ 1 Qr. 2 zuerit- 
gedachten Falle, einen Verluſt des Nechts keineswegs zur 
Folge (val. Begründung LTARt. 1897/98 Dekr. 3, 274). 


19. Geſetz, die künftige Einrichtung der Behörden 
erjter Injtanz für Rechtspflege und Verwaltung be- 
treffend; vom 11. Auguſt 1855. 

(GVBL. ©. 144 ff.) 

Beilage © 
ujw. 

$ 10, Den Gutsherren verbleiben diejenigen mit dem 
PBatronate über Kirchen [und Schulen]! und die ihnen 
gewidmeten Stiftungen verbundenen Nechte, zu Deren 
Ausübung es nicht der Eigenjchaft einer öffentlichen Be— 
hörde bedarf. 

Sie behalten daher 

1. das Recht der eigentlichen Kollatur? oder Ernen- 
nung der Kirchenſund Schulldiener, joweit fie ihnen 
jeither zujtand, 

2. die Ausübung derjenigen Handlungen, welche er- 
forderlih find, um das dejignierte Subjekt wirklid) in 
das Amt einzuführen, namentli Teilnahme an der 
Probe, Inveititur, Austellung und Ginhändigung der 
Vokationsurkunde,? 

3. die den Patronen zuftehenden Ehrenrechte, wie 3. B. 


m 
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das Necht der Fürbitte, des Trauerlautens, eines Ghren- 
plaßes in der Kirche, 

4. das Aufjichts- und Schugrecht über Kirche [und 

Schule]; vermöge desjelben ſind jie 

a) bei vorjeienden Trennungen oder Vereinigungen? 
von Kirchen[und Schullgemeinden, bei Weräuße- 
tungen von Gütern, bei Meubauen, bedeutenden 
Verwendungen aus dem Kirchen[und Schullver- 
mögen, Holzichlägen, Errichtung neuer Stellen, Ver— 
minderung oder Erhöhung der Dotation ſchon be- 
jtehender Stellen und anderen wichtigen Verände— 
rungen zuvor mit ihrer Erklärung zu hören, 

b) allen Zokalerpeditionen und PVilitationen? entweder 
jelbft oder durch Bevollmächtigte beizuwohnen be— 
fugt, als weshalb von deren Anberaumung ihnen 

- felbjt, wenn jie im Drte gegenwärtig oder ihren 
am Drte anmejenden Beauftragten vor der Boll: 
ziehung Nachricht zu geben ift. 

Sie können ferner 

e) Einfiht der Rechnungen verlangen? und find 

d) berechtigt, in bezug auf alle dieſe Gegenftände, jo- 
wie in bezug auf Lehre und Wandel der angeitell- 
ten Kirchenſund Schulldiener, ingleichen in An— 
jehung des Kirchenſund Schullwejens in den zu 
ihren Kirchen [und Schulen] gehörigen Ortfchaften 
den Kircheninjpektionen Erinnerungen und Wünſche 
vorzutragen, die ſolche anzunehmen, auch, joweit 
möglich, zu berückfichtigen, oder die entgegenjtehen- 
den Bedenken in fchicklider Form zu eröffnen 
haben. Mill jich der Patron hierbei nicht beruhigen, 
jo jteht ihm die weitere Berufung oder Beſchwerde— 
führung an die Kreisdirektion* zu. 

1. Die Bejtimmungen hinfichtli der Volksſchule haben ſich 

erledigt duch VSchulG. vom 26. April 1878 (GVBL. ©. 350 ff.). 


2. Über die Mitwirkung beim Befeßungsverfahren vgl. jegt 
die bei Nr. 24ff. abgedruckten Gefege und Verordnungen. 


3. ©. über die Vorbemerkung ©. 119 unter Ziff. 3. 
4, Jetzt das Gv.-luth. Landeskonſiſtorium. 
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20. Kirchengefeß,! einige Beftimmungen bezüglich der 

Ausübung des Kirchenpatronats und der Kollatur 

über kirchliche Ämter betreffend; vom 28, April 1898, 
(GBBl. ©. 51 ff.) 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen mit Zuftimmung der evangelijch-Iutheriichen Lan- 
desiynode wie folgt: 


8 1. Das Kirchenpatronat kann nicht ausgeübt werden 
von oder durch Verjonen,?. 


1. welche weder der evangelifch-lutherifchen Landes- 
kirche noch einer evangelijch-reformierten öffentlichen 
Kirchengemeinde, noch der römijch-katholifchen Kirche 
angehören; 

2. welhe vom Evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſi— 
itorium wegen Simonie des Kirchenpatronats ver- 
luftig erklärt oder wegen Verdachts der Simonie 
während der deshalb anhängigen Erörterungen der 
Ausübung des Kirchenpatronats einjtweilen ent- 
hoben jind; 

3. welhe fi) wegen eines Verbrechens oder Ver— 
gehens, das nad) den Gtrafgejegen die Entziehung 
der bürgerlihen Ehrenrechte zur Folge haben kann 
oder muß, in Unterfuchung befinden, oder welche 
zu Zuchthaus oder neben einer Gefängnisjtrafe zum 
Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte verurteilt find, 
leßterenfalls auf die Dauer dieſes Verluſtes; 

4. welche kraft eigener Erklärung vom evangelijch- 
lutherifihen oder vom reformierten Bekenntnijje zur 
römijch-Ratholiihen Kirche oder vom evangeliſch— 
lutherifchen zum reformierten Bekenntnijje über- 
getreten jind; 

5. welchen das GEvangelifch-lutheriihe Landeskonſiſto— 
rium die Ausübung des Patronats entzogen hat, 
weil fie durch ihr Verhalten ein mit der Würde 
des Patronats nicht zu vereinbarendes Öffentliches 
Ürgernis gegeben haben;? 
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6. gegen welche das Konkursverfahren eröffnet ift, ſo— 

lange diejes dauert. 

Auf Perſonen, welche außerhalb des Königreichs Sachſen 
wohnen, findet die Bejtimmung der Ziffer 1 jinngemäß 
Anwendung. 

Die Beltimmung der Ziffer 4 findet auch dann An- 
wendung, wenn der Übertritt außerhalb des Königreichs 
Sadjen erfolgt oder durch einen zunächſt vorgenomme- 
nen Austritt aus der Kirche vermittelt ift. Dagegen ge— 
langt jie außer Wirkjfamkeit, wenn der Aus- oder Über- 
getretene zu der von ihm verlajjenen Religionsgejellichaft 
zurück oder in eine evangelijch-lutherijche Landeskirche 
eintritt. 


8 2. Das RKirchenpatronat kann ferner nicht aus- 
geübt werden, jolange das Grundftük, mit welchem es 
verbunden ijt, 

a) ganz oder teilweije der Zwangsverwaltung oder 
dem gerichtlihen Zwangsverjteigerungsperfahren 
unterliegt, oder 

b) im Beige einer ausjchließlich oder überwiegend Er- 
werbs- oder jonjtige wirtjchaftliche Zwecke verfolgen- 
den Stiftung, Vermögensmaſſe, Gejellichaft oder Ge- 
noſſenſchaft jich befindet. 

Es macht keinen Unterjchied, ob die Stiftung, Ver— 
mögensmajje, Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft jurijtijche 
Perſönlichkeit Hat oder nicht. 

Auf folhe Fälle gemeinjamen Eigentums* oder Be- 
ſitzes zweier oder mehrerer am Patronatgute, in welchen 
die Gemeinjchaft nicht auf einem Geſellſchafts- oder Ge— 
nojjenichaftsverhältnifje beruht, findet das zu b Bejtimmte 
nicht Anwendung. 


8 3. In den Fällen der SS 1 und 2 kann das Pa- 
tronat künftig auch nicht duch Beauftragte oder jonjtige 
Vertreter ausgeübt werden. Inſoweit ſolche jedoch in 
einzelnen Fällen mit ausdrücklicher Genehmigung des 

Evangelifchelutherijchen Landeskonſiſtoriums ſchon bisher 
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betellt waren, hat es hierbei bis zur Grledigung des 
ihnen erteilten Auftrags zu bewenden. 

Batronatrechte, welche Stiftungen, Vermögensmaſſen, 
Geſellſchaften oder Genofjenjchaften der in 8 2 unter b 
bezeichneten Art bereits vor Erlaß dieſes Gejees er- 
worben haben, können durch Beauftragte nah Maßgabe 
von 8 6 ausgeübt werden. 


8 4. In den Fällen der gejeglichen Vertretung des 
Kirchenpatrons nad bürgerlihem Recht wird das Pa— 
tronat, joweit dies nad) 83 zuläſſig ift, durch den ge- 
jeglichen Vertreter ausgeübt. Chefrauen können jich bei 
der Ausübung des Patronats durch ihre Ehemänner 
vertreten lajjen. 

Jedenfalls wird jedoch vorausgejet, daß die Vertreter 
hierzu nad 81 befähigt jind. 


8 5. Gteht die Ausübung des Kirchenpatronats einer 
Gemeindebehörde oder einem fonjtigen Kollegium zu, jo 
haben diejenigen Mitglieder, welche zur perſönlichen Aus— 
übung eines Kirchenpatronats nad) $ 1 nicht geeignet 
find, ji der Teilnahme an der Ausübung des Patro- 
nats, insbejondere an der hierauf bezüglihen Beratung 
und Beichlußfaffung zu enthalten.® 

Streitigkeiten, welche hierüber entjtehen, find von dem 
Evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſiſtorium zu entjcheiden. 


8 6. Beauftragte können das Kirchenpatronat nur 
ausüben, wenn zuvor ihre Beauftragung dem Evan: 
gelifch-lutherifchen Landeskonjiftorium angezeigt und von 
diefem über die Annahme der Anzeige eine Bejtätigung 
erteilt iſt. 

Die Annahme der Anzeige ijt insbejondere dann ab- 
zulehnen, wenn der Angemeldete der evangelijch-Tuthe- 
riihen Landeskirche nicht angehört oder einer der im 
8 1 angegebenen Behinderungsgründe auf ihn Anwen— 
dung findet. Gtellen fi) gegen die Perſon des Beauf— 
tragten nachträglich Bedenken heraus, jo kann die Be— 
jtätigung widerrufen werden. 


20. Kirchengefeß vom 28. April 1898. 125 


8 7, Die Beitimmungen des 8 5 der Kirchenvor- 
jtands- und Synodalordnung vom 30. März 1868 (©.- u. 
V.Bl. ©. 204 flg.) werden durch dieſes Rirchengefeg nicht 
berührt. 


8 8. Findet auf den Kirchenpatron eine der Bejtim- 
mungen in $ 1 Ziffer 1, 2, 3, 4 oder 5 Anwendung, jo 
ruhen in bezug auf ihn die mit dem Kirchenpatronate 
verbundenen kirchlichen Ehrenrechte der Fürbitte im all- 
gemeinen Kirchengebet und des Trauerläutens.® 


8 9. Solange ein Kirchenpatronat weder vom In— 
haber, noch durch dejjen Vertreter, noch durch einen Be- 
auftragten ausgeübt werden kann, jteht die Ausübung 
dem Gvangelijch-lutheriichen Zandeskonfijtorium zu. 


8 10. Iſt der Aufenthalt des Kirchenpatrons unbe- 
kannt oder hält jich derjelbe außerhalb des Deutjchen 
Reiches auf, ohne einen zur Annahme von Zuftellungen 
bevollmächtigten Vertreter im Inlande zu haben, jo übt 
das Evangeliſch-lutheriſche Landeskonjijterium das Kir- 
chenpatronat aus. : 


8 11. Was in den SS 1 bis 10 vom Rirchenpatro- 
nate und vom Kirchenpatron gejagt ift, bezieht ſich auch 
auf ſolche Kollaturen über kirchliche Ämter, welche ge— 
jondert vom Kirchenpatronate vorkommen, und auf ihre 
Inhaber. 

8 12. Über die Einführung diefes Rirchengejeßes in 
der Dberlaufi bleibt bejondere Bekanntmachung vor- 
behalten.” 8 


Dresden, am 28. April 1898. 
Die in Evangeliceis beauftragten Staatsminijter. 


1. Das RG. Hat ſtaatliche Genehmigung durch das 6. vom 
2. Mai 1898 (GVBL. ©. 54 ff.) gefunden. — Wegen weiterer Ein- 
ihränkung des PBatronats Andersgläubiger vgl. KStG. 8 35. 

2, Die Beitimmungen des 81 finden Anwendung aud auf 
Perſonen, die beim Inkrafttreten des Gejeßes bereits im Be— 
ſitze des Patronatrechts find (Begr. in LTAkt. 1897/98 Dekr. 
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3, 275; Synodalakten 1896 Bd. 1 Ber. 17 ©. 7). — Von jedem 
Mechiel im Patronat ift dem LKonf. Anzeige zu erjtatten (VD. 
des LKonſ. vom 6. Okt. 1899, KonſBl. ©. 64). 


3. Als Fälle, welche hierunter fallen, find u. a. bei der Ge— 
jeßesberatung angejehen worden: Trunkfucht, Spielfudt, Kon- 
kubinat, Verluſt der kirchlichen Ehrenrechte und ähnliches 
(ZTARt. 1897/98 Dekr. 3,275; Synodalakten 1896 Bd.1 Ber. 17 
©. 4). Dem Patron ftehen gegen die Verfügung des LKonſ. 
die gefeglichen Rechtsmittel nach KG. vom 15. April 1873 $ 5 
Ziff. 18 und 8 7 zu (Begr. LTARt. 1897/98 Dekr. 3, 276). 


4. Beim fog. Kompatronat gehen die Rechte eines nad) $ 1 
behinderten Mitpatrons ledigli auf die ausübungsfähigen 
Mitbefiger über (Begr. LTARt. 1897/98 Dekr. 3, 276; Synodal- 
akten 1896 Ber. 17 ©. 3). 


5. Die Ausübung des Patronatrehts in Städten mit Nev- 
SD. ſteht dem Stadtrate (Gefeß $ 5), wo Stadtrat und Stadt— 
verordnete zu einem Stadtgemeinderat vereinigt jind, ven 
Stadtgemeinderat zu (RevStDd. $ 117). In den Fällen $ 1 
Nr. 2 u. 5 tritt die Ausſchließung erjt ein, nachdem das LKonſ. 
eine entjprechende Verfügung erlalfen hat. 


6. Der Umfang und die Ausübung der kirhliden Patro— 
nats- und Kollaturrechte des Gejamthaufes Schönburg richtet 
jih nad den allgemeinen landes- und kirchengejeglichen Be— 
ſtimmungen (Übereinkunft vom 29. Okt. 1898, GVBBlI. ©. 393, 
8 VII Abi. 5). Diefe Batronatrechte fallen deshalb unter das 
vorliegende Gefeß. Dagegen ijt das Recht diejes Haufes auf 
Trauerläuten als politiiches Necht zu betrachten und das Recht 
auf Fürbitte ijt rezegmäßig vorbehalten, wird alfo durch das 
Gejeß nicht berührt CTAkt. 1897/98 Mitt. I. &. ©. 108). 


7. Das KG. ift auch in der Oberlaufig eingeführt (Bek. des 
2Ronf. vom 14. Juni 1898, GVBl. ©. 83). 


8. Bol. im übrigen wegen Ausführung des RO. die VD. 
des LKonf. vom 14. Zuni 1898 (GVBL. ©. 82 ff.): 


8 1. Liegen die Worausfegungen dazu vor, daß ein Kirchen- 
patronat oder die Kollatur über ein kirchliches Amt nad) SS 9, 
10 oder 11 des angezogenen Kirchengefeßes vom Evangeliſch— 
lutherifhen Zandeskonfiftorium auszuüben iſt, jo ijt dieſem 
über den Sachverhalt jpätejtens dann Anzeige zu erjtatten, 
wenn eine Entihliegung des Zandeskonfijtoriums an Gtelle 
des Kirchenpatrons oder des Kollators erforderlich wird. Ins— 
befondere iſt diefe Anzeige zu erjtatten, wenn eine geijtliche 
Stelle erledigt ijt oder zur Erledigung gelangt, über welche 
die Kollatur nad) SS 9, 10 oder 11 des Kirchengejeßes vom 
28. April 1898 vom Landeskonfijtorium auszuüben ilt. 
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8 2. Die in 8 1 vorgefchriebene Anzeige liegt, je nach dem 
Öegenitande der vom Govangelijch-lutherifchen Landeskonfi- 
jtorium an Stelle des Kirchenpatrons oder Kollators zu faſſen— 
den Entſchließung, der Kircheninfpektion oder dem Superinten- 
denten, in der Oberlaufiß jedenfalls der Kreishauptmannſchaft 
Bauten als Konfijtorialbehörde ob. 

Iſt der Sachverhalt dem Landeskonfiitorium bereits amt- 
> bekannt, fo genügt Bezugnahme auf die einjchlägigen Vor- 
gänge. 

83. Mird die in $ 1 vorgejchriebene Anzeige aus Anlaß 
der eingetretenen oder bevorjtehenden Grledigung einer geijt- 
lichen Stelle erjtattet, jo ijt dem Kirchenpatron oder Kollator 
von der nad) 8 2 zujtändigen Stelle gleichzeitig zu eröffnen, 
daß und warum dem Landeskonfijtorium die Anzeige erjtattet 
worden ijt. 

Diejer Eröffnung bedarf es nicht, wenn der Aufenthalt des 
Kirchenpatrons oder Kollators unbekannt iſt oder derfelbe fich 
außerhalb des Deutihen Reichs aufhält, ohne einen zur An- 
nahme von Zuſtellungen bevollmäcdhtigten Wertreter im In— 
lande zu haben (Kirchengejeß vom 28. Upril 1898 8 10). 

8 4. Im übrigen ijt in den Fällen von SS 9, 10 und 11 
des Kirchengejeßes vom 28. April 1898 ebenjo zu verfahren, 
wie bei der Wahrnehmung und Ausübung des landesherrlichen 
Kirhenpatronats oder der landesherrlichen Kollatur. 


8 5. Die in der Verordnung der in Evangelieis beauftragten 
Herren Staatsminifter, eine Friſtbeſtimmung in dem Bejegungs- 
verfahren für geijtlihe Stellen betreffend, vom 26. Februar 
1892 (Geſetz- und Verordnungsblatt Seite 13) unter Ib vor- 
gejehene Benachrichtigung des Kollators von der eingetretenen 
oder bevoritehenden Erledigung einer geijtlichen Stelle unter 
gleichzeitiger Aufforderung zur Ausübung des Vorſchlagsrechts 
bat zu unterbleiben, wenn die Kollatur nad) 88 9, 10 oder 11 
Des Rirchengefeßes vom 28. April 1898 vom Evangeliſch-luthe— 
riſchen Landeskonfiitorium auszuüben ijt. 

8 6. Der 83 der beiden Verordnungen vom 1. März 1892 
zur Ausführung der wegen einer Frijtbeitimmung in dem Be- 
feßungsverfahren für geijtliche Stellen unter dem 26. Februar 
1892 ergangenen Werordnung Geſetz- und Verordnungsblatt 
Seite 14 und 16) ijt erledigt. 


8. Verfahren und Rechtsmittel in Kirchenſachen. 


1. Für das Verfahren vor den Kirhenbehörden (Landes- 
konſiſtorium, Areishauptmannihaft Baußgen als Konfijtorial- 
behörde, Kircheninfpektionen) gelten, joweit nicht in den Kirchen- 
gejegen etwas Bejonderes bejtimmt ijt, die allgemeinen Vor— 
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Ihriften über das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden. 
Hierher gehören auch die Vorichriften über das Protokollieren 
(©. und AusfVO. vom 20. Mai 1867, GWBL. ©. 121 u. 134), 
über die Zuftellungen (BD. vom 3. Sept. 1888, GVBL. ©. 59, 
und vom 25. Januar 1902, GVBBl. ©. 5; VD. des LKonſ. vom 
29. Nov. 1902, KonſBl. ©. 131), die Vorſchriften über Die 
er und Sachverſtändigen (BD. vom 27. Nov. 1891, GVBL. 
1892, 1). 

3. Über die Werkündung allgemeiner Anordnungen der 
Kirhenbehörden ift ergangen das RG. vom 22. Mai 1908 
(GVBL. ©. 223; KonſBl. ©. 33) und das Staatsgejeg vom 
23. Mai 1908 (GVBL. ©. 36) und AusfVD. vom 6. Juni 1908 
(KonſBl. ©.37). Wegen Lieferung des Konjijtorialperordnungs- 
blattes an die Kirchenvorjtände |. BO. vom 4. Dez. 1908 KonſBl. 
S. 80); Bek., das allgemeine Kirchenblatt betr. (Konj®l. 
1912, 97). 

Danach werden Verordnungen und Bekanntmachungen des 
Landeskonſiſtoriums, foweit fie nicht gleich den Kirchengeſetzen 
und den Verordnungen der in Evangelicis beauftragten ©taats- 
minifter durd) das Gefeß- und Verordnungsblatt zu verkünden 
find, durch das KonſBl. verkündet (AG. 8 1—3). Die allgemeinen 
Anordnungen der Kircheninipektionen und der Konjiitorial- 
behörde der Dberlaufig werden durd das Amtsblatt der welt- 
lihen Roinfpektion bekanntgemadt (AG. $ 4). Die Verkün- 
dung allgemeiner Anordnungen der Kirhenvorjtände und Kirch- 
gemeindeverbände erfolgt nach deren Wahl im Amtsblatt der 
Kircheninfpektion oder durch Anſchlag (KG. $ 5—10). Andere 
Bekanntmahungsarten find daneben nachgelaſſen (AO. $ 12). 


3. Über die Zwangsvolljtrekkung wegen Geldleijtungen 
gilt das G. vom 18. Juli 1902 (GVBL. ©. 294) und AusfVD. 
vom 19. Sept 1902. Hierher gehören Kirchenjteuern, kirch— 
lihe Abgaben und Gebühren, und alle fonjtigen kirchlichen 
Geldleijtungen, die vermöge ihres öffentlichrechtlichen Urſprungs 
oder zufolge ihrer gejeglichen Gleichjtellung mit Geldleiſtungen 
des Öffentlichen Rechts der exekutiviihen Einziehung im Ver— 
waltungswege zugewiefen jind. Die Anordnung der Zwangs- 
vollftrekung erfolgt im Namen der Rirheninjpektion von der 
weltlihen Koinjpektionsbehörde allein (Geſetz 8 3). Bei kirch— 
lihen Abgaben ufw., die von der politiſchen Gemeinde mit- 
einzuheben jind, erfolgt die Zwangsvollitreckung durch die für 
leßtere zuftändige Vollitreckungsbehörde (vgl. im übrigen Geſetz 
82). Zwangsvollſtreckung gegen ein Kixchenlehn oder rar, 
gegen geiftlihe Lehne fowie gegen eine Kirchgemeinde, jowie 
den Konkurs derjelben |. Geſeß $ 7 und ©. vom 20. Juni 1900 
(GVBl. ©. 322). 


4. Über den Geſchäftsgang bei den Kirchenbehörden find 
ergangen: VO., die Vereinfahung der Gejchäftsformen betr., 
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vom 11. Mai und 11. Dez. 1897 (Konjdl. ©. 39 u. 75); vgl. 
auch FiſchersZ. 39, 159; VO., die Einführung der Rechtichrei- 
bung betr., vom 19. Dez. 1902 (KonſBl. ©. 139); VO., das Borto- 
wejen betr., vom 7. San. 1885 (KonſBl. ©. 3), vom 8. Nov. 
1900 GonſBl. ©. 105); Frankierung der Poſtſendungen vom 
19. April 1905 (KonſBl. ©. 53); VD., die Papierbeichaffung 
betr., vom 2. Mai 1833 (Konjßl. ©. 86), vom 12. Febr. 1885 
(KonſBl. ©. 20). 

5. Koſten. Das Verfahren in Kirchenfachen iſt im allge: 
meinen gebühren- und jtempelfrei, ausgenommen wo es ji 
um Privat- und Parteiintereffen oder um unbegründete An- 
bringen ufw. handelt (6. vom 2. April 1844, GVBL. ©. 141). 
Für Beauffihtigung und Leitung der Verwaltung des Kirchen- 
vermögens können die Koinjpektionsbehörden eine Vergütung 
nicht über 3 Prozent der jährlichen Einnahmen der Arars und 
Fonds, mindejtens 6 M beanfpruchen (Geſetz $ 2). Unter Ein- 
nahmen ijt der wirkliche Ertrag nach Abzug des Aufwandes 
zu veritehen, den die Beziehung der Nußung unmittelbar be— 
dingt, 3. B. Holzichlägerlöhne, Einnehmergebühren, nicht aber 
Durchgangspoſten und Einnahmen, die dem Kapital zuwachſen 
(Aus VO. vom 2. April 1844, GVBL. ©. 143). Die Bejtim- 
mung des Vergütungsjates jteht der Konfijtorialbehörde zu 
(Geſetz 8 2). 


21. Gejeg A über Kompetenzverhältnijje zwiſchen 
Zujtiz- und Verwaltungsbehörden; vom 28, Januar 
1835. 

(GVBL. ©. 55.) 


I. Allgemeine Bejtimmungen. 


8 1. Wegfall der Gerichtsbarkeit der höheren 
VBerwaltungsbehörden. Die Juſtizpflege, welche 
bisher zum Teil noch einigen höheren VBerwaltungsbe- 
hörden zuſtand, geht von diejen auf die Juſtizbehörden 
über, ſoweit nicht im nachjtehenden Ausnahmen vor- 
kommen. 


8 2, Nähere Beitimmungen darüber. Den Ber- 

mwaltungsbehörden bleibt noch ferner: 

1. das Recht innerhalb ihrer Kompetenz, ihre Ver— 
fügungen mit Nahdruk durchzuführen und zu dem 
Ende im allgemeinen (duch Verordnungen) oder 
in einzelnen Fällen ſachgemäße Strafen anzudrohen 
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und zu volljtrecken, mithin aud wegen jolcher 
Strafen, ingleihen wegen öffentlicher Abgaben und 
Leiftungen, gejeglihe Zwangsmittel anzuwenden, 
foweit niht nad) 8 3 und 4 hierunter eine Be— 
Ihränkung eintritt; 

3. die Dienft- und Difziplinargewalt über die bei 
ihnen Angeftellten oder von ihnen im allgemeinen 
oder in Anjehung gewiljer Gejchäfte rejjortierenden 
Untergebenen nad) Maßgabe des Gejeges über die 
Berhältnijje der Staatsdiener, und rückjichtlich der- 
jenigen, von welden das gedachte Gejeß nicht 
handelt, zurzeit nad) Maßgabe des bisher Be— 
Itandenen. ujw. 


86. Wenn der Nehtsweg jtattfinde, Der 
Rechtsweg findet jtatt: 

1. bei allen Irrungen über privatrechtlihe Verhält— 
niffe,! wenn auch der Staat oder irgend eine poli- 
tiſche oder kirchliche Korporation die Gtelle der 
Gegenpartei einnimmt. 

Kückſichtlich des Staats gehören hierher Otreitig- 
keiten mit ihm 

a) über zufällige Hoheitsrechte, infonderheit auch über 
die Frage: ob gewiſſe Gegenjtände dazu gehören; 

b) über anderes Staatsgut, z. B. über Domänen, 
Kammergüter und über die in Anſehung derjelben 
behaupteten Nechte und DObliegenheiten, joweit 
dDiefelben auch rückſichtlich der Güter anderer 
Perſonen vor die Juſtizbehörden gehören; 

c) aus Verträgen oder über andere privatrechtlic) 
zu beurteilende Tatſachen, welche Verbindlichkeiten 
begründen, abändern oder aufheben. 
Ruͤckſichtlich der Nechtsverhältniffe der Staats— 

diener? iſt hier ebenfalls das hiervon handelnde be— 

ſondere Geſetz zu beachten. 


8 7. Der Rechtsweg findet ferner ſtatt: 
3. nad) Maßgabe der Verfaſſungsurkunde $ 31, wenn 
jemand fein Eigentum oder fonftige Rechte und 
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Oerechtigkeiten zu Staatszwecen abtreten oder auf- 
geben muß, ſich aber bei der von den Verwaltungs- 
behörden fejtgejegten und von ihm einjtweilen an- 
zunehmenden Entjhädigungsfumme nicht beruhigen 
will; 

3. wenn jemand unter der Behauptung, eine VBerwal- 
tungsbehörde habe ihre Amtsgewalt überjchritten 
oder gemißbraucht, oder Amtspflichten vernachläfligt, 
und es jei daraus für ihn Schade entjtanden, Ent- 
Ihädigung (nach Befinden Herftellung des vorigen 
Standes der Sache, Sahenbuße) verlangt. 

Es dürfen jedoch QJuftizbehörden, wenn dabei 
Verwaltungsmaßregeln zur Sprache kommen, über 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit derfelben 
in bezug auf das allgemeine Beſte, joweit eine 
rechtliche Erörterung darüber in den Gejegen nicht 
ausdrücklich nachgelaſſen worden, nicht urteilen, 
nod die Verordnungen der DVerwaltungsbehörden 
für ungültig erklären. Auch verjteht es ſich von 
jelbjt, daß Jultizbehörden über die Verlegung oder 
Gefährdung bloßer Interejjen (im Gegenjaß der 
Rechte) und über Verſagung von Gefuchen, deren 
Bewilligung dem Ermeſſen der VBerwaltungsbehör- 
den überlajjen ijt, nicht zu urteilen haben; ingleichen, 
daß die Adminijtrativjuftizbehörden, wenn fie in 
ihrer richterlichen Eigenfchaft, innerhalb der Grenzen 
ihrer Kompetenz, Entjcheidungen geben, ganz den 
gewöhnlichen Juſtizbehörden gleichzuachten find. 


88 Rompetenz der Derwaltungsbehörden. 
Über Irrungen in anderen Verhältniſſen des öffentlichen 
Rechts entſcheiden Verwaltungsbehörden, z. B. in Streitig- 
keiten: 

1. über Erlangung, Wirkung und Verluft des Staats- 
bürger-, Heimats-, Stadtbürger-, Landgemeinde- 
rechts; 

2. über die Derbindlichkeit zu Staats- und Kom— 
munalabgaben und anderen Staats- und Kom- 
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munalleiftungen, über die Verteilung derjelben und 
behaupteten Bejchwerungen vor andern; 

3. über die Erhebung eines Gleits-, Mege-, Brücken- 
geldes, oder anderer, den Öffentlichen indirekten 
ähnlicher, Abgaben, von feiten einer Privatperjon 
oder Korporation; 

4. über PBolizeigegenjtände. 


8 9, Bor die DVerwaltungsbehörden gehören aud) 
Streitigkeiten zwiſchen Kirchen-? und Schulgemeinden, als 
folchen, und über die Verhältniffe in und zu denjelben,t 
ingleichen über gejeg- und ordnungsmäßige Vollziehung 
der kirchlichen Handlungen, 3. B. über Parochialgrenzen,? 
über Rechte und Dbliegenheiten der Mitglieder‘ jener 
Gemeinden, über Auspfarrungen,? Ausſchulungen, Kirchen- 
ftühle, VBegräbnisjtellen,® über PBatronatrechte,? über 
Taufe, Aufgebot, Trauung und Beerdigung. 


8 10. Sind Ausgaben zunädft aus Rommunalz, 
Kirchen-, Pfarr-, Schulvermögen und nur bei Unzuläng- 
lichkeit desjelben von den Öemeindegliedern zu beitreiten, 
jo hat nur die Verwaltungsbehörde zu bejtimmen, ob 
Unzulänglichkeit,!? und mithin die jubjidiariiche Ver— 
bindlichkeit der Gemeindeglieder vorhanden jJei. 


8 11. Bejhränkung der Kompetenz der Ver- 
waltungsbehörden. In den Fällen 88 8, 9 tritt aber 
die Kompetenz der QJuftizbehörden, mithin der Nechts- 
weg ein, wenn jemand jich dabei nicht bloß auf Geſetze, 
Provinzial, Ortsjtatuten, oder allgemeine Grundjäße, 
jondern auf bejondere Rechtstitel (Privilegien, rechts- 
kräftige Entjcheidungen, Privatwillenserklärungen — 
Verträge, legte Willen, Stiftungen, Anerkenntnijje — 
Verjährung oder Herkommen) beruft, und zwar jowohl 
rückfihtli der Zuläffigkeit, als des Beweiſes, und der 
Mirkung der gedachten Titel. . 

Es ift jedoch in den gedachten Fällen einjtweilen 
den Anordnungen der Verwaltungsbehörden nachzugehen, 
und es dürfen legtere von Juftizbehörden nicht eher ge- 
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hemmt werden, bis in dem NRectsjtreite eine rechts- 
kräftige Definitiventjcheidung vorliegt. ufw. 


8 14. Zujammentreffen der Juftiz- und Ver— 
waltungspunkte Kommen in einem alle Punkte 
vor, welche zur Juftiz, und andere, welche zur Verwal— 
tung gehören, jo hat über jene die Juftizbehörde, über 
dieje die Verwaltungsbehörde zu entjcheiden.!? 13 uſw. 


1. Daß der jtreitige Anfprud in eine der dem bürgerlichen Recht 
angehörenden Klagformen (condictio indebiti, Gejhäftsführung 
ohne Auftrag od. dal.) gekleidet wird, genügt nicht, um die Zu- 
läjligkeit des Nechtsweges zu begründen. Entſcheidend ijt viel- 
mehr, in welcher Gejeßgebung, der des Öffentlichen oder Brivat- 
rechts, Die Normen der zu erteilenden Entfcheidung gefunden wer- 
den müſſen (Entjch. d. Komm. f. Rompetenzkonflikte vom 20. Nov. 
1875, ZeitſchrK. 43, 173), d. h. ob das betreffende Verhältnis 
durch Normen des öffentlihen Rechts oder des Privatrechts 
beberricht wird (Mippold, KRompetenzfragen ©. 12). Über die 
Rückforderung angeblich zu Unrecht gezahlter Kirchenjteuern, 
Beligwechjelabgabe u. a. hat daher die Werwaltungsbehörde 
zu a SächſOLG. 11, 231; Fiſchers3. 4, 70; 8, 37; 
13, 38). 

2, Auch den Geijtlichen kann der Rechtsweg hinſichtlich 
ihrer vermögensredhtlichen Anſprüche aus dem Amt nicht ver— 
jagt werden (vgl. unten ©. 138 Vote 4). Die vermögenstecht- 
lichen Anſprüche der kirchlichen Unterbeamten gehören vor das 
Berwaltungsgericht (f. unten ©. 136), Anſprüche von kirch— 
lichen Bedienjteten ohne Beamteneigenfchaft vor die bürger- 
lien Gerichte. 

3. Streitigkeiten zwiſchen Kirchgemeinden find gegebenen- 
falls (D-Gefeß vom 30. Jan. 1835 $ 1) als Adminijtrativjuftiz- 
jahen zu behandeln. Streitfachen über Barochialzubehörigkeit 
find indeffen neuerdings als reine Verwaltungsjachen behan— 
a worden (Cod. ©.191 Note 2). Im übrigen ſ. unten ©. 138 

ote 5. 


4, Berhältniffe in der Kirchgemeinde. Hierher gehört auch 
die Feſtſtellung der Gigenjchaft eines Grundjtüks als öffent- 
lihes Kirchgebäude, als kirchlicher Gottesacker, der Kirchen- 
lehns- oder Kirchihullehnsqualität. Im übrigen |. unten 
Anm. 12. 

5. Streitigkeiten über bejtehende Grenzen gehören vor das 
Derwaltungsgeriht (f. unten ©. 136 Wr. 2), Die Neurege- 
lung der Barochialgrenzen iſt Sache der reinen Verwaltung 
(RO. vom 15. April 1873 $ 5 Ziff. 19). 
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6. Pilichten der Kirchgemeindemitglieder. Dazu gehören 
ebenfowohl kultiſche wie finanzielle. Zu erjteren gehört aud) 
die Verpflichtung zur religiöfen Kindererziehung (vgl. $ 19 des 
6. vom 1. Nov. 1836; VRPG. vom 20. Zuli 1900 8 73d). Zu 
den finanziellen gehört die zur Ubentrichtung kirchlicher Ge— 
bühren, Abgaben, Kirchenjteuern. Dadurch, daß die Einziehung 
kirchlicher Bejigwechfelabgaben von den Gerichten mit bejorgt 
wird, ändert ſich nichts an ihrer Eigenichaft als kirchliche Ab— 
gabe und der Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörden (Sächſ— 
DRG. 15, 549). 


7. Bal. SächſOLG. 27, 131. Hier kann der Fall gemifchter 
Kompetenz nach $ 14 des A-Öefeßes eintreten, insbejondere wenn 
bei Realjtühlen die Trage des Grundeigentums, bei Grbjtühlen 
die Srage der bürgerlichen Erbfolge als ſolche jtreitig werden. 


8. Hierher gehören fowohl Streitigkeiten über die Benußgung 
der einfachen Neihengräber, wie der Erbbegräbnispläße, leßtere 
insbejondere, wenn der Anſpruch lediglich auf die Konzeſſions⸗ 
urkunde der Kirchenbehörde, alſo eine öffentlichrechtliche Feſt— 
ſetzung ſich ſtützt GFiſchers3. 16, 91). Rechte des Beſitzers von 
le bei Schließung des Gottesackers: Cod. ©. 485 

ote 23 


9. Wegen Zuftändigkeit des Oberverwaltungsgerichts vgl. 
8 2 Ziff. 3 des ©. vom 14. Mai 1902 (f. unten ©. 137). Aus— 
nahmsweife tritt der Nechtsweg ein, wenn fich jemand auf be— 
fondere NRechtstitel beruft (f. unten Note 11). — Gemifchte 
Kompetenz nad) 8 14 des A-Gejeßes tritt ein, wenn 3. B. bei 
Realpatronat die Frage des Eigentums am ‚ berechtigten Grund- 
ſtück jtreitig wird. 


10. Vgl. KStG 8 2. 


11, Unter Verträgen im Sinne von $ 11 find nur privat- 
rechtliche Verträge zu verjtehen, d. h. folche, bei denen erkenn- 
bar die Abſicht dahin gegangen ijt, eine privatrechtliche, von 
den Normen des Privatrehts beherrihte Verpflichtung, ein 
privatrechtlihes Nechtsverhältnis zu begründen (Nippolp, 
Kompetenzfragen ©. 18). Daß in einem öffentlichrechtlichen 
Verhältnis die Erklärungen der Beteiligten in diejer Abjicht ab- 
gegeben jeien, wird nicht a priori vermutet, insbejondere dann 
nicht, wenn diefe Erklärungen in einem von den VBerwaltungs- 
behörden geleiteten Verfahren, entiprechend den Abſichten diejer 
Behörden und auch gegenüber diefen Behörden, abgegeben find. 
Der Vertrag ijt Keine ſpezifiſch privatrechtliche, fondern eine 
allgemeine Rechtsform. Es gibt auch öffentlichrechtliche Ver— 
träge (Adm. Juit.-Entfeh. des Min. d. I. vom 7. Nov. 1900, 
Fiſchers3. 22, 138). 

Als privatrechtliche Verträge, die den Rechtsweg begründen, 


find angefehen worden: der Vertrag, den im Jahre 1649 ein 
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Zehngutsbefiger mit dem damaligen Pfarrer unter Genehmi- 
gung der oberen Kirchenbehörden dahin abgeſchloſſen hat, daß 
alljährlich eine bejtimmte Geldfjumme aus dem Lehngute an 
den Pfarrer als Vergütung für gottesdienftliche Leiſtungen zu 
zahlen jei (SähjOLG. 12, 42) — Ebenſo die vertragsmäßige Zu- 
jiherung eines Rittergutsbefigers als Rirchenpatron gegenüber 
der Kirchgemeinde für fi) und feine Beſitznachfolger, einen 
fortlaufenden Geldzujhuß zum Gehalt des Geijtlichen zu geben 
(SiHDOLG. 1, 371). 

12. Gemifchte Kompetenz der Juſtiz- und Verwaltungs— 
behörden: Auch an Kirchengebäuden, obgleich jie dem öffent- 
lihen Gebrauch dienen, ijt eın Privateigentum möglich. Diefes 
Eigentum ift jedoch durch den öffentlichen Gebrauch einge- 
Ihränkt. Unterliegt, wie in Sachſen, die Regelung des öffent- 
lihen Gebrauchs der Kirche dem Öffentlichen Nedhte, ſo handelt 
e5 ji) dann, wenn der Eigentümer die Grenzen überfchreiten 
will, die der Ausübung feines Nechts durch die Bejtimmung 
der Sache zum PDienjte für den öfientlichen Gebraud gezogen 
find, um eine Irrung in Verhältniffen des öffentlichen Rechts. 
Denn die Klage richtet Jich Jolchenfalls auf die Fejtjtellung der 
Grenzen zwijchen dem bejtimmungsgemäßen öffentlichen und 
dem daneben zuläffigen Privatgebrauche an der Sache. Die 
Feſtſtellung iſt aber jtets nach den Normen des öffentlichen 
. Rechts zu treffen (SächſOLG. 21, 130; FiſchersZ. 22, 65). 

13. Kompetenzkonflikte. Die Zufammenjegung des Kom— 
petenzgerichtshofs iſt geregelt durch ©. vom 3. März 1879 
(GVBL. ©. 05) und ©. vom 19. Zuli 1900 8 100. Die Zuftän- 
digkeit und das Verfahren durch GVG. vom 27. Jan. 1877 
817 und S 2ff. des G. vom 3. März 1879. Der Gerichts: 
hof erhält die Aufforderung zur Enticheidung durch das Juſtiz— 
minijterium. Die Erhebung des Kompetenzkonflikts erfolgt 
durch die Erklärung der höheren Verwaltungsbehörde, daß 
die Entfcheidung einer bei Gericht anhängigen Streitfache für 
die Verwaltung in Anfpruc genommen werde Geſetz 88 2, 3). 
Die Erklärung kann ſowohl vom Gericht veranlagt (Gejeß $ 2) 
wie von der höheren Verwaltungsbehörde nach erhaltener 
Kenntnis vom Streitfall ohne weiteres erklärt werden ($ 3). 
Die Erklärung ijt nur zuläſſig bis zur Rechtskraft der gericht- 
liden Enıfheidung. Ausnahmen, wenn das Gericht den 
Kompetenzkonflikt ignoriert hat (Geſetz 8 16) oder der Fall des 
negativen Kompetenzkonflikts vorliegt (8 17). Das Juſtizmini— 
ſterium hat das Nefjortminifterium vor der Aufforderung an 
den Gerichtshof zu hören (Gefeß 8 9. Nach Grhebung des 
Kompetenzkonflikts hat das Gericht das Verfahren einzujtellen, 
wenn es die Zuläjfigkeit des Nechtswegs anerkennt Geſetz 85). 
Gegen die Enticheidung des KRompetenzgerichtshofs findet Rein 
Rechtsmittel ftatt. — In einer Streitigkeit zwijchen einem 
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Pfarrlehn und einem Neallaftenberechtigten ijt die Zuftändig- 
Reit des Landeskonfiltoriums zur Erhebung des Kompetenz- 
konflikts anerkannt worden (SächſOLG. 12, 42). 


22. Gejeß, die Ausdehnung der Verwaltungsredhts- 

pjlege nach dem Gejege vom 19. Juli 1900 auf 

kirchliche Angelegenheiten betreffend; vom 24, Mai 
1902, 


(GVBL. ©. 133.) 


Mir, Albert, von Gottes Gnaden König von Sachſenuſw. 
verordnen mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände, was 
folgt: ! ’ 


$ 1.” Den von den Verwaltungsgerichten erjter In- 

Itanz® gemäß 8 21 des Gejeges vom 19. Zuli 1900 

(GVBL. ©. 486 flg.) zu entfcheidenden Barteiftreitigkeiten 

treten ferner hinzu diejenigen: 2 

1. über vermögenstechtlihe Anjprüche” der kirchlichen 
Unterbeamten? an eine Kirchengemeinde oder kirch— 
lihe Stiftung aus ihrem Dienjtverhältnijfe, ins- 
bejondere Anſprüche auf Bejoldung, Wartegeld, Un- 
terftügung, Nuhegehalt, fowie auf Bezug der durch 
Gejeg oder Verordnung beftimmten Gebühren für 
dienjtliche Verrichtungen, desgleichen über die den 
Hinterbliebenen dieſer Beamten zuftehenden Rechts— 
anjprüche auf Nuhegehalt/ oder ſonſtige Bezüge. 

Dabei jind die Entjcheidungen der Dilziplinar- 
und DVerwaltungsbehörden infoweit maßgebend, als 
jie einen Beamten aus feinem Amte entfernen, zeit- 
weilig oder dauernd in den Buheſtand verjegen, 
vorläufig jeines Dienſtes entheben oder mit Ver— 
mögensitrafen bejegen; 

2. über die Zugehörigkeit eines Grundftücs zu einer 
Kirchengemeinde; ? 

3. über die auf Grund des öffentlihen Nechts bean- 
ſpruchte Benugung von Grundftücen oder Grund- 
ſtücksteilen zu kirchlihen Zwecken, wenn Parteien 
einander gegenüberjtehen, die verjchiedenen Reli- 
gionsgejellihaften angehören. ® 
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8 2.° Die Anfehtungsklage® nad dem Gejege vom 
19. Juli 1900 jteht den Beteiligten zu: 
2) gegen die zweitinjtanzlichen Entſcheidungen des 

Evangeliſch-lutheriſchen Landeskonfijtoriums,? 

1. in denen gegen den Miderjpruch der politischen 
Gemeinden die Zujtändigkeit zur Beſchlußfaſſung 
über die Unlegung neuer, die Verwaltung, Er- 
weiterung, Säkularijation oder Veräußerung be— 
jtehender Gottesäcker für die kirchliche Behörde 
in Anſpruch genommen wird,!? 

2. die das Beitehen eines landesherrlichen Kirchen- 
patronats oder KRollaturrechts betreffen,t! 

3. Die auf Grund des Kirchengejeßes, einige Be— 
jtimmungen bezüglich der Ausübung des Kirchen- 
patronats und der KRollatur über kirchliche Ämter 
betreffend, vom 28. April 1898 (G.- u. B.-Bl. 
©. 51 lg.) über die Ausübung des Patronat- 
rechts jeiten einer politijchen Gemeinde oder an- 
deren Körperjchaft des Öffentlichen Nechts oder 
eines nicht der evangelijch-Iutheriichen Kirche an- 
gehörigen Patrons getroffen werden,!? 

4. über die Heranziehung zu den Anlagen, Ab— 
gaben, Gebühren und jonjtigen Leijtungen für 
die evangelijch-Iutherifche Kicche,!? 

jowie 7 
b) gegen die Entjcheidungen und Yeititellungen des 

Evangelijch-lutherifchen Zandeskonjijtoriums in Ge- 

mäßheit $ 3 Abſatz 3, S 4 und 8 5 Abſatz 2 des 

Geſetzes zur Ausführung der Zivilprozegordnung 

und der Konkursordnung vom 20. Juni 1900 

(©.- „Bl. ©. 322 flg.).'* 


8 3. Die Beitellung eines Vertreters des öffentlichen 
Interejfes ($ 12 des Geſetzes vom 19. Juli 1900) in den 
Fällen der 88 1 und 2 jteht dem Minijterium des Kul— 
tus und öffentlichen Unterrichts zu. In den Fällen des 
8 2 ift auf Antrag des Evangelijch-lutherifchen Landes- 
konfijtoriums der Vertreter aus dejjen Mitte zu beitellen. 
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$ 4. Das mit der Vollziehung dieſes Geſetzes beauf- 
tragte Minifterium des Aultus und Öffentlichen Unter- 
rihts hat den Zeitpunkt jeines Inkrafttretens zu be— 
jtimmen.!® 


1. Das Gefeß führt die Verwaltungsrechtſprechung dur 
rein ſtaatliche Gerichte in kirchlichen Angelegenheiten ein. 
Seitens der Organe der ev.-Iuth. Kirche ift die Zujtimmung 
erfolgt, da es fich in den enumerierten Fällen in der Haupt- 
fahe um Gegenftände handelt, die dem interkonfejjionellen 
oder vermögensredhtlihen Gebiete angehören (Bericht des ©y- 
nodalausſchuſſes ©. 3). 

2, Die Beitimmungen in $ 1 beziehen fih auf alle Kon- 
El gleihmäßig ſErlaß Wr. 7, Begr. ©. 12, Dekret Begr. 

. 519). 


3, Berwaltunasgerichte erjter Inſtanz find die Kreishaupt- 
mannſchaften in kollegialer Zufammenjegung (6. vom 19. Zuli 
1900 8 2). Über deren örtliche Zuftändigkeit ſ. $ 19, das 
erjtinftanzliche Verfahren 88 34 ff., Die Berufung an das Dber- 
verwaltungsgericht 8 62 desjelben Gejeßes. 


4. Für die Geiftlichen bleibt es bei dem bisherigen Rechte, 
wonad) die einihlagenden Streitfälle in betreif der Geijtlichen 
und ihrer Hinterbliebenen vor den ordentlichen Gerichten zum 
Austrag zu bringen find (Dekret Begr. ©. 519). 


5. Hierher gehören nur Streitigkeiten über die bejtehende 
Bezirkszugehörigkeit; die Regelung Der Kirchgemeindezube- 
hörigkeit noch nicht zugewiejener Grundſtücke und die Ande⸗ 
derung der bejtehenden Bezirke ijt im reinen Verwaltungs- 
wege zu ordnen (Dekret Begr. ©. 520; vgl. KG. vom 15. April 
1873 8 5 X. 19). 

6. Hierher gehören 3. B. Fälle, wo zwiſchen dem Privat- 
eigentümer einer fog. Hofkirhe oder Schloßkapelle und Der 
einem anderen Bekenntniffe angehörenden Kirhgemeinden über 
die Benugung der Kirche oder Kapelle zu Abhaltung von 
Gottesdieniten Streit entiteht. Parteien können außer Ge— 
meinden und Privatperfonen auch Stiftungen fein. Immer 
aber ift vorausgefeßt, daß verichtedene Religionsgeſellſchaften 
in Frage kommen (Bericht des Synodalausjchujles ©.6; De- 
kret Begr. ©. 520). 

7. Die Beftimmungen des $ 2 beziehen ſich lediglich auf 
Angelegenheiten der ev.-luth. Kirche. 

8. Über die Anfechtungsklage enticheidet das Oberverwal- 
tungsgericht. Die Frift für ihre Erhebung beträgt vier Wochen 
von der Zuftellung der Entſcheidung an (©. vom 19. Juli 1900 
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8 78 Abi. 3. Über das Verfahren f. 88 78—84 desfelben Ge- 
jeßes. Die Unfechtungsklage Kann nur darauf gejtüßt werden, 
daß das bejtehende Necht nicht oder nicht richtig angewendet 
worden ſei, oder daß das Berfahren an wejentlichen Form— 
fehlern leide ($ 76 desjelben Gejeges). Die tatjächlichen Feſt— 
tellungen unterliegen der Nachprüfung des Oberverwaltungs- 
gerichts nur injoweit, als fie auf die rechtliche Beurteilung der 
Sache von Einfluß find (8 76 Abſ. 2 desjelben Gejeßes; Be— 
richt des Synodalausichufies ©. 7). 


9. Hierunter gehören ſowohl die Fälle, wo in eriter Injtanz 
die Kircheninipektion entichieden hat, wie auch die Entichei- 
dungen der jog. Rekursinſtanz des Landeskonjiftoriums gemäß 
8 5 Nr. 18 Xbf. 2 des KG. vom 15. April 1873 (Bericht des 
Synodalausſchuſſes ©. 7), Dagegen keine Anfechtungsklage 
gegen gemeinjame Gntjcheidung des LKonſ. und Min. d. I. 
(SächſOVG. 8, 263). 


10. Val. hierzu wegen der kirchlichen Friedhöfe $ 5 Nr. 23 
des RG. vom 15. April 1873, wegen der politifchen $ VI des 
PublG. vom 16. April 1873. 


11. Da nah 8 5 Wr. 10 u. 20 des RG. vom 15. April 1873 
dem Landeskonfijtorium felbjt die Ausübung des landesherr- 
lihen Batronats übertragen ijt, joll die unparteiifche Verwal: 
tunasgerichtsentjceheidung Plaß greifen. Bei Privatpatronaten 
tritt die Gnticheidung im reinen Verwaltungswege ein (RG. 
vom 15. April 1873), foweit nicht wegen befonderer Rechtstitel 
im Sinne von $ 11 des A-Gefetes vom 28. Jan. 1835 der 
Rechtsweg zuläſſig iſt (Dekret Begr. ©. 521). 


12. Die Beitimmung gilt nit für ev.-luth. Privatpa- 
trone. Zu den Körperichaften des öffentlichen Rechts ge- 
hören auch 3.3. die Landesuniverlität, Domkapitel, Klöjter 
er net Bericht des Synodalausjchujjes ©. 7; Dekr. Bear. 

. 522). 


13. Unter den Gebühren find neben den Stolgebühren für 
geiltliche Amtshandlungen auch die Sporteln für die Dienjt- 
leiftungen der niederen Kirchendiener, fowie die Gebühren für 
Grabjtellen und Erbbegräbniife, für Kirchenfige und Kirchen- 
fühle, unter den fonitigen Leijtungen die unter den verfchie- 
denſten Namensbezeichnungen, wie Opfergeld, Häuslergeld ufw., 
vorkommenden Gefälle zu verjtehen (Dekret Begr. ©. 523). 
Megen Zuläfiigkeit des Nechtswegs wegen befonderer Nechts- 
titel vgl. $ 11 des A-Geſetzes vom 28. San. 1835. 


‚ 14. Diefe Vorichriften betreffen die Feſtſtellung der Unent- 
behrlichkeit kirchlicher Gegenjtände des Kirchgemeindevermögens 
im Salle der Zwangsvolljtreckung oder des Konkurſes. 
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15. Das Gefeß ift mit dem 1. Juli 1902, und zwar mit Zu- 
ftimmung der Provinzialftände auch in der Dberlaujig in 
Kraft getreten (Bek. des KultMin. vom 3. Juni 1902, GVBl. 
©. 136). 


23. Kirchengejeg, die Verwaltungsrechtspflege und 
den Rekurs in kirchlichen Angelegenheiten betreffend; 
vom 25, Mai 1902, 


(GVBl. ©. 135.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen mit Zuftimmung der Gvangelijch - Tutherijchen 
Landesſynode, was folgt: 


81. Mit dem Inkrafttreten des Staatsgejeges, die 
Ausdehnung der Verwaltungsrechtspflege nach dem Ge— 
jege vom 19. Juli 1900 auf kirchliche Angelegenheiten 
betreffend, vom 24. Mai 1902 (G.- u. B.-3l. ©. 133) 
finden, ſoweit diejes Gejeg abweichende Vorjchriften ent- 
hält, die Beftimmungen in 8 5 Ziffer 181 und in $ 7 
Abſatz 3° des Kicchengejeges über die Errichtung eines 
Evangeliſch-lutheriſchen Landeskonfijtoriums vom 15. April 
1873 (©. u. B.-Bl. ©. 376) ihre Erledigung. 


8 2, Gegen die Beihlüffe, Verfügungen und Ent— 
Iheidungen der Kirchenbehörden? in erjter Inſtanz fteht, 
joweit nicht nad) dem im $ 1 angezogenen Gtaatsgejeße 
vom 24. Mai 1902 die Klage oder die Anfechtungs- 
klage dagegen zuläjlig ift, den Beteiligten das Recht 
des Nekurjes zu. 

Der Rekurs muß bei Verluft desjelben* binnen vier- 
zehn Tagen, vom Tage der Gröffnungd an gerechnet, 
eingewendet werden.® 


8 3. AUnberührt bleiben die SS 26, 43 und 61 der 
Difziplinarordnung für die evangelijch-lutherifche Kirche 
des Königreichs Sachjen vom 30. Juli 1891 (G.- u. V.Bl. 
Ss 90). 
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8 4 Das Evangeliſch-lutheriſche Landeskonfiftorium 
hat den Zeitpunkt bekannt zu machen, mit welchem gegen- 
wärtiges Gejeß in Kraft tritt.” 


Dresden, am 25. Mai 1902. 
Die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter. 


1. Das Kirchengefeß beabfichtigt in $ 1 in der Hauptfache, 
die beitehende Kirchengejeggebung mit dem vorjtehend unter 22 
abgedrukten Staatsgejeß formell in Einklang zu bringen. 
Inſoweit nicht das Staatsgejeß in 88 1 u. 2 abweichende Be- 
ftimmungen getroffen hat, bewendet es bei den bejtebenden 
Vorſchriften Hinfichtlicd der Zuftändigkeit und des Verfahrens 
fowohl in reinen Verwaltungs- wie in kirchlichen Admint- 
ſtrativjuſtizſachen. Dagegen erledigt jich die Zujtändigkeit des 
ev.-luth. Landeskonlijtoriums und der Kircheninipektionen, in- 
joweit nunmehr nach) $ 1 des Gtaatsgejeges Klage beim Ver— 
waltungsgeriht zu erheben iſt. Etwa jeitens der Kirchen- 
behörde zu treffende Maßnahmen haben nicht mehr den Cha— 
rakter von Sachentſcheidungen (Erlaß Nr. 7; Begr. ©. 7). 


2. Gbenjo erledigt ſich die Zuftändigkeit der in Evangelieis 
beauftragten Staatsminijter für VBejchwerden in reinen Ver— 
waltungsſachen, injfoweit nach $ 2 des Staatsgejeßes Anfech— 
tungsklage gegen die Entjcheinungen des Landeskonfijtoriums 
zuläſſig ijt (Erlaß Ar. 7; Begr. ©. 6). 


3. Unter Rirhenbehörden find aud die Kreishauptmann- 
Ihaft Baugen und, ſoweit es erjtinjtanzlich zu enticheiden hat, 
das ev. luth. Zandeskonfijtorium zu verjtehen. Dagegen ge- 
hören die Kirchenvorjtände nicht zu den Kirchenbehörden (Er— 
laß Ar. 7; Begr. ©. 7). Vertragsmäßige Anfprüche der Kirch— 
gemeinden gegen politiiche Gemeinden begründen Reine Zus 
ftändigkeit der Kirchenbehörden (SächſOVG. 12, 252). 


4. Die Einführung einer vierzehntägigen Ausſchlußfriſt für 
die Rekurserhebung ijt nad) dem WVorbilde der inneren Ver— 
waltung (Org. vom 21. April 1873 8 31 verb. mit $ 99 des 
©. vom 19. Juli 1900) erfolgt, um den Unzuträglichkeiten zu 
begegnen, die fich daraus ergaben, daß bisher nad) beliebig 
ie Zeit noch rekurriert werden konnte (Erlaß Wr. 7; Begr. 

.. 6). 


5. Tag der Eröffnung it bei Schriftjtüken der Tag des 
Eingangs GKonſBl. 1906, 75). Über die Eröffnung der Be— 
ihlüffe ufw. gelten die allgemeinen verwaltungsrechtlichen 
Grundfäge (Verhandlungen der Synode ©. 261 ff.; vgl. ins- 
bejondere VO., die Zuftellung behördlicher Zufertigungen in 
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Verwaltungsfahen betr., vom 3. Sept. 1888, GVBl. ©. 591, 
und VD. vom 25. Jan. 1902, GVBL. ©. 5). - 


6. Nach der Auffafiung des Verfaffungsausfchuffes der Sy— 
node ijt durch das RO. 8 2 aud) für die kirchlichen Admini- 
jtrativjuftizgfachen nunmehr die vierzehntägige Rekursfriſt maß- 
gebend. Der Vorichlag des Kirchenregiments, für diefe Sachen 
die in $ 13 des D-Geſetzes vom 30. Jan. 1835 verordnete zehn- 
tägige Nekursfrift aufrechtzuerhalten, tft von der Synode ab- 
gelehnt worden GBericht des Synodalausſchuſſes ©. 9). 


7. Das Kirchengefeß gilt aud) in der Oberlaufig (Bek. vom 
6. Zuni 1902, GVBL. ©. 136). 


II. Abteilung. 
Die Geiftlichen und die kirchlichen Beamten. 


Über die Verhältnijje der Geiftlichen im allgemeinen. 


1. Ausbildung. Die Sorge für die Bildung tüchtiger Geiſt— 
lihen liegt dem Landeskonfiltorium ob. Es ilt deshalb vom 
Aultusminijterium über alle den Studienplan der Theologen auf 
der Univerfität betreffenden Angelegenheiten, über die Wahl der 
Brofefforen der Theologie und den Katalog der Vorlefungen 
zu hören (RG. vom 15. April 1873, GVBL. ©. 276, 8 5 Ar. 8). 

a) Die Kandidatenprüfung (pro candidatura et licentia con- 
eionandi) ijt jpätejtens im 3. Jahre feit der Grmatrikulation 
abzulegen (Prüfungsordnung vom 3. Febr. 1902, GVBl. ©. 8, 
8 7. Die Prüfungskommijjion an der Univerfität Leipzig 
wird vom Kultusminijter nad) den Vorfchlägen des Landes 
konjiltoriums zuſammengeſetzt. Vorſitzender ijt der vom Landes- 
konſiſtorium aus feiner Mitte abzufendende, mit Deziſivſtimme 
verjehene Rommifjar (RG. vom 15. April 1873 8 5 Nr. 8; Prü- 
fungsordnung $ 2). Worbedingung der Zulaſſung iſt in der 
Regel ſächſ. Staatsangehörigkeit und dreijähriges Studium 
der Theologie, darunter zwei Jahre auf der Landesuniverfität 
es S 6; Bek. vom 13. Juli 1910, 6VBl. 

. 205). 


b) Wahlfähigkeitsprüfung. Die Ablegung derjelben erfolgt 
vor dem LZandeskonfiltorium nah Maßgabe des Negul. vom 
16. Febr. 1892 (KonſBl. ©. 51); Nachtrag vom 21. Juni 1894 
(Konidl. ©. 37) und 7. Aug. 1911 (KonſBl. ©. 118); Zenfuren 
(KonſBl. 1902 ©. 55). Dorbedingung der Zulajfung find 
in der Regel: ſächſ. Staatsangehörigkeit, Beſtehen der Kan- 
Didatenprüfung und Nachweis der Unbeſcholtenheit und der 
praktiihen Fortbildung. Sie iſt nad) Ablauf von mindejtens 
zwei und höchſtens fünf Tahren nad) der eriten Prüfung zu be— 
ſtehen (Regul. vom 16. Febr. 18928 1). Eine befondere Anftellungs- 
prüfung haben abzulegen Dejignaten, die in Sachſen keine Wahl- 
fähigkeitsprüfung beitanden haben, und PBredigtamtskandidaten, 
die jich durch Zeugniffe oder fonjt über ihre theologijche Fort— 
bildung nicht genügend ausweifen können (BD. vom 22. Juni 
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1875 8 9, KonſBl. ©. 41 und VD. vom 14. Mai 1880, Koni- 
Bl. ©. 32). Bei Weiterbeförderungen finden Prüfungen nicht 
ſtatt (VD. vom 22. Juni 1875 $ 9; Oberlaufig |. BO. vom 
10. Juli 1875 & 9). 

c) Vorbereitungsdienjt. Über die Werhältniffe der Kandi- 
daten vgl. Kandidatenordnung vom 16. Febr. 1892 (KonſBl. 
©. 37); Regulativ über die theologifchen Kandidatenvereine vom 
20. März 1844 (GVBL. ©. 130 und Auszug Konjßl. 1892 
©. 43). Über die Kandidatentabellen ſ. BD. vom 7. Dez. 
1875 GKonſBl. ©. 78). Über die Verpflichtung zur Teilnahme 
an Kandidatenvereinen f. BD. vom 25. Aug. 1880 (Konjl. 
©. 84) und vom 4. Mai 1895 (RoniBl. S. 27). Über die Stellung 
der Lehrkandidaten vgl. Injtruktion für den Worbereitungs- 
kurfus der einem Geijtlihen zugewiejfenen Lehrkandidaten 
(Beilage C der Kandidatenordnung vom 16. Febr. 1892, Konſ⸗ 
Bl. ©. 49 ff). Über Ausbildung im WPredigerkollegium zu 
St. Pauli in Leipzig vgl. $ 6 der Kandidatenordnung und 
Negul. vom 21. Aug. 1862 (Cod. ©. 339). Über Verwendung 
als Neligtonslehrer an höheren Unterrichtsanjtalten |. ©. 
vom 22. Aug. 1876 $ 18 Abſ.2 (GVBL. ©. 317), als Hilfs- 
lehrer an Volksſchulen ſ. ©. vom 26. April 1873 8 17 Abf. 5 
(GVBL. ©. 350). Über Zulafjung zur Prüfung für das höhere 
Schulamt |. Prüfungsordnung vom 1. Mai 1908 8 40 (GVBL. 
©. 187). Über die katechetiihe Weiterbildung der Geiftlichen 
ſ. KonſBl. 1909 ©. 19. 

2. Allgemeine Rechtsitellung. Die Geiftlichen find in bürger- 
licher Beziehung den Gefegen des ‚Staats unterworfen (Ver- 
fajjungsurkunde 8 58) und auf den Gehorfam gegen den König 
und die Beobachtung der Landesverfafjung und der Zandes- 
gejeße zu verpflichten (Verfafjungsurkunde $ 139). Ausländer 
und nichtſächſiſche Deutjche erwerben durch ſtändige Anjtellung 
im Kirchendienſte die fächſ. Staatsangehörigkeit, fofern nicht 
ein entgeaenjtehender Vorbehalt bei der Bejtätigung ausgedrückt 
wird (RO. vom 22. Juli 1913 8 14, N6BL. ©. 583; vgl. hierzu 
Fiſchers3. 29, 253). Schuß gegen Störungen der Religions- 
übung (StGB. 88 166, 167), gegen Amtsehrenbeleidigung 


(StGB. 8 1%). Zum Schöffen- und Geihworenenamte follen - 


Oeijtlihe nicht berufen werden (GBG. 88 34 Nr. 7, 85). Zur 
Verweigerung des Zeugnilfes im Zivil- und im Gtrafprozeß 
find Geijtliche berechtigt in Anfehung desjenigen, was ihnen 
bei Ausübung der Seeljorge anvertraut ift (ZPO. N. F. 8 383 
Ar. 4; SPD. $ 52 Ar. 1). Ausgenommen find die Fälle, wo 
die Geiſtlichen von der Pflicht zur Verfchwiegenheit entbunden 
ind (ZPO. A. F. $ 385 und StPO. 8 52 Schluß). Selbſt in 
leßtgedachten Fällen aber follen die Geijtlichen zuvor die Ge- 
nehmigung des Landeskonfiltoriums, bei Dringlichkeit die Ge- 
nehmigung der Superintendenten einholen (BD. des LRonf. 


4 


it... 
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vom 1. Juni 1880 GKonſBl. ©. 36). Wegen Kanzelmißbrauds 
j. StGB. $ 130a. Bon AUnterfuhungseinleitung gegen Geilt- 
liche, Verhaftung und Haftentlaffung find deren vorgefegte 
Behörden zu benadhrichtigen (GefchD. der Juſtizbehörden 8 698). 


3. Dienftlihe Verhältniſſe. Über die Amtsbezeichnungen 
Pfarrer, Paſtor ufw. |. BO. vom 30. Nov. 1901 (GVBL. ©. 176) 
und betreffs der Oberlaufig KonſBl. 1902,7. Geijtlihe können 
ohne Urlaub ihren Amtsſitz auf drei Tage verlafjen, wenn von 
ihnen in Diejer Zeit kein öffentlicher Gottesdienjt zu halten 
it, haben aber vorher den Ephorus zu benachrichtigen (Gen- 
VD. des LKonſ. vom 8. Febr. 1875 IV, KonſBi. © 3 ff). Zu 
jeder längeren Urlaubsreiſe bedarf es der Genehmigung, und 
Zwar der Superintendentur, wenn diefelbe bis vier Wochen, des 
Zandeskonjiltoriums, wenn fie länger dauern foll (ib IV Abf. 2 
u. 3). Für ihre Vertretung haben die Geijtlichen felbjt zu ſorgen 
und den Nachweis bei Ginholung des Urlaubs zu führen (ib. I). 
Urlaubsgefuhe der Paſtoren, Hilfsgeiftlichen und Vikare find 
im Einvernehmen mit dem Pfarrer durch diefen dem Guper- 
intendenten einzureichen. Iſt ein Oeijtlicher länger als fieben Tage 
krank oder fehlt es an Vertretung, ijt der Superintendentur 
Anzeige zu erjtatten (VD. vom 22. Jan. 1902, KonſBl. ©. 3). 
In bezug auf die Geeljorge und Sakramentsverwaltung find 
die Geiltlihen vom Kirchenvorjftand unabhängig. Doc iſt 
Diejer befugt, etwaige auffällige Wahrnehmungen zur Anzeige 
zu bringen (AVUSD. 8 20). — Hinfihtlih der Militärpflicht 
gelten für evangelifche Geijtliche und Theologen die allgemeinen 
Beltimmungen. Eine Zurüditellung ift auf Zeit zur weiteren 
Berufsvorbereitung zuläjlig (RG. vom 2. Mai 1874 8 22, 
RGEBl. ©. 45; MWehrordnung von 1888 8 32 Abſ. 2 ff., R6- 
Bl. ©. 619). Geijtliche werden nicht zum Dienft mit der Waffe 
eingezogen, jondern zur Krankenpflege und Geeljforge ver- 
wendet Mehrordnung $ 118 Abf. 5). Haben Kandidaten vor 
Anſtellung ihrer Wehrpflicht noch nicht genügt, fo iſt vor der 
Einweifung die Entſchließung des Kriegsminijteriums einzu- 
holen (BD. vom 18. Juli 1877, Cod. ©. 1014). — Über Unab- 


Römmlichkeitsbejcheinigungen für einzeln ftehende Geiftliche 


vgl. Wehrordnung von 1901 $ 125 Ziff. 2a und 8 126 (KGEBl. 
©. 329); BD. vom 3. März 1906 (Konjl. ©. 19). — Über die 
Geiſtlichen als Drtsfchulinfpektoren vgl. VSchulG. vom 26. April 
1873 8 29, als Mitglieder des Schulvorjtands VSchulG. 8 25A 
Nr. 3. Megen Beauffihtigung des Neligiensunterrihts vgl. 
VSchulG. 829 Abi. 5; AusfVO. vom 25. Aug. 1874 8 57 und 
BD. vom 4. Dez. 1874 (Konjdl. ©. 11); VO. vom 12. April 
1875 GKonſBl. ©. 29). — Über die Mitgliedfchaft in den Armen- 
behörden vgl. Armenordnung $ 76 und MinVO. vom 7. Juli 
1883 (KonſSl. ©. 126); BD. vom 24. Juli 1884 (KonſBl. ©. 72). 
— Das Amt des Standesbeamten darf dem Geiſtlichen nicht 
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übertragen werden (RG. vom 6. Febr. 1875 $ 3). — Zur An- 
nahme von Wahlen für die Gemeindekollegien und den Land— 
tag bedürfen die Geijtlihen der Genehmigung der Dienjtbe- 
Hörde (KevStO. 88 44, 47; NevLGD. 88 37, 38, 34; ©. vom 
19. Okt. 1861 Punkt V, GVBL. ©. 286). Zu den Landge- 
meinderatswahlen find die Geiftlichen nur perjönlid) (als Unan- 
jäffige) jtimmberechtigt, da das Pfarrlehn zu den nit ſtimm— 
berechtigten juriftiichen Perfonen gehört (BD. vom 2. März 1880, 
KonſBl ©. 14). Die Übernahme eines Nebenamtes oder einer 
Nebenbeihäftigung, insbefondere wenn damit eine Nemune- 
ration verbunden ijt, bedarf der Genehmigung des Superin- 
tendenten. Die Übernahme von Gtellen im Vorſtand oder 
Auffichtsrate von Erwerbsgefellfhaften darf, wenn Remu— 
neration mittelbar oder unmittelbar damit verbunden, nicht 
genehmigt werden (VD. vom 8. Juli 1898, KonſBl. ©. 60). 
Ahr Übernahme einer Vormundſchaft ijt Genehmigung der 
Dienftbehörde erforderlich (6. vom 18. Juni 1898 $ 40). 

4. Über das amtliche Verhältnis zwifchen den Geiitlichen 
an einer Kirche bejtimmt die VD. vom 30. Nov. 1901 (GVBL. 
©. 177, in der Oberlaufig Bek. vom 11. Juli 1902, GVBl. 
©. 286) folgendes: 

81. Alle an derjelben Kirche angeftellten konfirmierten 
Geijtlihen find vollberechtigte und vollverpflichtete Träger 
des geiltlihen Amtes und innerhalb des ihnen zugewiejenen 
Arbeitsbereihs pajtoral felbjtändig. 

82. Die Verwaltung des Pfarramts und die Ausübung 
aller pfarramtlichen Befugnijfe verbleibt dem Pfarrer, joweit 
nit durch die in $ 4 gedachte Arbeitsordnung aud) einzelne 
pfarramtliche Befugnijfe den übrigen Paſtoren übertragen find. 

8 3. Zu den dem Pfarrer als Vertreter der Parodie und 
ihrer Einheit nad) innen und außen zukommenden Nechten 
und Obliegenheiten gehört: 

1. der VBorfig im Kicchenvoritand, 

2. der amtliche Verkehr mit den Behörden, dem Kirchen— 

patron, anderen Pfarrämtern ufw., 

3. die Zeitung der pfarramtlichen Geſchäftsſtelle, Führung 

der pfarramtlihen Akten, Überwachung der Kirchenbuch— 


führung, 

4. die Aufficht und Verfügung über die Kirhenbeamten, 

5. die Überwachung der gottespdienjtlichen und gemeindlichen 
Drdnungen, 

6. die Einladung der Geiftlichen zu gemeinfamen Beratungen 
und deren Leitung, 

7. die Annahme der Aufgebotsanmeldungen, die Abhaltung 
der Sühneverfuche, die Behandlung der Ehedispens- und 
Miedertrauungsfahen, fowie der kirchlichen Austritts— 
und Übertrittsfälle, 


x 
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8. alle ſonſt durch ausdrückliche Vorſchrift der kirchlichen 
oder jtaatlichen Gejege oder Verordnungen dem Pfarrer 
als jolhem oder „dem erſten Geiſtlichen“ zugewieſenen 
Amtshandlungen. 


8A. Wie im übrigen die Obliegenheiten des geijtlichen Amts, 
die gottesdienjtlichen und die außergottesdienjtlichen, unter die 
Geiſtlichen mit Einſchluß des Pfarrers zu verteilen find, richtet 
ſich nad) der unter Beachtung der örtlichen Verhältniſſe ſchrift— 
lich aufzujtellenden Arbeitsordnung, welche für jede Kirche mit 
mehr als einem Geijtlihen vorhanden fein muß. 

Ihre Aufitellung erfolgt im Ginvernehmen jämtlicher kon— 
firmierter Geijtlicher der Kirche unter Gehör des Kirchenvor- 
ſtands. Sie bedarf, aucd wenn Übereinjtimmung aller Be- 
teiligten vorliegt, der Genehmigung der Superintendentur. 
Iſt völlige Übereinftimmung der Beteiligten nicht zu erzielen, 
fo entjcheidet die Kircheninſpektion. 

ÜUnderungen der Arbeitsordnung find an das nämliche Ver— 
fahren gebunden. 

85. Bon der Predigt im Hauptgottesdienft darf keiner der 
Geijtlihen völlig ausgeſchloſſen werden. Andererfeits ijt dem 
Pfarrer die Predigt in bejtimmten Hauptgottesdienjten vorzu- 
behalten. Hierbei kommen, nach Befinden zur Auswahl, in 
Betracht die drei hohen Feſte, der Neujahrstag, das Erſchei— 
nungs-, das Himmelfahrts-, das Neformations-, das GErnte- 
dankfejt, die Bußtage, der ZTotenfejtionntag und Tage mit 
außerordentlichen Gottesdieniten. 

8 6. Bon den an fich pfarramtlichen Dbliegenheiten (vgl. 
83) kann durch die Arbeitsordnung die Behandlung folgender 
Angelegenheiten, vollitändig oder teilweis, den neben dem 
Pfarrer amtierenden Baftoren für das ihnen überwiejene Ar- 
beitsgebiet übertragen werden: Aufgebotsannahmen, Sühne— 
verfuche, Ehedispens- und MWiedertrauungsfahen, Austritts- 
und Übertrittsfälle, leßtere jedoch nur, fofern nicht nach gefeß- 
liher Bejtimmung der Pfarrer zuftändig ijt (vgl. $ 2 des 
Mandats vom 20. Februar 1827, den Übertritt von einer 
chriſtlichen Konfefjion zur andern betreffend, 8 20 des Gejeßes 
vom 20. Juni 1870, die Einführung der Zivilſtandsregiſter ujw. 
betreffend). 

87. Mie für die nach 8 6 ihnen übertragenen pfarramt- 
lihen Gejchäfte liegt den „Paſtoren“ auch fonit für das ihnen 
überwiejfene Arbeitsgebiet ob und jteht zu: 

1. die Führung eigner Korrejpondenz mit den Behörden, 

PBfarrämtern ufw. in perfönlichen und in amtlichen Saden; 

‚2. Die Führung befonderer Akten, aus welchen die nötigen 

Anzeigen, Berichte und Auskünfte an das Pfarramt, ſo— 

weit nötig, unter Vorlegung der Akten zu erjtatten find, 

gleihwie den Baltoren, joweit es in Saden ihres Amts- 
10* 
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bereihs erforderlih it, Einfiht in die pfarramtlichen 
Akten zuſteht; 

3. Anweilungen der Kirhenbeamten bei den den einzelnen 
Geijtlichen obliegenden Amtsarbeiten. 

8 8. Reiner der Geiftlichen ijt befugt, gottesdienjtlihe oder 
gemeindlihe Ordnungen eigenmädtig zu ändern oder neu Zu 
treffen. Vielmehr bedarf es dazu der Zujtimmung des Pfarrers 
nad) Gehör der übrigen an der Kirche angejtellten Geijtlichen, 
foweit nicht außerdem Mitentfchliegung des Kirchenvorſtandes 
und behördliche Genehmigung hinzutreten muß. 

8 9. Dem Pfarrer verbleibt der Vortritt und Vorrang vor 
den übrigen Paſtoren. Diefe bleiben ihm, jowie nad) der 
Reihenfolge ihrer Amter einander nachgeordnet, auch dem 
Pfarrer als dem Leiter der pfarramtlihen Geſchäfte und dem 
Vorſitzenden des geijtlihen Kollegiums geſchäftlich unterjtellt. 

Nächſter Vorgefegter aller Geijtlichen ijt der Superintendent. 

8 10. Auf die im NReichsmilitärdienft jtehenden oder mit 
"Staatsdienereigenfchaft bei den Landesanſtalten angejtellten 
Geiftlihen finden die Beſtimmungen diefer Verordnung keine 
Anwendung. 


a) Bejegungsverfahren. 


24. Kirchengefeg,! eine Abänderung der Bejtimmun- 
gen im 8 25 der Kirchenvorftands- und Synodal- 
ordnung über die Beſetzung geijtlicher Stellen be— 
treffend; vom 15. April 1873. 
(GVBL. ©. 383.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminijter haben 
eine Abänderung der im 8 25 der Kirchenvorjtands- 
und Synodalordnung vom 30. März 1868 über Die 
Beſetzung geijtlicher Stellen? getroffenen Bejtimmungen 
für angemejjen erachtet und verordnen unter Zuftimmung 
der Evangelijch-lutherifchen Landesſynode, nachdem auch 
die Ständeverſammlung wegen der darin enthaltenen 
Beichränkung des Patronatrehts in Rückſicht auf 8 31 
der DVerfaffungsurkunde ihre Zuftimmung dazu erklärt 
bat, wie folgt: 


8 1. Die Bewerbung gejchieht beim Kollator. Dieſer 
wählt, unter Berücfichtigung der Bedürfnijje der be- 
treffenden Gemeinde, von denen, die jich beworben, oder 
die er auch ohne Bewerbung berückjichtigen will, nad)- 
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dem er ſich Gewißheit verjchafft hat, daß die leßteren 
die Stelle, wenn jie ihnen angeboten würde, annehmen 
werden, drei aus und nennt ſolche dem Kirchenvorjtande 
zur Wahl. 


8 2, [Die KRollatoren dürfen für Stellen, deren jährliches 
Einkommen mehr als 800 Taler beträgt, nur GÖeiftliche oder 
PBredigtamtskandidaten, welche mindejtens fünf Jahre vorher 
die Wahlfähigkeitsprüfung bejtanden haben, und für Gtellen 
mit einem Sahreseinkommen von mehr als 1600 Talern nur 
Geijtlihe oder Predigtamtskandidaten, welche mindeitens zehn 
Zahre vorher die Wahlfähigkeitsprüfung bejtanden haben, 
namhaft maden. 

Bei den aus dem Königreiche Sahfen gebürtigen Bewer- 
bern um geijtliche Amter, welche zurzeit in einer ausländijchen 
Gemeinde als Prediger angeftellt find, jedoch die Mahlfähig- 
Reitsprüfung noch nicht eritanden haben, ijt die fünfjährige 
beziehentlich zehnjährige Friit vom Tage ihres Amtsantritts 
an zu rechnen.]? 


8 3. Sind weniger als drei [„den vorjtehenden Er— 
fordernijjen entjprechende"]? Bewerber oder ſolche, welche 
auch ohne Bewerbung ſich zur Annahme der Gtelle be- 
reit finden lajjen, vorhanden, jo iſt vom Kollator eine 
Bekanntmachung wegen der erledigten Stelle in der 
Leipziger Zeitung mit der Aufforderung zur Bewerbung 
‚zu erlajjen. 

Iſt dann nicht mindejtens ein Bewerber vorhanden, 
den jowohl der Kollator, als auch der Kirchenvorjtand 
geeignet findet, jo wird die Gtelle ohne weitere Betei- 
ligung des Kollators und des Kirchenvorjtands vom 
Zandeskonfijtorium bejeßt. 


8 4. Der Kirchenvorjtand kann die Genannten durd) 
DVermittelung des GSuperintendenten zu Galtpredigten 
einladen lajjen, infofern er nicht vorzieht, auf anderem 
Mege über die Perjönlichkeit derjelben ſich Kenntnis zu 
verichaffen. 

Den Gaftpredigern ift der Neifeaufwand aus der 
Kirchenkaſſe zu erjtatten und ein Verzicht hierauf nicht 
ſtatthaft. 
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$ 5. Binnen jehs Wochen vom Tage der Nambaft- 
machung an hat der Kirchenvorjtand* bei Verluft jeines 
Mahlrechts einen der Genannten für die zu bejegende 
Stelle zu wählen und die getroffene Wahl dem Kollator 
anzuzeigen, welcher den Gewählten dem Landeskonji- 
jtorium präjentiert. 


8 6. Verſäumt ſich der Kirhenvorjtand an der ihm 
zur Wahl und zur Anzeige des Gewählten eingeräum- 
ten Friſt, jo hat der Kollator das Nedht, einen der von 
ihm namhaft Gemadten für die betreffende Stelle jelb- 
ftändig dem Landeskonfijtorium zu präjentieren. 


8 7. Findet der Kirchenvorjtand die Bedürfnijje feiner 
- Gemeinde dur die ihm vom Kollator Genannten nicht 
berückfichtigt und ift eine Einigung zwijchen Kollator 
und Kirchenvorftand über den zu Wählenden aud) binnen 
vier Wochen nah Ablauf der im 8 5 genannten Friſt 
nieht erlangt, jo ift das betreffende geijtlihe Amt ohne 
weiteres vom Landeskonſiſtorium zu bejegen, welches 
jedoch keinen der von dem Kirchenvorjtande bereits Ab- 
gelehnten dazu berufen darf. 

Gründe für die Ablehnung anzugeben ijt der Kirchen- 
vorſtand nicht verpflichtet. 

Steht dem Landeskonfijtorium felbjt das KRollaturrecht 
zu, jo erfolgt die Beſetzung durch die in Evangelicis 
beauftragten Staatsminiiter. 


8 8. Wenn eine Filialgemeinde bei der Bejegung der 
Stelle beteiligt ijt, tritt der Kirchenvorjtand der leßteren 
mit dem der Mutterkirche zur Vornahme der Wahl zu- 
jammen (8 6 der AKirchenvorftands- und Synodal- 
ordnung). 


8 9. Macht ein Kollator innerhalb der nächſten drei 
Monate nad) Erledigung einer geiſtlichen Stelle von dem 
ihm nach $ 1 zuftehenden Vorfchlagsrechte nicht Gebraud), 
jo gehen alle Befugnijje und Verpflichtungen des Kol- 
lators in bezug auf den vorliegenden Beſetzungsfall 
ohne weiteres auf das Zandeskonfiftorium über. 
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8 10, Der von dem Kirchenvorjtande gewählte Geijt- 
liche hat eine Probe vor der Kirchengemeinde nicht weiter 
abzulegen. 


8 11. Hilfsprediger und Vikare beitellt das Landes- 
konjiltorium und ohne Beteiligung der Kollatoren und 
Kirchenvorjtände.? 


8 12. Die Beitimmungen im 8 25 Abſatz 2 und 3 
der Rirchenvorjtands- und Synodalordnung vom 30. März 
1868 treten außer Mirkjamkeit. 

Die Beitimmungen Abſatz 4 und 5 desjelben Para: 
graphen kommen nur bei joldhen Bejegungsfällen in 
Anwendung, in welchen der Dejignierte eine Probe vor 
der Gemeinde abzulegen hat. 


813 Wegen Einführung diefer Abänderung der 
Kirchenvorjtands- und Synodalordnung in der Dber- 
laufig und in den Schönburgſchen Nezepherrichaften 
bleibt bejonderer Bekanntmachung vorbehalten.® 


Dresden, am 15. April 1873. 


1. Das durch diefes Kirchengeſetz geſchaffene Pfarrwahlrecht 
bat eine wejentliche Einfhränkung erfahren durch das unter 
Ar. 27 abgedrukte RG. vom 8. Dez. 1896. 

2. Das Gejeß bezieht ſich nur auf Stellen der Parochial- 
geiftlichen, nicht auf ſolche der als Zivilftaatsdiener angejtellten 
Geijtlihen der jtaatlichen Straf- und Verforgungsanitalten. 
Megen Bejegung der Stellen der Hofgeijtlichen |. oben ©. 15. 
Die Errichtung neuer geijtliher Stellen und die Einziehung 
bejtehenper jteht dem Landeskonfiftorium zu (AG. vom 15. April 
1873 8 5 Nir. 19 oben ©. 17). 

3. Aufgehoben durch KO. vom 30. Nov. 1876 (GVBL. ©. 711). 


4. Die BVeranjtaltung von Gemeindeverfammlungen zur 
Beratung der Pfarrwahl iſt unjtatthaft (VD. des Min. d. I. 
vom 3. Sept. 1892, Fiſchers3. 14, 221). 

5. Vgl. KO. vom 15. April 1873 85 Nr. 14 oben ©. 14. 
Die Hilfsgeiftlichen werden nicht konfirmiert, fondern nur durch 
Abnahme des Amtseids und des Neligionsgelöbniljes ver- 
pflichtet (VD. vom 2. Juli 1878, KonſBl. ©. 58). Dal. auch 
KonſBl. 1882 ©. 185 und unten ©. 159 Anm. 5. 

6. Das Kirchengefeß iſt auch in der Oberlaufiß eingeführt 
(VD. des KultMin. vom 26. Juni 1874, GVBL. ©. 88). 
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25. Verordnung (des Evangelifch-Tutherifchen Qandes- 
konfijtoriums), das Verfahren bei Befegung geijt- 
licher Stellen in den Erblanden betreffend;! vom 
22. Juni 1875. 
(GVBL. ©. 271.) 

Zur weiteren Ausführung des Kirchengejeges vom 
15. April 1873, eine Abänderung der Beitimmungen im 
8 25 der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung über 
die Bejegung geijtlicher Stellen betreffend (Seite 383 flg. 
des Gejeß- und Verordnungsblattes vom Jahre 1873), 
und der dazu gehörigen Verordnung von demſelben 
Tage (Seite 386 des Geſetz- und Merordnungsblattes 
vom Jahre 1873), jowie infolge der veränderten Be— 
"hördenorganifation überhaupt und um möglidjjte Be- 
Ihleunigung und größere Gleihmäßigkeit im Verfahren 
bei Bejegung geiftlicher Stellen herbeizuführen, findet 
jih das GEvangelifch-lutherifche Landeskonjijtorium, be— 
ziehentlich nach eingeholter Genehmigung der in Evan- 
gelicis beauftragten Herren GStaatsminijter, veranlaßt, 
folgendes anzuordnen: 


8 1. Bon jeder Erledigung einer geijtlichen Stelle ijt 
dur) den Guperintendenten mittels Yusfüllung des 
sub O beigefügten Schema? dem Landeskonjijtorium 
Anzeige zu erjtatten, welches die erfolgte Erledigung in 
der Leipziger Zeitung und im Dresdner Journal be- 
kannt machen wird. 


8 2, Menn im Verlaufe des Bejfegungsverfahrens der 
Kirhenvorjtand von dem nad) 8 4 des eingangs gedad)- 
ten Kirchengeſetzes ihm zuftehenden Rechte Gebraud) 
macht, die ihm vom Kollator nach 8 1, beziehentlih 83 
desjelben Gejeßes zur Wahl Genannten zu Oajtpredigten 
einladen zu lajjen, jo hat der um feine Vermittelung 
anzugehende Superintendent diejelben dazu aufzufordern 
und Veranftaltung zu treffen, daß dieſe Gajtpredigten 
jedesmal am Sonntag zuvor unter Benennung Des. 
Gajtpredigers kirchlich abgekündigt werden. 
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Außer den vom Kollator Genannten darf der Super— 
intendent andere Bewerber zu Gajtpredigten nicht zu— 
lajjen. 


8 3. Unter dem, dem Gajtprediger nad) $ 4 Abſatz 2 
des angezogenen Geſetzes aus der Kirchenkajje zu er- 
jtattenden Neijeaufwande ijt der Verlag für Yortkom- 
men und notwendigen Unterhalt zu verjtehen. 


8 4. Um einerfeits einer mit der Mürde des geijt- 
lichen Amtes unverträglichen Art der Bewerbung um 
eine geijtliche Stelle vorzubeugen, andererjeits jowohl 
den Bewerbern, als auch den Mitgliedern des Kirchen- 
vorjtands Gelegenheit zu gegenjeitigem Nähertreten zu 
geben, findet in der Regel unmittelbar nach jeder ge- 
haltenen Gajtpredigt in einem geeigneten Lokale — 
wenn möglich im Pfarrhaufe — unter Leitung des jtell- 
vertretenden Vorſitzenden des Kirchenvorjtands (vgl. 8 4 
Abſatz 1 der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung vom 
30. März 1868) eine Zufammenkunft des leßteren mit 
dem zur Öajtpredigt eingeladenen Bewerber jtatt. 

Sollte wider Erwarten ein Bewerber um ein geijt- 
lihes Amt zur Erreichung feines Zweckes ſich unwür— 
diger Mittel bedienen, jo hat ſich derjelbe ernten Ein- 
Ichreitens und nach Befinden der Verſagung der Be— 
ftätigung jeiten des Landeskonſiſtoriums zu gewärtigen. 


8 5, Der Kollator hat den nad) $ 5 des angezogenen 
Kirchengeſetzes vom Kirchenvorjtande, beziehentlich nad 
S 6 desjelben Geſetzes von ihm ſelbſt Gewählten von 
jeiner Dejignation zu benachrichtigen und unter Anſchluß 
der von leßterem bei feiner Bewerbung eingereichten 
Prüfungs: und fonjtigen Zeugniſſe durch den Superin- 
tendenten dem LZandeskonfijtorium zu präjentieren. 


8 6. Jeder Geijtliche, der zu einem anderen Amte 
dejigniert wird, hat nach erfolgter Unnahme der De- 
fignation den ihm vorgefegten Ephorus und bei Gtellen 
unter PBrivatpatronat auch den Kollator von feiner be- 
vorſtehenden Verſetzung fofort zu benadhprichtigen. 
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Superintendenten, welche von einem Privatpatron zu 
einem anderen Amte dejigniert werden, haben an das 
Zandeskonjijtorium hierüber UNDer NG Anzeige zu er- 
ſtatten. 


8 7. Beim Eintritt des in 8 7 des Kirchengeſetzes 
erwähnten Falles und wenn eine Ginigung zwijchen 
Kollator und Kirchenvorſtand über den zu MWählenden 
nit noch erlangt wird, ift, und zwar jpätejtens nad) 
Ablauf der im Geſetze bejtimmten legten Friſt von vier 
Mochen von dem Kirchenvorjtande unter Benennung 
der von ihm abgelehnten Bewerber dem Guperintenden- 
ten Anzeige zu eritatten, von legterem aber das Landes— 
Ronfiftorium unverweilt. zu benachrichtigen. 


8 8. UÜber das Innehalten der in $ 9 des angezoge- 
nen Geſetzes geitellten Zrift, fowie überhaupt der in 
diefem Gejege erwähnten Frijten, haben die Guperin- 
tendenten genaue Aufjicht zu führen und bei Überjchrei- 
tung derjelben, da nötig, Anzeige an das Landeskonji- 
ftorium zu erftatten. Überhaupt haben die Superin- 
tendenten im Interejje der Kirchengemeinden, beziehent- 
li durch) Vernehmung mit den betreffenden Kollatoren, 
namentlich in ſolchen Erledigungsfällen, in welchen zum 
Gnadengenuß berechtigte Nelikten nicht vorhanden jind, 
das Belegungsverfahren möglichſt zu bejchleunigen. 


8 9, Diejenigen Dejignaten, welche in Sadjen eine 
Mahlfähigkeitsprüfung nicht bejtanden haben, jowie 
jolche Predigtamtskandidaten, welche ſich durch Zeug- 
niſſe (vgl. 8 5) oder jonjt über ihre theologijche Fort— 
bildung nicht genügend ausweiſen können, find bei ihrer 
erſten ftändigen Anjtellung im geiftlihen Amte 
einer Anftellungsprüfung in Gemäßheit des Negulativs 
über die vor dem Evangelifchen Landeskonfijtorium vor- 
zunehmenden Prüfungen vom 22. September 1835, B 
zu 2 (Cod. des Kirchenrechts, Seite 508 flg.) zu unter- 
werfen. Nach dem Grmejjen des Landeskonjijtoriums 
kann jedoch von derjelben unter befonderen Umjtänden 
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abgejehen werden. Bei weiterer Beförderung von 
einem geijtlichen Amte in ein anderes findet eine noch— 
malige Prüfung nicht jtatt. 

Hinfihtlih der Kolloquien der Guperintendenten be— 
wendet es bis auf weiteres bei den Beitimmungen des 
angezogenen Wegulativs vom 22. September 1835, 
gie 3.3 


8 10. Eine Probe hat nad) dem Kirchengejege vom 
15. April 1873 der Defignat vor der Kirchengemeinde 
nur noch in denjenigen Bejegungsfällen abzulegen, in 
welchen die $ 3 Abſatz 2, SS 6 und 7 des angezogenen 
Gejeges enthaltenen Bejtimmungen in Anwendung 
kommen. 

In ſolchen Bejegungsfällen hat der Superintendent 
auf ergangene Verordnung den Tag der Probe, nad 
vorgängiger Vereinbarung mit dem Kollator, dafern 
nicht deren Erlaß vom Kirchenvorftande bejchlojjen wird, 
unter Bejtimmung des Tertes zur Predigt und zur 
Katechijation, welche leßtere von dem Dejignaten mit 
einer geeigneten Anzahl von Kindern der Oberklajfe 
zu halten ift, fejtzujegen und dazu den Kirchenvorjtand 
und bei Bejegung von Gtellen unter PBrivatkollatur 
auch den Kollator jchriftlich einzuladen. Die Probe 
it an den zwei vorhergehenden Sonntagen den be- 
treffenden Kirchengemeinden von der Kanzel zu ver- 
melden. Der Kirchenvorjtand hat binnen längitens 
acht Tagen nad gehaltener Probe die ihm nad) 8 25 
Abj. 4 der Kirchenvorftands- und Synodalordnung ob— 
liegende Erklärung an den Guperintendenten abzu- 
geben, welcher den Erfolg dem Landeskonjiftorium an- 
zuzeigen hat. 

Mird gegen des Dejignierten Perſon oder ſonſt etwas 
eingemwendet, jo ijt, dafern fjich die Einwendung nicht 
durch DBerjtändigung der Beteiligten fofort erledigen 
läßt, Darüber von der Kircheninjpektion, nad) Befinden 
nad) vorgängiger näherer Erörterung des Widerjpruches, 
- an das Landeskonjiftorium Bericht zu erftatten. 
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$ 11. Wenn bei der Probe ein Widerſpruch nicht er- 
folgt, oder derjelbe erledigt ift, ſowie in allen’ den- 
jenigen Bejegungsfällen, bei welchen es nad) 8 10 des 
angezogenen Gejeßes einer Probe nicht bedarf, ergeht 
von dem Landeskonjijtorium an die Kircheninjpektion 
Verordnung, mittels welcher 

a) die das Directorium Actorum führende weltliche 
Infpektionsbehörde Auftrag erhält, den Kollator zur 
Ausjtellung der Vokation und deren Aushändigung an 
den Dejignaten am Tage der Ginweifung aufzufordern, 
bei Bejegung ſolcher geiftlicher Stellen aber, hinjichtlic) 
deren die Kollatur dem Landeskonfiftorium zufteht, die 
Vokation ſelbſt auszuftellen und bei der Einweiſungs— 
‚feierlichkeit vor verfammelter Gemeinde dem Vozierten 
auszuhändigen, welcher diejfelbe dem Superintendenten 
zur Einfendung an das Landeskonfiltorium behufs ihrer 
durch dasjelbe zu bewirkenden Prüfung und Geneh- 
migung unter Anſchluß des untengedadhten kurzen Xebens- 
laufs zu übergeben hat; 

b) der Superintendent beauftragt wird, den Dejignaten 
zu verpflichten, ihn unter Vorbehalt der Prüfung und 
Genehmigung der Vokation durch das Zandeskonfijto- 
rium, unter YAushändigung der Konfirmationsurkunde, 
zu konfirmieren und, beziehentlich nad) vorgängiger Drdi- 
nation,* in das ihm übertragene Umt einzuweijen. Zu 
der Einweilungs-, nad) Befinden Drdinationsfeierlichkeit, 
welche an einem von dem Guperintendenten zu bejtim- 
menden Sonn= oder Felttage erfolgt und acht Tage zuvor 
in der betreffenden Parochie kirchlich abgekündigt wird, 
hat der Superintendent den Rirchenvorjtand und Die welt- 
lie Injpektionsbehörde, ſowie bei Stellen unter Privat- 
Patronat den Kollator fchriftlich einzuladen, ſodann aber 
unter Anflug der Vokation und eines von dem an- 
gejtellten Geiftlichen verfaßten kurzen Lebenslaufs, jowie 
einer beglaubigten Abſchrift von dem Berpflichtungs- 
protoßolle an das Landeskonfiftorium Bericht zu er- 
jtatten, auch eine Bejegungsanzeige nad) dem sub )J bei- 
gegebenen Schema beizufügen. 
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Die Einweijung des Geiftlichen, welche bei dejjen erjter 
Anjtellung mit der Ordination unter Abnahme des Reli— 
gionsgelöbnijjes (vgl. $ 1 der Verordnung vom 27. Juli 
1871, Seite 180 des Geſetz- und VBerordnungsblattes vom 
Fahre 1871)° zu verbinden ift, hat der Superintendent 
in der Kirche der Parochie unter Aſſiſtenz zweier Geijt- 
lichen zu vollziehen. Iſt Ordination nicht erforderlich, 
jo genügt die Aſſiſtenz eines Geiſtlichen. Dieje Geijt- 
lihen jind, joweit jie nicht in der Parochie jelbjt vor- 
handen jind, aus den benachbarten Parochien herbeizu— 
ziehen. Letztere erhalten jolchenfalls für ihre Aſſiſtenz je 
fünf Mark aus dem Arar,. beziehentlich bei dejjen Un— 
vermögen von der Kirchengemeinde der Parochie des 
einzuweijenden Geijtlichen. 

Der Kollator jowohl als auch die weltliche Inſpek— 
tionsbehörde können fich bei der Einweijung eines Geiſt— 
lichen durch den Superintendenten vertreten lajjen. In 
diefjem Yalle iſt die DVokation dem Guperintendenten 
rechtzeitig zur YAushändigung an den Dejignaten zuzu— 
itellen. 


8 12, Jede Vokation ſoll enthalten:” 

a) den Namen desjenigen, der die Vokation ausitellt, 
unter Bezugnahme auf die dur den Kirchenvorjtand 
erfolgte Wahl oder das ſonſt jtattgefundene Beſetzungs— 
verfahren; 
 _ b) den vollftändigen Vor- und Zunamen des Vozierten 
mit Angabe jeines bisherigen Standes, beziehentlich 
Amtes; 

c) die Bezeichnung der demjelben zu übertragenden 
Stelle; 

d) hinſichtlich der Lehrnorm die Verweiſung auf die 
durch die Verordnung, die Verpflichtung der Geijtlichen 
und Meligionslehrer betreffend, vom 27. Juli 1871 
(Seite 179 flg. des Gejeß- und Verordnungsblattes vom 
Sabre 1871) vorgejchriebene und derjelben sub A beis 
. gegebene Gelöbnisformel; 
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e) die Zuficherung des mit der Gtelle verbundenen 
Dienjteinkommens nad) Maßgabe des Katajters, ohne 
daß es einer ziffernmäßigen Angabe desjelben bedarf; 

f) die etwaigen jonjtigen Bedingungen, welde hin- 
ſichtlich der Amtsgeſchäfte oder des Einkommens für den 
vorliegenden Bejegungsfall von dem Landeskonfijtorium 
genehmigt oder angeordnet worden ſind. 


8 13. Die Einweifung der Superintendenten erfolgt 
durch einen dazu mit Auftrag verjehenen Kommiſſar des 
Zandeskonlijtoriums. ; 

Nach vorjtehender Verordnung haben jich die Super— 
intendenten, Kollatoren und KRirchenvorjtände in den Erb- 
landen, jowie alle, die es ſonſt angeht, zu richten und 
ſolche auch in den bereits anhängigen Bejegungsfällen 
zu beachten. 

Die Verordnung, das Verfahren bei Bejegung der 
innenbemeldeten evangelifch-lutherifchen Pfarr: und Schul- 
ämter, fowie die von den Kirchen- und Schulinjpektionen 
Dabei zu erhebenden Koften betreffend, vom 7. Juli 1833 
(Seite 51flg. der Sammlung der Gejege und Verord— 
nungen vom Jahre 1833), injoweit diefe Verordnung 
die Bejegung geiftlicher Amter betrifft, die Verordnung, 
das Verfahren bei Bejegung geijtlicher Amter betreffend, 
vom 22. Juni 1835 (Seite 359 lg. des Gejeß- und Ver— 
ordnungsblattes vom Jahre 1835), ingleihen die Ver- 
ordnung, einige abgeänderte Beſtimmungen hinſichtlich 
des Verfahrens bei Bejegung geiftlicher Ämter betreffend, 
vom 5. Oktober 1835 (Seite 467 flg. des Gejeß- und 
Verordnungsblattes vom Jahre 1835) werden rückjicht- 
lich der Erblande, ſoweit fie nicht durch die neuere Gefeß- 
gebung ſich ſchon erledigt haben, andurch aufgehoben. 

[Das Bejegungsverfahren in den Schönburgihen Rezeß— 
herrſchaften wird durch diefe Verordnung zurzeit nicht be— 
rührt.]® 

Dresden, am 22. Juni 1875. 

1. Wegen Befeitigung von Übeljtänden, die fi) bei dem 
Bejegungsverfahren herausgeftellt hatten, vgl. BD. des LKonſ. 
vom 15. Febr. 1892 (Konjl. ©. 24). Dieſe Verordnung betrifft 
1. die VBerückfichtigung des Lebens- und Dienjtalters der Be- 
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werber, 2. die Verhütung allzu fchnellen Stellenwechjels, 3. die 
für den Kirhenvorjtand bei der Wahl maßgebenden Gefichts- 
punkte, 4. die Gaitpredigten, 5. die Hausbejudhe, 6. die Pflicht 
der Geiltlihen, von jeder Bewerbung dem Ephorus bzw. in 
der Dberlaujiß der Rreishauptmannihaft Baugen Anzeige zu 
machen. Über das Verhalten der Kirchenvorjtände vgl. Bek. 
vom 29. Juni 1895 (KonſBl. ©. 33). 

2. Eine neue Faſſung des Schemas (auch für die Oberlaufit) 
iſt vorgejchrieben durch BD. vom 13. Febr. 1899 (GVBL. ©. 9). — 
Megen jedesmaliger Benachrichtigung der Kollatoren vgl. BD. 
vom 22. Nov. 1881 (KonſBl. ©. 290). 

3. Die Kolloquien jind weggefallen. Dagegen hat der 
Anzuftellende eine Predigt in der evangelifchen Hofkirche in 
Dresden zu halten (VD. vom 30. April 1895, Konjdl. ©. 27). 

4, Die Drdination iſt nad) der Agende ©. 239 ff. vorzu- 
nehmen. Sie ijt die Borausfegung für die Verabreichung der 
Sakramente, Vornahme der Konfirmation, Trauung uw. Nur 
ausnahmsweije wird älteren Kandidaten die Ordination vom 
Zandeskonfijtorium erteilt. 

5. Die Verpflichtung der Geijtlichen ijt geordnet durch VD. 
vom 27. Juli 1871 (GVBL. ©. 179) und VO. des LKonf. vom 
18. April 1900 (KonſBl. ©. 25). Danad) find die Geijtlichen 
bei der erjtmaligen Übertragung geijtliher Amtsverrihtungen 
(ev. auch Hilfsgeijtlichen- und WVikariatsdienft) mit Religions- ' 
gelöbnis und Amtseid zu verpflihten (BD. von 1900 8 1). 
Das erjtere ijt bei der Ordination in der Kirche, leßterer 
in der Sakrijtei oder an Umtsjtelle abzulegen (VD. 8 2). — 
Das Religionsgelöbnis (Beilage A der VO. von 1871): 

Ich gelobe vor Gott, daß ih) das Evangelium von 
Chrijto, wie dasjelbe in der Heiligen Schrift enthalten und 
in der erjten ungeänderten Augsburgifchen Konfefjion und 
jodann in den übrigen Bekenntnisichriften der Evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche bezeugt it, nach bejtem Wiſſen und Ge- 
wiſſen lauter und rein lehren und verkündigen will, 

it dem zu Verpflichtenden vorzulefen und von ihm nad) Hin- 
. weis auf deſſen Bedeutung wörtlich nachzuſprechen und durch 
Handſchlag zu bekräftigen (VD. von 1900 8 3). Der Amtseipd: 

Sie jhwören bei Gott dem Allmäcdhtigen und Allwijjenden, 
daß Gie dem Könige treu und gehorfam fein, unter genauer 
Beobadhtung der Gejege des Landes und der Landesverfaj- 
jung das Ihnen übertragene Amt als........ jowie 
jedes künftig Ihnen zu übertragende Amt und jede Ver— 

richtung im öffentlichen Dienjte nad) Ihrem beiten Wiſſen 

‚ und Gewiljen verwalten und fi allenthalben den Anord- 
nungen Ihrer Vorgejegten gemäß bezeigen wollen, 

it nad) Vorlefung und Ermahnung unter Handhebung durch 

Ausiprehen der Worte: Ih ſchwöre es, jo wahr mir Gott 

helfe, abauleijten (VD. von 1900 8 4 Formel B). Bei jpäteren 
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Verpflichtungen ijt nur Handſchlag unter Berufung auf vor- 
jtehende Gelöbnifje zu leiten (VD. von 1900 $ 5; Protokoll- 
aufnahme vgl. 8 6). 

6. Dal. hierzu KonſBl. 1879, 37. y 

7. Bgl. BD. des LKonf. vom 23. April 1879 (Konjl. ©. 40), 
welche bejtimmt: Das Gvangelifch-lutherifhe Landeskonfijto- 
rium hat zur Herbeiführung mehrerer Gleichmäßigkeit bei Aus- 
fertigung von Vokationen für geiftliche Stellen feiner Kollatur 
das nachſtehende Schema aufgeltellt und veranlaßt die Herren 
Amtshauptleute, ſich desfelben in vorkommenden Fällen zu 
bedienen, mit dem Bemerken, daß ſich Abänderungen, wie jie 
ſich ausnahmsweiſe durch befondere Verhältnijfe nötig machen 
könnten, unfchwer am geigneten Orte anbringen laſſen werden. 

‚Schema 
zu einer VBokation für geiftliche Stellen unter Kollatur des 
Evangeliſch-lutheriſchen Landeskonfiltortums. 

Das Evangelifch-lutheriiche Landeskonjijtorium hat kraft des 
ihm zustehenden Kollaturredts das dermalen durch ....... 
feines bisherigen ne zur Grledigung gekommene 

Re MENU a 0. 
nach vorausgegangenem vorjehriftsmäßigen Wahlverfahren 


Annen DELVae le, 


bisherigeite oe... are ZU: 2.12 0 62 VE 

zu verleihen vbeſchloſſen. In deſſen Yolge berufe ich, 
der königliche Amtshauptmann ZU... .... 2.0. 

kraft des mir erteilten Auftrages Sie dergejtalt zu beſagtem 
—— Amte, daß Sie nach Antritt desſelben das Evangelium 
von Chriſto, wo folches in der Heiligen Schrift enthalten und 
in der erjten, ungeänderten Augsburgiihen Konfeljion und 
jodann in den übrigen Bekenntnisihriften der evangeliſch— 
lutherifhen Kirche bezeugt iſt, nach bejtem Wiſſen und Ge— 
wifjen lauter und rein lehren und verkündigen, ji) aud) ſonſt 
allenthalben den Vorfchriften der Kirche und den Gejegen des 
Landes gemäß bezeigen, jowie durch einen unanitößigen und 
wahrhaft chrijtlihen Lebenswandel Ihrer Gemeinde ein nach— 
ahmungswertes Vorbild geben. 

Dagegen foll Ihnen das mit dem vorgedahten Amte ver- 
bundene Dienfteinkommen nad) Maßgabe des Katajters ge- 
währt werden. 

Zu deſſen Beurkundung habe ich die gegenwärtige 

okation 
mit meiner vollen Namensunterfcehrift eigenhändig vollzogen 
und derjelben das von mir geführte Amtsſiegel beigedruct. 


Sorgeihehen au 2 nase ‚den 2 ni N: 
(L. S.) 


— 
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Megen Underung des Schemas bei Anjtellung durch collatio 
libera (KG. vom 8. Dez. 1896) und auf Grund des Batronats- 
geſetzes vom 28. April 1898 vgl. VD. vom 14. März 1901 
(Konjdl. ©. 37). 


8. Grledigt duch 88 VII u. VII der Übereinkunft vom 
29. Okt. 1878 (GVBL. ©. 393). 


9. Megen des Befegungsverfahrens in der Oberlaufig vgl. 
BD. der Kreishauptmannſchaft Bauten als Konfiltorialbehörde 
vom 10. Juli 1875 (GVBL. ©. 279). 


26. Verordnung (der in Evangelicis beauftragten 
Staatsminijter), eine Frijtbeftimmung in dem Be- 
jeßungsverfahren für geiftliche Stellen betreffend; 
vom 26, Februar 1892, 
(GVBL. ©. 13.) 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter haben 
zu Herbeiführung einer Bejchleunigung der MWiederbejet- 
zung geijtlicher Stellen unter Zuftimmung der Evangelijch- 
lutheriichen LZandesiynode, nachdem auch die Ständener- 
jammlung, joweit eine Bejchränkung des Patronatrechtes 
in Stage kommt, in Rückſicht auf 8 31 der Verfaſſungs— 
urkunde ihre Zujtimmung dazu erklärt hat, bejchlojjen 
und verordnet wie folgt: 

1. Die Friſt von drei Monaten, innerhalb deren ein 
Kollator nach) S 9 des Kirchengejeges vom 15. April 
1873, eine Abänderung der Beitimmungen im $ 25 der 
Kirhenvorftands- und Synodalordnung über die Be— 
jegung geijtlicher Stellen betreffend (Gejeß- und Ver— 
ordnungsblatt ©. 383), von dem ihm zuftehenden Vor— 
ſchlagsrecht bei Verluft desjelben Gebrauch zu maden hat, 
beginnt 
a) wenn die Stelle durch den Tod des Inhabers er- 

ledigt wird, mit dem Ablauf des Todestages, 

b) in allen anderen Fällen mit dem Ablauf des Tages, 
an welchem der Kollator von der eingetretenen oder 
bevorjtehenden Erledigung der Stelle unter gleich- 
zeitiger Aufforderung zur Ausübung des Vorjchlags- 
rechts amtlich benachrichtigt worden ift. 

Böhme, Kirchengefege. 2. Aufl. 11 
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2. Wegen Einführung diefer Beftimmung in der Ober- 
(aufitz bleibt befondere Bekanntmachung vorbehalten.! ? 


Dresden, am 26. Februar 1892, 


1. Eingeführt in der Oberlaufiß, |. Bek. der Kreishaupt- 
mannſchaft Bauten vom 1. März 1892 (GVBl. ©. 16) über Die 
Ausführung vorjtehender Verordnung. 

2, Bol. im übrigen die AusfVD. des LKonſ. vom 1. März 
1892 (GVBL. ©. 14): 

$ 1. Die in Punkt 1 unter b der vorgedadhten Verordnung 
für die dafelbjt erwähnten Grledigungsfälle vorgefchriebene 
Benachrichtigung der Kollatoren von der eingetretenen oder 
bevorjtehenden Erledigung einer geijtlichen Stelle und die da— 
mit zu verbindende Aufforderung zu Ausübung ihres Vor- 
ſchlagsrechtes liegt für alle Stellen nichtlandesherrlichen PBatro- 
—nats den Superintendenten ob. 

8 2. Für das Benachrichtigungsichreiben werden den Ephoren 
entiprechende Vordrucke zur Verfügung geitellt. 

Die Zuftellung der Benachrichtigung hat allenhalben nach 
Maßgabe der auch für den Gefchäftsbereich des Evangelijch- 
lutheriſchen Landeskonfiftoriums gültigen Werordnung, Die 
Zuftellung behördlicher Zufertigungen in Verwaltungsſachen 
betreffend, vom 3. September 1888 (Gefeß- und Verordnungs- 
blatt Seite 591) zu erfolgen. 

Es haben fich jedoch die Ephoren dabei ausnahmslos der 
Zuftellung duch die Bolt zu bedienen. 

S 3. Iſt der Aufenthalt des Kollators unbekannt oder hält 
fich derfelbe außerhalb des Deutfchen Neiches auf, ohne einen 
zur Annahme von Zujtellungen bevollmächtigten Vertreter im 
Inland beftellt zu haben, und bedarf es deshalb im einzelmen 
Falle einer öffentlichen Zuftellung nad Maßgabe der Be- 
jtimmunag in $ 17 der Verordnung vom 3. September 1888, fo 
hat die Erteilung der vorgefchriebenen Benachrichtigung und 
die öffentliche Zuftellung derfelben nicht durch den Ephorus 
allein, ſondern durch die zuftändige Kircheninfpektion zu ge- 
ihehen. Die Anheftung einer beglaubigten Abfchrift der zu— 
zuftellenden und nach dem für die Ephoren gültigen Vordruck 
einzurichtenden Benachrichtigung geſchieht in diefem Yalle an 
dem Amtsbrett der das directorium actorum führenden Ko- 
injpektionsbehörde. — Vgl. aber oben ©. 127 8 6. 

S 4 Mit Ublauf des aus der Zuftellungsurkunde fich er- 
gebenden Tages der erfolgten Zuitellung des Benadrichtigungs- 
ichreibens beginnt für die Kollatoren die dreimonatige Friſt 
zu Ausübung ihres Vorſchlagsrechtes. 

Über die Innehaltung derjelben haben die Superintendenten 
in Gemäßheit von $ 8 der Verordnung, das Verfahren bei 
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Belegung geiltlicher Stellen in den Erblanden betreffend, vom 
22. Suni 1875 (Geſetz- und Verordnungsblatt ©. 271) genaue 
Auffiht zu führen und bei Überjchreitung derjelben Anzeige 
an das Landeskonfijtorium zu erjtatten. 


85. Eine Abſchrift des Benacdhrichtigungsichreibens unter 
Angabe des Tages, an welchem dasjelbe dem Kollator zuge- 
jtellt worden ijt, ift durch die Superintendentur alsbald nad) 
Rückkunft der Zujtellungsurkunde dem Kirchenvorjtande zu 
überjenden. 


86. Un der Verpflihtung, welche nad) 8 6 der Verordnung 
vom 22. Suni 1875, das Verfahren bei Bejegung geijtlicher 
Stellen in den Erblanden betreffend, jedem zu einem anderen 
Amte dejignierten Geijtlichen obliegt, nach Annahme einer 
Dejignation hiervon nicht nur dem Ephorus, fondern bei 
Stellen unter Privatpatronat auch dem Kollator unverweilt 
Anzeige zu erjtatten, wird durch gegenwärtige Verordnung 
etwas nicht geändert. 


27, Kirchengeſetz, das VBejegungsverfahren bei geijt- 
lichen Stellen betreffend; vom 8 Dezember 1896, 
(GVBL. ©. 226.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminifter haben 
bejchlojjen und verordnen nad) Zuftimmung der evan- 
gelijchelutherijchen Landesſynode wie folgt: 


8 1. Das Kirchengejeß, eine Abänderung der Be— 
ftimmungen in 8 25 der Kirchenvorftands- und Syno— 
dalordnung über die Belegung geijtlicher Stellen be- 
treffend, vom 15. April 1873 (©.- u.2.-Bl. ©. 383 flg.) 
findet vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Kirchen- 
gejeßes an keine Anwendung 

a) auf die Bejegung der erjten fünf in jedem Kalender- 
balbjahre duch Tod, freiwillige Emeritierung oder 
Amtswechſel ihres Inhabers zur Erledigung Rommen- 
den geijtlihen Stellen, mit Ausſchluß der unter 
Brivatkollatur ftehenden Piarritellen, neben welchen 
noch eine oder mehrere jtändige geijtliche Stellen 
an derjelben Kirche beitehen; 

b) auf die erjtmalige Bejegung neugegründeter geijt- 
licher Stellen, dafern zu deren Ausjtattung mit dem 
gejeglichen Mindefteinkommen eine Unterftügung aus 

112 
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Staats- oder landeskirchlihen Mitteln in Anſpruch 
genommen wird. 


8 2. Die unter $ 1 fallenden Stellen werden vom 
Sandeskonjijtorium dergeftalt frei bejegt,! daß auf deren 
Bejegung ausjchlieglich die Vorſchriften in Abjag 4 und 5 
von 8 25 der Kirchenvorftands- und Synodalordnung 
vom 30. März 1868 (©.- u. V.Bl. ©. 204 flg.) zur An- 
wendung kommen.” Cs ijt jedoch bei Stellen nicht lan- 
desherrlichen Batronats vor der Dejignation der Kollator 
der Stelle vom Landeskonſiſtorium mit feiner Erklärung 
zu hören. 


83. Für die Beitimmung der unter $ 1 Punkt a 
fallenden Stellen ift, wenn die Erledigung durd) Todes- 
fall eingetreten ift, der Todestag, in den übrigen Er- 
ledigungsfällen der Tag entjcheidend, an weldem vom 
Zandeskonfijtorium die Emeritierung des Gtelleninhabers 
genehmigt oder dejjen Dejignation zu einem anderen 
geijtlihen Amte ausgejprocdhen oder angenommen wor— 
den ift. 


8 4. Bleibt hiernach zweifelhaft, auf welche von 
mehreren, an demjelben Tage erledigten Stellen die Be- 
ftimmung in $ 1 unter a anzuwenden ijt, jo entjcheidet 
unter denjelben die freie Wahl des Landeskonjijtoriums. 


85 Würde 

a) nach den vorjtehenden Beſtimmungen diejelbe geijt- 
lihe Stelle in zwei oder mehreren Fällen innerhalb 
dreißig Jahren nad) Maßgabe des gegenwärtigen 
Kirchengeſetzes zu bejegen fein, jo kommen dejjen 
Vorſchriften in dem zweiten und jedem ferneren 
dieſer Erledigungsfälle nicht zur Anwendung. 

Dasjelbe gilt 

b) wenn innerhalb Jahresfrijt mehr als eine Stelle an 
derjelben Kirche nad) Maßgabe des gegenwärtigen 
Kirchengeſetzes zu bejegen fein würde, für jeden 
zweiten oder ferneren Erledigungsfall. 
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In den Fällen unter a und b erfolgt vielmehr die 
Bejegung allenthalben in Gemäßheit des in $ 1 ge- 
dachten Kirchengejeges vom 15. April 1873. 

Auf die in S 1 unter a gedadten GErledigungsfälle 
kommen die betreffenden Gtellen nicht mit in Anrech— 
nung. 


86. Bis zur Erlangung jtaatsgejeglicher Genehmi- 
gung? dieſes Kirchengefeßes, joweit es deren zu der darin 
enthaltenen Beichränkung des Patronatrechtes bedarf, 
finden die vorjtehenden Beitimmungen nur auf Stellen 
unter landesherrlicher Kollatur Anwendung. Insbejondere 
kommen bis dahin zu Erfüllung der in $ 1 unter a 
gedachten je fünf Stellen ausschließlich ſolche unter landes— 
herrlicher Kollatur in Anrechnung. 

Der Zeitpunkt, zu welhem das Kirchengejeg zunächſt 
nad) feiner Verkündigung in Kraft zu treten hat, wird 
durch bejondere Bekanntmachung feitgejegt.? 

Megen Einführung diejes Kirchengejeges in der Ober— 
laufig bleibt bejondere Bekanntmachung vorbehalten.’ 


Dresden, den 8. Dezember 1896. 


1. Durch die freie Beſetzung feitens der kirchlichen Ober— 
behörden hat unter grundfäglicher Aufrechterhaltung des bis- 
berigen Pfarrwahlrehts die Möglichkeit geſchaffen werden 
follen, einerjeits Gemeinden durch Verſetzung ihrer Geijt- 
lihen zu einer neuen, ihren bejonderen Verhältniffen entipre= 
chenden friſchen geijtlihen Kraft zu verhelfen, andererfeits 
Geiftlihen, denen nad) ihrer Begabung oder um fonjtiger 
Verhältniffe willen der Übergang in ein anderes geijtliches 
Amt zu wünfdhen ijt, denen aber bei dem bisherigen Be— 
feßgungsverfahren oft wegen zufälliger und äußerer Umjtände 
der Meg hierzu verjchlojfen geblieben ijt, einen Amtswechſel 
zu vermitteln (Begr. Synodalakten 18%, Erlaß 7 ©.7, LTAkt. 
1897/98 Dekr. 3, 280). 

2. Danach hat in allen Fällen der Kirchenvorjtand das 
Recht, mit feiner Erklärung gehört zu werden und eine Probe- 
predigt zu verlangen (f. oben ©. 58). 

3. Inſoweit das Kicchengefeß ji auf die unter Privatpa- 
tronat jtehenden Stellen bezieht, ijt jtaatlihe Genehmigung 
eu nah BD. des KultMin. vom 2. Juni 1898 (GVLI. 
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4. Das Gefeß iſt mit Genehmigung der in Evangelieis be- 
auftragten Staatsminijter vom 1. Januar 1897 in Kraft ge- 
fett, joweit es nad) $ 6 auf Stellen unter landesherrlicyer 
Er Anwendung findet (Bek. vom 8. Dez. 1896, GVBL. 

. 228). 


5. In der Oberlaufig eingeführt nad) Bek. des LKonſ. vom 
4. Zuni 1898 (GVBL. ©. 81). 


b) Gehalts- und fonjtige Einkommensverhält- 
niſſe der Geiſtlichen. 


Vorbemerkung über die Einkommensverhältniſſe der Geiſt— 
lichen im allgemeinen. 


1. Das Dienſteinkommen der Geiſtlichen entſpringt je nach 
den örtlichen Verhältniſſen verſchiedenen Quellen. Hauptſäch— 

lich kommen in Betracht: 1. Nutzungen aus dem Grundbeſitze 
des Pfarrlehns (Ertrag bei Selbſtbewirtſchaftung, Pachtzins, 
Naturalauszüge, Holzdeputate); 2. Nutzungen vom Grundbeſitze 
der Kirche; 3. Naturalbezüge von der Gemeinde; 4. Zinfen uw. 
vom Kapitalfonds des Pfarrlehns; 5. bare feite Bejoldung; 
6. perſönliche Zulagen (aus dem rar, der Rirchgemeindekaffe, 
von der oberjten Kirchenbehörde); 7. Staatszulagen; 8. Wert 
der Amtswohnung (Zogisgeld). Vgl. VD. vom 19. Aug. 1878 
(Konidl. ©. 72, Beilage B. Einkommensüberjidt). 

2. Über das Einkommen der geiltlihen Stellen find von 
dem Superintendenten auf Grund der von den Geiftlichen 
ſelbſt zu erjtattenden Anzeigen Stellenkatajter zu führen 
und über die im Laufe des Zahres vorkommenden Werände- 
rungen alljährlih bis zum 1. November Jahresanzeigen an 
das Zandeskonfiftorium zu erjtatten. Über die erjtmalige Auf- 
jtellung und Fortführung der Katafter vgl. VO. vom 19. Aug. 
1878 GonſBl. ©. 72); VO. vom 26. Aug 1880 GonſBl. ©. 85); 
BO. vom 10. März 1890 $ 2 (GVBl. ©. 44). Die Verpflic- 
tung der Geiſtlichen zur rechtzeitigen Anzeigeerjtattung von 
allen Veränderungen ift eingefchärft durch VD. vom 23. Okt. 
1891 (Konjdl. ©. 75). Die Führung von Kataſterabſchriften 
bei den Pfarrämtern iſt geftattet (KonſBl. 1898, 15). 

3. Die Ausihreibung geiftliher Stellen im Konfijtorial- 
blatte erfolgt jedesmal in der Weife, daß dabei die Höhe des 
Einkommens durch eine Klafjenziffer angedeutet wird. Die 
Slaffen find wie folgt geordnet: I. bis mit 2400 %, I. über 
2400 bis mit 2700 .#, IIIA. 2700 bis mit 3000 .#, IIIB. 3000 
bis mit 3300 #, IVA. 3300 bis mit 3600 .%, IV B. 3600 bis mit 
3900 4, VA. 3900 bis mit 4200 4, VB. 4200 bis mit 4500 M, 
VIA. 4500 bis mit 4800 .%#, VIB. 4800 bis mit 5100 .#, VILA. 5100 
bis mit 5400 M, VIIB. 5400 bis mit 5700 M, VIILA. 5700 bis 


IIb. Gehalts u. Einkommensverhältniffe d. Oeiftlihen. 167 


mit 6000 .#, VIIIB. 6000 bis mit 6300 .#, IXA. 6300 bis mit 
6600 .#, IXB. 6600 bis mit 6900 .#, X. 6900 bis mit 7200 .#, 
XI. 7200 bis mit 7500 .#, XII. über 7500 M (vgl. Bek. vom 
8. April 1896, KonſBl. ©. 16; Bek. vom 8. Juni 1898, KonſBl. 
©. 36, und Bek. vom 8. März 1909, Konjdl. ©. 27). 


4. Den Geiltlihen ijt verboten, für die in ihr Amt ein- 
Ihlagenden und ihnen obliegenden einzelnen Handlungen oder 
Bemühungen, für welche duch die Fixation Entihädigung 
gewährt worden ijt, eine Gegenleijtung anzunehmen (KG. vom 
2. Dez. 1876 8 4, GVBL. ©. 715). Über die Firation vgl. die 
Nr. 70—72 abgedruckten Borjchriften. 

5. Der Pfändung iſt vom Dienfteinkommen der Geijt- 
lihen nur unterworfen .ein Drittel desjenigen Betrags, der 
über 1500 # für das Jahr hinausgeht (ZPO. 8 749 Mr. 8 
und Ab. 2). Die freiwillige Abtretung des Dienjteinkommens 
it zuläjfig nur infoweit, als dasjelbe der Pfändung unterliegt 
(BGB. SS 400, 411). Die Verhaftung eines Geiſtlichen wegen 
verweigerter Ubleijtung des Dffenbarungseides ijt nur zuläflig, 
nachdem die vorgejeßte Behörde für die dienjtliche Vertretung 
des Schuldners gejorgt hat (ZPO. 8 910). 

6. Der jtaatlihen Bejteuerung unterliegt das Dienjtein- 
kommen nad) Maßgabe der allgemeinen Beltimmungen (vgl. 
©., die Staatseinkommenfteuer betr., vom 24. Juli 1900, GB: 
Bl. ©. 561 ff., mit Nachträgen vom Jahre 1902 und 1908). 
Die Nachweifung über die Höhe des Dienjteinkommens der 
Geijtlihen hat der Superintendent alljährlich bis zum 20. No— 
vember an die Gemeindebehörde der betreffenden Geijtlichen 
gelangen zu laſſen (VD. des LRonf. vom 8. Nov. 1878, Cod. 
©. 824 Note 24). Die Dienftwohnungen find hierbei nad) dem 
ortsüblichen Mietpreife einzufchäßen, nicht nad) dem Maßjtabe 
der VBenftonsberehnung (Spezialerläuterungen vom 10. Tan. 
1879, Cod. ©. 821 Note 12; SächſOVG. 3, 282). Die außer- 
ordentlihen Abgaben an den Emeritenfonds auf Grund von 
89 des G. vom 8. April 1872 kann der Geijtliche bei der 
Einſchätzung abrechnen (Injtruktion 8 59, Cod. ©. 821 Note 11). 
Für den auf das Einkommen aus Grundbejiß entfallenden 
Teil der Ginkommenfteuer der Geiftlihen dürfen nur die 
Zinfen der Grunditeuerentjchädigungskapitalien des Pfarr- 
lehns, foweit fie zur Zahlung der Staatsgrunditeuer nicht ge- 
- braucht werden, herangezogen werden, nicht aber Arar oder 
— 7 — (BD. des LKonſ. vom 14. Juli 1879, KonſBl. 

. 59). 


. 7. Bon perfönlihen Gemeindeleijtungen find die Geijt- 
lien nad) dem Gem&t©. nicht mehr befreit. Auf Y5-Befteue- 
rung bei der politifhen Gemeinde haben nur noch die Geiit- 
lihen Anſpruch, die im Fahre 1908 angejtellt waren (Gem- 
.St6. 8 27). — Die Gemeindefteuern nah dem Maßjtabe 
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des Grundbeſitzes hat für das Pfarrlehn das Arar ev. die 
Kirchgemeindekaffe zu tragen (VD. vom 11. April 1876, Konf- 
Bl. ©. 29, und vom 15. März 1892, KonſBl. ©. 56). — Von 
der Kirchenſteuer find befreit die ſeit 1892 im Amte befind- 
lihen Geijtlihen, folange fie nicht in andere Stellen über- 
gehen oder Gehaltszulagen erhalten (StG. $ 9 Abj. 1b). 
Megen der /5-Bejteuerung bei Kirch» und Schulgemeinde val. 
KStG. 8 9 Abf. 3 und ShulSt6. 89 Ab. 3. 


28. Verordnung, die Zulagen für Geijtliche und geijt- 
liche Stellen betreffend; vom 19. Februar 1909. 
(GVBl. ©. 115.) 


Das Königlihe Minifterium des Kultus und öffent- 
lihen Unterrichts hat nach anderweiter Vereinbarung 
mit den Ständen und nach Vernehmung mit dem Evan- 
geliich-utheriichen Landeskonfiftorium bejchlojjen, daß 
vom 1. Januar 1909 an Zulagen für Geiftlihe und 
geijtliche Stellen aus den hierzu bewilligten Gtaats- 
mitteln nach nachjtehenden Grundfäßen gewährt werden 
jollen. 

Demgemäß wird im Einverjtändnis der in Evangelicis 
beauftragten Herren Staatsminijter und mit Zuftimmung 
der Landesſynode verordnet, was folgt‘ 


8 1. Es werden gewährt: 

1. Stellenzulagen zur Erfüllung des Mindejteinkom- 
mens jtändiger Geiſtlicher (8 2), 

2. perjönliche Zulagen nach) dem Dienitalter ($$ 3 bis 6), 

3. außerordentliche perjönliche Zulagen in bejonderen 
Verhältnijfen (88 7 und 8). 


8 2. Gtellenzulagen ($ 1 unter 1) werden gewährt 
zur Erfüllung des Mindefteinkommens ftändiger Geiſt— 
liher auf den Betrag von 2600 A. 


8 3. Perſönliche Zulagen nad) dem Dienftalter (8 1 
unter 2) werden gewährt zur Erfüllung des Einkommens 
ftändiger Geijtlicher auf den Betrag von jährlich 

3000 4 nad) 3 Dienftjahren, 
3400 m 6 


" ’ 


= 
— 5 
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3900 #4 nad) 9 Dienftjahren, 
Bor, ie, 12 — 
4800 „ „ 15 " r 
BE: 18 n ’ 
5600 ” " 21 "n ’ 
Ba... 24 — 


8 4, Bei Berechnung der Dienſtzeit für den Zweck 
diejer Zulagen kommt die im jtändigen geiftlichen Amte 
jowie im jtändigen Schulamte vom vollendeten 25. Le- 
bensjahre und die im geijtlichen Hilfsdienjte nach be- 
ſtandener Wahlfähigkeitsprüfung und nad) erfolgter Dr- 
dination vom vollendeten 30. Zebensjahre ab verbrachte 
Dienſtzeit in Betracht. 

Auf Anjuchen kann das Evangelifch-lutherifche Landes— 
konjijtorium unter Zuftimmung des Minijteriums des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts im einzelnen Falle 
aud die Dienftzeit anrechnen: 

a) die außerhalb Sacjens in der in Abſatz 1 er- 
wähnten Weije im öffentlichen evangeliſchen Kirchen: 
und Schuldienjte oder 

b) die im Dienjte der äußeren oder inneren Mijjion 
oder ähnlicher von der evangelijch-Iutherifchen Lan 
deskiche anerkannter und unterjtüßter Drgani- 
jationen bei jtändiger Anjtellung nad vollendetem 
25. Lebensjahre oder im geijtlichen Hilfsdienjte 
nach vollendetem 30. Lebensjahre verbracht wor— 
den iſt. 


8 5 Die Gewährung diejer Zulagen erfolgt bei Er- 
ledigung und Neubeſetzung geijtlicher Stellen in Gemäß- 
heit der Verordnung vom 11. Februar 1892, die Be— 
rehnung und den Bezug des Einkommens geijtlicher 
Stellen bei eintretenden Amtswechjeln betreffend (Ver— 
ordnungsblatt des Evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſi— 


jtoriums vom Jahre 1892 Seite 29), bei Neuerrichtung 


geijtliher Stellen vom Tage ihrer erjtmaligen Bejegung 


an, in allen übrigen Fällen vom Beginn des Kalender- 
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vierteljahres an, welches der Erfüllung des erforderlichen 
Dienftalters zunächſt folgt. 

8 6. Geijtlichen, welche die Annahme einer einträg- 
licheren Stelle ohne hinreichenden Grund ablehnen, wer- 
den Zulagen nad) dem Dienjtalter nicht gewährt. 


8 7. Außerordentliche perfönliche Zulagen ($ 1 unter 3) 
werden gewährt: 
1. in Fällen bejfonderer Schwierigkeit der Amtsführung 
oder bejonderer XArbeitslaft, 
2. ausnahmsmweile und in der Negel nur vorüber- 
gehend in den Fällen bejonderer perſönlicher Fa— 
milienverhältnijje. 


8 8. Zulagen nad 8 7 werden erjt nach) völliger 
Ausführung der in den 88 2 und 3 geordneten, und 
zwar nad) dem Betrage von im ganzen höchſtens 300 .# 
und in der Regel nur an Geiftlihe gewährt, deren 
jährliches Einkommen damit einjchlieglich etwaiger Zu— 
lagen nad) dem Dienftalter auf höchſtens 6000 M ge- 
bracht wird. 


8 9, Bei Berechnung des Dienjteinkommens für den 
Zweck der Zulagen nah) 8 1 kommt das gejamte, im 
Katajter der betreffenden Gtelle eingetragene penfions- 
fähige Dienjteinkommen, mit Ausſchluß der freien Woh— 
nung oder der dafür gewährten Vergütung, und bei 
Geijtlihen, welche zugleih ein Ephoralamt bekleiden, 
auch mit Ausihluß des Ephoraleinkommens, einjchließ- 
lih der Dienftaufwandsentfchädigung, in Anrechnung. 


$ 10, Ünderungen im Einkommen der Stelle werden 
für die Zulagen nad) S 1 erjt vom Beginn des nächſten 
Kalenderjahres an berückjichtigt. 


$ 11. Cinkommensbeträge unter 10 M bleiben für 
die Zulagen außer Anrechnung. 


8 12, Die Zahlung der Zulagen erfolgt u 
in den Monaten Juni und Dezember. 


28. Berordnung vom 19. Februar 1909. 171 


8 13. Im erjter Linie bleibt es Sache der betreffen- 
den Gemeinden oder Stiftungen, von dem im Eingange 
bezeichneten Zeitpunkte an ihren Geiftlihen die ihrem 
Dienjtalter und ihren Leijtungen beziehentlich nad) Maß— 
gabe von 88 2 und 3 dieſer Verordnung entjprechen- 
den Gehalte zu gewähren. Es werden daher der Negel 
nad jämtliche Zulagen nur an Geijtliche folcher Ge— 
meinden oder Gtiftungen bewilligt, welche nicht im: 
ſtande find, deren Gtellen aus eigenen Mitteln an- 
gemejjen auszuftatten, und ijt deren Unvermögen zu 
Gewährung der erforderlihen Zulagen dem Evangeliſch— 
lutherifchen Landeskonjijtorium auf Erfordern in aus— 
reichender Weiſe darzulegen. 


8 14. Die Bewilligung von Zulagen wird in jedem 
einzelnen alle den betreffenden Kirchen» und Gtiftungs- 
vorjtänden bekannt gemadıt. 


8 15. Andere Zulagen als die nah) $ 1 werden aus 
Staatsmitteln nicht bewilligt. 


8 16. Die Verordnung des Landeskonjijtoriums, die 
Staatszulagen für Geijtliche und geijtliche Stellen be- 
treffend, vom 26. Oktober 1906 (Gejeß- und Verord— 
nungsblatt Seite 355) und Die zu deren Abänderung 
ergangene Verordnung vom 29. Juni 1908 (Gejeß- und 
Verordnungsblatt Seite 267) finden durch vorjtehende 
Verordnung Erledigung.! 


Dresden, den 19. Februar 1909. 


1. Vgl. hierzu VO., die Erhöhung des Mindeſtgehalts der 
Hilfsgetitlichen betr., vom 20. Febr. 1909 (GVBL. ©. 118): 

Der Gehalt eines Hilfsgeijtlichen, neben welchem ihm nod) ein 
entiprechendes Mohnungsgeld oder Freiwohnung zu gewähren 
it, wird vom 1. Sanuar 1909 ab auf 2000 .# für das Jahr 
fejtgejtellt. 

Derjelbe ijt nach dreijährigen Dienft des Hilfsgeiftlihen aus 
landeskirhlihden Mitteln auf 2200 # für das Jahr zu er- 
höhen. 

Die vor dem 1. Januar 1909 liegende Dienſtzeit als Hilfs— 
geiſtlicher wird in die dreijährige Friſt eingerechnet. 
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29. Verordnung (des Evangelifch-Iutherifchen Qandes- 

konfiftoriums), die Berechnung und den Vezug des 

Einkommens geijtlicher Stellen bei eintretenden 

Amtswechjeln! betreffend, vom 11. Februar 1892. 
(KonſBl. ©. 29.) 


Um zu verhüten, daß Geijtliche infolge eines Stellenwechſels 
einige Zeit ganz ohne Amtseinkommen jind und überhaupt 
für die Berechnung und den Bezug des Einkommens geiftlicher 
Stellen bei den infolge von DVerfegungen und Emeritierung 
eintretenden Vakanzen ein einfacheres und möglichſt gleich- 
mäßiges Verfahren herbeizuführen, hat das Evang.-luth. Landes- 
konjijtorium anläßlich eines von der Landesſynode gejtellten 
Antrags mit Zujtimmung des Kgl. Min. des Kultus und öffent- 
lihen Unterrichts und mit Genehmigung der in Evangelieis be- 
‚auftragten Herren Staatsminijter folgendes feitzufegen be- 
funden: 


1. Im Falle von Amtswechjeln infolge von Verſetzungen 
bat der abgehende Geijtliche das Einkommen feiner bisherigen 
geijtlichen Stelle bis mit dem 15. oder dem letzten Tage eines 
Nionats zu beziehen, je nachdem die Amtsniederlegung, d. i. 
die tatfähliche Beendigung der Amtsgeſchäfte, in der erften 
oder in der zweiten, unterjchiedlos von dem 16. Monatstage 
an zu berechnenden, Monatshälfte erfolgt. 

2. In gleiher Weife hat bei ſolchen Amtswechſeln der an 
ein anderes Amt verjegte Geiftlihe das Einkommen der neuen 
geiſtlichen Stelle vom 1. oder 16. Tage eines Monats zu be- 
anjpruchen, je nachdem der Amtsantritt, d. i. die Einweifung 
oder Einführung in das geiftlihe Amt, in der erjten oder in 
der zweiten Monatshälfte gejchieht. 

3. Wenn ein Geijtlicher in derjelben Monatshälfte das bis- 
herige Amt niederlegt und in ein neues erledigtes Amt ein- 
tritt, jo kommt demfelben auf diefe Monatshälfte nur das Ein- 
kommen des neuangetretenen Amtes zu. 

4. Die Gmeritierung von Geiftlihen hat künftig in der 
Negel dergeftalt zu erfolgen, daß die Niederlegung des Amtes 
und mithin aud die Beendigung des Bezuges des Amtsein- 
kommens mit dem 15. oder dem lebten Tage eines Monats 
eintritt. 

5. Iſt es aus bejonderen lokalen Gründen nicht zu ver- 
meiden, daß die Ginweifung oder Einführung eines Geiftlichen 
in diefelbe Monatshälfte fällt, auf welche dem bisherigen In— 
haber der betreffenden geijtlichen Stelle noch der Einkommen- 
bezug zuſteht, jo hat in diefem Falle der antretende Geiftliche 
erit vom Beginn der folgenden Monatshälfte an Anſpruch auf 
das Einkommen der Stelle. 
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6. Die in $ 1 der Verordnung vom 12. April 1878 und in 
8 4 der Bekanntmachung vom 31. März 1886 (Coder des Kirchen- 
und Schulrechts, 3. Auflage, Seite 965, 966) enthaltenen Be- 
ſtimmungen verlieren ihre MWirkfamkeit, infoweit fie durch vor= 
ſtehende Anordnungen Abänderungen erfahren. 
7. Hierzu wird noch bejtimmt, daß 
a) bei Erhebungen von Bezügen aus der Kultus-Minijterial- 
Rafje und bei Zahlungen an diejelbe, foweit nötig, feiten 
abgehender Geijtlicher außer der VBefcheinigung des Zeit- 
punktes der Amtsniederlegung auch eine jolche über den 
Zeitpunkt der Einweifung in das neue Amt und bei neu 
eintretenden Geijtlihen außer der Beicheinigung über 
den Zeitpunkt der GEinweijung oder Einführung eine 
ſolche über den der AUmtsniederlegung auf der vorigen 
Stelle beizufügen ift, 
b) die Ephoren und die Kreishauptmannicaft zu Baugen, 
als Konfijtorialbehörde, künftig in den von ihnen ein- 
- zureihenden tabellarijhen Bejegungsanzeigen Spalte 3 
aud den Zeitpunkt anzugeben haben, von welchem 
ab der Geijtliche in den Genuß des Amtseinkommens 
tritt und 
ce) betreffs der Auszahlung der Zinjen von Ablöfungskapi- 
talien und der Rentenzuſchüſſe aus den beiden Zehnt- 
fonds, jowie der Trankfteueräquivalente es bei den in 
den Verordnungen vom 13. Januar 1854 (Coder. cit. 
©. 310 Anmerkung 8) vom 17. Mai 1873 M. 1588 C, 
welche feinerzeit an die Kreisdirektionen und das Ge— 
famtkonfijtorium zu Glaudhau ergangen iſt, und vom 
10. März 1890, Bunkt 8 (Coder cit. ©. 1037) aud) ferner- 
2 bewendet.? 


Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. April d. 9. 
in Era 


Dresden, am 11. Februar 1892. 


1. Die Umzugskojten für den neuanziehenden Geijtlichen find 
aus dem’ Kirchenärar zu beftreiten (WO. des KultMin. vom 
16. Zan. 1869, Cod. ©. 91 Note 3). Der Genehmigung der 
Rireninipektion bedarf es nur, wenn im Haushaltplan nichts 
hierfür vorgejehen iſt (ib.). Megen der Höhe vgl. RG. vom 
19. Nov. 1906 (GVBl. ©. 401 ff.; |. unten ©. 192 ff.). 

2. Abgeändert durch 88 9 ff. der AusfVO. vom 22. Juli 
1902 (GVBL. ©. 316; f. unten ©. 132 ff.). 

3. Wegen des Eink ommenbezuges beim erjtmaligen Ein- 
teitt in ein uns geiftlihes Amt ſ. VD. vom 10. Dez. 
1902 (KonſBl. ©. 140). 
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30. Kirchengejeß,! die Gemwährleiftung des Stellen 
einkommens von Geijtlichen und Kirchendienern be— 
treffend; vom 22, Juli 1902, 

(GVBl. ©. 314.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen mit Zuftimmung der Evangelijch-Iutherifchen Lan— 
desiynode, wie folgt:? 


8 1. Die Kirchengemeinden find verpflichtet, den In— 
babern jolcher geiftlichen Stellen, deren Katajtriertes Ge- 
jamteinkommen mit Ausjchluß des Wohnungswertes oder 
eines Mohnungsgeldes die Summe von 6000 M nicht 
überfteigt? oder künftig darunter herabjinkt, den beim 
‘ Inkrafttreten dieſes Kirhengejeges und künftig jeweilig 
Rataftrierten Betrag des reinen Gtelleneinkommens in 
der eingetragenen Höhe, jedoch nicht über. die Summe 
von 6000 M hinaus, zu gewährleijten* und ihnen mit 
den etwa aus der Staatskaſſe bewilligten Gtellenzulagen 
als fejten Gehalt auszuzahlen. 

Die Auszahlung hat im voraus in monatlichen, am 
Erſten jedes Monats fälligen gleihen Naten zu gejchehen. 


S 2. Das —— Stelleneinkommen der im 81 
bezeichneten geiſtlichen Stellen iſt zu einer Beſoldungs— 
kaſſeb einzuzahlen und zu vereinnahmen. In dieſe fließen 
auch die aus der Staatskaſſe bewilligten Stellenzulagen. 
Die im Amte begründeten Ausgaben® find aus der Be— 
joldungskajje vorweg zu decken. 


8 3. Die Bejoldungskaffe ift von dem Kirchenvor- 
jtande, bei geijtlihen Stellen, mit denen ein Filial? ver- 
bunden ijt, von dem Kirchenvorfjtande der Mutterkirche® 
zu verwalten. 

Über die Einnahmen und Ausgaben hat der Kirchen- 
vorjtand in einem Anhange zur Kirchrehnung alljähr- 
lich Rechnung abzulegen.’ 

8 4. Reicht das reine Gtelleneinkommen zur Zahlung 


des nad) $ 1 gewährleijteten Gehaltes nicht aus, jo ijt 
der Fehlbetrag von der Kirchengemeinde aufzubringen. 
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8 5. Dafern diefe Derpflichtung die Kräfte einer 
Rirhengemeinde nachweisbar überjteigt, jollen, joweit 
tunlid, von dem Landeskonjiftorium aus den ihm zur 
Verfügung jtehenden Mitteln entjprechende Beihilfen ge- 
währt werden.!? 


86. Iſt nah) Gewährung des fejten Gehaltes in der 
Bejoldungskajjfe ein Überfhuß vorhanden, jo ijt die 
Kirchengemeinde berechtigt, ihn auf die Fehlbeträge zu 
verrechnen, die jie im Laufe eines eritmalig von Inkraft- 
treten dieſes Kirchengejeges ab zu berechnenden fünf- 
jährigen Zeitraums hat aufbringen müſſen. erbleibt 
danach noch ein Überfchuß oder macht die Kirchengemeinde 
von dem im Sat 1 erwähnten Nechte keinen Gebraud, 
jo ift der Überfihuß zu Rapitalifieren und zur Verſtär— 
kung der Subjtanz und Erhöhung des Gtelleneinkommens 
zu verwenden; das gleiche gilt, wenn innerhalb der fünf 
Sabre Sehlbeträge von der Kirchengemeinde nicht auf- 
zubringen gewejen find. 


8 7. Deränderungen in den der Bejoldungskajje über- 
wiejenen Cinkommensbezügen, wie fie durch Steigen 
oder Fallen der Bachtgelder und Kapitalinjen, Zuwachs 
oder Abgang der im Amte begründeten Ausgaben und 
dergleichen eintreten können, jind innerhalb des im S 6 
bezeichneten fünfjährigen Zeitraums, unbejchadet ihrer 
DVerlautbarung im Gtellenkatafter, ohne Einfluß auf Die 
Höhe des für dieſe Zeit einmal feitgejtellten Gebhaltes. 
Das Landeskonjijtorium kann hiervon Ausnahmen nad)- 
lajjen. 

Zu jeder Verminderung des nad) $ 1 zu gewährleijten- 
den Stelleneinkommens ijt die Genehmigung des Landes— 
konjiltoriums erforderlih. Sie darf nur in bejonderen 
Ausnahmefällen erteilt werden.!! 


‚88 Die Vorfchriften der SS 1 bis 7 finden keine 
Anwendung, joweit das Stelleneinkommen durch Selbit- 
bewirtihaftung oder Gelbftverpachtung von Lehnsgrund- 
ſtücken erzielt wird. Sie gelangen jedoch zur Anwendung, ſo— 
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weit der Lehnsnußnieger die Gelbitbewirtichaftung oder 
Selbſtverpachtung von Lehnsgrundftücken aufgibt und 
deren Verwaltung nad) $ 1 des Kirchengejeßes, Die Ver— 
waltung von Grundftücken geiftlicher Lehne mit Ein- 
ihluß der Kirchſchullehne im Falle der Verpachtung be- 
treffend, vom 5. Januar 1897 dem Kirchenvorjtande über- 
läßt. In diefem Falle ift dem nad) 8 1 des gegen- 
wärtigen Kicchengejeges zu gewährenden fejten Gehalte 
des Lehnsnußniegers der Ertrag hinzuzurechnen, den der 
Lehnsnugnießer während feiner Amtszeit, aber nicht mehr 
als fünf Jahre zurückgerechnet, durchſchnittlich im Jahre 
duch Selbſtbewirtſchaftung oder Selbſtverpachtung erzielt 
hat; ift der Lehnsnußnießer noch nit ein Jahr lang 
‚im Genuß der Gtelle, jo iſt der katajtrierte Ertrag hin— 
zuzurechnen. 


8 9, Die Vorſchriften der SS 1 bis 7 finden ferner 
keine Anwendung, foweit das Stelleneinkommen in Na— 
turalbezügen oder Nebennugungen beiteht. Sie gelangen 
jedod) zur Anwendung, foweit ein Naturalbezug oder 
eine Nebennußung in einen fejten Geldbezug umgewan- 
delt wird. In diefem Falle ift dem nad) $ 1 zu ge- 
währenden feſten Gehalte des Lehnsnußnießers der durch— 
ſchnittliche Marktpreis der legten zehn Jahre hinzuzu— 
rechnen. 


8 10, Gine Meinungsverfchiedenheit über die Feſt— 
itellung der in den 88 8 und 9 bezeichneten Erträge 
oder Marktpreife ift von der Kircheninſpektion, nad) Be- 
finden nad) Einholung des Gutachtens von Sachver— 
ſtändigen, zu entjcheiden. 


8 11. In allen diefem Kirchengejeß unterliegenden 
Fällen kann der Antrag des Lehnsnugnießers auf Nück- 
gabe der Verwaltung der Lehnsgrundftücke zur Selbjt- 
bewirtjchaftung oder Gelbitverpadhtung ($ 6 des Kirchen- 
gejeßes, die Verwaltung von Grundjtücken geiftlicher 
Lehne mit Einfhluß der Kirchſchullehne im Falle der 
Verpachtung betreffend, vom 5. Januar 1897) auch wegen 


30. Rirchengefeg vom 22. Zuli 1902. ar 


überwiegender Interejjen der Kirchengemeinde abgelehnt 
werden. 


8 12, Wird in Zukunft der Höchftbetrag des durch 
Dienjtalterszulagen erreichbaren Einkommens ftändiger 
Oeijtliher über 4800 M erhöht, jo tritt an Stelle der 
im $ 1 Abſatz 1 fejtgejegten Summe der neue Hödhjlt- 
betrag.’ 


8 13. Auf das kirchendienftliche Einkommen der Kirch— 
Ihullehrer und anderer Kirchendiener findet diejes Kirchen- 
gejeg entjprechende Anwendung, insbejondere ijt der Be- 
ftimmung in 8 1 wegen der Gehaltszahlung in monat- 
lihen Raten auch ſolchen Kirchendienern gegenüber nac)- 
zugehen, die jich nicht im Genuſſe eines Lehns befinden. 


8 14. Zür Kirchen, die nicht PBarochialkirchen find, 
liegen die Verpflichtungen, die in dieſem Kirchengejege 
den Kirchengemeinden auferlegt worden find, den in Frage 
kommenden kirchlichen Stiftungen ob, joweit deren Ver— 
faffung nicht entgegenjteht.!? 

Die Vorſchriften der SS 5 bis 7 finden entjprechende 
Anwendung. 


$ 15. Gegenwärtiges Kicchengeje tritt am 1. Januar 
1903 in Kraft. 


Dresden, am 22. Juli 1902. 


1. Zur Entjtehungsgefhichte ſ. Synodalakten 1901, Erlaß 
Ar. 12, Ber. des Verfaffungsausfchuffes Ur. 33, Verhandlungen 
©. 465 ff., 489 ff., Synodalirift Ar. 7. 

2. Das Gefeß bezweckt, zwei Übeljftänden in der bisherigen 
Einkommensordnung der Geiftlihen abzuhelfen, einmal, daß 
im Gegenjaß zu allen Beamtenkategorien die Inhaber Der 
geiftliden Pfründen ihre Bezüge erſt am Ende längerer Urbeits- 
perioden und vielfach ganz unregelmäßig empfangen, und jo- 
dann daß die Inhaber der geijtlihen Stellen mit Grundjtücks- 
nußungen — 908 von insgejamt 1325 geiſtlichen Stellen — bei 
dern Daniederliegen der Landwirtichaft vielfach Einbußen und 
Berringerungen des Einkommens infolge des Rückgangs und 
der AUmeinbringlichkeit der Pachtzinſen ausgeſetzt find (Erlaß 
Ar. 12, Bear. ©. 6). 

Böhme, Kirhhengefege. 2. Aufl. 12 
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3. Bei Stellen über 4800 M ijt wenigjtens auf Vereinba— 
rung monatlicher Gehaltszahlung und der Gewährleijtung hin- 
zuwirken (AusfVD. 8 20). — Nachdem das Mindejteinkommen 
auf 6000 M erhöht worden ft, ift dieſer Betrag an Gtelle des 
urjprünglichen von 4800 M nad) 8 12 des Gejeßes eingejtellt 
worden. 


4, Die Gewährleijtungspflicht der Kirchgemeinde beſchränkt 
ſich auf den Ratajtrierten Betrag des reinen Stelleneinkommens. 
Hierzu gehören nicht die ftaatlichen Dienitalterszulagen, vgl. in- 
dejien $ 19 der AusfVBD. Was im einzelnen zum reinen Stellen- 
einkommen zu rechnen fei, darüber vgl. $ A Ubf. 3 der AusfVD. 
Die Gewährleijtungspflicht fällt weg, joweit die Vorſchriften 
in 88 8 u. 9 des Gejeßes Pla greifen. Eines bejonderen 
Antrags des Geijtlichen auf Übernahme der Gewährleijtung 
— * Gemeinde bedarf es nicht (Synodalverhandlungen 

. 490 ff.). 


5. Aus der Bejoldungskafje wird dem Geiftlihen nicht nur 
dasjenige gewährt, was ihm die Gemeinde zu gemwährleijten 
bat, fondern überdies die jtaatlihen Stellenzulagen, ſowie alle 
lonjtigen Bezüge aus der Kultusminijterialkaffe (Trankiteuer- 
äquivalent, Zinfen von Xblöfungskapitalien, Rentenzuſchüſſe 
und fiskalifhe Renten aus den beiden geijtlihen Zehntablö- 
jungsfonds, AusfVO. 8 9) fowie die Dienjtalterszulagen, leßtere 
indeffen nur, dafern dies vereinbart und von den Oberbehörden 
genehmigt wird (AusfVO. 8 19). 

6. Was unter den im Amte begründeten Ausgaben zu ver- 
itehen, darüber vgl. $ 5 der AusfVO. 

7. Der Filialkirhe ift die Schweiterkiche gleichzuachten 
(Verhandlungen der Synode ©. 471). 

8 Als Mutterkirche gilt im Zweifelsfalle die Kirche des 
Drtes, wo der Geiftliche feinen Wohnfig hat (AusfVO. 8 3). 

9. Bejoldungskafjen find auch bei Überjchreiten des Betrags 
von 6000 M weiterzuführen (BD. vom 14. Febr. 1905, KonſBl. 
©. 8) Mo mehrere Stellen vorhanden find, ijt die Rechnung 
in Unterabteilungen zu zerlegen (AusfVO. 8 2). Die Kajjen- 
und Rehnungsführung unterliegt der Aufficht und Reviſion 
der Rircheninfpektion (AusfVO. 8 8). Wegen Beichaffung des 
Se Betriebsfonds der Beſoldungskaſſe vgl. Ausj- 

ERS Sr, 


10, Wegen der Gefuche um Beihilfen vgl. AusfWO. 8 7. 


11. Über die Wirkung und Ausführung der Ratafterände- 
rungen vgl. AusfVO. $ 6. 


12. Dal. hierzu $ 21 der AusfVO. 
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31. Verordnung (des Evangelifch-Tutherifchen Landes» 
konfijtoriums) zur Ausführung des Kirchengefeßes 
vom 22, Juli 1902, die Gewährleijtung des Stellen- 
einkommens von Geijtlichen und Kirchendienern be- 
treffend; vom 22, Juli 1902, 
(GVBL. ©. 316.) 


Zur Ausführung des Kicchengefees, die Gewährleiſtung des 
Stelleneinkommens von Geijtlihen und Kirchendienern be- 
treffend, vom 22. Juli 1902 (©.- u. V.Bl. ©. 314) wird hiermit 
— joweit nötig im Ginverftändnis mit dem Königlichen Mini— 
ſterium des Aultus und öffentlichen Unterrichts — folgendes 
verordnet. 

I. Sm allgemeinen. 

8 1. Die den Kirchengemeinden in $ 1 Abſatz 2 des Kirchen— 
gejeges auferlegte Verpflihtung zu monatlicher Vorauszahlung 
des der Gewährleijtung unterliegenden Gehaltes feßt das Vor— 
bandenjein eines entiprechenden Bejtandes in der Bejoldungs- 
kajje voraus. 

Zu deſſen Beihaffung und jederzeitigen Bereithaltung find 
die Kirchengemeinden verpflichtet. 

Die Gewährung von Beihilfen hierzu aus Staats: oder 
landeskirchlichen Mitteln iſt ausgejchlofjen. 

Bei Bemefjung der Höhe des anzufchaffenden Betriebsfonds 
it zu berückfichtigen, daß ein großer Teil der an die Bejol- 
dungskaſſe zu überweifenden Stelleneinkünfte in halbjährlichen 
Beträgen postnumerando eingeht. 

In welder Weife für die bereitzujtellenden Barmittel Sorge 
getragen werden joll, bleibt der Entſchließung des Kirchen- 
vorjtands überlaffen. 

Mo nicht entiprehende Beitände bei den Rirchengemeinde- 
kaſſen vorhanden find, oder der erforderliche Betrag durch 
eine außerordentliche Anlagenerhebung bejchafft werden kann, 
wird die Aufnahme eines Darlehns auf den Kredit der Kirchen- 
gemeinde, vielleicht bei den Sparkajjen, ſich empfehlen. Dabei 
ilt baldige, längitens innerhalb 10 Jahren zu bewirkende Til- 
gung zu bedingen. 

Sedenfalls ijt jchon bei Aufitellung der Haushaltpläne für 
das Sahr 1903 auf Beichaffung diefer Betriebsfonds gebührend 
Rückſicht zu nehmen. 

8 2, Der Rechnungsnachweis über die der Beſoldungskaſſe 
zugewiefenen Bezüge it, da wo mehrere Stellen in Trage 
kommen, in, nac den einzelnen Stellen getrennten Unter- 
abteilungen, alfo 3. 3. a) Pfarr-, b) Diakonat-, 0) Kirchſchul⸗ 
jtelle ujw. im Anhange zur Kirhrednung (8 3 Abſatz 2 des 
Kirchengeſetzes) abzulegen, damit immer ohne weiteres erjehen 

12 
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werden kann, ob fi Einnahme und Ausgabe innerhalb der 
einzelnen Stellen miteinander decken, beziehentlich für welche 
Stelle eventuell ein Fehlbetrag von der Kirchengemeinde zu 
decken ift, oder zugunjten welcher Stelle eine Kapitalifierung 
des Überfchujfes und eine Verftärkung der GStellenjubitanz zu 
erfolgen hat. 


8 3. Als Mutterkicche im Sinne von 8 3 des Kirchengeſetzes 
bat in Zweifelsfällen die Kirche des Drtes zu gelten, wo der 
Geiftlihe feinen Wohnſitz hat. 


8 4. Uber die der Bejoldungskajje zu überweifenden Gin- 
kommensbezüge und über die. Höhe des danad) von der Kirchen- 
gemeinde zu gewährleijtenden, dem Stelleninhaber in gleichen 
Monatsraten aus der Beſoldungskaſſe zu gewährenden Jahres- 
gehalts ift auf Grund der Gtellenkatajter und unter Beachtung 
der Beltimmungen in 88 8 und 9 des Kirchengefeges von dem 
Kirchenvorftande in Gemeinfchaft mit dem Stelleninhaber eine 
Nachweiſung aufzujtellen. 

Den Kirchenvorjtänden find zu Diefem Zweck die bei den 
Superintendenturen aufbewahrten Duplikate der Gtellen- 
katajter, ſoweit nötig, zur Ginfichtnahme zu überlafjen. 

Diefe Nachweilungen find bis zum 1. Oktober 1902 nad) 
dem in der Beilage © abgedructen Mufter bei der Kirchen- 
infpektion einzureichen und von ‚diefer auf Grund der ©tellen- 
katafter und, joweit nötig, unter Hinzunahme der leßten Kirch- 
rehnungen zu prüfen und zu genehmigen. Hierbei ijt davon 
auszugehen, daß die 3. B. in den geijtlihen KRatajtern in den 
Spalten 19 und 21 bis 25 verlautbarten oder künftig zur 
Rataftration kommenden Beträge als Zinfen, Bejoldungen, 
Fixa und fonjtigen Geldäquivalente aus den Ärarien, Kirchen— 
gemeinde-, Staats-, Stiftungs-, Pfarrholz- und anderen Kajfen, 
ebenfo alle Fira für in Geld umgewandelte Naturaldeputate 
und Nebennugungen, ſowie aus der Staatskajje bewilligte 
Stellenzulagen ausnahmslos der Bejoldungskajje zuzuführen 
find, während das Einkommen aus Lehnsgrundftücken, folange 
der Stelleninhaber letztere ſelbſt bewirtfchaftet oder ſelbſt ver- 
pachtet und ebenfo das in Naturalbezügen und Nebennußgungen 
bejtehende Einkommen (Spalte 6 bis 16 des Katalters), jolange 
die fraglichen Bezüge nicht in fejte Geldäquivalente umgewan- 
delt find, von der Gewährleijtung und Einbeziehung zur Be- 
foldungskajje ausgeſchloſſen bleibt. 

Den Beteiligten bleibt unbenommen, aud die Zuführung 
der aus der Staatskaffe bewilligten Alterszulagen für Oeijt- 
liche zur Bejoldungskajje zu beantragen (vgl. 8 19). 


$5. Als im Amte begründete Ausgaben, welche aus der 


Bejoldungskaffe vorweg zu decken find, kommen in der Regel 


nur die in den Katajtern verlautbarten Ausgaben in Betradıt. 
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Darunter enthaltene Zinfenquoten, welche in Gemäßheit der 
Verordnung vom 28. Januar 1893, die Kapitalifierung eines 
Zeils der durch Veräußerung von Srundbefik geijtlicher Lehne 
diejen leßteren zuwachjenden Einnahmen an Kapitalzinfen be- 
treffend (Verordnungsblatt des Landeskonfijtoriums vom Jahre 
1893 ©. 7), fortgejeßt zu Rapitalijieren find, find der Befoldungs- 
kafje überhaupt nicht zuzuweifen, fondern von den dahin ab- 
zugebenden Kapitalzinjen zurückzubehalten und in einem zu 
dieſem Zwecke gebildeten bejonderen Nejerve- beziehentlich Wer- 
ttärkungsfonds aufzufammeln, über welden in der über die 
Dehnskapitalien in einem Anhange zur Rirchrechnung befonders 
abzulegenden Rechnung Nachweis gegeben wird. Don fünf zu 
fünf Jahren ijt fejtzujtellen, welcher Zinfenbetrag von dem 
jolchergejtalt gewonnenen Kapitalzuwachs an die Befoldungs- 
kaſſe abzugeben und um wieviel das zu gewährleijtende Ein- 
kommen für die folgenden fünf Jahre zu erhöhen ift. 


8 6. In bezug auf die Fortführung der Katajter für die 
geiltlihen und Kirchendiener-Stellen wird an den bejtehenden 
Beitimmungen nichts geändert. Ebenſo hat es nach wie vor 
Dabei zu verbleiben, daß bei der Penfionierung der Geiſtlichen 
und Kirchendiener (Zehrer) unter allen Umſtänden lediglich das 
am 1. Januar des der PBenfionierung vorhergehenden Jahres 
im Katajter verlautbarte und vom Stelleninhaber wirklich be- 
zogene Einkommen maßgebend lt. 

Etwaige Veränderungen in den der Gewährleijtung unter- 
mworfenen GStellenbezügen find nad) wie vor in der geordneten 
Meile zur Katajterberichtigung anzuzeigen. Dieſe Berichti- 

gungen haben aber innerhalb der in 8 6 des Kirchengefeßes 

Feftgefteitten fünfjährigen Friſt, insbefondere auch bei Erhöhung 
des Einkommens, in der Regel nicht die Wirkung, daß das 
für den fünfjährigen Zeitraum einmal feitgeitellte, ver Gewähr: 
leijtung unterworfene Einkommen verändert wird. Ausnahmen 
hiervon Können in der Hauptfacdhe nur bei folden Einkommens- 
veränderungen nachgelafjfen werden, die entweder durch Aus— 
und Umpfarrungen hervorgerufen werden oder auf Verände- 
rungen im Grundbejig (Veräußerungen, Waldkahlichläge uſw.) 
zurückzuführen find und eine dauernde Erhöhung oder Ver— 
minderung des Stelleneinkommens (leßtere 3. B. bei Auspfar- 
zungen) in erheblichem Umfange zur Folge haben. 

Jedoch werden jtaatliche Stellen- oder Ulterszulagen, nad 
Maßgabe von 8 10 der Verordnung vom 19. Februar 1909, die 
Staatszulagen für Geijtliche und geiltliche Stellen betreffend, 
den jtattgefundenen Veränderungen entiprechend jedesmal vom 
Beginn des nächſten Kalenderjahres ab anderweit fejtgeitellt. 


87. Beihilfen an bedürftige Kirchengemeinden zur Deckuna 
bei der Bejoldungskajjfe etwa entjtandener Fehlbeträge werden 
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in der Regel nur einmalig, und zwar am Schluſſe jedes 
Kalenderjahres für das ablaufende Jahr, bewilligt. 

Geſuche find vom Kirchenvorſtand unter gehöriger Begrün- 
dung ſpäteſtens Ende September jeden Jahres bei der 
Kircheninjpektion anzubringen. Dabei iſt bejonders nachzu— 
weijen, bei welcher Stelle und wodurdh der Tehlbetrag ent- 
jtanden iſt. Über die eingegangenen Geſuche erjtatten die 
Kircheninfpektionen bis 1. November Beriht an das Evan— 
gelifch-lutherifhe Landeskonfijtorium. Wegen der Form diefer 
Berichte wird befondere Generalverordnung ergehen. 

88. Dem Kirchenvoritande, insbefondere dem Kirchrehnungs- 
führer erwächſt dadurch, daß er auf das Vorhandenfein ver- 
bältnismäßig beträchtlicher Barbejtände halten muß, eine grö- 
Bere Verantwortung und Vertretung. Gs werden ich nad) 
Befinden Vorkehrungen zur Sicherung diejer zeitweilig vor- 
bandenen Barmittel nötig machen. Die Kircheninfpektionen 
‚. werden deshalb ihr Augenmerk mit darauf zu richten haben, 
daß nicht nur die erforderlichen Geldbehältnijjfe vorhanden und 
ficher verwahrt find, fondern daß die Kaffenverwalter eventuell 
Kautionen zu bejtellen oder, ſoweit ſchon geſchehen, ſolche zu 
erhöhen haben. Auch die Beſoldungskaſſen unterliegen wie 
die übrigen von den Kirhrechnungsführern zu vertretenden 
Ralfen der bejonderen Beaufjihtigung und der von Zeit zu 
Zeit oder bei jonjt ſich bietender Gelegenheit auszuführenden 
Reviſion durch die Kircheninfpektion. 


I. Auszahlungen durdh die Kultusminifterialkaffe 
betreffend. 


89 Zu den Bezügen der evangelifch-lutherifhen Geijt- 
lihen, Kirchſchullehrer und anderen Kirchendiener, welche nad) 
8 2 des Kirchengeſetzes in die Beſoldungskaſſe einzuzahlen find, 
gehören die durch die Kultusminifterialkaffe zur Auszahlung 
gelangenden 

a) Zulagen zur Erhöhung des Einkommens der Geiftlichen 

auf 2400 M jährlich (Stellenzulagen), 

b) Entihädigung für die Trankiteuerbefreiung der Oeiftlichen, 

der Schullehrer und niederen Kirchendiener und 

e) Zinfen von Ablöfungskapitalien, Rentenzuſchüſſe und fis- 

kaliſchen Renten aus den beiden Geijtlichen Zehntablö- 
fungsfonds. 


8 10. Um fejtzujtellen, welche der vorjtehend unter b und c 
gedachten Bezüge künftig an die Kirchenvorjtände zu zahlen 
find, haben die le&teren dieſe Bezüge bis [pätejtens den 
1. Oktober dieſes Jahres bei der Kircheninſpektion mittels 
Schreibens nad) folgendem Mujter anzumelden: 

„Dem unterzeichneten Kirhenvorftand find auf Grund des 

KRirchengejeges vom 22. Juli 1902, die Gewährleiftung des 
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Stelleneinkommens von Geijtlichen und Kirchendienern be- 
treffend, fernerhin von der Rultusminijterialkafjfe zu Dresden 
Ba Bezüge gegen feine Quittung auszuzahlen: 


1 Trankſteueräquivalent für den Pfarrer, 

Den M, "„  » Diakonus, 

Sr „„ Kichfchullehrer, 
(event. Einfchaltung weiterer Stellen) 

4.2 2. „ Ablöfungskapitalzinfenufw. für den Pfarrer, 

De, m v» » Diakonus, 

(De een „„Kirrchſchullehrer, 


(event. Einſchaltung weiterer Stellen) 
allerjeits hier. 
Bollzug.“ 

8 11. Die Kircheninfpektionen haben die geftellten Anträge 
nach der Richtung zu prüfen, ob das Gewährleiftungsgeieß 
auf die aufgeführten Stellen Unwendung zu leiden hat, die 
geprüften Anträge für einen Ephoralbezirk zufammenzuftellen 
und dieſe Jufammenjtellung, in der Negel unter Zurückhaltung 
der Unmeldungsichreiben, bis [päteftens den 1. November 
diefes Jahres an das Gvangelifch-Iutheriiche Landeskonſi— 
forium einzufenden. In diefer Zujfammenitellung ſind Die 
Drte in der Reihenfolge der Anfangsbuchſtaben aufzuführen. 
Sie hat folgende Spalten zu enthalten: 

1. Laufende Nummer, 

2. Ort, 

3. Stelle, 

4, Sahresbetrag des Trankiteueräquivalents, 

5. Sahresbetrag der Ablöfungskapitalzinjen, Nentenzufchülfe 

und fiskalifchen Rente, 
und iſt abzujchliegen und zu vollziehen. 

Das Evangelifch-lutherifche Landeskonſiſtorium wird hierauf 
beim Mangel Bedenkens und, foweit nötig, nad) eingeholter 
Zultimmung des Röniglihen Minifteriums des Kultus und 
en Unterrichts die Kultusminifterialkaffe mit Weijung 
verjehen. 

8 12, Sollten einem Berechtigten noch andere, in das zu 
gewährleiftende Einkommen einzurechnende Bezüge aus der 
Kultusminifterialkafje zujtehen, fo ilt deren Zahlung an den 
Kirchenvoritand von diefem mittels bejonderen Schreibens durch 
Wermittelung der Kircheninfpektion beim Evangeliſch-lutheri— 
Ihen Landeskonfiltorium in Antrag zu bringen. 

8 13, Die erjftmalige Auszahlung an die Kirhenvorftände 
erfolgt, die rechtzeitige Stellung der Anträge vorausgeſetzt, zu 
den erjten Zälligkeitsterminen im Sahre 1903. 

8 14, Die Auszahlung erfolgt gegen vom Kirchenvorjtande 
unter Beidrückung feines re auszujtellende Quittungen, 
und zwar der Bezüge 
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S 9a in halbjährigen, jedesmal im Juni und Dezember zahl⸗ 
baren Teilbeträgen auf das jeweilig laufende Kalender- 
halbjahr, 

S 9b vom 1. September jeden Jahres ab auf das jeweilig 
laufende Kalenderjahr, 

$ 9e in halbjährigen Teilbeträgen, auf die Zeit vom 
1. Oktober des einen bis 31. März des anderen Jahres 
vom 1. März jeden Jahres ab, und auf die Zeit vom 
1. April bis 30. September vom 1. September jeden 
Sahres ab. 

Abweichungen hiervon bedürfen der Genehmigung des Evan- 
gelijch-Tutherifchen Landeskonfiftoriums beziehentlich des König- 
lihen Miniftertums des Kultus und öffentlichen Anterridts. 
Soweit jedoch zu 8 9b und ce die Auszahlung an den Kirchen- 
vorjtand durch Poſtanweiſung, ohne Einfendung von Quittung, 
zu 8 9a die Auszahlung in kürzeren als halbjährigen Ter- 
minen und zu $ 9c die Auszahlung aud in Zahresbeträgen 
und beziehentlicd) auf das Kalenderjahr angeordnet worden 
oder bisher erfolgt ift, bewendet es bei dieſer Zahlungsweife 
bis auf weiteres. 


$ 15. In Quittungen, die auf einen vollen Halbjahresbetrag 
der Stellenzulage (8 9 unter a) lauten und die fich vorkommen- 
denfalls auf die GStellenzulagen mehrerer Geijtlichen unter 
Einzelangabe der Stellen, der quittierten und der Zahres- 
beträge, beziehen können, ift vom Kirchenvorftande zu bejchei- 
nigen, daß die betreffende geijtliche Stelle in dem Halbjahre, 
auf welches die Quittung lautet, ununterbrochen jtändig beſetzt 
geweſen iſt. 

Iſt ein Geiſtlicher im Laufe eines Halbjahres verſtorben 
und find gnadengenußberechtigte Hinterlaffene vorhanden, fo 
ift auch der auf die Gnadengenußzeit entfallende Anteil der 
Stellenzulage an den Kirchenvorjtand auszuzahlen. Den Quit- 
tungen iſt ſolchenfalls ein amtlich vollzogenes Zeugnis des 
Superintendenten über den Tag des Todes, das Vorhanden— 
ſein von gnadengenußberechtigten Hinterlaſſenen und die Dauer 
des Önadengenuffes beizufügen. Reicht die Gnadengenußzeit 
über den Schluß eines Kalenderhalbjahres hinaus, fo bedarf 
es auf der Quittung über den Erfüllungsbetrag nur noch des 
Zeugniffes eines Geijtlihen oder eines anderen öffentlichen 
Beamten, daß eine gnadengenußberechtigte Berfon, welche nam- 
haft zu machen und deren Verhältnis zum Erblafjer (ob Witwe 
oder Kind) anzugeben tft, ſich noch am Leben befindet. Gind 
keine gnadengenußberechtigten Hinterlaffenen vorhanden, jo 
ijt der Quittung des Kirhenvorftandes über den bis Ende 
des Sterbemonats zu zahlenden Nejtbetrag die Sterbeurkunde 
beizufügen. 


Sofern nur über einen Teilbetrag der Stellenzulage zu 
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quittieren ijt, ift Einzelquittung auszuftellen und find, foweit 
vorjtehend nicht andere Bejtimmungen getroffen worden, die 
in Bunkt 7 der Verordnung vom 11. Tebruar 1892, die Be- 
rehnung und den Bezug des Einkommens geijtlicher Stellen 
bei eintretenden Amtswecdjeln betreffend (Verordnungsblatt 
des Landeskonfiitoriums vom Jahre 1892 ©. 29 flg.), unter a 
gedachten Zeugnifje beizufügen. Der Beifügung diefer Zeug- 
niffe bedarf es auch dann, wenn der Gtelleninhaber vom 
1. Januar oder 1. Juli ab in den Genuß oder mit dem 
30. Zuni oder 31. Dezember aus dem Genufie des Stellen: 
einkommens getreten ilt. 

Zeilbeträge können fofort nach Ablauf der Zeit, auf welche 
fie zu gewähren find, erhoben werden. 

Yür die Berechnung und den Bezug der Stellenzulagen ijt 
bei eintretenden Amtswechſeln die diefen Gegenjtand betref- 
fende, obenerwähnte Verordnung vom 11. Februar 1892 maß- 
gebend. Bei der erjtmaligen jtändigen Anftellung eines Geijt- 
lihen werden die Stellenzulagen von und mit dem Tage der 
Einweifung ab gewährt. 


8 16. Bei Erhebung der $ Ib und ce erwähnten Bezüge 
bedarf es auf den Duittungen einer Befcheinigung über Be— 
feßung der Stellen nicht, da diefe Bezüge zu dem fundierten 
Einkommen der Stellen gehören. In Sterbe- und Vakanz— 
fällen hat jich der Kirchenvorftand mit den Erben und gnaden- 
genußberedhtigten Hinterlaffenen beziehentlicy mit der Vakanz— 
kaſſe unmittelbar auszugleichen. 


8 17. Bezüge verfchiedener Art dürfen nicht in eine Quit- 
tung zufammengezogen werden. 


8 18. Sind von den GStelleninhabern Zahlungen irgend- 
welcher Art an die Kultusminifterialkaffe zu leijten, jo find 
die fälligen oder bis mit Schluß des Zahlungsmonats fällig 
werdenden Beträge bei den Zahlungen an den Kirchenvorſtand 
in Abzug und die Quittungen darüber anjtatt baren Geldes 
in Zurehnung zu bringen. Der Kirchenvorjtand hat den 
Zahlungspflichtigen ſolche Beträge von deren nädjtfälligem 
Bezuge aus der Bejoldungskaffe zu kürzen. 


819 Megen der Zahlung der Ulterszulagen der Geiſtlichen 
und anderer nicht unter das Gewährleiftungsgejeß fallenden 
Bezüge bewendet es bei den zeitherigen Beſtimmungen.“ 
Sollte jedoch wegen diefer Bezüge zwiſchen dem Kirchen— 
vorjtande und einem Berechtigten ein Übereinkommen dahin 
getroffen werden, daß dem le&teren auch ſolche Bezüge in 
monatlihen Raten aus der Beloldungskalje gewährt werden 
jollen, jo ift von der Kircheninfpektion ein Untrag an das 
Evangelifch-Tutheriihe Landeskonfiftorium auf Anweijung der 
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Kultusminifterialkaffe zur künftigen Zahlung an den Kirchen- 
voritand zu richten (vgl. $ 4 letter Abſatz). 

Don den Anträgen unter 88 10 und 11 find ſolche Anträge 
getrennt zu behandeln. 

Das Evangelifch-Iutherifhe Landeskonfiftorium wird, fofern 
ihm nicht Bedenken hiergegen beigehen, dem Antrage gemäß 
verfügen oder das Königlihde Minifterium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts um eine ſolche Verfügung erfuchen. 
Für die Auszahlung gelten dann die in 88 14 bis mit 18 ge- 
troffenen Bejtimmungen, jofern ihnen nicht jtiftungsmäßige 
oder andere vorjtehend nicht ausdrücklich aufgehobene Feſt— 
jegungen entgegenjtehen. } 

In Quittungen über der Befoldungskaffe zugewiefene Alters- 
zulagen für Geiſtliche ift vom Kirchenvorjtand zu bejcheinigen, 
daß der betreffende Geijtliche die fragliche Stelle noch ver- 
waltet, beziehentlich daß er jie während der Zeit, auf welche 
„die Quittung lautet, verwaltet hat. 

Wegen der Zahlung von Alterszulagen auf die Gnaden- 
genußzeit ift wie wegen der Stellenzulagen (8 15) zu verfahren. 


II. Schlußbeftimmungen. 

$ 20. Mach $ 1 des Kirchengefeßes ijt den Kirchengemeinden 
eine Gewährleijtungspflicht und die Verbindlichkeit zu monat- 
liher Vorauszahlung des feitzuftellenden Gehalts nur für 
Stellen mit einem reinen Stelleneinkommen bis zu 6000 M 
auferlegt worden. 

Durch diefe Beihränkung find jedoch freie Vereinbarungen 
swilchen den Kirchengemeinden und den Inhabern von geijt- 
lihen Stellen mit einem höheren Einkommen nit aus- 
geſchloſſen, ſei es, daß ſolche die Erjtreckung aller Beſtimmun— 
gen des Kirchengejfeßes bezwecken, oder, unter Ausſcheidung 
einer Gewährleiſtungsverbindlichkeit, nur die Errichtung geift 
licher Beſoldungskaſſen und die Einführung monatlicher Ge— 
haltszahlung zum Gegenjtand haben, wie ſolche Vereinbarungen 
zeither Schon in zahlreichen Gemeinden zu beiderfeitiger Befriedi- 
gung bejtehen. j 

Auf die Herbeiführung folcher freiwilliger Vereinbarungen 
hinzuwirken, wird jich aud weiterhin empfehlen. 

Wie daher die Rircheninjpektionen bei den ihnen durch das 
Kirhengefeg und die gegenwärtige Verordnung zufallenden 
Erörterungen nicht unterlaffen werden, zugleich auf die Rät- 
lichkeit der Einrichtung von Befoldungskaffen mit monatlicher 
Gehaltszahlung auch da hinzuweifen, wo fie nicht kirchen⸗ 
geſetzlich gefordert werden kann, ſo darf wohl auch von den 
Kirchengemeinden erwartet werden, daß fie es bei einer an 
jte ergebenden Anregung nicht an Entgegenkommen fehlen 
lajjen werden. 


— 
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Derartige Feititellungen bedürfen in jedem einzelnen Falle 
der Genehmigung des Zandeskonfijtoriums. 


8 21. Für Kirchen, welche nicht Parochialkirchen find, den 
betreffenden Stiftungsverwaltungen die erforderliche Anregung 
zugehen zu lafjen (8 14 des Kirchengefeßes), ijt Sache der Kirchen 
injpektionen. 


8 22, Innerhalb der Oberlaufig find die in gegenwärtiger 
Verordnung den Kircheninjpektionen zugewiejenen Gejchäfte 
von der Kreishauptmannfchaft Bauten als Konjijtorialbehörde 
zu beforgen. 


Dresden, den 22. Juli 1902.2 


1. Danad) werden die Staatszulagen an den Geijtlichen 
direkt gezahlt, und zwar im Juni und Dezember. 

2. In Grgänzung vorjtehender Ausführungsverordnung find 
nad) Ablauf des erjten fünfjährigen Zeitraums die BD. zu 
weiterer Ausführung des Gewährleijtungsgejeges vom 18. Okt. 
1907 (GVBBl. ©. 250), nach Ablauf des zweiten die VD. zu 
anderweiter Ausführung ufw. vom 15. Nov. 1912 (GVBL. 
©. 511) erlaffen worden. 
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© 
Nachweifung 
der Einkommensbezüge, welche der Befoldungskaffe für 

DIESER Pfarramt 

Diakonat 

Kirchſchulſtelle 
(das Unzutreffende iſt auszuſtreichen) 
RE Ephorie ........... oo 


zuzuführen jind. 
(Für j ede Stelle ar eine bejandere ae erforderlich.) 


7— Vaotael. 


Geldgefälle für abgelöfte Naturalbezüge. 


II. Rapttaginfen. 


IV. Bare Bezüge aus dem Kirchenärar, der 
Kirchgemeindekaſſe, der Staatskaffe, aus 
en uw. 
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32, Rirchengejeß, den Aufwand für die Stellvertre- 
tung der Geijtlihen und Kirchendiener betreffend; 
vom 19. November 1906, 

(GVBL. ©. 367 ff.) 

Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen mit Zuftimmung der evangelijch-Iutheriichen Lan— 
desiynode, was folgt: 


8 1. Der Aufwand für die Stellvertretung im Kirchen— 
dienjte, welche ohne Verſchulden des Geijtlichen, Kirch- 
ſchullehrers oder anderen Kirchendieners ſich notwendig 
macht, darf dieſem nur injoweit angejonnen werden, als 
dies ohne Verkürzung des ihm nad) feinem Dienjtalter 
oder auf Grund etwaiger bejonderer Anjtellungsbedin- 
gungen zuftehenden Mindejteinkommens, bei Kirchen- 
dienern, Die keinen Anjprud auf Dienjtalterszulagen 
haben, des ihm nad) dem Kirchengejege vom 14. No— 
vember 1896 zu gewährenden Mindeſtbetrags des kirchen- 
dienjtlichen Einkommens gejchehen kann. 

Im übrigen fällt dieſer Stellvertretungsaufwand der 
Kirchgemeinde, und wenn die Kirche nicht Parochialkirche 
ift, der kirchlichen Stiftung zur Laft. 


8 2, Geijtliche, Kirchſchullehrer und fonftige Kirchen- 
diener bleiben, wie bisher, verpflichtet, ſowohl ihren am 
Drte befindlichen als benachbarten Amtsgenojjen im Falle 
einer zeitweiligen Verhinderung im Kirchendienjte Aus— 
hilfe in den Amtsgefchäften zu leilten und nad) den An— 
ordnungen ihrer Ddienjtlihen Vorgeſetzten deren- Ver— 
tretung zu übernehmen. 


8 3. Aushilfe und Vertretung in Fällen unverjchul- 
deter Verhinderung im Kirchendienfte ift in der Negel, 
jofern jie durch Amtsgenofjen erfolgt, ohne Vergütung 
für die Mühwaltungen zu leiften. Der Erſatz unver- 
meidlicher Auslagen kann beanfprucdht werden. 


8 4, Überjteigt eine Vertretung duch Amtsgenoſſen 
oder innerhalb Jahresfriſt eine Mehrzahl folcher Ver— 
tretungen für diefelbe Perſon die Dauer von jechs Wochen 
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und erwächſt hierdurch für den Stellvertreter eine nennens- 
werte Belaftung, jo iſt dem leßteren für jede weitere 
Woche neben dem Erjage unvermeidlicher Auslagen eine 
Vergütung für feine Mühwaltungen zuzubilligen. 

Dieje ift je nad) der Art und dem Umfange der Müh— 
waltungen in der Regel für Geiftliche bis zu 15.%, für 
andere Kirchendiener bis zu 8 .M wöchentlich zu be- 
mejjen. 

Ausnahmsweiſe kann eine ſolche Vergütung aud bei 
kürzerer Dauer der Vertretung dem Stellvertreter zuge- 
billigt werden, wenn dies nad) Lage des Falles infolge 
Verſchuldens der Stellvertretung durch den zu Vertreten- 
den oder infolge bejonders ftarker Mlehrbelaftung des 
' Gtellvertreters oder wegen bejonderer Beichwerlichkeit 
der Vertretung angemeſſen erjcheint. 

Die Fetfegung der Vergütungen und Auslagen jowie 
die Entjceheidung darüber, wem der Gtellvertretungsauf- 
wand nad) den Beitimmungen diefes Geſetzes zur Laft 
fällt, erfolgt, joweit erforderlich, durch die Kircheninjpek- 
tion, in der Dberlaufig duch die dortige Aonjiftorial- 
behörde, bei Lehrern, welche Kirchendienft leiften, nad) 
Vernehmung mit der Schulbehörde. 


$ 5. Machen bei einer Vertretung durch Amtsgenoffen 
die Umjtände es notwendig, daß der Vertretene dem 
Stellvertreter zeitweilig Wohnung, Koft oder Verpflegung 
gewährt, jo hat die Kirchgemeinde oder Stiftung, foweit 
jie zur Tragung des Gtellvertretungsaufwands nach 8 1 
verpflichtet ift, dem Vertretenen für die Beköftigung und 
Verpflegung des Stellvertreters eine angemejjene Ent- 
Ihädigung zu gewähren. 


8 6. Ein zur Vertretung oder Unterftügung eines 
Geijtlihen abgeordneter Amtsgehilfe (Wikar) hat An- 
ſpruch auf 

1. bare Bejoldung, 

2. angemefjene, entjprechend ausgeftattete Wohnung und 

3. Verpflegung, bejtehend aus voller Beköftigung, Hei- 

zung, Beleuchtung und Bedienung. 
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Un Stelle der Wohnung und Verpflegung können 
dem Amtsgehilfen nad) dem Ermeſſen des Landeskon- 
jijtoriums Geldentjchädigungen angewiejen werden. 

Die Höhe der Befoldung und der für Wohnung oder 
Verpflegung etwa zu gewährenden Entihädigungen wird 
von dem Landeskonjijtorium im Verordnungswege feit- 
gejeßt.! 2 


8 7, Die Gewährung der baren Bejoldung und der 
etwa an Stelle der Wohnung oder Verpflegung zu leijten- 
den Öeldentichädigungen (8 6) liegt, je nachdem jie da- 
zu nad) 8 1 verpflichtet jind, dem Geiftlichen oder der 
Kirchgemeinde beziehentlich kirchlichen Stiftung ob. 

Die Wohnung und Verpflegung hat der Geijtliche dem 
Amtsgehilfen auf Erfordern des Zandeskonjijtoriums in 
jeiner Behaufung zu gewähren. 

Ein Anjprud auf Vergütung für die Mohnung jteht 
‚ihm ſolchenfalls gegen die Kirchgemeinde oder kirchliche 
Stiftung nicht zu. Die Verpflegung ijt, joweit die Kirch— 
gemeinde oder kirchliche Stiftung nach $ 1 den Stellver— 
tretungsaufwand zu tragen hat, nad) dem vom Landeskon— 
ſiſtorium feitgejegten Betrage ($ 6 Abjat 3) zu vergüten.! 

Außer dem Haufe dem Amtsgehilfen Wohnung und 
Berpflegung zu gewähren, ilt der Geiſtliche nicht ver- 
pflihtet. Laſſen die Verhältniffe nach dem Ermeſſen des 
Zandeskonjijtoriums die Gewährung von Wohnung oder 
Verpflegung im Haufe als untunlich erjcheinen, und 
kommt eine anderweite Negelung mit Genehmigung des 
- Sandeskonfiltoriums nicht zuftande, fo ilt an Stelle der 
Mohnung und der Verpflegung Geldentihädigung ($ 6 
Abſatz 2 und 3, 87 Abſatz 1) zu gewähren.! 


88 Dafern die in diefem Gefeße den Kirchgemein- 
den oder kirchlichen Stiftungen auferlegten Verpflich— 
tungen die Kräfte einer ſolchen nachweisbar überfteigen 
jollten, und andere Mittel, insbejondere von Kirchen- 
äraren, nicht vorhanden find, ſollen von dem Landes— 
konjitorium, joweit die dazu verfügbaren Mittel reichen, 
entjprechende Beihilfen gewährt werden. 
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S 9, Der Bertretene hat den gejamten Vertretungs- 
aufwand zu tragen, wenn er die Notwendigkeit der 
Stellvertretung durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit 
herbeigeführt hat. 


8 10. Injoweit die Stellvertretung, die hierfür zu 
leijtende Vergütung und die Tragung des Gtellvertre- 
tungsaufwands dur Vokation, Dienjtanweijung, Orts— 
jtatut oder jonjt bejtallungsmäßig geregelt iſt oder noch 
geregelt wird, hat es hierbei zu bewenden. 

Abweichungen von den VBorjchriften in 81 bedürfen jedoch 
in jedem alle der Genehmigung des Landeskonjiftoriums. 


8 11. Die in ihrem Amte begründete Verpflichtung 
» der Kirchjchullehrer, für den Ortsgeiftlichen aushilfsweife 
einzutreten, wird durch die Vorſchriften dieſes Gejeßes 
nicht berührt. 


Dresden, den 19. November 1906. 


1. Die Höhe der baren Befoldung, weldhe einem zur Ver- 
tretung oder Unterjtüßung eines Geijtlichen abgeordneten Amts- 
gehilfen zu gewähren ijt, und die Höhe der einem folchen 
Amtsgehilien für Wohnung oder Verpflegung etwa zu gewäh- 
renden Geldentihädigung wird hiermit bis auf weiteres auf 
monatlih 75 M Bejoldung, 25 M Vergütung für Wohnung, 
75 M Bergütung für — —— feſtgeſetzt (AusfVO. vom 
10. Dez. 1906 8 2, GBBl. ©. 400). 


33. Kirchengefeg, den Neifeaufwand bei Gajt- und 
Probepredigten, fowie die Umzugskoften bei An- 
jtellungen und Verfegungen der evaängeliſch-luthe— 
rischen Geijtlichen betreffend; vom 19, November 1906, 
(GVBL. ©. 401 ff.) 

Die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter haben 
bejchlojfen und verordnen unter Zuftimmung der evan- 
gelifch-lutherifchen Landesſynode wie folgt: 


Il. Den NReifeaufwand bei Gaft- und Probe- 
predigten betreffend. 
8 1. Den zu Gajt- oder Probepredigten berufenen 
Geiſtlichen find aus der Kirchen- oder Kirchgemeindekaſſe 
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als Vergütung für den notwendigen Unterhalt und für 
das Yortkommen Tagegelder und NReijekojten nach den 
Vorſchriften der 88 2 bis 4 zu gewähren. Ein Verzicht 
it unjtatthaft. 


8 2, Un Tagegeldern erhalten 
a) jtändige Geijtlihe und ſolche Gajt- oder Probe— 
prediger, welche bereits ein jtändiges Amt in der 
Landeskirche oder ein jtändiges Schulamt bekleidet 
haben, 10 M, 
b) noch nicht jtändige Geiftlihe und Predigtamtskan- 
dDidaten 8 M 
auf die Dauer der Abwejenheit von ihrem MWohnorte 
für jeden Kalendertag, und zwar nach dem vollen Gaße, 
wenn die Ubwejenheit an einem Tage 12 Stunden oder 
mehr beträgt, Dagegen bei geringerer als 12 jtündiger 
Abwejenheit nad) dem halben Saße. Hierbei ijt auf den 
Zu: oder Abgang zu oder von der Eijenbahn oder dem 
Dampfſchiff je eine Stunde zu rechnen. 


S 3. An Reijekoften werden erjtattet 

a) injoweit die Reiſe ganz oder teilweije mittels Eijen- 
bahn oder Dampfichiff bewerkitelligt werden kann, 
der Betrag des tarifmäßigen Fahrkartenpreiſes für 
die Fahrt in der I. Klajje der Eiſenbahn und in 
der I. Klajje des Dampfichiffes, ſowie der Betrag 
der Zufaßkarten bei Benußung von Schnellügen 
auf der Eijenbahn; 

b) für jeden Zu- oder Abgang zu oder von der Eijen- 
bahn oder dem Dampfichiff eine Vergütung von 
je 1 M, die jedody in Wegfall kommt, joweit eine 
Vergütung nad) Punkt c erfolgt; 

‚c) injfoweit die Reiſe ganz oder teilweije nicht auf der 
Eifenbahn oder dem Dampfſchiff zurückgelegt wer- 
den kann, entweder eine Kilometergebühr von 40 J, 

. wobei die Hin- und Nückreife befonders und jedes 
angefangene Kilometer für-ein volles gerechnet wird, 
oder der tatjächlich bejtrittene und auf Verlangen 
zu bejcheinigende Zortkommensaufwand. 

Böhme, Kirchengejege. 2. Aufl. 13 
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Iſt zur Fahrt auf der Eifenbahn oder dem Dampf- 
Ihiff die Karte einer niedrigeren als der an jich zu- 
läjjigen Klaſſe gelöjt worden, jo darf auch nur der tarif- 
mäßige Betrag der niederen Alajje berechnet werden. 
Wenn Nückfahrkarte benugt werden kann, darf nur der 
Preis einer folhen Karte in Anſatz gebracht werden. 

S 4. Bei jeder Reife jind foviel als möglich die 
nädjten Wege nad) dem Orte der Predigt und von da 
zurück nad) dem Mohnorte des Predigers einzujchlagen. 
Auch ijt die Aufenthaltsdauer am Drte der Gajt- oder 
Probepredigt nicht weiter als notwendig auszudehnen. 

Für eine durch den Zweck der Neife nicht begründete 
Verlängerung der Abwejenheit vom Mohnorte jowie für 
unnötige Umwege dürfen Tagegelder und Reijekojten 
nit in Anja gebracht werden. 

Befindet jih der Wohnort des Gaft- oder Probe: 
predigers außerhalb Sadjens, jo jind die Tagegelder 
und Neijekoften jo zu berechnen, als wenn die Reife erft 
von der Landesgrenze an unternommen worden wäre. 


I. Die Umzugskoften bei Anftellungen und Ver- 
jegungen betreffend. 

8 5. Beim Antritt eines geiftlichen Amtes in einer 
zur evangelijch-lutherifchen Landeskirche gehörigen Kirch— 
gemeinde mit Ausihluß der Anjtalts- und Garnijon- 
gemeinden ijt dem Geijtlihen aus der Kirchen- oder 
Kirchgemeindekaſſe Entihädigung für die Koften des 
Umzugs ausjchließlic nad) den Vorſchriften der 88 6 
bis 12 zu gewähren. Cine Vereinbarung, die den Vor— 
ſchriften in 88 6 bis 11 zuwiderläuft, jowie ein Ver— 
zicht, iſt unzuläſſig. 

86. Ständige Geiſtliche, welche infolge ihrer Ver— 
ſetzung nach einem andern Ort überſiedeln müſſen, er— 
halten eine Entſchädigung 

a) für die durch den Umzug unmittelbar — 

Transport- und beziehentlich Reiſekoſten, 

b) für den über den Zeitpunkt der Verſetzung hinaus 

anch gejeglicher oder vertragsmäßiger Beitimmung 
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für die verlaffene Wohnung noch zu bezahlenden 
Mietzins, 
e) für den etwaigen fonjtigen Umzugsaufwand. 
Die Geſamtentſchädigung darf ein Achtteil des mit der 
neuen Gtelle verbundenen katajtermäßigen Dienjtein- 
kommens nicht überjteigen. 


8 7, Die Erjtattung der unmittelbar durch den Um— 
zug entjtandenen Transport- und beziehentlich Reijekoften 
($ 6, a) erjtreckt fich auf 

a) den tatjächlichen Aufwand für den Transport des 

Mobiliars, einjchlieglih des Ein- und Auspackens 
desjelben, 

b) dietatjächlich aufgewendeten Reiſekoſten für den Geijt- 
lichen und diezu feinem Hausſtande gehörigen Berjonen, 

e) die während der Reife durch Zehrung und unver- 

meidliches Nachtquartier im Gajthofe für den Geift- 
lihen und die zu feinem Hausjtande gehörigen Per- 
jonen entjtandenen Unkojten nad) dem Sabße der 
Tagegelder (8 2) für die Perfon des Geijtlichen und 
nach dem halben Saße derjelben für jede der übrigen 
Perſonen, joweit fie über 10 Jahre alt find. 

Der umziehende Geijtliche hat fich über die Wahl der 
Transportmittel mit dem Kirchenvorjtande des Umzugs— 
ortes in Vernehmen zu jegen. 

Als zum Hausitande des Geijtlihen gehörige Perſonen 
gelten außer feiner Ehefrau und den feinen Hausjtand 
teilenden Rindern und Bedienjteten auch ſolche Verwandte 
oder Verjchwägerte, die feinen Hausjtand bisher geteilt 
haben und ferner teilen jollen, au) in der Hauptjacdhe 
von ihm unterhalten werden. 

' Bei der Benußung der Eijenbahn und des Dampf- 
Ihiffs ift für den Geiftlihen und feine Yamilienange- 
hörigen die Berechnung der II. Klafjfe der Eijenbahn 
und der I. Klajje des Dampfichiffs, für die zum Haus- 
jtande des Geijtlichen gehörigen übrigen Perſonen aber, 
dafern nicht im einzelnen Falle bejondere, jolchenfalls 
näher darzulegende Umftände ein Gleiches bedingen, die— 

13* 
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jenige der II. Klafjfe der Eijenbahn und der I. Klafje 
des Dampfichiffs gejtattet. Auch hier gilt die Bejtimmung 
in 83 Abſatz 2 Saß 1. 

Soweit Eijenbahn oder Dampfſchiff nicht benußt wer- 
den kann, haben jich der Geiltlihe und die zu jeinem 
Hausſtande gehörigen Perſonen tunlichſt eines gemein- 
jamen Transportmittels zu bedienen. 

8 8 Anſtatt der Mietzinszahlung (8 6, b) kann zur 
jofortigen Löjung des Mietvertrags eine einmalige Ab— 
findungsjumme vereinbart werden, dafern Dies dem 
Intereſſe des Abmieters und der erftattungspflichtigen 
Kaſſe entjpricht. 
8 9. Unter dem jonjtigen Umzugsaufwande ($ 6, c) 

jind alle unter $ 6, a und b nicht begriffenen Ausgaben 
und Aufwendungen zu verftehen, die fich lediglich durch 
den Umzug nötig gemacht haben. 

Iſt zur Vorbereitung des Umzugs eine Bejichtigung 
der künftigen Wohnung oder vorherige Ermietung einer 
jolchen nicht zu umgehen gewejen, jo wird der Aufwand 
für eine Neife nah dem neuen Mohnort vergütet. An 
diejfer dürfen verheiratete jtändige Geiftlihe die Ehefrau 
mit Anſpruch auf Erjtattung des Fahrgeldes und Ge- 
währung der Hälfte der ihnen jelbjt gebührenden Tage- 
gelder ($ 2) teilnehmen lafjen. Im übrigen ift das in 
8 7 Beitimmte auch hier anzuwenden. 

8 10, Müſſen ftändige Geiftliche infolge ihrer Ver— 
jegung innerhalb desjelben Orts in eine andere Woh— 
nung überjiedeln, jo kann ihnen für die tatjächlich er- 
wachſenen und notwendigen Koften des Umzugs eine 
Vergütung bis zur Höhe von 4 vom Hundert ihres pen- 
jionsfähigen STahresdienjteinkommens und eine Mliet- 
zinsentihädigung nach den Vorſchriften in $ 6 unter b 
und 8 8 gewährt werden. 

8 11. Geijtliche, welche zum erſten Male oder nad 
vorausgegangenem Ausſcheiden aus dem landeskicdhlichen 
Dienjt in einem jtändigen Amt der Landeskirche wieder 
angejtellt werden, können nur Erſatz des ihnen dur 
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den Umzug unmittelbar entjtandenen Koftenaufwandes 
($ 6, a und 8 7) beanjpruchen. 

8 12. Geijtlihen, die noch nicht jtändig find, und 
PBredigtamtskandidaten jteht im Falle ihrer Verwendung 
im geijtlichen Hilfsdienjte Anſpruch auf Erjag der Um— 
zugskojten nad) Maßgabe von $ 6, a und $ 7 dann 
zu, wenn jie bereits ordiniert jind oder für die neue 
Stelle, zu deren Verwaltung fie abgeordnet werden, ordi- 
niert werden jollen. 

Die Vergütung hat ſich auf ihren perjönlichen Bedarf 
zu bejchränken. Cine Vergütung für Mobiliartransport 
findet dann überhaupt nicht jtatt, wenn eine mit den 
notwendigen Möbeln ausgejtattete Wohnung gewährt wird. 

8 13. Geijtliche, welche aus einem anderen Lande 
in ein Umt der ſächſiſchen Landeskirche berufen werden, 
können auf Grund des gegenwärtigen Kirchengejeßes 
nur Erſatz des ihnen durch den Umzug unmittelbar ent- 
ſtandenen Koftenaufwandes ($ 6, a und 8 7) und Dies 
auch nur auf die Strecke von der Landesgrenze, be— 
ziehentlich bei der Benußung der Eijfenbahn oder des 
Dampfſchiffs von der Grenzitation an beanfpruden. 

$ 14. Ein ftändiger Geijtlicher, welcher feine Stelle 
früher als drei Jahre nach) deren Übernahme wieder ver- 
läßt, hat auf Verlangen des Kirchenvorjtandes Die 
empfangene Umzugsentſchädigung zurückzuerftatten. 

8 15. Golden Kirchgemeinden, welche mit Umzugs- 
entihädigungen infolge häufiger, durch Verſetzung her- 
beigeführter Erledigung derjelben geijtlichen Stelle oder 
infolge weiter Entfernung des bisherigen MWohnortes der 
von ihnen gewählten Geijtlichen bejonders ſchwer be- 
lajtet werden, ſollen vom Landeskonjijtorium entjprechende 
Beihilfen gewährt werden. 

8 16. Das NRegulativ wegen der Koften bei An- 
jtellung und Verſetzung der Kirchen und Schuldiener 
vom 18. Februar 1799 wird auch in Anfehung der Geift- 
lichen hiermit aufgehoben.! 

Dresden, am 19. November 1906. 
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1. Wegen der Auslöfung der Geijtlihen bei Bejud der 
Diözefanverfammlungen und anderer Amtsreiſen |. oben ©. 73 
Anm. 18. Auch bei Anftellung von Superintendenten hat die 
Kirchgemeinde die Umzugskoſten zu tragen (WD. des LRKon]. 
vom 1. Xov. 1912, E. 292 h). 


34. Kirchengefeß, die Dauer des Gnadengenufjes der 
Hinterlafjenen der evangelifch-Tutherifchen Geijtlichen 
betreffend; vom 31. Mai 1898, 
(GVBL. ©. 79.) 

Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter haben, 
um die Miederbefegung durch den Tod erledigter geijt- 
licher Stellen möglichjt zu bejchleunigen, bejchloffen und 
verordnen unter Zuftimmung der evangelifch-lutherifchen 
Landesſynode was folgt: 


$ 1. Die Dauer des Gnadengenufjes der Hinterlafjenen 
der evangelijch-lutherifchen Geijtlichen wird, dafern Der 
verjtorbene Geijtliche entweder 
a) das geijtliche Amt, dejjen Einkommen den Gegen- 
ſtand des Gnadengenufjes bildet, erſt nach dem In— 
krafttreten dieſes Kirchengefeges angetreten hat, oder 
b) nur gnadengenußberechtigte Perſonen Hinterläßt, 
welche ihr Recht aus einer erſt nad) dem Inkraft- 
treten dieſes Kirchengeſetzes gejchlojfenen Ehe ableiten, 
auf drei Monate, von Ablauf des Sterbemonats ange- 
rechnet, herabgejeßt.! 


8 2, Der Zeitpunkt des Inkrafttretens gegenwärtigen 
Kirchengejeges wird durch bejondere Werordnung be— 
ftimmt.? 3 


Dresden, am 31. Mai 1898. 


1. Die Gnadenzeit für den Genuß der Dienftbezüge eines 
verjtorbenen Geiltlichen feitens der Hinterbliebenen betrug bis- 
ber ein halbes Jahr vom eriten Tage des auf den Sterbe- 
monat folgenden Monats an gerechnet (Kirchenordnung v. 
1. Zan. 1580. Tit. Won Immunitatibus; VD. des KultMin. 
vom 28. Febr. 1839, GVBl. ©. 51). Gnadengenußberechtigt 
find die Witwe und die ehelichen Abkommen. Die Teilung 
bat im Zweifelsfalle nach Köpfen zu erfolgen (vgl. Wäntia, 
Benfionsgejege für die evang.-luth. Geiftlichen ©. 26 Note 38). 
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2. Uls Zeitpunkt des Inkrafttretens ijt der 1. Januar 1899 
a worden (Bek. vom 15. Sept. 1898, KonſBl. ©. 121). 


3. Vgl. im übrigen wegen des a, 2: über 
die Hinterlaffenenverforgung vom 21. Juni 1912 88 2 


35. Verordnung (des Evangelijch-Tutherifchen Qandes- 

Ronjiftoriums), die Verwaltung erledigter Kirchen- 

ämter und die Verwendung des Bakanzeinkommens 

von ſolchen Stellen betreffend; vom 19. Januar 1878, 
(KonſBl. ©. 10.) 


Das Evangelijchlutherijche Landeskonſiſtorium hat jich 
teils duch Schwierigkeiten und Zweifel, welche hier und 
da in Füllen der Erledigung geiftlicher Stellen in betreff 
deren interimijtiicher Verwaltung entjtanden find, teils 
durch vielfache Wahrnehmungen rückfichtlich des Vakanz— 
kajjenwejens veranlaßt gefunden, in beiderlei Hinficht auf 
Grund der jchon zeither bejtandenen Vorfchriften folgende 
Anordnungen zu treffen: 


A. Die Verwaltung erledigter Kirchenämter be- 
treffend. 

8 1. Nah Eintritt der Erledigung eines geijtlichen 
Amtes hat der zujtändige Ephorus ohne Verzug einen 
benachbarten Geijtlihen als jtändigen Stellvertreter (vi- 
carius perpetuus) für das betreffende Amt zu bejtellen 
und jowohl diejem die ihm während der Dauer der 
Vakanz zu übertragenden Rechte und Pflichten zu be- 
zeichnen, als auch die Sonn- und Felttage zu bejtimmen, 
an welchen eine Predigt durch auszufchreibende Vakanz— 
geijtliche zu halten oder von dem Kirchſchullehrer des 
Drtes zu lejen ift. 


82. Der an Sonn» und Feſttagen am WVakanzorte 
fungierende Vakanzgeiftliche hat außer dem Hauptgottes- 
diente auch alle anderen auf diefen Tag und die nädjft- 
folgenden zwei Wochen fallenden kirchlichen Amtsverrid)- 
tungen, jedoch was die letztgedachte Zeit anlangt, nur 
injfoweit zu verrichten, als jie nicht entweder dem vicarius 
perpetuus obliegen oder von dem Kirchfchullehrer ver- 
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jehen werden können. Insbejondere kann dem lekteren 
die Führung des Kirchenbuchs und die Austellung kirch— 
licher Zeugnijfe während der Bakanzzeit übertragen wer- 
den, ſowie derjelbe auch die Anmeldung kirchlicher Amts- 
verrichtungen anzunehmen hat. 

8 3. Zur Herbeiziehung von Wakanzgeiftlichen aus 
benadhbarten Ephorien bedarf es der Zuftimmung des 
betreffenden Ephorus. 

84. Der Ephorus ift nicht verpflichtet, auswärtige 
Vakanzarbeiten zu übernehmen. Die anderen Geiftlichen 
in der Ephoralparochie find nur infoweit zu ſolchen herbei- 
zuziehen, als es ohne Beeinträchtigung des Ephoralamtes 
und des Pfarramtes in, der Gphoralparochie gejchehen 
kann. Alle übrigen Ephoralgeijtlihen ohne Ausnahme 
können zu Vakanzarbeiten ausgejchrieben werden. Auch 
empfiehlt es jich, joweit möglich, emeritierte Geiftliche zu 
denjelben zu verwenden, jowie Wakanzpredigten und 
Orabreden während der DVakanzzeit Aandidaten der 
Theologie oder des Predigtamts zu übertragen. 


8 5. Das Vakanzausschreiben ift nicht nur den zur Über- 
nahme von Vakanzarbeiten in Ausficht genommenen Per- 
jonen, jondern auch den ſämtlichen Geijtlichen der Ephorie, ſo— 
wie dem Rirchenvorjtande des betreffenden Ortes zur Kennt- 
nisnahme, beziehentlich Nachachtung zuzufertigen, aud), jo- 
weit nötig, der weltlichen Injpektionsbehörde, dem Kirchen— 
patrone und dem Bezirksjchulinipektor bekannt zu geben. 

Die von dem Ephorus getroffenen Anordnungen können 
nicht ohne vorherige Genehmigung desjelben abgeändert 
werden. 

86. ad beendigter Vakanz ift wegen Übergabe 
der zu dem erledigt gewejenen Kirchenamte gehörigen 
Akten, Dokumente, Bücher ufw. an den neu ange- 
ftellten Oeiftlichen von dem Ephorus Fürjorge zu treffen. 


B. DBerwendung des DBakanzeinkommens be- 
treffend. 


8 7. Kommt ein Ricchenamt durch den Tod feines bis- 
herigen Inhabers zur Erledigung und Hinterläßt derjelbe 
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eine Witwe und eheliche leibliche Defzendenten, jo erhalten 
dieje Nelikten die gejamten Einkünfte des Amtes noch auf 
die Dauer der gejeglichen Gnadenzeit. Doch haben diejelben 
während dieſer Zeit nicht nur alle im Amte begründeten 
Ausgaben, wie jie ihr Erblafjer, wenn er noch lebte, zu 
leijten gehabt hätte, von dieſen Einkünften zu beitreiten, jon- 
dern auch für die Wohnung und Beköjtigung des vikarie- 
renden Geijtlichen, jowie für deren Fortkommen Sorge zu 
tragen und die zur gehörigen Fortverwaltung des Amtes 
erforderlichen Botenlöhne, Mundationsgebühren und ſon— 
tigen Verläge zu übernehmen, während jie zur Gewährung 
weiterer Nemunerationen an die vikarierenden Geijtlichen, 
Lehrer und Kandidaten nicht verpflichtet find. 

Mürde jedoch ein von der oberjten Kirchenbehörde 
zur Verwaltung des betreffenden Amtes beftellter Vikar 
während der Gnadenzeit in Funktion fein, beziehentlich 
bleiben, jo liegt die Gewährung der demjelben ausgejegten 
Remuneration den Nelikten ob. 


88 Kommt ein Kirchenamt durch Verjegung, Eme— 
titierung oder Amtsniederlegung jeines bisherigen In— 
habers zur Erledigung, oder dauert nad) dem Schlufje 
der Gnadenzeit die Erledigung des Amtes noch länger 
fort, jo ijt jolchenfalls eine Vakanzkaſſe zu bilden, in 
welche mit Eintritt der Vakanz, beziehentlich vom Ende 
der Gnadenzeit an jämtliche Einkünfte der betreffenden 
Stelle, insbejondere auch die an die Stelle der früheren 
Akzidenzien und fonjtigen firierten Bezüge getretenen 
fejten Gehalte zu fliegen haben und welche von dem 
Rirhenvorjtande zu verwalten ift. 

89 Aus diefer Kajje find zunächſt die durch Ver— 
jorgung des erledigten Kirchenamtes entjtehenden Kojten 
zu bejtreiten. Soweit hierunter bare Verläge, 3. B. die 
Verläge der vikarierenden Geiftlihen für Yortkommen, 
Porti, Botenlöhne und dergleichen, ſowie diejenigen Zah- 
lungen begriffen find, deren Leitung auch dem Gtellen- 
inhaber nad) Maßgabe der bejtehenden Vorjchriften ob- 
gelegen hätte [wie 3. B. die in $ 6 des Gejeges vom 
8. April 1872, die Emeritierung der Gvangelijch-luthe- 
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riihen Geiftlichen betreffend, erwähnten Beiträge zum 
geiftlichen Emeritierungsfonds],! jo ift der Kirchenvorjtand 
zu deren Verausgabung aus der Vakanzkaſſe ermächtigt. 
Dagegen hat derjelbe fich jeder weiteren Verfügung über 
das VBakanzeinkommen zu enthalten, vielmehr nad) Er- 
ledigung der Bakanz eine Rechnung über die Einnahmen 
und die nach) obigem von ihm bejtrittenen Ausgaben 
der Vakanzkaſſe aufzustellen und nebjt den erforderlichen 
Belegen der Kircheninfpektion zur Prüfung zu überreichen. 

8 10, Die Entjchliegung darüber, ob und nad) welcher 
Höhe das Wakanzeinkommen zu Nemunerationen für 
die Vakanzarbeiten? zu verwenden ijt, jteht den Kirchen- 
injpektionen zu. Diejelben haben hierbei darauf Bedacht 

"zu nehmen, daß der Beitand der Vakanzkajjen nicht in 
übermäßiger Weije gejchmälert werde. Daher wird da- 
bei einesteils auf die Höhe des Einkommens der va— 
kanten Stelle, anderenteils auf den Umfang der dem 
Bakanzgeijtlichen obgelegenen Mühwaltung Nükficht zu 
nehmen fein. Dagegen ijt darüber, ob und inwieweit 
das DBakanzeinkommen aud zum Beſten der betreffen- 
den Gtelle oder zu anderen kirchlihen Zwecken zu ver- 
wenden jei, lediglih von der Konjijtorialbehörde, aljo 
der Kreishauptmannfhaft zu Baugen für die geiftlichen 
Stellen der Dberlaufig [dem Gejamtkonfijtorium zu 
Glauchau für die geiftlihen Stellen in den Schönburg- 
ſchen Nezegherrichaften]? und dem Evangelifch-lutherifchen 
Sandeskonfiftorium für alle übrigen geiftlichen Stellen 
des Landes Entjchliegung zu fallen. 

Die Verwendung zu anderen Zwecken, als zu Remune— 
rierung von Vakanzarbeiten, kann jedod) nur ausnahms- 
weile auf Grund bejonderer dringender Veranlaſſung 
bewilligt werden. 

8 11. Der verfügbar gebliebene Reſt des Wakanz- 
einkommens wächſt dem Subjtantialvermögen der Stelle 
zu, iſt zinsbar anzulegen und bei dem Kirchenärar, je- 
doch von dem Vermögen desjelben getrennt und unter 
bejonderer Rechnungsführung darüber in einem Anhange 
zur Kichrechnung zu verwalten. Die Zinfen diejer Kapi- 
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talien dienen zur Verbejjerung des Einkommens der 
Stelle und find dem GStelleninhaber neben der ihm zu— 
jtehenden feſten Bejoldung zu gewähren.* 

8 12. Vorſtehende Beftimmungen in 88 8 bis 11 find 
auf das Kirchendienfteinkommen vakanter Kirchſchul— 
jtellen analog anzuwenden.’ 

8 13. Durch gegenwärtige Verordnung findet Die 
Verordnung vom 14. April 1856, die Verwendnng des 
Subjtantialeinkommens vakanter geiftlicher Stellen be- 
treffend (Gejeß und Verordnungsblatt für 1856, Seite 53), 
ihre Erledigung. 

Dresden, am 19. Januar 1878. 


1. Erledigt dur G. vom 10. März 1890 (GVBL. ©.42) 81. 

2, Bol. BD. vom 29. San. 1871 (KonjBl. ©.18). Etwaige Ver— 
zeichräffe der Wakanzarbeiten find ohne Ipezielle Koſtenanſätze für 
die einzelnen Arbeiten einzureichen. Die Remunerationen find viel- 
mehr fowohl für den vicarius perpetuus, wie für die übrigen Va— 
kanzgeiſtlichen ev. den Rirchichullehrer in einem Averfionalbetrag 
neben den Verlägen fetzuitellen (VO. des LKonſ. vom 15. Okt. 
1879, KonſBl. ©. 94). 

3. ©. oben ©. 20 Note 11. - 

4, Die Bakanzkajjenzinien find in das Gtelleneinkommen 
einzurechnen (Bek. vom 27. Nov. 1905, KonſBl. ©. 139.) 

5. Über die Kirchſchulvakanzkaſſe Hat der Kirchenvorjtand allein 
unter Aufficht der Koinfpektion Rechnung zu führen (BD. vom 
21. Mai 1880, KonſBl. ©. 33). Die Koften der Interimsverwal- 
tung find nicht aus dem Önadengehalt zu decken (Siihers3.28,39). 


c) Penſionsverhältniſſe der Geiſtlichen. 

36. Gejeß, die Errichtung einer Prediger-Witwen- 
und Waifenkajje betreffend;! vom 1. Dezember 1837. 
(GVBl. ©. 185 ff.) 

Wir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König von 
Sachſen ufw. haben, mit Zuftimmung Unferer getreuen 

Stände, bejchloffen und verordnen hierdurd: 
Errichtung der Kaffe. 
8 1. Es joll eine Penſionskaſſe für die Witwen und 
Maijen der evangelifch-utherifchen und der evangelijch- 
veformierten Geijtlichen errichtet werden.” 
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Fonds derjelben. 

8 2. Der Stammfonds für diefe Kaffe wird ent- 
nommen von den Überjchüffen, die aus der von dem 
Kurfürjten August im Jahre 1583 errichteten Stiftung 
angejammelt worden find. 

Es jollen daher von denjelben 223661 Tir. 20 Gr. 
11 Pig. ſofort in diefe Kaffe eingelegt und dasjenige, 
was aus Staatskaffen zeither zu den Penſionen der 
Witwen und Maifen von Geiftlihen aus den, dem 
Königreihe Sachſen verbliebenen Teilen der Stifter 
Merjeburg und Zeit an die Augufteiche Stiftungskajje 
gezahlt worden iſt, joll alljährlich an die neue Kaffe ab- 
gegeben werden. 

Die übrigen Fonds und die jährlichen Einkünfte der 
Augufteiihen Stiftung an 1968 Tr. 18 Gr. — Pfg. 
Nente, werden fernerhin abgejondert verwaltet und der 
Stiftungsurkunde vom 4. April 1583 gemäß zu Unter- 
ſtützung alter, verdienter Geiftlihen in den Erblanden, 
jowie deren Witwen und Waiſen verwendet. 


Teilhaber an derjelben. 

8 3. Alle Superintendenten, Pfarrer und Diakonen, 
jowie deren Gubftituten in unſerem Königreiche, jedoch 
für jegt mit Ausfchluß derjenigen Geiftlihen, welde 
jih nad) 8 4 noch einzukaufen haben, find diejer Pen- 
jionsanftalt beizutreten verbunden und berechtigt, jie 
mögen verheiratet fein und Kinder haben oder nicht. 
Vikarien und Hilfsprediger nehmen jedoch an der Kaſſe 
keinen Anteil. 

Fortſetzung. 

8 4. Da an der Auguſteiſchen Stiftung die Geiſtlichen 
in der Dberlaufig und in dem Sprengel des Konjijtorii 
zu Glauchau, ingleichen die reformierten Geiftlichen keinen 
Anteil haben, jo bleiben die Witwen und Waiſen diejer 
Geijtlihen von der zu errichtenden Penſionskaſſe fo 
lange ausgejchloffen, bis für dieſelben ein Yonds er- 
mittelt und zu dieſer Kafje eingezahlt wird, der, nad) 
Verhältnis der Zahl diefer Geiftlichen zu der Zahl der 


bei der Augufteilchen Stiftung beteiligten Stellen, dem 
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Kapitale gleihkommt, welches jet aus der Augufteifchen 
Stiftungskajje in die neue Penjionskajje fließt. Bei 
Berechnung diejes Fonds wird von der aus der Augu— 
ſteiſchen Stiftungskafje eingelegten Summe (8 2) der 8 8 
angegebene Betrag in Abrechnung gebracht, jo daß hiernad) 
für jede geijtlicye Stelle 200 Tr. einzuzahlen jind.? ufw. 
Penfionen der Witwen und Waifen ufw. 

88 Die Witwen und Waifen der vor Gröffnung 
diejer Penſionsanſtalt verjtorbenen Geijtlichen, welche bei 
der Augufteilchen Stiftung beteiligt find, erhalten die 
zeither aus diejer Stiftung verabreihten Provijionen 
nunmehr aus der neuen PBenfionskajje, jedoch ganz nad) 
den zeitherigen Bejtimmungen. Es ijt zu dem Ende die 
Summe von 41661 Tlr. 20 Gr. 11 Pig von den aus 
der Augujteijchen Stiftung einzuzahlenden Überjchüjjen ($ 2 
und 4) abzuziehen, bejonders PBenjionskajje einzulegen und 
davon die Deckung diejer Provijionen zu bewirken. 

Zeit des Eintritts und Bedingungen des Austritts. 

89 Müt dem Tage, an welchem die Eröffnung diefer 
Benfionsanftalt erfolgt, werden alle jowohl bereits eme- 
titierte, als noch im Amte jtehende Geiſtliche, die künftig 
anzuitellenden aber mit dem Tage ihrer Konfirmation 
Mitglieder derjelben und können nicht anders austreten, als 
durch Niederlegung ihres Amtes, womit aber aud) jie und 
die Ihrigen alle Anſprüche an die Kajje verlieren. ujw. 


8 10, ujw. 
Vertretung der Kaffe. 

$ 12, Der Staat übernimmt die Vertretung dieſer 
Penſionskaſſe dergeftalt, daß, wenn die laufenden Aus- 
gaben derjelben von den laufenden Einkünften nicht ge- 
deckt werden können, der Mehrbedarf aus der Staats— 
kaſſe zugeſchoſſen werden ſoll. 

Der Kapitalfonds der Kaſſe, auch der durch Erſpar— 
niſſe geſammelte, darf nie angegriffen werden. 


Deren Rechte und Immunitäten. 
8 13. Die Kaſſe ſoll die Rechte milder Stiftungen, 
auch die Stempelfreiheit genießen und alle Behörden 
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jollen in allen die Verwaltung derjelben angehenden 
Angelegenheiten jportelfrei für diejelbe arbeiten. 


Ausführung und Verwaltung der Anftalt. 

8 14. Unjer Minifterium des Kultus und öffentlichen 
Unterrihts hat diefe Penfionsanftalt in Ausführung zu 
bringen, die näheren Bejtimmungen durch Verordnung 
feftzufegen und der Verwaltung derjelben ſich zu unter- 
ziehen. 

Urkundlich Haben Wir Ddiejes 

Gejeß 
eigenhändig unterjchrieben und Unſer KRönigliches Giegel 
beidrucken lajjen.? © 

Dresden, den 1. Dezember 1837. 


1. Aufgehoben find 88 5, 6, 7 u. 11 Abſ. 1 dur ©. vom 
9. April 1872, 8 I Abf. 2 und $ 10 Abſ. 1 durd G. vom 3. Mai 
1892, 8 9 Abf. 3 und $ 10 Abf. 2 durch 6. vom 21. Juni 1912, 
8 11 Abſ. 2 u. 3 find erledigt. Hinfichtlich der Pfändung und 
Abtretung der Penjionsbezüge vgl. 8 20 des ©. vom 21. Juni 
1912. 

2. Bol. wegen der Unterjtügungskaffe für unverforgte Pre- 
Digerstöchter BD. des AultMlin. vom 4. Dez: 1858 (Cod. ©. 210 
Note 2a). Megen des Landesvereins zu Unterjtügung ver- 
waijter und unverforgter Vredigerstöchter im Königreiche Sach— 
fen ebenda Note 2b. Megen der vom Evangeliſch-lutheriſchen 
Zandeskonfiftorium zu Weihnachten an hilfsbedürftige Hinter- 
lajfene zu gewährenden außerordentlihen AUnterjtügung, jiehe 
Cod. ©. 211. Die in verfchiedenen Ephorien bejtehenden Grabe- 
(Zuneral-) ſowie Witwen- und Waifenkafjen mit Beitritts- 
zwang find, foweit fie früher ftaatlich anerkannt worden jind, 
bejtehen gelajfen worden. Auch bewendet es bei den in den- 
jelben jtatutarifch vorgefehenen Beiträgen aus den Kirchen— 
äraren. Dagegen iſt die Neubegründung derartiger Kajjen 
mit Beitragszwang ausgeichloffen (vgl. Komm. des KultMin. 
vom 13. Okt. 1885, Cod. ©. 210 Note 1; Mäntig, Penfions- 
geſetze ©. 38 ff.). 

3. An der Kaffe nehmen jegt teil auch die Geijtlihen an 
den reformierten Kirhen in Dresden und Leipzig und Die 
evangelifch-lutherijchen Geiftlihen der Dberlaufig und der vor- 
maligen Ephorie Glauchau (Cod. ©. 212 Nr. 5). Ausgeſchloſſen 
find die Geiftlihen an jtaatlihen Straf- und Verforgungs- 
anftalten (Cod. ©. 211 Note 4). 

4. Am 1. Zanuar 1838 (VD. vom 24. Dez. 1837, GVBl. 
©. 188, $ 1). 
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5. Wegen der Hinzufchlagung des NRejervefonds zum Haupt 
fonds und der Anjprücde älterer Witwen vgl. 88 3 u. 8 des 
im übrigen aufgehobenen G. vom 9. April 1872 (GVBl. 
©. 110/11). 


6. Wegen der Erhöhung der Witwen- und Waifenpenfionen 
vgl. ©. vom 24. Dez. 1908 (GVBL. ©. 377). 


37, Gejeß, die Emeritierung der evangelijch-luthe- 
riſchen Geijtlichen betreffend; vom 8 April 1872, 
(GVBL. ©. 105.) 


Mir Johann, von Gottes Gnaden König von Sad)- 
jen ufw. haben auf den Vorjchlag Unferer in Evangelicis 
beauftragten Staatsminijter über die Penjionierung der 
in Ruheſtand tretenden evangelifch-lutherifchen Geiſt— 
lichen bejchlojjen und verordnen, unter Zuſtimmung Unferer 
getreuen Stände, folgendes: ujw.! 


8 3. Bei Feititellung der Höhe des Amtseinkommens 
zum Zwecke der Berechnung der Penſionen jowohl als 
der Ubentrichtungen zum Gmeritierungsfonds (88 9, 12) 
jind N 

perjönliche, dem Geijtlihen auf feine Dienftzeit be- 

mwilligte, nicht widerruflihe Zulagen, ſowie 

der Wert einer freien Dienftwohnung oder ein Aqui— 

valent dafür 
mit in Anrechnung zu bringen. 
ujw. 


8 4. Superintendenten werden rückfichtlich ihres Pfarr- 
einkommens und der Ephoraljporteln wie andere Geijt- 
lihe behandelt; ujw. 


8 9. 3. Beziehen Geijtliche 

a) vor erfülltem 30. Lebensjahre ein Amtseinkommen 
von mehr als 3600 M, 

b) vor erfülltem 35. Lebensjahre ein Amtseinkommen 
von mehr als 4800 M, 

ce) vor erfüllten 40. Lebensjahre ein Amtseinkommen 
von mehr als 6000 M 
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jo haben fie in jedem dieſer drei Fälle bis zur Erfül- 
lung des dabei bezeichneten Lebensjahres, längjtens je- 
doch fünf Jahre hindurch, die Hälfte des betreffenden 
Mehrbetrags ihres Amtseinkommens an den Emeritie- 
rungsfonds abzugeben.? 


8 10, 4. Der Gmeritierungsfonds erhält weiter einen 
Zuſchuß von 3000 Tlrn. jährlich aus der jogenannten 
Gejangbudhskajfe. 


8 11. Wenn die 88 [6] bis 10 aufgeführten Zuflüffe 
des Gmeritierungsfonds nebſt den Kapitalzinfen nicht 
ausreichen, das Bedürfnis desjelben zu decken, jo ilt das 
Tehlende aus der Staatskaſſe zuzujchießen. 

uſw. 


8 16. Spezialkaſſen und andere Einrichtungen, durch 
welche die Geiſtlichen auf gewiſſen Stellen im Falle 
ihrer Emeritierung Penſion erhalten, können neben dem 
allgemeinen Emeritierungsfonds fortbeſtehen. 

Der Geſamtbetrag der Penſionen, welche ein Emeri— 
tierter aus Spezialkaſſen und dem Emeritierungsfonds 
bezieht, darf nie den Betrag des Einkommens ſeiner 
letzten Stelle überſteigen; ein etwaiger Aberſchuß geht 
dem Emeritierungsfonds und den beteiligten Spezial— 
kaſſen nach dem Verhältniſſe der aus denſelben zu ge— 
währenden Penſionen zugute. 

Bezüge aus privaten, von den Geiſtlichen ſelbſt unter— 
haltenen Kaſſen, bei denen der Eintritt ein ganz frei— 
williger ift, find nicht mit einzurechnen.? 


8 17. Ein emeritierter Geiftlicher, welcher künftig 
jeinen weſentlichen Wohnfig außerhalb Deutſchlands 
nimmt, erleidet, wenn die ihm bewilligte Penſion über 
200 ZTir. beträgt, einen Abzug von 10 Prozent, dafern 
ihm nit vom Könige im Wege der Gnade der volle 
Genuß der Penfion im Auslande gejtattet wird. 

ujw. 


8 19. Solange bereits angeftellte Geiftliche in ihren 
jeigen Amtern verbleiben, findet $ 9 auf fie dann Reine 
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Anwendung, wenn ihnen die Beſtimmungen der 88 9, 
10 und 14 des Gejeßes vom 19. September 1864, die 
Emeritierung der evangelijch-Tutherifchen Geiftlichen be- 
treffend, günjtiger find; es bewendet vielmehr jolchen- 
falls für jie bei ihren auf dieſen Beftimmungen be- 
ruhenden Verpflichtungen. Im übrigen und unbejchadet 
der Vorſchrift im $ 1 wird das Gejeß vom 19. Sep- 
tember 1864 hierdurch aufgehoben. 


8 20, Unjer Minifterium des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts iſt mit der Ausführung diejes Gejeßes be- 
auftragt und hat den Termin zu bejtimmen, mit welchem 
dasjelbe in Anwendung kommen joll. 

Urkundlich haben wir diejes 


| Gefetz 
eigenhändig vollzogen und Unſer Königliches Siegel bei— 
drucken laſſen. 


Gegeben zu Dresden, am 8. April 1872. 


1. Wegen Aufhebung der Beſtimmungen in 88 1, 2,3 
2152, 855, 7, 12, 13, 15 0.18 vgl. ©. vom 3. Mai 1892. 
Die Bejtimmung in $ 4 legter Saß hat ſich erledigt, feitdem 
die Dienjtaufwandsentihädigung vom Gehalte der Superin- 
tendenten getrennt worden ijt (Cod. ©. 459 Note 9). — 8 6 ijt 
aufgehoben durch G. vom 10. März 1890 $ 2 it. b. — 88 
aufgehoben durch ©. vom 3. Mai 1898 (GVBL. ©. 43). — 8 14 
bat jich durch) die neuere Gejeßgebung erledigt. Megen Pfän- 
dung und Übtretung der PBenfionsbezüge gelten diefelben Vor— 
ihriften wie für das Dienfteinkommen der Geiſtlichen j. oben 
Vorbemerkung zu Abt. Ib. Vgl. im übrigen AusfVO. zum 
Penſionsgeſetz vom 10. März 1890 (GVBL. ©. 44ff.), — Von 
dem Verjicherungszwange der Ungeltellten (RG. vom 20. Dez. 
1911) find die Geiftlihen befreit. Auch Hilfsgeijtliche und 
Vikare (VD. des LRonf. vom 22. April 1913, A 866 a). 

2. In der Faſſung des G. vom 27. Mai 1910 (GVBL. ©. 83). 
Über die Faſſung der Rechnungsbelege |. WD. vom 15. Juni 
1898 (KonſBl. ©. 55). Die Abzüge mindern das Gtellenein- 
kommen und find bei der Einihäßung zur Staatseinkommen- 
Ber Besen (Cod. ©. 459, 460 Note 13 u. 14; f. oben 

. 167). 


3. Megen des aufgelöjten Geiftlihen Gmeritenhilfsvereins 
für das Königreih Sadfen vgl. das GStiftungsitatut vom 
14. Dez. 1891 (Konjdl. 1892, 9). 


Böhme, Kirchengeſetze. 2. Aufl. 14 
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38. Gejeß, Abänderungen der gejeglichen Beſtim— 
mungen über die Penjionsverhältnijfe der evange- 
Lifch-Tutherifchen Geiftlihen und der Hinterlafjenen 
diefer und der evangelifch-reformierten Geiftlichen 
betreffend; vom 3. Mai 1892, 
(GVBL. ©. 132 ff.) 


Mir Albert, von Gottes Gnaden König von Sach— 
fen uſw., haben, joweit es jih um die evangeliſch— 
futherifhe Kirche Handelt, im Einverftändnis mit Unſeren 
in Evangelieis beauftragten Staatsminiftern und der 
Evangeliſch⸗lutheriſchen Landesſynode, beſchloſſen und ver- 
ordnen unter Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände fol— 
gendes: 

Es werden aufgehoben: 

1. 88 1, 2, 3 Abjag 2; 88 5, 7, 12, 13, 15 umd 18 
des Gejeßes, die Gmeritierung der evangeliſch-lutheriſchen 
Geijtlihen betreffend, vom 8. April 1872; 

2. 89 Abſatz 2 und $ 10 Abſatz 1 des Gejeßes, die 
Errichtung einer Prediger-Witwen und Waiſenkaſſe be- 
treffend, vom 1. Dezember 1837. 

An die Stelle des Aufgehobenen treten nadjtehende 
Beltimmungen: 


8 1. Jeder evangelifch-Iutherifche Geiſtliche hat An- 
ſpruch auf die gefegliche Penfion aus dem unter ber 
Verwaltung des Minifteriums des Kultus und öffent- 
lihen Unterrichts ftehenden geiftlihen Gmeritierungs- 
fonds, wenn er im Königreihe Sachſen ein jtändiges 
geiftliches Amt! wenigjtens 10 Jahre lang verwaltet hat 
und wegen eingetretener körperlicher oder geiltiger Dienit- 
unfähigkeit von der Konfijtorialbehörde in Ruheſtand 
verjegt wird, oder nad) erfülltem 65. Lebensjahre oder 
aud nad 40 Dienftjahren fein Amt niederlegen will. 


8 2. Hat ein Geiftliher das 65. Lebensjahr erfüllt, 
jo kann feine Verfegung in den Ruheſtand unter Ge⸗ 
währung der geſetzlichen Penſion von dem Evangeliſch— 
lutheriſchen Landeskonſiſtorium verfügt werden. Ein 
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Widerſpruch hiergegen jteht ihm nicht zu. Der bezüg- 
liche Beihluß des Evangelifch-lutherifchen Landeskonji- 
jtoriums iſt dem betreffenden Geijtlihen mindejtens 
3 Monate vor dem Zeitpunkte, mit welchem die Ver— 
jeßgung in den NRuheftand eintreten ſoll, jchriftlich zu er- 
öffnen. 


8 3. Iit ein Geiftlicher durch Krankheit, die eine 
Miederheritellung hoffen läßt, ein Jahr hindurch an der 
Verrichtung jeiner Dienjtgejchäfte fait gänzlich behindert 
worden und beim Ablauf des Jahres noch nicht völlig 
genejen oder in der Folgezeit durch erneute Krankheit 
anderweit auf längere Zeit an der Verrichtung jeiner 
Dienſtgeſchäfte behindert worden, jo kann er, falls der 
Miedereintritt voller Dienjttüchtigkeit noch erwartet werden 
darf, annoch ein Jahr lang in Wartegeld verjegt werden. 

Nah Ablauf des Martegeldjahres treten bei fort- 
dauernder Arankeit die Beltimmungen wegen der Pen- 
fionierung ein. 

Das MWartegeld beträgt ”/ıo des nad) der Beitimmung 
in 87 Abſatz 1 zu ermittelnden Einkommens, mindejtens 
aber 2100 M für das Jahr, und ijt, joweit es nicht 
etwa neben Belajjung der Amtswohnung oder des jtatt 
derjelben gewährten Wohnungsgeldes aus dem Gtellen- 
einkommen gedeckt werden kann, von dem Evangeliſch— 
lutherifhen Zandeskonfiftorium aus den zu feiner Ver— 
fügung ftehenden landeskirchlichen Stiftungsmitteln zu 
bejtreiten. 

- Die in Wartegeld verbrachte Zeit kommt bei der 
Benfionierung als aktive Dienftzeit in Anrechnung, auch 
iſt dieſelbe denjenigen Geiltlichen, weldhe aus dem Warte- 
geldftande wieder in ein geijtlihes Amt eintreten, bei 
Berechnung der geordneten Dienitalterszulagen als aktive 
Dienjtzeit in Anrechnung zu bringen. 

In Wartegeld ftehende Geijtliche bleiben der Diſzi— 
plinargewalt des Gvangelifch-lutherifchen Landeskonji- 
jtoriums nach den für Geijtliche geltenden Difziplinar- 
vorſchriften unterworfen. 

14* 
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Die Vorſchriften in SS 13 und 14 über Verluft und 
Entziehung der Penjion haben auf das Wartegeld finn- 
gemäße Anwendung zu finden. 


8 4 Wenn ein Geiſtlicher innerhalb der erjten 
10 Dienftjahre in einem ftändigen geiftlichen Amte ohne 
fein Verſchulden durch Krankheit, die ihn außerhalb 
jeines Dienftes überkommen, zur Fortſetzung jeines 
Dienjtes untüchtig wird, fo ift ihm bei feiner Emeri— 
tierung und nacgewiejener Bedürftigkeit, deren Be— 
urteilung jedoch lediglich dem Evangeliſch-lutheriſchen 
Zandeskonjijtorium überlafjen bleibt, eine jährliche Unter- 
jtügung aus dem geiftlichen Gmeritierungsfonds zu ge— 
währen, deren Betrag aber den niedrigjten Penjionsjag 
nicht überjteigen darf. 

Wird dagegen ein Geiftliher während der erjten 
10 Dienftjahre in einem ftändigen geijtlichen Amte er- 
weislich durch einen ohne jeine Schuld im Dienjte er- 
littenen Unfall dienftuntüchtig, jo ift ihm ohne Rückſicht 
auf Bedürftigkeit der in $ 7 angegebene niedrigite 
Penſionsſatz zu bewilligen. Cs findet jedoch auch in 
diejem Falle 8 11 Anwendung. 


8 5. Sucht ein Geijtlicher, welcher wegen körperlicher 
oder geijtiger Dienftunfähigkeit zu Erfüllung feiner 
Amtspfliht dauernd unfähig geworden ijt, um jeine 
Berfegung in den Buheſtand nicht felbjt nad), jo kann 
er von dem Gvangelifch-lutherifchen Landeskonfijtorium 
auch gegen feinen Willen in den Nuheftand verjegt werden. 

Die in diefer Beziehung für Staatsdiener geltenden 
gejeglihen Beſtimmungen in den 88 11 Abſatz 2, 12 
und 13 des Gejeßes, einige Abänderungen der gejeß- 
lichen Beftimmungen über die Verhältnijfe der Zivil- 
ftaatsdiener betreffend, vom 3. Juni 1876 haben hier 
finngemäße Anwendung zu finden. 

Über die Verfegung in Nuheftand nad) Abſatz 1 jteht 
die Entjchliegung dem Evangelifch-Iutheriihen Landes- 
konfiftorium, im Falle erhobener Einwendung den in 
Evangelicis beauftragten Staatsminijtern zu. 
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8 6. Bei erweislich grober Verſchuldung der Dienftunfä- 
higkeit ift dem Emeritierten, dafern er nicht das 40. Dienft- 
jahr erreicht oder das 65. Lebensjahr vollendet hat, nur die 
Hälfte der ihm außerdemgebührenden Benfion zubewilligen. 

8 7. Die jährliche Penfion, auf welche ein Geijtlicher 
Anſpruch maden kann, ijt nach demjenigen Einkommen 
zu berechnen, welches am 1. Januar des der Penſio— 
nierung vorhergehenden Jahres im Gtellenkatajter ein- 
getragen war, ſowie von dem Geijtlichen in dieſem 
Sahre wirklich bezogen worden iſt. 

Die jährlihe Penfion beträgt: 
nad) erfüllten 10., jedoch vor erfülltem 15, Dienſtjahre 3%/100, 

" ” 1 5, ” " " 1 6. "” 1 00, 

" " 16., " " ” Le " 32/100, 

" | ” 37, " ” " 18. " 34/100, 

[2 n 18., " n " 19, „ 36/100, 

" " 19., ” ” " 20. ” 38/100, 

” " 20., " " ” 21. ” 20/100, 

" " 21., " ” ” 22. " 42/100, 

„ „ 22., 2 " — 23. ” — 100, 

" " 23., ” " ” 24. " 46/100, 

n ” 24. ” ” ” 25. " #8/100, 

" ” 25., " " " 26. ” 51/100, 

” " 26,, " " "„ 27. " 54/100, 

s Bl, sn 128 lee 

b 28, „ „ „29 60/100, 


si n 
und weiter 89/100 
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des nad) der Bejtimmung im Eingange ermittelten Ein- 
kommens. 

Bei der Ausfegung von Penſionen werden über- 
ſchießende Bruchteile einer Mark auf volle Mark ab- 
gerundet, 

Die höchſte Penſion joll nicht mehr als 7200 M jähr- 
lich betragen. 

Die Penfionen der zur Zeit des Inkrafttretens des 
gegenwärtigen Gejeges bereits in den Ruheſtand ver- 
fetzten Geiftlihen erleiden durch dieſes Gejeg Beine 
Underung.? 


8 8. Bei Feitjegung der Höhe des Amtseinkommens 
“der Geiltlichen zum Zwecke ſowohl der Penjionen als 
auch der Abentrichtungen zum Gmeritierungsfonds nad) 
8 1 [des Geſetzes vom 27. Mai 1910, G.- u. B.-Bl. 
©. 83] wird der Wert der freien Dienjtwohnung oder 
das dafür gewährte Mohnungsgeld gleichmäßig bei 
einem Einkommen 

bis einſchließlich 3000 M mit 450 M, 

bei einem jolhen über 3000 M mit 600 M 
in Anjag gebradt. 

Hinfichtlih der Berechnung der Penjionen derjenigen 
Geijtlihen, die fih zur Zeit des Inkrafttretens Diejes 
Gejeges im Genufje von MWohnungsgeld befinden, ver- 
bleibt es bei dem bisherigen Anrechnungsverfahren.* 


8 9. Geiftlihen, weldhe vor ihrem Eintritt in das 
geiftlihe Amt öffentlihe Schulämter im Königreiche 
Sadjen bekleidet haben, wird die in einem ſolchen 
öffentlihen Schulamte nad) bejtandener Wahlfähigkeits- 
prüfung? oder nach Erlangung der Kandidatur für das 
höhere Schulamt oder der Theologie, jei es als jtändiger 
Lehrer, ſei es als Hilfslehrer oder Vikar verbrachte Dienft- 
zeit vom erfüllten 25. Lebensjahre an auf die Dienftzeit 
im geiftlichen Amte angerechnet. 

Desgleihen wird die Dienftzeit, welche die Geijtlichen 
als Hilfsgeiftliche oder Vikare im Königreih Sachſen 
verbracht haben, ihnen, wenn fie jpäter aus einem jtän- 


38. Geſetz vom 3. Mai 1892. 215 


digen geijtlihen Amte in Ruheſtand treten, nad) bejtan- 
dener Wahlfähigkeitsprüfung vom erfüllten 25. Lebens- 
jahre an bei Berechnung der Dienjtzeit angerechnet. 

Geiftliche, welche 

a) ein geiftliches Amt niedergelegt, um in andrer Weile 

ihr Fortkommen zu Juchen, 

b) wegen eigenen Verfhuldens ohne Penjion entlajjen 

worden ind, 

haben wenn jie jpäter angeftellt worden jind, keinen 
Anfpruh darauf, daß ihnen die vor ihrem Abgange 
oder vor ihrer Entlajjung durchlebte Dienjtzeit bei Be— 
rechnung der Penfion in Anrechnung gebracht werde. 
Das Evangelifch-lutheriihe Landeskonjijtorium im Ein— 
verjtändnijje mit dem Aultusminijterium kann jedocd) 
nad) Ermeſſen die frühere Dienftzeit bei Bemeſſung der 
Penſion berücfichtigen, dies auch nad) Befinden einem 
ſolchen Geijtlichen gleich bei feiner Wiederanitellung zu— 
gejtehen. 

Auch kann das Evangelifch-lutherifche Landeskonſiſto— 
rium im GEinverftändnijfe -mit dem Kultusminijterium 
die im Dienjte der Kirche und Schule in anderer, als 
der in Abſatz 1 und 2 erwähnten Weije, verbrachte 
Amtszeit den Geijtlichen, wenn jie jpäter aus einem 
ftändigen geiftlihen Amte in Ruheſtand treten, nach be- 
ſtandener Wahlfähigkeitsprüfung vom erfüllten 25. Lebens» 
jahre an bei Berechnung der Dienftzeit anrechnen.” 


8 10. Ein Geiftlicher, welcher diſziplinariſch ſeines 
Dienſtes entlajjen wird, verliert den Anſpruch auf 
PBenfion.® 

Bei erweislicher bejonderer Bedürftigkeit kann jedod) 
einem folchen Geijtlichen ein Teil der feinem Dienitalter 
entjprechenden Penſion als Unterftüung, oder, ſolange 
er lebt, feiner Familie eine jährliche Unterjtügung von 
dem Evangelifch-lutherifchen Zandeskonfiftorium bewilligt 
werden. 

Die Unterftügung darf jedoch, infoweit diejelbe, jei es 
auch nur teilweife aus dem geijtlichen GEmeritierungs- 
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fonds zu gewähren ift, nur im Einverftändnijfe mit dem 
Kultusminijterim bewilligt werden und die Hälfte des 
Penjionsjages nicht überfteigen, welcher dem GOeijtlichen 
im Falle der Penjionierung zu gewähren gemwejen wäre, 
keinesfalls aber mehr als 2500 .# jährlich betragen. 

Die Unterftüßungen find bis zu Miederbejegung der 
betreffenden geijtlihen Stelle aus deren Einkommen zu 
beitreiten, dann aber auf den geijtlihen Emeritierungs- 
fonds zu übernehmen. 


8 11. Wegen im Dienfte erlittener Unglücksfälle oder, 
jofern die Penſion den Betrag von 2000 .# nicht über- 
jteigt, bei vorhandenem dringenden Bedürfnijje kann 
eine Erhöhung der gejeglihen Penſion erfolgen. Dieſe 
Erhöhung darf jedoch nicht über 8/ı00 des der Penfionie- 
rung zugrunde liegenden Dienjteinkommens betragen. 


8 12. Der erlebte erſte Tag des leten Penſions— 
monats begründet für des penjionierten Geiftlichen Erben 
oder Gläubiger ein Recht auf den ganzen monatlichen 
Betrag? 


⸗ 13. Der Geiſtliche verliert ſeinen Ruhegehalt: 
wenn ihm nach Maßgabe der geltenden Diſziplinar— 
vorſchriften ſein Penſionsanſpruch rechtskräftig ab— 
erkannt worden iſt; 

2. wenn er außerhalb Deutſchlands eine Anſtellung 
annimmt; 

3. wenn der Grund, aus welchem der Geiſtliche pen— 
ſioniert wurde, ſpäter gehoben wird, der Penſionär 
aber ein ihm angetragenes ſeinem vorigen ähnliches 
geiſtliches Amt, das nicht weniger Einkommen ge— 
währt, wie das Amt, aus welchem er in Penſion 
getreten iſt, ablehnt; 

4. wenn die Penſion 3 Jahre hintereinander nicht er— 
hoben worden ijt, wodurch jedoch bloß die nicht 
erhobenen PBenjionsgelder verloren gehen und dem 
Penfionär die Berechtigung verbleibt, die Künftig 
fällig werdenden PBenfionsgelder zu erheben. Gollten 
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aber dem Benjionär erhebliche Entjchuldigungsgründe 
wegen des Verzugs in Erhebung der Penfion zur 
Seite jtehen, jo kann ihm das Evangelijch-lutherijche 
Zandeskonfijtorium auf jein Bitten auch die Er— 
bebung der von ihm 3 Jahre hintereinander nicht 
erhobenen Penfionsgelder ganz oder zum Teil ge- 
ſtatten. 

Die Penſion fällt weg oder ruht inſoweit, als der 
Penſionierte durch anderweite Anſtellung im öffentlichen 
Dienſte oder durch Abernahme einer Stelle in dem Vor— 
ſtande, dem Verwaltungs- oder dem Aufſichtsrate einer 
auf Erwerb gerichteten Gefellichaft ein Einkommen oder 
eine neue Penſion erwirbt, wodurd mit Zurechnung der 
eriten Penſion das feiner Benjionsberehnung zugrunde 
gelegte Einkommen überjtiegen wird. 


8 14, Die rechtskräftige gerichtliche Verurteilung zu 
Zudthausitrafe, Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter hat den 
Verluſt der Benfion von Nechts wegen zur Folge. ufw.1? 


8 20. Die Geiftlihen!! und deren Hinterlafjene haben 
ſich allen Ubänderungen zu unterwerfen, welche in bezug 
auf ihre Penſionen und den Cmeritierungsfonds jpäter 
durch Geſetz getroffen werden. 


8 21. Gegenwärtiges Gejeß tritt mit dem 1. April 
1892 in Kraft. 


Urkundlic haben Wir dieſes 
Geſetz 
eigenhändig vollzogen und Unſer Königliches Siegel bei— 
drucken laſſen. 
Gegeben zu Dresden, am 3. Mai 1892. 


1, Mit ftändifcher Genehmigung find acht Stellen im Dienjte 
der Vereine für innere Milfion in den GEmeritierungsfonds 
ſowie in die Prediger-MWitwen- und Waiſenkaſſe aufgenommen 
und die Staatsregierung bis auf weiteres ermächtigt worden, 
unter gewilfen Bedingungen auch noch weitere Stellen aufzu- 
‚nehmen (LTARt. 1897/98, Dekr. 3, 237; Ständiſche Schriften 
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©. 20). — Bon auswärts nad) Sadhjfen berufene Geijtliche er- 
werben erjt dann Penſionsanſprüche, wenn fie zehn Jahre in 
Sachſen amtiert haben (Synodalakten 1876, Verhandlungen 
©. 142, 143). Val. indeffen hierzu Note 6. — Die Pfarrer aus- 
ländifcher Grenzparochien, welche einen ſächſiſchen Filialort mit 
verwalten, nehmen nicht am Gmeritierungsfonds teil (Cod. 
©. 458 Note 6). — Ebenfowenig die Geiltlihen an jtaatlihen 
Straf- und Verforganitalten (Cod. ©. 211 Note 4). — Wegen 
Wegfalls der Penfionsbeiträge vgl. G. vom 10. März 1890 
(GVBL. ©. 42). Dal. im übrigen AusfVO. vom 10. März 
1890 (GVBL. ©. 44). 

2. Die am 1. Januar eines Jahres in Kraft tretenden Ein— 
kommensveränderungen find deshalb fo rechtzeitig anzuzeigen, 
daß deren Eintrag im Katafter vor dem 1. Januar erfolgen 
kann. Wegen Nahficht bei Verzögerung des Eintrags durch 
Schuld der Behörden f. Wänitg, Penſionsgeſetze ©. 19 Note 15. 

83, Megen Erhöhung der Penfionen der vor dem 1. Januar 
1909 emeritierten Geiftlihen vgl. 6. vom 24. Dez. 1908 (GVBL. 
©. 377). 

4. Faſſung des 6. vom 27. Mai 1910 $ 2 (GVBL. ©. 83). 
Sn Sraft feit 1. Sanuar 1909 (VD. vom 8. Nov. 1911, GVBL. 
S. 19). Für die Staatseinkommeniteuer find die Dienit- 
wohnungen nad ortsüblihen Mietpreifen in Anrechnung zu 
bringen (f. oben Vorbem. 6 zu Abt. IIb ©. 167). 

5. 8. i. Wahlfühigkeitsprüfung für das geijtlihe Amt 
(LTAkt. 1891/92, Ber. der I. Kammer Nr. 103 ©. 430). 

6. Damit ift die Füglichkeit geboten, unter Umjtänden aud) 
die außerhalb Sachſens in einem geijtlichen oder einem Schul- 
amte fowie im Dienjte der inneren Miffton verbrachte Dienit- 
zeit in Anrechnung zu bringen (LTARt. 1891/92, Dekr. 3, 157). 

7. Wegen Anrehnung der Militärdienftzeit vgl. ©. vom 
5. März 1874 (GVBl. ©. 22). Anrechnung aktiver Militär- 
dienſtzeit nach begonnenem 18. Lebensjahre: Gejeß 88 1, 2; 
Probezeit mit Zivilverforgungsihein: $ 3; doppelte Anrech⸗ 
nung der Kriegsjahre: $ 5; Ausnahmen: 884, 6, 7. Megen 
des Krieges 1870/71 vgl. Erlaß vom 16. Mai 1871 (Armee— 
VBl. ©. 113). — Felddiakonenendienit ift nicht Militärdienſt 
(BD. des Gefamtminifteriums vom 11. April 1910, 664 D. 

8. Dienftenlaffung im Sinne von 8 4 Ar. 2 der Difziplinar- 
ordnung vom 30. Juli 1891, nicht Amtsenthebung. 

9. Die Venfionen werden durhgängig nachzahlungsweiſe 
gewährt (LTARt. 1891/92, Ber. der I. Kammer 3, 431). Wegen 
anoe Auszahlung vgl. VO. vom 6. Juni 1906 (GVBL. 

. 198). 

10, 88 15—19 find aufgehoben durd 8 21. des ©. vom 
>1. Zuni 1912 (GVBL. ©. 309 ff.). 

11. Unter Geiftlihen find im Sinne dieſes Geſetzes nur 
evangelijch-lutherifche Geijtliche zu verjtehen. 
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39. Gejeß über die VBerforgung der Hinterlajjenen der 
evangelifch-lutherifchen und evangelijch-reformierten 
Geijtlihen; vom 21. Juni 1912. 

(GVBL. ©. 309 ff.) 


Mir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Sadjen uſw. haben, joweit es jich um die evangelijch- 
lutherifche Kirche handelt, im Einverfjtändnijje mit Unjern 
in Evangelieis beauftragten Staatsminiftern und Der 
evangelijch-lutheriichen Landesſynode bejchlojjen und ver- 
ordnen mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände, was 
folgt: 

8 1. Die Witwen und die ehelichen Kinder derjenigen 
im Dienft oder im Genuſſe von Wartegeld oder Ruhe— 
gehalt verjtorbenen evangelifch-lutherifhen Geijtlichen, 
die Mitglieder der Prediger-Mitwen- und Waijenkajje 
jind, erhalten Gnadengenuß, Witwen: und Waijengeld, 
die Witwen und die ehelichen Kinder der evangelijch- 
reformierten Geijtlihen Witwen- und Waiſengeld nad) 
Maßgabe der folgenden Vorſchriften. 


I. Onadengenuß. 

8 2, Als Gnadengenuß iſt das legte Dienjteinkom- 
men, das MWartegeld oder der Nuhegehalt des DVerjtor- 
benen noch auf drei Monate außer dem Gterbemonate 
fortzugewähren. 


8 3. Wegen des Gnadengenufjes vom leßten Dienjt- 
einkommen bewendet es bei den Beitimmungen des 
Ricchengefeßes, die Dauer des Gnadengenuſſes der Hinter- 
lajjenen der evangelifch-Iutherifchen Geiftlichen betreffend, 
vom 31. Mai 1898 (6.- u. V.Bl. ©. 79) und bei den 
jeweilig geltenden WVorjchriften, nach denen von diejem 
Gnadenerlajje die im Amte begründeten Ausgaben und 
die Koften der noereing ganz oder teilweije zu 
beftreiten find. 


8 4. Der Gnadengenuß vom Wartegelde jowie der 
vom Ruhegehalt auf Grund von $ 9 der Dilziplinar- 
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ordnung für die evangelifch-lutherifche Kirche des König— 
reihs Sachſen vom 30. Juli 1891 (6. u. V.Bl. ©. 59) 
wird aus denjelben Mitteln wie das Martegeld oder 
der Ruhegehalt bejtritten. 


8 5. An welchen von mehreren Berechtigten der Ona- 
dengenuß zu leijten ift, bejtimmt, wenn der Geiftliche 
Auhegehalt oder MWartegeld bezog, das a le 
gr Zandeskonfiftorium.! 


8 6. (1) Sind zum Gnadengenufje berechtigte Hinter- 
laſſene 1 vorhanden, jo kann der Gnadengenuß nad 
Maßgabe der 88 2 bis 5 ganz oder teilmeije aud) ge- 
‚währt werden, wenn der. Verjtorbene ehelihe Abkömm- 
linge zweiten oder entfernteren Grades, Verwandte auf- 
fteigender Linie, Geſchwiſter, Gejchwilterkinder oder 
Pflegekinder, deren Grnährer er war, in Bedürftigkeit 
hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um 
die Koften der legten Krankheit und der Beerdigung 
zu decken. 

() Die Entſchließung hierüber fteht, wenn Nuhegehalt 
oder Martegeld als Gnadengenuß zu gewähren ift, dem 
GEvangelifch-lutherifchen Landeskonſiſtorium zu. 


I. Witwen- und Waifengeld. 

8 7. (9) Das jährliche MWitwengeld beträgt, joweit 
nicht die in Abſatz 2 vorgejehenen Erhöhungen eintreten, 
20/100 des Dienfteinkommens, das der Verſtorbene vor 
feinem Tode oder, wenn er im Genuſſe von Wartegeld 
oder Nuhegehalt gejtorben ift, vor feiner Verfegung in 
en oder in Ruhegehalt zulegt bezogen hat. 

2) Hatte der Derftorbene zehn Dienjtjahre erfüllt, fo 
a das Mitwengeld mit je drei weiteren erfüllten 
Dienftjahren um Y/ıoo des legten Dienjteinkommens. 

(3) Der Höchſtſatz des Witwengeldes beträgt ?%/ıo0 des 
legten Dienjteinkommens des DVerjtorbenen. 

(4) Die Dienftzeit wird nad) den jeweiligen Vorſchriften 
berechnet, die bei der Ermittelung des Nuhegehalts der 
Geijtlihen anzuwenden find. Soweit hierbei gewiſſe 
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Zeiten auf die Dienftzeit angerechnet werden können, 
kann dieje Anrechnung auc bei der Grmittelung des 
Mitwen- und Waiſengeldes bewilligt werden. 


8 8, Das jährlihe Waiſengeld beträgt 

1. für jedes Kind, dejjen Mutter noch lebt und zur 
Zeit des Todes des Geijtlihen zum Bezuge des 
MWitwengeldes berechtigt war, des Witwengeldes, 

2. für jedes Kind, dejjen Mutter nicht mehr lebt oder 
zur Zeit des Todes des Geijtlichen zum Bezuge des 
MWitwengeldes nicht berechtigt war, Y/s des Witwen- 
geldes. 


89 In Fällen befonderen Bedürfnijfes kann das 
MWitwengeld um °/ıoo des legten Dienjteinkommens, je- 
doch nicht über 30/100 hinaus erhöht werden. Unter der 
gleihen Verausſetzung kann der Berechnung des Waijen- 
geldes der erhöhte Sa des MWitwengeldes zugrunde ge- 
legt werden. 


8 10, () Witwengeld und Waiſengeld dürfen zu- 
jammen den anderthalbfachen Betrag des Nuhegehalts 
nicht überjteigen, den der Verjtorbene bezog oder zu be- 
ziehen gehabt hätte, wenn er am Schluſſe des Gterbe- 
monates in den Ruheſtand verjeßt worden wäre. Sit 
der Geijtliche vor Vollendung des zehnten Dienfjtjahres 
im Dienfte gejtorben, jo dürfen MWitwen- und Waiſen— 
geld zujammen das Underthalbfache des niedrigiten Ruhe— 
gehaltjages nicht überfteigen. 

- () Ergeben Witwen- und Waifengeld zujammen einen 
höheren Betrag, jo werden fie im Verhältniſſe ihrer 
Höhe gekürzt. Beim Ausjcheiden eines Berechtigten 
‚erhöhen ſich die Bezüge der übrigen vom Beginne des 
folgenden Monats an bis zum zuläjligen Höchjftbetrage. 


8 11, Witwen- und Waifengeld nad) SS 7 bis 10 
erhalten auch die Witwen und Waiſen amtsenthobener 
jowie ſolcher aus dem Dienfte ausgejchiedener oder ent- 
lajjener Geijtlicher, die bis zu ihrem Tode gemäß $ 4 
Abſatz 1 oder: 8 10 Abſatz 2 und 3 des Gejeßes, Ab— 
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änderungen der gejeglichen Bejtimmungen über die Pen— 
ſionsverhältniſſe der evangeliſch-lutheriſchen Geiſtlichen 
und der Hinterlaſſenen dieſer und der evangeliſch-refor— 
mierten Geiſtlichen betreffend, vom 3. Mai 1892 (©. u. 
V.Bl. ©. 132) jährliche Unterftügungen bezogen haben. 
Die gemäß $ 10 Abjah 2 und 3 des angezogenen Ge— 
fees der Familie eines entlajjenen Geiftlichen bewilligte 
jährliche Unterftügung wird hierbei einer dem Geijtlihen 
jelbft bewilligten Unterftügung gleichgeachtet. 


8 12, (1) Keinen Anjprud auf Witwen- und Maijen- 
geld haben die Witwe und die Waifen, 
wenn der Geiftlihe die Ehe erjt nad) feiner DVer- 


fegung in Wartegeld oder in den Buheſtand oder 
nad feiner Entlaffung geſchloſſen hat und nicht 
wieder in den Dienft als ftändiger Geiftlicher ein- 
getreten ijt. 


(2) Keinen Anfprud auf Witwengeld hat die Mitwe, 


1; 


wenn der Geijtliche im Zeitpunkte der Eheſchließung 
und von da ab bis zu feinem. Tode krank und 
dienftunfähig geweſen ilt, 


‚ wenn die Witwe fünfundzwanzig .oder mehr Jahre 


jünger ift als der Verjtorbene und die Ehe erit 
nad) vollendetem fünfundſechzigſten Lebensjahre des 
Mannes gejchloffen worden ilt, 


. wenn der Geiftliche zur Zeit feines Todes auf Schei— 


dung wegen Verſchuldens der Frau zu klagen be- 
rechtigt war und die Klage auf Scheidung oder 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erhoben 
hatte. 


(3) Keinen Anſpruch auf Waifengeld hat eine Waije, 


4, 


wenn fie beim Tode des Geijtlihen das achtzehnte 
Lebensjahr erfüllt hatte, 


2. wenn fie beim Tode des Geijtlichen verheiratet war. 


8 13. (1) Der Anfprud auf Witwen- und Maijen- 
geld beginnt mit dem erjten Monate nad) dem Ablaufe 
des Önadengenufjes. Für Waijen, die erjt jpäter ge- 
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boren worden jind, beginnt der Anſpruch mit dem An- 
fange des Geburtsmonats. 

() Das Witwen- und Waifengeld wird monatlich im 
voraus gezahlt. An wen die Zahlung zu leijten ijt, be- 
ſtimmt das Evangeliſch-lutheriſche Landeskonjiftorium, 
Hinfichtlich der Hinterlajjenen von evangelijch-reformierten 
Oeijtlihen das Minifterium des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts. 


8 14. Iſt ein Geiftlicher, deſſen Hinterlajfenen im. 
Falle jeines Todes Anſpruch auf Witwen- und Waijen- 
geld zujtehen würde, verjchollen, jo kann den Hinter: 
lajjenen das Witwen: und Waijengeld ſchon vor der 
ZTodeserklärung gewährt werden, wenn das Ableben 
des Verſchollenen mit hoher MWahrfcheinlichkeit anzu— 
nehmen ijt. 

$ 15. Der Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld 
erlijcht 

1. mit dem Ablaufe des Monats, in dem der Be- 

rechtigte ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. für jede Waiſe mit dem Ablaufe des Monats, in 

dem fie das achtzehnte Zebensjahr vollendet. 


8 16. (1) Der Anſpruch auf Witwen- und Waifen- 
geld ruht 
1. jolange der Berechtigte nicht Neichsangehöriger ilt, 
2. jolange der Berechtigte im öffentlichen Dienſt oder 
im Hofdienft angeftellt ift und das Dienfteinkom- 
men aus diejer Anjtellung bei der Witwe 2000 M, 
bei einer Waiſe 1000 M überjteigt, in Höhe des 
Mehrbetrags des Dienfteinkommens, 
3. jolange die Witwe aus einer von ihr bekleideten 
Stelle im öffentlichen Dienſt oder im Hofdienft einen 
Auhegehalt von mehr als 1500 .# bezieht, in Höhe 
des Mehrbetrags diejes Ruhegehalts. 
‚ (@) Der Anſpruch auf Witwen: und Waifengeld ruht 
ferner, ; 
4. jolange den Berechtigten die bürgerlichen Ehren— 
rechte entzogen find, 
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5. folange der Berechtigte Zuchthausitrafe oder eine 
Gefängnisftrafe von mehr als einem Monate ver- 
büßt oder zwangsweife in einer öffentlichen Ar- 
beits-, Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt unter- 
gebracht iſt, 

6. ſolange der Berechtigte unter ſittenpolizeilicher Auf— 
ſicht ſteht. 

(3) Die Zahlung des ruhenden Betrags wird mit dem 
Ablaufe des Monats eingeitellt, in dem das Ruhen ein- 
getreten it, wenn aber das Ruhen am erjten Tag eines 
Monats eingetreten ift, mit dem Beginne diejes Mo— 
nats. Lebt der Anſpruch auf, jo hebt die Zahlung mit 
dem Beginne des Monats wieder an. 


8 17, () Bei nachgewiejener Bedürftigkeit können 
unverheirateten Töchtern und gebrechlichen Söhnen von 
Geiſtlichen, wenn fie nad) vollendetem achtzehnten Lebens- 
jahr ohne ihr Verſchulden außerftande find, ji den 
Rebensunterhalt zu erwerben, jährliche Unterjtügungen 
bewilligt werden. 

(2) Die Unterftügungen dürfen die Sätze des Waijen- 
geldes nicht überjteigen, die ſich bei Anwendung der 
88 7 bis 10 ergeben würden. 


I. Shlugbejtimmungen. 
8 18, Hinterlajfene haben keinen Anſpruch auf Gna— 
dengenuß, Witwen- oder Waijengeld, wenn jie den Tod 
des Geiſtlichen vorjäßlich herbeigeführt haben. 


8 19. Die Feſtſtellung der nad) diefem Geſetze zu 
gewährenden Bezüge liegt dem Gvangelijcy-hutherifchen 
Sandeskonfiftorium hHinfichtli der Hinterlajfenen der 
evangelifch-Iutherifchen Geiftlihen und dem Minifterium 
des Aultus und öffentlihen Unterrichts Hinjichtlic) der 
Hinterlaffenen der evangelijch-reformierten Geiſtlichen ob. 
Diefe Behörden haben aud die in 87 Abſatz 4 Säatz 2, 
88 9, 14 und 17 vorgejehenen Entſchließungen zu fallen, 
das Evangeliſch-lutheriſche Landeskonſiſtorium in den 
Fällen von 87 Abſatz 4 Satz 2, $ 9 und $ 14 im 
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Einverftändnijfe mit dem Minifterium des Rultus und 
öffentlichen Unterrichts. Die im zweiten Satze bezeich— 
neten Entſchließungen ſind für das Gericht maßgebend. 


8 20. 0) Die Anſprüche aus dieſem Geſetze können 
weder abgetreten noch verpfändet, noch auf andere Weiſe 
übertragen werden. 

() Der Staatsfiskus iſt berechtigt, gegen Anſprüche 
aus dieſem Geſetz auch inſoweit aufzurechnen, als ſie 
der Pfändung nicht unterworfen ſind. 


$ 21. (1) Diejes Gefeß tritt am 1. Juli 1912 in 
Kraft. 

(©) Öleichzeitig treten, joweit dies noch nicht gejchehen 
it, außer Wirkjamkeit 
1.88 15 bis 19 des Geſetzes, Abänderungen der ge- 

jeglichen Beitimmungen über die Penfionsverhält- 
niſſe der evangelijch-Iutherifchen Geijtlichen und der 
Hinterlafjenen diefer und der evangelijchreformierten 
Oeijtlichen betreffend, vom 3. Mai 1892 (©. u. 
DB.:Bl. ©. 132), 

2. 889 Abſatz 3, 10 Abſatz 2 des Gejeßes, die Er— 
tihtung einer Prediger-Mitwen- und Waiſenkaſſe 
betreffend, vom 1. Dezember 1837 (©. u. V.Bl. 
©. 185), 

3. 88 4 bis 7 des Gefeßes zur Abänderung und Er- 
gänzung des Gejeßes vom 1. Dezember 1837, die 
Errihtung einer Prediger: MWitwen- und Maijen- 
kajje betreffend, vom 9. April 1872 (G.- u. B.-8I. 
©. 110), 

4. 8 6 Abſatz 1 des Gefeßes, Benfionserhöhungen für 

frühere Geiftliche, Lehrer und ihre Hinterlafjenen 
betreffend, vom 24. Dezember 1908 (6.- u. B.-Bl. 
8.377). 

(8) Für die Verforgung der Witwen und Mailen von 
Oeiftlihen, die vor dem 1. Zuli 1912 gejtorben find, 
bleiben die bisherigen DVorjchriften mit folgenden Ein- 

ſchränkungen in Geltung: 
" Böhme, Kirhengefege. 2. Auft. 15 
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1. Die Anfprühe auf Witwen: und Maijengeld er- 
löichen und ruhen vom 1. Juli 1912 ab nur nad) 
Maßgabe der 88 15 und 16; 8 16 Abjag 1 Ar. 1 
findet jedoch Keine Anwendung auf Witwen und 
Mailen, die bereits vor dem 1. Juli 1912 Die 
Reichsangehörigkeit verloren haben; 

2. 8 20 gilt für alle mit und nad) dem 1. Juli 1912 
fällig werdenden Verſorgungsanſprüche, 8 20 Ab— 
jaß 1 jedoch nur unbeſchadet der von Dritten vor 
dem 1. Juli 1912 erworbenen Nedhte. 

(4) Das MWitwen- und Waiſengeld der Hinterlajjenen 
derjenigen Geiftlichen, die jih am 1. Januar 1909 im 
Ruheſtande befanden und bei Beginn des 1. Juli 1912 
noch am Leben find, wird nad) den bisherigen Vor— 
Ichriften berechnet, wenn diefe zu einem den Hinterlajje- 
nen günftigeren Ergebnijje führen als die Vorſchriften 
diefes Geſetzes.? 

Urkundlich haben Wir diefes Gejeß eigenhändig voll- 
zogen und Unſer Rönigliches Siegel beidrucken lajjen. 


Gegeben zu Dresden, den 21. Juni 1912. 


1. Regelmäßig an die Witwe, wenn eine folde nicht vor- 
handen, gegen gemeinfame Quittung der gnadengenußbered)- 
tigten Hinterlaffenen (VD. vom 6. Sept. 1912, KonſBl. ©. 69). 
Bol. im übrigen das Kirchengejeg Nr. 34 und die Anmerkungen 
dazu. 

2. Die Auszahlung der Witwen- und Waifenpenfionen er- 
at Su (BD. des KultMin. vom 6. Juli 1906, GVVl. 

. 198). 


d) Dijziplinarverhältniffe der Geiltlichen. 
40, Dijziplinarordnung für die enangelifchelutherifche 
Kirche des Königreichs Sachſen; vom 30. Juli 1891. 

(GVBL. ©. 59ff.) 

Die in Evangelicis beauftraften Staatsminijter ver- 
ordnen unter Zuftimmung der evangelifch-lutherijchen 
Zandesiynode, wie folgt: 

8 1. Die Vorfchriften diefes Gejeßes find anwendbar 
auf alle ordinierten Öeijtlichen, Kandidaten des Predigt- 
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amts und der Theologie,! welche in der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche des Königreichs Sachſen ein geijt- 
liches Amt jtändig bekleiden, oder nur vorübergehend 
im geijtlihen Amte als Hilfsgeiftliche oder Vikare ver- 
wendet ſind; ingleichen auf des Amtes enthobene Geijt- 
lihe; auf emeritierte und überhaupt ſolche ordinierte 
Oeijtliche, welche Kein geiftliches Amt bekleiden.? 

Die in Anfehung der Neichsbeamten und der ſächſiſchen 
Zivilftaatsdiener bejtehenden dilziplinargefeßlichen Be— 
ftimmungen, joweit ihnen einzelne Geiftliche der Jächlijchen 
evangelijch-lutherifchen Landeskirche unterworfen jind, 
werden durch dieſes Gejeß nicht berührt. 


I. Dijziplinarmittel. 
82, Die Dijziplinarmittel bejtehen in 
1. DOrdnungsitrafen, 
2. Entfernung aus dem Rirchenamte. 


83. Drdnungsitrafen? find: 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Gelditrafe bis zum Betrage des einmonatlichen 
Dienjteinkommens, beziehentlich des zwölften Teiles 
des Rataftermäßigen Einkommens.t 

Warnung und Verweis können jchriftlich) oder münd— 

lid) vor der Konfijtorialbehörde oder auf Anordnung 
derjelben durch den Superintendenten erteilt werden.® 


84. Die Entfernung aus dem Kirchenamte kann be- 
jtehen in: 

1. Amtsenthebung, 

2. Dienſtentlaſſung. 


85. Verſchiedene Drdnungsftrafen können mitein- 
ander verbunden werden. Die Verbindung von Drd- 
nungsitrafen mit Amtsentfernung ift unzuläſſig. 

86. Welches der in SS 3 und 4 beſtimmten Dilzi- 
plinarmittel anzuwenden ſei, ijt nad) der größeren oder 
geringeren Erheblichkeit des Falles ($ 19) mit bejfonderer 

15* 
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Rückſicht auf dejfen Eigentümlichkeit und die jonjtige 
Führung des Angeſchuldigten zu ermejjen. 


ST. Die Dienftentlaffung hat den Verluſt aller 
Rechte eines Geiftlichen, insbejondere des Titels, der 
durch die beitandenen Prüfungen und die Ordination 
erworbenen Rechte, der Anftellungsfähigkeit, des An- 
ſpruchs auf Auhegehalt und Neliktenpenfion von Rechts 
wegen zur Folge, unbefchadet der gejeglichen Befugnis 
des Landeskonfiftoriums, dem des Dienjtes Entlajjenen 
oder feiner Familie eine jährliche Unterjtügung zu be- 
willigen. 


8 8, Die Amtsenthebung bewirkt den Verluft des 
Kirhenamtes. Der Verurteilte bleibt jedoch anjtellungs- 
fähig nah) Maßgabe des 8 17. Er behält Anfprud) 
auf Penſion für fi und feine Hinterlajjenen nad) den 
folgenden Beltimmungen. 


8 9. Einem zur Amtsenthebung rechtskräftig ver- 
urteilten Geiftlihen ift auf die Dauer der Amtsent— 
hebung aus landeskichlihen Mitteln eine Penjion zu 
gewähren. 

Dieſe Penſion wird fortgejeßt auf den Betrag von 
80/400 Teilen des Ruhegehalts, welcher dem Geiftlichen 
nad) den geltenden gejeglihen Vorjchriften über Die 
Emeritierung zugefallen fein würde, wenn er zur Zeit 
der Amtsenthebung emeritiert worden wäre, jedoch ſoll 
diefe Penſion nicht unter 900 M und nicht über 2500 M 
jährlich betragen. 

Mar der betreffende Geiftliche zur Zeit feiner Amts- 
enthebung noch nicht penfionsanfpruchsberedhtigt, ſo iſt, 
jedoch unter Einhaltung der vorjtehend geordneten 
Mindeft- und Höchſtbeträge die Penſion auf °%/ıoo Teile 
des niedrigjten Penfionsjages feitzuftellen. 


8 10, Während der Dauer der Amtsenthebung ruht 
der Anſpruch des Geiftlihen auf den gejeglihen Ruhe— 
gehalt. Mit feiner Wiederanftellung als jtändiger Geijt- 
licher in der Landeskirche lebt derjelbe wieder auf. 
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8 11. Die Zeit, während welcher ein Geiftliher vom 
Amte enthoben gewejen, kommt weder bei Zubilligung 
der geordneten Alterszulagen, noch im Falle der PBen- 
lionierung des Geijtlichen in Anrechnung. 


8 12, Ein zur Amtsenthebung verurteilter Geijtlicher 

verliert die ihm ausgejegte Penſion 

1. durch rechtskräftige gerichtliche Verurteilung zu Zudt- 
hausſtrafe, Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
Unfähigkeit zu Bekleidung öffentlicher Amter (vgl. 
$ 22), 

2. wenn im Wege des Dijziplinarverfahrens rechts- 
kräftig gegen ihn auf den mit der Dienjtentlajjung 
(8 7) verbundenen Rechtsverluft erkannt worden ift; 

3. wenn er ohne triftige Gründe fich weigert, die ihm 
vom Landeskonjijtorium angetragene Unterſtützung 
oder Vertretung eines anderen Geijtlichen im Amte 
zu übernehmen (vgl. $ 15). 


8 13. Die Benfion (88 Iflg.) erlijcht mit dem MWieder- 
eintritt des Empfängers in ein geijtliches Amt. 


8 14, Im übrigen finden die für die emeritierten 
Geijtlihen, ihre Witwen und ehelichen Kinder geltenden 
Beltimmungen über Penſion, Gnadengenuß, Nelikten- 
penjion und außerordentliche Unterjtügung auf die des 
Amtes enthobenen Geijtlichen und deren Angehörige ent- 
ſprechende Anwendung. 


815. Geiſtliche (8 1), welche des Amtes enthoben 
jind, haben jich während der Dauer der Amtsenthebung 
des Predigens und der Verrichtung anderer geijtlicher 
Amtshandlungen zu enthalten; fie können jedoch mit 
Genehmigung des Landeskonfiftoriums zu zeitweifer 
Anterftügung oder aud Vertretung eines im Amte 
jtehenden Geijtlichen herangezogen werden, welchenfalls 
für die Dauer diefer Amtierung die erwähnte Bejchrän- 
kung aufgehoben ift. 

Das nämliche gilt von folhen, nicht ftändig ange- 
jtellten Geiftlihen, weldhe von dem Landeskonjiftorium 
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wegen widriger dienftlicher oder außerdienjtlicher Vor— 
kommnifje aus ihrem Dienſte abberufen worden jind. 
(Bgl. 8 16.) 


8 16. Auf nicht jtändig angejtellte Geiftliche findet 
die Amtsenthebung keine Anwendung. Gie werden ein- 
tretendenfalls vom Zandeskonfiftorium aus dem Dienjt 
abberufen. 

In Fällen, in welchen diejelben die Dienjtentlajjung 
verwirkt hätten, wird an deren Stelle auf den Verluft 
der in $ 7 bezeichneten Nechte erkannt. 

Die vorftehende Beltimmung (Abſatz 2) ift auf ordinierte 
Geiftliche, welche emeritiert oder des Amtes enthoben find, 
oder überhaupt kein geijtliches Amt bekleiden, entjprechend 
anzuwenden. 


$ 17. Des Amtes enthobene Geijtliche ($ 4 Ar. 1) 
bedürfen zu ihrer Miederanftellung der Genehmigung 
des Landeskonjijtoriums. 

Dem des Dienftes Entlajjenen kann ausnahmsweije 
die Anftellungsfähigkeit aus befonderen Gründen durch 
das Zandeskonjiftorium wieder beigelegt werden. 

Vorſtehende Beitimmungen (Abſatz 1 und 2) finden 
auf die nad) 8 16 Abſatz 1 AUbberufenen beziehentlich nach 
8 16 Abſatz 2 Beitraften entjprechende Anwendung. 


$ 18. Gtellen fi) in einem wegen Dienjtvergehens 
($ 19 Abjaß 3) ſchwebenden Difziplinarverfahren (8 27 flg.) 
die Vorausjegungen der Emeritierung wegen phyſiſcher 
oder geijtiger Dienftunfähigkeit heraus, jo kann, falls 
die Emeritierung bejchlojjen wird, in dem nichtsdeito- 
weniger fortgeftellten Difziplinarverfahren nur auf Drd- 
nungsitrafe oder anſtatt der Dienjtentlajjung auf Verluft 
der Nechte gemäß 8 7 erkannt werden. 

Die Emeritierung bleibt in ſolchem Yalle bis nad) 
Beendigung des Dilziplinarverfahrens ausgeſetzt. 


I. Difziplinarfälle. 
8 19. Jeder im geiftlihen Amte ftändig oder aus- 
hilfsweije angejtellte Geiftliche ijt verpflichtet, das ihm 
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übertragene Amt in Gemäßheit der für dasjelbe be- 
itehenden allgemeinen und bejonderen Drdnungen ge— 
wijjenhaft wahrzunehmen und ſich in jeinem Verhalten 
in und außer dem Amte der Achtung, des Anjehens und 
des Vertrauens würdig zu bezeigen, welche jein Beruf 
erfordert.® Dieſe Vorjchrift bezieht ſich auch, ſoweit an- 
wendbar, auf vom Amt enthobene Geijtliche. 

Leichtere Verfehlungen gegen dieje Pflichten — Ord— 
nungswidrigkeiten? —, insbejondere Nachläſſigkeit 
in der Amtsführung, Unfleiß, geringere Überjchreitung 
des Urlaubs, Verlegung des Amtsgeheimnijjes, Unbot- 
mäßigkeit, jowie ſolche DVerjtöße in Amt, Lehre und 
Mandel, welche die Achtung, das Anfehen und Vertrauen 
zu gefährden geeignet erjcheinen, werden mit Ordnungs— 
trafen (8 3) gerügt. 

Gröbere Pflihtwidrigkeiten — Dienjtvergehen —, 
welche den Geijtlichen der Achtung, des Anjehens und 
Vertrauens in einem Maße unwert machen, daß fein 
DVerbleiben im Amte untunlich erjcheint, insbejondere 
ſchwerere ſittliche Verfehlungen, fortgejegtes ordnungs- 
widriges Verhalten, hartnäckiger Ungehorſam, beharr— 
liche Nichterfüllung der Berufspflichten, Irrlehre ziehen 
die Entfernung aus dem Kirchenamt ($ 4) nach ſich. 


8 20. Ein Geijtlicher, welcher ſich ohne den vor- 
Ichriftsmäßigen Urlaub längere Zeit von feinem Amte 
entfernt hält oder den erteilten Urlaub erheblich über- 
ichreitet, ift, wenn ihm nicht bejondere Entjchuldigungs- 
gründe zur Seite jtehen, für die Zeit der unerlaubten 
Entfernung jeines Dienjteinkommens verluftig® und hat 
außerdem nad) Beichaffenheit des Falles dilziplinarijches 
Einfchreiten in Gemäßheit der Vorjchriften dieſes Gejeges 
zu gemwärtigen. 


8 21. Auf Amtsenthebung kann außer dem alle 
eines Dienjtvergehens (8 19 Abjat 3) auch dann erkannt 
werden, wenn gegen einen Geijtlihen das Konkurs- 
verfahren eröffnet ijt oder derjelbe jich in ungeordneter 
Vermögenslage befindet und dadurch) das Anjehen be- 
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einträchtigt wird, welches feine dienftliche Stellung er- 
fordert. 


8 22, Die rechtskräftige gerichtliche Verurteilung zu 
Zudthausftrafe, Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
Unfähigkeit zu Bekleidung öffentlicher Amter hat den 
Verluſt des Kirchenamtes mit den Wirkungen der Dienjt- 
entlajjung (8 7) von Rechts wegen zur Folge. 


8 23. Iſt gegen einen Geijtlichen eine gerichtliche 
Unterfuhung eingeleitet oder einzuleiten, jo Rann bis 
zur Erledigung derjelben das Dilziplinarverfahren aus— 
gejeßt oder vorläufig eingejtellt werden. 


II. Difziplinarverfahren. 
8 24, Das Dilziplinarverfahren iſt 
1. das Nügeverfahren wegen Drdnungswidrigkeit 
(88 25, 26) 

2. das förmliche Dilziplinarverfahren wegen Dienſt— 

vergehen ($ 27 flg.). 

8 25. Über Drdnungswidrigkeiten ($ 19 Abſatz 2) 
urteilt das Landeskonfijtorium beziehentlich die Kon— 
fiftorialbehörde der Oberlaufig ohne Abjegung eines an 
bejfondere Formen gebundenen Verfahrens. 

Vor Feltfegung einer Drdnungsftrafe ift dem Geijt- 
lichen Gelegenheit zu geben, ſich über die zur Lajt ge- 
legte Verlegung feiner Amtspflicht zu verantworten. 

Die Feitfegung und Eröffnung der Drdnungsitrafe er- 
folgt unter Angabe der Gründe |chriftlid). 

Über die mündliche Erteilung der Warnung oder des 
Verweiſes ijt ein Protokoll aufzunehmen. 


8 26. Gegen die Verhängung einer Ordnungsitrafe 
findet einmaliger, binnen 14 Tagen einzulegender Nekurs 
ftatt. Über ihn entjcheidet das Landeskonfiftorium in 
der im 8 45 Abſatz 1 gedachten Zufammenjegung, da- 
gegen in der gewöhnlichen Zujammenjegung ($ 6 des 
Kirchengejeges vom 15. April 1873, Errichtung des evan- 
gelifchelutherifhen Landeskonjiftoriums betreffend) bei 
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erjtinjtanzlicher Entjcheidung der Konfiltorialbehörde der 
Oberlauſitz. 


8 27. Das Diſziplinarverfahren wegen Dienſtvergehen 
(8 19 Abſatz 3) zerfällt in: 
a) das Unterfuchungsverfahren (8 28), 
b) die Entjcheidung über den Ausfall des Unterfuchungs- 
verfahrens ($ 31) 
und 
ce) die mündliche Verhandlung vor dem Landeskon- 
jiftorium ($ 36). 


8 28, Die Einleitung des förmlichen Dijziplinarver- 
fahrens wird von dem Landeskonfijtorium verfügt. Das- 
jelbe beauftragt mit Führung der Anterfuchung eine 
Rommijjion, welche durch den zujtändigen Guperinten- 
denten und ein rechtskundiges weltlicdes Mitglied der 
Kircheninfpektion gebildet wird, oder nach feinem Er— 
mejjen einen oder mehrere bejondere Kommiſſare. 

Das Unterfuhungsverfahren findet unter dem Vorſitz 
des Superintendenten und in der Regel auf der Super- 
intendentur jtatt. ; 


8 29, In dem Unterfuhungsverfahren (8 27a) wird 
der Angejchuldigte unter Mitteilung der Anjchuldigungs- 
punkte vorgeladen und gehört. 

Te nad Beihaffenheit der Sache kann jedoch anjtatt 
der DVorladung zum mündlichen Verhör Aufforderung 
zur ſchriftlichen Auslaffung über die Anjchuldigungspunkte, 
für deren Einreichung ſolchenfalls eine angemejjene Friſt 
zu bejtimmen ift, an den Angefchuldigten erlajjen und, 
wenn die jchriftlichden Erklärungen desjelben nicht er- 
Ihöpfend erjcheinen, derjelbe nachträglich noch zu münd- 
licher Vernehmlaſſung vorgeladen werden. 

Durch das Ausbleiben des Angejchuldigten wird der 

Fortgang des Verfahrens nicht gehindert. 

Im übrigen werden in dem Unterjuchungsverfahren 
die Zeugen vernommen und die zur Aufklärung der Sade 
dienenden jonitigen Beweiſe erhoben. 

Die Zeugen find zu beeidigen,’ wenn ihre Ausjagen 
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für die Beurteilung der Sache erheblich erjcheinen und 
die Vereidigung der Zeugen nicht aus bejonderen Gründen 
unzuläjlig oder bedenklich) ift. Die Beeidigung erfolgt 
nach der Abhörung. 

Die Zulafjung eines Verteidigers zu den Unterſuchungs— 
bandlungen findet nicht jtatt. 

Über jede Unterfuhungshandlung ift durch einen zur 
Abfaffung von Protokollen befugten Beamten!‘ ein 
Protokoll aufzunehmen. 


8 30. Der Angejchuldigte ift berechtigt, im Laufe der 
AUnterfuhung Anträge auf zweckdienlidye Vervollitändi- 
gung der Beweisaufnahme zu jtellen. 

Nah dem Schluß der Unterfudung ift dem Ange- 
Ihuldigten, wenn nicht befondere Bedenken entgegen- 
jtehen, auf Antrag die Akteneinficht zu gejtatten. Einem 
von ihm zum Verteidiger gewählten Necdhtsanwalt muß 
die Akteneinjicht gewährt werden. 

Eine Berabfolgung der Akten in die Wohnung des 
Angeſchuldigten oder feines Verteidigers findet nicht ftatt. 


8 31. Grachtet die Unterfuhungskommijfion den Zweck 
des Unterfuchungsverfahrens für erreicht, jo überjendet 
diejelbe die Akten dem Landeskonfijtorium, welches, nad) 
vorgängiger Erledigung etwaiger auf Vervollitändigung 
der Unterfuchung gerichteter Anordnungen, entweder die 
Einjtellung des Verfahrens oder die Verhängung einer 
Drdnungsftrafe oder die Verweiſung des Angejchuldigten 
zur mündlichen Verhandlung bejchließt. 


8 32, Der Beihluß über den Ausfall des Unter: 
judungsverfahrens (8 31) ijt, mit Gründen unterjtütt, 
dem Angejchuldigten in Ausfertigung zuzuftellen. Die 
Zuftellung des Verweijungsbejchluffes kann mit der Vor- 
ladung zur mündlichen Verhandlung verbunden werden. 

Das eingejtellte Difziplinarverfahren kann wegen der 
nämlihen Anjchuldigungspunkte nur auf Grund neuer 
Tatjachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden. 

Iſt eine Drdnungsitrafe verhängt, fo findet eine Wieder— 
aufnahme des Dilziplinarverfahrens nicht jtatt. 
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8 33, Gegen den Verweiſungsbeſchluß it ein Rechts⸗ 
mittel nicht zuläſſig. 


8 34, Iſt die Verweiſung des Angeſchuldigten zur 
mündlichen Verhandlung bejchlojjen, jo beraumt Das 
Sandeskonfiftorium hierzu einen Termin an, zu welchem 
der Angejhuldigte unter Zuftellung einer Ausfertigung 
des Verweiſungsbeſchluſſes, wenn ſolche nicht ſchon er- 
folgt ift (88 32 Abſatz 1), zum perjönlichen Erjcheinen 
vorgeladen wird. 


8 35. Dem Angejhuldigten beziehentli einem von 
ihm als Verteidiger beftellten Rechtsanwalt iſt die Akten- 
einficht, joweit ſolche nicht bereits früher [tattgefunden 
hat, nad; Maßgabe des $ 30 Abſatz 2 jowie jchriftliche 
Verteidigung vor der mündlichen Verhandlung zu ge- 
ſtatten. 


8 36. An der mündlichen Verhandlung und an der 
nad) vorgängiger kollegialifcher Beratung mit einfacher 
Stimmenmehrheit zu füllenden Entſcheidung nehmen 
außer dem Präfidenten des Landeskonjijtoriums, oder 
in deſſen Behinderung einem weltlichen ordentlichen Nate 
desjelben als Vorfigenden vier ordentlihe Mitglieder 
diefer Behörde, zwei geijtlihe und zwei weltliche, teil. 
Es können jedoch von den vier ordentlichen Mitgliedern 
eines oder zwei durch außerordentliche Mitglieder des 
Zandeskonjijtoriums vertreten werden; auch in dieſem 
Falle muß die Parität zwiſchen geiftlihen und weltlichen 
Mitgliedern gewahrt bleiben. 


$ 37, Zu den ordentlihen Mitgliedern werden als 
Hilfsarbeiter bei dem Landeskonjiftorium angejtellte Be- 
amte, wenn ihnen die Stimmberehtigung im Kollegium 
beigelegt ijt, gerechnet. 


8 38, Die mündliche Verhandlung findet ftatt, auch 
wenn der Angejhuldigte nicht erjcheint. Derjelbe kann 
ſich durch einen Rechtsanwalt vertreten lajjen oder ſich 
eines ſolchen als Beiltandes bedienen. 
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Es kann jedoch das perjönliche Erfcheinen unter der 
Verwarnung angeordnet werden, daß bei feinem Aus- 
bleiben ein Vertreter nicht werde zugelaffen werden. 


$ 39, Die mündliche Verhandlung ift nicht öffentlich. 

In derjelben wird zuerſt durch) ein von dem Vor— 
ligenden zu bejtimmendes Mitglied des Kollegiums 
($ 36) der Verweiſungsbeſchluß verlefen, aus den Akten 
Vortrag über die Ergebnifje der Vorunterfuhung er- 
Itattet und der Angejchuldigte gehört. 

Der Vorjigende kann den Angejchuldigten zur münd- 
lichen Auslafjung über tatfächliche Verhältniffe und Um- 
jtände, welche von Belang find, auffordern. 

Der Angeſchuldigte oder fein Verteidiger (vgl. $ 38) 
hat das Schlußwort. 

Über die mündliche Verhandlung ift ein Protokoll 
aufzunehmen, vor Schluß derjelben vorzulefen und von 
dem Vorjigenden und dem WProtokollführer zu unter- 
zeichnen. Dasjelbe foll die Namen der Anwejenden 
und die wejentlihen Momente der mündlichen Verhand- 
lung enthalten. 


8 40, Gracdtet das Landeskonfiftorium eine Vervoll- 
jtändigung der Unterfuchung für erforderlich, jo ſetzt es 
das Verfahren aus und ordnet die weiteren Erhebun- 
gen durch die Unterſuchungskommiſſion (8 28) an. Dem 
Angeihuldigten ift hiervon Kenntnis zu geben. Nach 
DVervollftändigung der Unterfuhung wird der Angeſchul— 
digte zur Fortjegung der mündlichen Verhandlung ge- 
laden. 


8 41, Nah Schluß der mündlichen Verhandlung ift 
über das Gejamtergebnis der Difziplinarunterfudhung 
Beihluß zu faſſen. 

Die Mitglieder des Kollegiums ($ 36) entjcheiden nad) 
ihrer freien, aus dem Gejamtergebnilje der Verhandlung 
gejchöpften Überzeugung. 

Iſt die Anfchuldigung nicht begründet, jo wird der 
Angejhuldigte freigejprochen. 
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Im Falle der Verurteilung kann die Entjcheidung 
auch auf eine bloße Drdnungsitrafe lauten. 


8 42, Die Enticheidung ift mit Gründen verjehen 
binnen 14 Tagen nad) dem Schluß der mündlichen Ver— 
handlung dem Angejchuldigten in Ausfertigung zuguftellen. 

Sie ſoll die Bemerkung enthalten, daß der Vorjchrift 
des 8 36 genügt ilt. 


8 43. Gegen die Strafentjcheidung des Landeskonfi- 
jtoriums, mag diejelbe auf Grund des Unterjuchungs- 
verfahrens (8 31) oder der mündlichen Verhandlung er- 
gehen, ift einmaliger Nekurs zuläſſig. Derfelbe ijt inner- 
halb 14 Tagen nach der Zuftellung der Ausfertigung 
der Entjheidung (8 32 Abſatz 1, 8 42 Abſatz 1) ein- 
zulegen. 

Der Rekurs kann fchriftlich oder mündlich zu Proto— 
koll bei dem Zandeskonjijtorium eingelegt werden. Zur 
Ihriftlihen Necdtfertigung des Rekurſes jteht dem Ver— 
urteilten eine anderweite Zrijt von 3 Wochen, von Ab— 
lauf der Rekursfriſt an gerechnet, offen. 


8 44, Für das Dilziplinarverfahren wegen Irrlehre 
gelten die Bejtimmungen in. 88 27 bis 43 mit folgen- 
der Abweichung: 

1. das Landeskonfiftorium wird in der mündlichen 
Verhandlung verjtärkt durch den Hinzutritt des 
nad) Maßgabe des Kirchengejeges vom 15. April 
1873 gebildeten Synodalausjchufjes. Derjelbe nimmt 
in der Anzahl von drei geijtlichen und drei welt- 
lihen Mitgliedern an allen auf Grund der münd- 
lihen Verhandlung zu fällenden Entjcheidungen mit 
vollem Stimmredt teil. 

2. Die Verurteilung des Angejchuldigten erfordert eine 
Mehrheit von zwei Dritteilen aller Stimmen. 

3. Ein Rechtsmittel findet gegen die Entjcheidung nicht 
ſtatt. 


8 45. Hat der Verurteilte außer im Falle des 8 44 
‚ rechtzeitig die Entſcheidung der zweiten Inſtanz ange: 
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rufen (8 43), jo verfügt nad) Ablauf der Nechtfertigungs- 
frijft der Präſident des Landeskonjijtoriums, oder in 
Behinderung desjelben jein Stellvertreter, die Bildung 
der zweiten Inſtanz. Zu diefem Behufe treten in Ge- 
mäßheit der Vorjchriften 8 5 Ar. 18 Abſatz 2, 3 und 4 
des Kirchengejeßes, die Errichtung eines evangelijch- 
lutherifchen Zandeskonfijtoriums betreffend, vom 15. April 
1873 unter dem Vorſitze des Präjidenten drei Näte des 
Zandeskonfijtoriums mit drei von den in Evangelieis 
beauftragten Staatsminijtern ernannten außerordentlichen 
Beiligern zu einem Kollegium zufammen, und zwar jo, 
daß jedesmal von dieſen jehs Mitgliedern drei welt- 
lichen und drei geijtlihen Standes find. Im Yalle der 
* Behinderung des Präfidenten wird derjelbe von einem 
weltlichen Nate des Landeskonfiftoriums vertreten. 

Zwei der Näte des Landeskonjijtoriums dürfen bei 
der Urteilfällung in erjter Inſtanz nicht beteiligt gewejen 
jein. Der Referent erjter Inftanz darf dem Kollegium 
keinesfalls angehören. 

Die Sade ijt von einem Nate des Landeskonſiſtoriums 
vorzutragen und mit einfacher Stimmenmehrheit zu ent- 
ſcheiden. 

Die Entſcheidung iſt, mit Gründen verſehen, binnen 
14 Tagen nach erfolgter Beſchlußfaſſung dem Angeſchul— 
digten in Ausfertigung zuzuſtellen. 

Sie ſoll die Bemerkung enthalten, daß den Vorſchrif— 
ten des Abſatz 1 und 2 genügt ift. 


8 46, Erachtet das Kollegium zweiter Injtanz vor 
der Entjcheidung weitere Erhebungen, insbejondere die 
AUbhörung und Vereidung von Zeugen und Sachverſtän— 
digen für notwendig, jo hat das Landeskonjiftorium 
jolhe durch die Unterſuchungskommiſſion ($ 28) vor- 
nehmen zu lajfen. Es ijt jedoch in ſolchen Fällen vor 
Erteilung der Entjcheidung der Angejchuldigte von den 
Ergebnifjen der neuerlichen Grörterungen und Verhand- 
lungen in Kenntnis zu jegen und ihm auf Verlangen 
eine 14tägige Friſt zu jchriftlicher Verteidigung zu ver- 
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jtatten. Es kann aud nad) dem Ermeſſen des Kol- 
legiums der Enticheidung eine mündliche Verhandlung 
mit dem Angejchuldigten vorausgehen und es hat eine 
ſolche jtattzufinden, wenn der Angejchuldigte innerhalb 
der ihm zur Einlegung und Rechtfertigung des Rekurſes 
zuſtehenden fünfwöcigen Friſt darauf anträgt. Auf 
dieje mündliche Verhandlung leiden im übrigen die für 
die mündliche Verhandlung in erjter Inſtanz getroffenen 
Beitimmungen entjprechende Anwendung. 


8 47, Das Urteil der zweiten Injtanz darf dasjenige 
der eriten Inftanz nur zugunften des Angejchuldigten 
abändern. 

Gegen diejes Urteil ijt ein weiteres Rechtsmittel nicht 
zuläſſig. Dasjelbe ift nach erfolgter Zujtellung jofort 
volljtreckbar. 


8 48, Ein durch rechtskräftige Entjcheidung erledigtes 
Difziplinarverfahren ($ 27 flg.) kann nur wieder aufge- 
nommen werden, wenn jich nachträglich herausitellt, daß 
das Urteil auf einer gefäljchten oder verfälfchten Urkunde 
oder auf erwiejen falſcher Ausjage beruht, oder neue 
Beweismittel aufgefunden werden, welche eine von der 
rechtskräftigen Entjcheidung abweichende Beurteilung des 
alles zu begründen geeignet erjcheinen. 


8 49, Über die Wiederaufnahme des Verfahrens ent- 
icheidet das Landeskonfiftorium. Cs ordnet etwa er- 
forderlich jeheinende kRommiljarifche Beweisaufnahmen an. 

Mird die Wiederaufnahme bejchlofjen, jo ift die münd- 
lihe Verhandlung erjter Inſtanz zu erneuern. 

Gegen die die Wiederaufnahme ablehnende Entjchei- 
dung jteht nur der Beſchwerdeweg offen. 


8 50, Wenn ein Geiftlicher vor Beendung des Dilzi- 
plinarverfahrens aus dem Kirchendienfte jcheidet, jo ijt 
dasjelbe einzuftellen, das Zandeskonfijtorium jedoch be- 
fugt, ihm die Koften des Dijziplinarverfahrens zur Laſt 
zu legen (jiehe jedoch 8 51). 

Gegen eine Solche Verfügung ift Nekurs zuläffig, wel- 
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cher binnen 14 Tagen, von der Zujtellung der Ver- 
fügung an, eingelegt werden muß. 


8 51. Hatte jedoch der vor Beendigung des Dilzi- 
plinarverfahrens aus dem Amte gejchiedene Geiftliche 
Dienjtentlafjung verwirkt, jo ift in Fortjegung des Ver— 
fahrens anjtatt der Dienjtentlajjung auf den Verluft der 
in 8 7 bezeichneten Nechte zu erkennen ($ 16 Abjag 2 
und 3). 


8 52, Für das Difziplinarverfahren werden keine 
Gebühren, jondern nur die baren Auslagen, einjchließlic) 
der Reiſe- und DBerfäumnisgebühren der Zeugen und 
Sadverjtändigen, in Anja gebradt. Die Zeugen- und 
“ Sadverjtändigengebühren bemejjen fi nad) der Ge- 
bührenordnung des Neichs für Zeugen und Sachverſtän— 
dige vom 30. Juni 1878. Über die Erftattungspflicht 
it von den Dijziplinarbehörden mit zu entjcheiden. 


IV. Suspenfion. 


8 53. Don der zuftändigen Konfijtorialbehörde ift die 
vorläufige Dienjtenthebung eines Geijtlihen (Sus— 
penjion vom Amte) zu verfügen, 

1. wenn in einem Strafverfahren feine Verhaftung 
bejchlojjen oder gegen ihn ein nocd nicht rechts- 
kräftig gewordenes Urteil erlafjen iſt, welches den 
Verluft des Amtes Kraft des Gejeßes nach ſich 
zieht; 

2. wenn im Dilziplinarverfahren eine noch) nicht rechts- 
kräftige Entjcheidung ergangen ift, welche auf Dienft- 
entlajfung lautet. 


8 54. Don der zuftändigen Ronfiftorialbehörde kann 
die Suspenſion verfügt werden, fobald gegen einen 
Geiſtlichen ein gerichtlihes Strafverfahren eingeleitet 
wird. 

Das Landeskonfiltorium kann, fobald von ihm die 
Einleitung eines förmlihen Difziplinarverfahrens ($ 27) 
bejchlojjen wird, oder auch demnächſt im Laufe des Ver- 
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fahrens bis zur rechtskräftigen Entjcheidung die Sus— 
penjion gegen den Geijtlichen verfügen. 


8 55. In den $ 53 nambhaft gemachten Fällen er- 
liſcht die Suspenjion 

ad 1. mit Ablauf des 10. Tages nach Wiederauf— 

hebung des Verhaftungsbeſchluſſes oder mit 
Eintritt der Rechtskraft des Urteils, welches 
den Verluſt des Amtes, kraft des Geſetzes, nach 
ſich zieht; 

ad 2. mit Eintritt der Rechtskraft beziehentlich der 

Vollſtreckbarkeit (88 43, 47) der auf Dienjtent- 
lafjung lautenden GEntjcheidung oder der Ddie- 
jelbe zugunften des Angeklagten abändernden 
Entjcheidung der Nekursinftanz. 

Dagegen ijt in den 8 54 bezeichneten Fällen die Sus— 
penjion wieder aufzuheben, jobald der Grund, aus wel- 
hem diefe Maßregel zu verfügen gewejen iſt, ſich er- 
ledigt, und, joviel den im erjten Abſatz des 8 54 be- 
zeichneten Fall anlangt, auch die weitere Beibehaltung 
der Suspenjion von dem Landeskonfiftorium nad) der 
Beitimmung in Abſatz 2 desjelben Paragraphen nicht 
beſchloſſen wird. 

8 56. Während der Dauer der Suspenfion kann die 
Verwaltung der Amtseinkünfte des vorläufig vom Dienſte 
enthobenen Geijtlichen verfügt werden. 


8 57, Der juspendierte Geijtliche behält während der 
Suspenfion außer der Dienftwohnung oder der dafür 
ausgejeßten Entſchädigung die Hälfte feines Dienjtein- 
kommens. 

Auf die im Amte begründeten Ausgaben ift bei Be- 
rechnung des Dienjteinkommens keine Rückſicht zu 
nehmen. 

Der innebehaltene Teil des Dienfteinkommens ift zu 
den Koften, welche durch die Gtellvertretung des Ange— 
jyuldigten und die Verwaltung des Dienjteinkommens 
(8 56) verurfacht worden, der etwaige Reſt eintretenden 
alles auf die Unterſuchungskoſten ($ 52) zu verwenden. 

Böhme, KRirhengefege. 2. Aufl. 16 
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Einen weiteren Beitrag zu den GStellvertretungskojten 
zu leiften ift der fuspendierte Geiftliche nicht verpflichtet. 

8 58. Der zu den Koften ($ 57 Abſatz 3) nicht ver- 
wendete Teil des Dienfteinkommens wird dem Geijt- 
lichen nicht nachgezahlt, wenn das Verfahren feine Ent- 
fernung aus dem Amte zur Yolge hat. 

Erinnerungen gegen die Verwendung des Einkommens 
jtehen dem Geiftlichen nicht zu, wohl aber iſt ihm auf 
Verlangen eine Nachweilung über dieje Verwendung zu 
erteilen. 


8 59. Wird das Verfahren eingeltellt, oder wird der 
Geiftliche freigefprochen, fo muß ihm der innebehaltene 
Teil des Dienfteinkommens volljtändig nachgezahlt 
werden. 

Mird der Geiftliche nur mit einer Drdnungsitrafe be- 
legt, jo ift ihm der innebehaltene Teil, ohne Abzug der 
Stellvertretungskoften nachzuzahlen, joweit derjelbe nicht 
zur Deckung der Unterfuchungskoften und der Ordnungs- 
jtrafe erforderlich ift. 

8 60. Wenn Gefahr im DVerzuge ijt, kann einem 
Oeiftlihen auch von feinem unmittelbaren Vorgeſetzten 
die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unter- 
jagt werden, es ift darüber aber fofort an die höhere 
Behörde zu berichten. 

Diefe Unterfagung hat eine Kürzung des Dienjtein- 
kommens nicht zur Folge. 


8 61. Gegen 

a) die Verfügung der vorläufigen Dienjtenthebung 
(88 53, 54) 

b) die Verſagung der MWiederaufhebung derjelben 
($ 5), 

c) die Anordnung der Verwaltung des Amtseinkom- 
mens ($ 56), 

d) die Verſagung der Wiederaufhebung derjelben 
jteht dem betreffenden Geiftlihen ein einmaliger Rekurs 
zu. Auf denfelben findet die Vorſchrift des 8 43 Ab- 
jag 1 entjprechende Anwendung. 
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Das Landeskonfiftorium ijt befugt, Nechtsmitteln, 
welche gegen die vorläufige Dienjtenthebung, oder gegen 
die Verwaltung des Amtseinkommens gerichtet jind, bis 
zur Entſcheidung über diejelben aufichiebende Wirkung 
zu verjagen. 

V. Schlußbejtimmungen. 

8 62. Die nad) den Beitimmungen diejes Gejeßes er- 
folgenden Aufforderungen, Mitteilungen, Jujtellungen 
und Vorladungen find gültig und bewirken den Lauf 
der Friſten, wenn fie unter Beobachtung der für die 
Zuftellungen der VBerwaltungsbehörden bejtehenden Vor— 
Ihriften an denjenigen, an den jie ergehen, erfolgt jind. 

Hat der Angeſchuldigte feinen dienſtlichen Wohnjig 
ohne Genehmigung der vorgejegten Behörde verlajjen 
oder ijt fein Aufenthalt nicht bekannt, jo kann die Zu— 
jtellung auch in jeiner legten Wohnung an dem dienjt- 
lihen MWohnorte erfolgen. 


8 63. Durch gegenwärtiges Gejeg werden nicht be- 

rührt: 

1. die Dilziplinarvorjchriften für die Kandidaten, in- 
joweit leßtere nicht unter $ 1 fallen,! 

2. die Vorſchriften über die Befugniſſe der kirchlichen 
Vorgejegten und Aufjichtsbehörden, im Aufjichts- 
wege Bejchwerden abzuhelfen, oder Geijtliche zur 
Erfüllung ihrer Pflichten durch Warnung, Ermah- 
nung oder Strafen anzuhalten, 

3. die Vorſchriften über die Zuftändigkeit der Kreis- 
hauptmannfchaft zu Baugen als Konfijtorialbehörde 
in Difziplinarfachen der Geiftlihen ihres Konfijto- 
tialbezirks und das Recht derjelben zur Erteilung 
von Verweilen, Verhängung von Drdnungsitrafen 
und der Suspenfion in dem durch 8 3 Alinea 6 
der Verordnung, die Konfijtorial- und Infpektions- 
befugnijje über die evangelijch-lutherifchen Kirchen 
der Oberlaujig betreffend, vom 12. September 1874 
bejtimmten Umfange.. Cs haben jedocd) der ge- 
nannten 'Ronjijtorialbehörde bei Ausübung diejer 

16* 
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Diiziplinargewalt und des Nechtes der Suspenjion 
von Geiſtlichen die Vorjchriften dieſes Gejeges über 
Verhängung von Drdnungsftrafen und der vor- 
läufigen Amtsenthebung ebenfalls zur Richtſchnur 
zu dienen; 

4. die Beitimmungen in $ 7 Abſatz 3 des Kirchen- 
gejeges, die Errichtung eines evangelifch-lutherifchen 
Zandeskonfijtoriums betreffend, vom 15. April 1873. 


Dresden, den 30. Juli 1891. 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter. 


1. Wegen der Randidaten des PBredigtamts und der Theo- 
logie, die ein geijtlihes Amt weder ftändig noch vorübergehend 
‘ als Hilfsgeiftlihe oder Vikare ausüben, vgl. Randidatenord- 
nung vom 16. Febr. 1892 (Konjl. ©. 37), deren $ 13 folgen- 
des bejtimmt: 

Kandidaten, welche die von ihnen nad der Kandidaten- 
ordnung zu erfüllenden Verpflichtungen verabjfäumen, oder 
welche die ihnen als Hilfsprediger obliegenden Amtspflichten 
vernadläfligen, können von dem Ephorus oder der Konfijto- 
tialbehörde mit Warnung oder Verweis belegt werden. 

Bei Ihweren Verjtößen kann ihnen vom Landeskonfilto- 
rium die venia concionandi auf die Zeit entzogen werden 
und können insbejondere Kandidaten der Theologie auf Zeit 
—— Zulaſſung zur Wahlfähigkeitsprüfung zurückgeſtellt 
werden. 

Eine gänzliche Streichung aus der Kandidatenliſte unter 
Abforderung der Brüfungszeugnijfe kann von dem Landes— 
konſiſtorium verfügt werden, wenn der Kandidat ſich eines 
Verhaltens ſchuldig madt, das ihn zur Übernahme eines geilt- 
lihen Amts unwürdig erfcheinen läßt. 

Die Streihung aus der Randidatenlijte hat zu gejchehen im 
Falle rechtskräftiger gerichtliher Werurteilung zu Zuchthaus: 
ſtrafe, Verluft der bürgerliden Ehrenrehte oder Unfähigkeit 
zu Bekleidung öffentlicher Amter. 

Drdinierte Kandidaten der Theologie und des Predigtamts 
unterjtehen in den vorgedadten Beziehungen den Beftimmun- 
gen der Dijziplinarordnung für die evangelifch-lutherifche Kirche 
des Rönigreihs Sachſen vom 30. Juli 1891 (Gejeg- und Ver- 
ordnungsblatt von 1891 ©. 59 flg.). 

2. Hierher gehören auch diejenigen ordinierten Geiftlichen, 
welde im Dienfte der Vereine für innere Wiſſion beſchäftigt 
ind und deren Anterftellung unter die Difziplinarordnung 
itaatsjeitig als Bedingung für die Annahme der Stellen in 
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die Venfionskaffen verlangt wird (Werh. der Landesiynode 
1891 ©. 298, 299, |. oben ©. 219 Anm. 1). 

3. Die Aufzählung der Ordnungsſtrafen foll keine Stufen- 
folge im Sinne eines fortjchreitenden Beſſerungsverfahrens 
darjtellen (Verh. der Landesiynode 1891 ©. 301 ff., 463 ff.). 


4. Mangels befonderer gejeßlicher Bejtimmung haben Die 
Gelditrafen nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen in die Kaffe 
derjenigen Behörde zu fließen, welde auf jie im einzelnen 
Falle erkannt hat (ebenjo Wäntig, Penfionsgefege ©. 106 
Note 4). 

5. Mahnungen und Warnungen, die der Ephorus inshe- 
fondere auch vom amtsbrüderlichen Standpunkte aus an Geiſt— 
liche feiner Ephorie nad) GenVO., das Ephoralamt betreffend, 
vom 13. Zuli 1862 Punkt 1 (f. oben ©. 30) erläßt, ind Reine 
Dilziplinarjtrafen im Sinne der Difziplinarordnung (vgl. $ 63 
Ar. 3 der Difziplinarordnung). 

6. Die Grundlage für das materielle Difziplinarrecht bilden 
infoweit die Vorſchriften in Generalartikel XVI vom 1. Jan. 
1580: Vom Leben und Wandel derer Pfarrern und Kirchen— 
diener (Cod. ©. 32 ff.). 

7. Darüber, ob eine von der Konfijtorialbehörde zu ahndende 
Drdnungswidrigkeit im Sinne von 8 19 vorliege, oder ob Die 
Ermahnung oder Verwarnung des Ephorus (j. oben Note 5) 
oder ein Einfchreiten der Kircheninfpektion nad $ 63 Nr. 2 
der Difziplinarordnung genüge, entjcheidet Das pflihtmäßige 
Ermeffen des Ephorus bzw. der Inipektion (Verh. der Landes- 
ſynode 1891 ©. 310). 

8. Die verwirkten Einkommensteile fliegen der Kirchge— 
meindekaffe zu, welche auch den Aufwand für die Vertretung 
des amtsenthobenen Geiftlihen zu tragen hat (ebenſo Wäntig, 
Penſionsgeſetze ©. 10 Note 15). 

9, Über die Formel des Zeugeneides |. G. vom 20. Febr. 
1879 (GVBL. ©. 51) und StPO. 88 61—64. 

10. Vgl. hierzu G., die Befugnis zur Aufnahme von Pro⸗ 
tokollen betr., vom 20. Mai 1867 (GVBl. ©. 136) und Ausf- 
BD. dazu vom 20. Mai 1867 (GVBL. ©. 134) und die dazu 
ergangenen Nachträge. 


e) Die kirchlichen Beamten. 


Allgemeine Borbemerkungen:! 
I. Die kirchlichen Beamten lafjen fih in verſchiedene Rate- 
gorien teilen: f 
a) Rirhenmufikalifhe Beamte, 
b) Kirhenbeamte im eigentlichen Sinne, 
ce) kirchliche Bedienjtete ohne Beamteneigenjcdaft. 
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Die kirchen muſikaliſchen Beamten (Kantoren, Organijten) 
find entweder folche, deren Kirchendienft mit einer bejtimmten 
ftändigen Schuljtelle verbunden GKKirchſchullehrer im engern Sinne) 
oder folche, deren Kirchendienit zwar mit einer ſtändigen Schul- 
jtelle, aber nicht mit einer beftimmten verbunden ijt, und ſolche, 
deren Kirchendienft organiſch überhaupt nicht mit einer ſtän— 
digen Schuljtelle verbunden ijt. 

1. Kirchſchullehrer im engeren Sinne. Ihre Anitellung ſetzt 
mindeftens Zenſur IIb in der mufikalifhen Prüfung voraus 
(BeR. vom 19. Febr. 1890 8 10,4, GVBl. ©. 25 ff.; VO., die 
Vorbildung der Lehrer im Orgeldienft betr.; Bek. vom 23. Juni 
1898, KonſBl. ©. 51). Das MWahlverfahren richtet jih nad 
den Vorſchriften in 8 20 des VSchulG. vom 26. April 1873: 
Mahl dur) den Schulvoritand, der Kirchenvorjtand und Kirchen— 
patron müſſen aber ihre Zuftimmung zu der Wahl erteilen. 
Bei Differenzen enticheiden die oberjten Behörden (Kultus- 
‘ minijterium u. Landeskonfiftorium, Geſetz $ 20 Ar. 3 Ab. 2). 
Über die mufikalifde Probe vgl. AusfVO. vom 25. Aug. 1874 
8 37 Abſ. 4 und WO. des Landeskonjijtoriums vom 23. Febr. 
1875 (KonjYl. ©. 11) und GenVO. des KultMin. vom 27. Won. 
1886 Ar. 1. Soweit landesherrlihes PBatronat in Betracht 
kommt, find die Kircheninjpektionen (in der Oberlauſitz Kreis- 
hauptmannſchaft Baugen als Konfiftorialbehörde) beauftragt, 
das landesherrlihe Patronat zu vertreten (VD. des Landes- 
konfiftoriums vom 22. Jan. 1901, KonſBl. ©. 7). Über die 
kirchliche Einweifung f. GenVO. des Landeskonfijtoriums vom 
22. Nov. 1882 (Konjdl. ©. 299). Die Vokation der Kirchſchul— 
lehrer it vom Kollator des Schulamts auszuftellen und hat 
nur im allgemeinen die Verpflichtung zur Erfüllung der Rirchen- 
dienftlihen Dbliegenheiten zu enthalten. Doc Bann, foweit 
nötig, ihnen von der Kirheninfpektion eine ſpeziellere In— 
ſtruktion erteilt werden (VD. des LKkonſ. vom 19. März 
1875 (KonſBl. ©. 21). Kirhichullehrer bedürfen auch während 
der Schulferien wegen Befreiung vom Kirchendienft Urlaub 
des Pfarrers (GenVO. des LKonſ. vom 8. Febr. 1875, Kon- 
Bl. ©. 3, V). Die Kirhfchullehrer können den Glöcknerdienit 
gegen teilweife Gehaltsabtretung ablehnen bzw. abgeben (B- 
SchulG. vom 26. April 1873 8 21 Abſ. A; Cod. ©. 529). 
Die Höhe der Gehaltsminderung ijt von der oberjten Kirchen- 
und Schulbehörde fejtzufegen. Die Difziplinarvorichriften für 
Volksihullehrer (WSYuld. 8 23; AusfVO. 8 48Ff.) gelten 
auch für Kirchfchullehrer. Gine Vernehmung mit der beteilig- 
ten Rirchenbehörde darf nur dann unterbleiben, wenn die 
Anterfuhung ausſchließlich die Verlegung der die Schule an- 
gehenden Beltimmungen zum Gegenjtande Hat (GenVO. des 
Kultllin. vom 10. Juni 1884, Cod. ©. 553 Anm. 6; VSchulG. 
8 35 Schlußfaß). 
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Das kirchendienftlihe Einkommen bezieht der Kirchſchul⸗ 
lehrer ohne Vermittelung der Schulkafſſe (VSchulG. 8 10 
Schluß). Über das Vakanzeinkommen ift auch bei Kirchſchul— 
itellen beſondere Rechnung vom Kirchenvorſtand zu führen (Öen- 
BO. des LZandeskonfiftoriums vom 21. Mai 1880, Konjdl. 
©. 33). Mindejteinkommen |. RO. vom 14. Nov. 1911 (GV— 
Bl. ©. 205). Wegen Honorars für die Chorſingeſtunde ſ. BeR. 
N 4. März 1904 (KonſBl. ©. 19); RG. vom 14. Nov. 1911 

4. 
Die VPenjionierung der Kirchſchullehrer erfolgt nach den für 
Bolksichullehrer geltenden Grundſätzen durch die Schulbehör- 
den aus den Lehrerpenſionskaſſen. Ebenſo die Mitwen- und 
Maifenverforgung (6. vom 25. März 1892, GVBL. ©. 21 ff.; 
6. vom 21. Juni 1912, GVBL. S. 314). Das kirchendienjt- 
lihe Einkommen iſt dabei zu berücfichtigen, joweit es am 
1. Sanuar des Vorjahrs im Stellenkatajter eingetragen war 
(6. vom 25. März 1892 8 6). Eine Beibehaltung des Kirchen⸗ 
dienſtes iſt bei Penſionierung vom Schulamt nicht ſtatthaft 
(BO. des KultMin. vom 7. Dez. 1905, Entſch. Heft 15 ©. 68). 

2, Kirhenmufikaliihe Beamte, deren Kirhenamt nad fejter 
Drdnung mit einer jtändigen Schulftelle, aber nicht einer be- 
ftimmten verbunden ijt. Die Anftellungsfähigkeit richtet ſich 
ebenfalls nad der Prüfungsordnung (Bek. vom 19. Febr. 
1890, 8 10 Abſ. 4, GVBL. ©. 25 ff.). Die Anjtellung erfolgt 
durch Wahl des Kirchenvorjtands unter den vorhandenen 
Lehrern unter Zuftimmung des Kirchenpatrons im Ginverjtänd- 
nis mit dem Schulvorjtande (WO. unter Ar. 41 8 5). Sie find 
mit Inftruktion zu verjehen und von der Kircheninjpektion zu 
verpflichten (WO. 8 Sag 1). Vom Vorbehalt einer Kündigung 
iſt abzufehen (WO. $ 8 Sat 2). Die Diſziplinaraufſicht jteht in 
betreff des Kirchendienftes der oberjten Kirchenbehörde im Ein- 
vernehmen mit der oberjten Schulbehörde zu (BD. 8 8 Sab 3). 
Die Vorſchriften über das kirhendienitliche Mindefteinkommen 
gelten aud für fie GG. vom 14. Nov. 1911). Sie führen 
ebenfalls den Titel Kirchichullehrer (Schreiben des KultMin. 
vom 8. April 1907, Entſch. Heft 16 ©. 35). 

Auch hinſichtlich der Penfionierung find diefe Angeſtellten 
den Kirchichullehrern gleichgejtellt (©. vom 25. März 1892, 
GVBL. ©. 21 ff.; 6. vom 21. Juni 1912, GVBL. ©. 314). 

3. Rantoren und Drganiften ohne Schulamt. Diejelben 
werden vom Kirhenvorjtande aus Drei vom Kollator des 
Kirhenamts Vorzufchlagenden gewählt (vgl. VO. unter Ur. 41 


88 1—4). 

a) Bildet der Kirchendienit die Hauptbeihäftigung und kann 
von der Bejoldung der wejentliche Unterhalt bejtritten werden, 
fo find fie mit Snftruktion des Kirchenvorftands und der 

‚ Rirheninipektion zu verjehen, vom Superintendenten zu kon 
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firmieren, vom Kollator mit Vokation oder Beitellungsurkunde 
zu verjehen (WO. unter Ar. 41 8 6 Saß 1). Sie unterftehen der 
Dilziplinaraufficht der Kirchenbehörden und können nad der 
Difziplinarordnung für Geijtliche entlaffen werden (WO. unter 
Nr. 41 $ 8 Sat 2). Penfion wird ihnen nad dem AG. vom 
15. Nov. 1906 (GVBL. ©. 394) gewährt (f. Ar. 43). 

b) Wird der Kirchendienft nur als Nebengefhäft bei ander- 
weiter Anjtellung oder fonjtiger Beichäftigung betrieben, jo 
findet Reine Konfirmation ftatt, fondern nur Initruktions- 
erteilung und Verpflichtung durch die Kircheninjpektion (VO. 
unter Ar. 41 $ 7 Saß 1). Kündigung kann vereinbart werden. 
Entlaffung ohne Ründigung nur durd) Konftjtorialbehörde bei 
gröblicher Pflichtverlegung oder Ärgernis erregendem Verhal- 
ten (BD. unter Nr. 41 87 Saß 2). Sie unterliegen im allge- 
meinen der Invalidenverficherungspflicht. 

Gemeinfame Beitimmungen für a und b. Die Vorfchriften 
„Über die Mindejtgehalte der Kantoren und Organiſten gelten 

für beide Ungejtellten (RG. vom 14. Nov. 1911 83). Wegen 
Befreiung von der Invalidenverjiherungspflicht ſ. Reichs ver⸗ 
ſicherungsordnung 88 1234, 1242; VD. des Landeskonſiſtotiums 
vom 16. Dez. 1911 (Ronjdl. ©. 148). 


I. Die Kirhenbeamten im engeren Sinne (kirhliche 
Anterbeamte) find diejenigen, die nicht kirhenmufikalifche Auf- 
gaben haben. Hierher gehören fowohl die Aafjen- wie die 
Ranzleibeamten in den Pfarramtserpeditionen, Kirchenbuch⸗ 
führer, Kirchner, Friedhofsverwalter ſowie die Kirchendiener 
und ähnliche Angeſtellte. 

Ihre Anſtellung erfolgt ohne Mitwirkung anderer Organe 
durch die Kirchenvorjtände. Über Anſtellung penfionierter 
Staatsbeamter im Kirchendienite vgl. BD. im KonſBl. 1903, 4. 
Der nächſte Vorgefegte ijt der Pfarrer. Die Verpflidtung auf 
Befolgung der vom Kirchenvorjtand aufzuftellenden Initruk- 
tion erfolgt durch diefen, die etwa nötige eidliche Verpflichtung 
durch die Kircheninfpektion. Kündigungsvorbehalt bei der An- 
ftellung ift zuläſſig KVuSO. 8 25 Abf.6). Penfionsberechtigung 
für id) und ihre Witwen und Mailen können diejenigen Kir- 
henbeamten beanjpruchen, die im Rirchendienft ihre hHauptfädh- 
liche Beihäftigung und ihren wejentlihen Unterhalt finden 
(RG. vom 15. Nov. 1906, GVBL. ©. 394; f. Nr. 43). Die Pen⸗ 
ſionen find von der Kirchgemeinde (ev. den betreffenden kirch— 
lihen Stiftungen) aufzubringen und durch NRegulativ zu ord- 
nen, das der Genehmigung des Landeskonfiftoriums bedarf 
(RG. $1 Sa 2). In der Anftellungsurkunde ift die Benfions- 
berechtigung zu erwähnen (RG. $ 2). Penſionen und Unter- 
ſtützungen find mindeftens nad den jeweils für Volksſchul— 
lehrer geltenden Grundfägen zu gewähren (AG. 8 4). Den 
auf Kündigung angeftellten kirchlichen Beamten find im Rün- 


41. Verordnung vom 5. Juni 1908. 249 


digungsfalle Unterftügungen, wenigjtens auf Zeit zu gewähren 
GG. 8 5). Bon der Kündigung foll nur aus dringenden Grün- 
den Gebrauch gemacht werden. Soldenfalls wird den Kirchen— 
beamten Befreiung von der Invalidenverfiherung gewährt. 

IH. Kirhlihe Bedienſtete ohne Beamteneigenihaft Tind 
folche, deren Arbeitsverhältnijje ich nur nad) den Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts regeln. Sie unterliegen der Kranken⸗ 
und der Invalidenverſicherung nach Maßgabe der Neichsver- 
fiherungsordnung. 


41. Verordnung, das Verfahren bei der Anftellung 
von ſolchen Kantoren und Organijten, deren Kirchen: 
dienst nicht mit einer bejtimmten jtändigen Schul- 
jtelle verbunden ijt, betreffend (in der Faſſung der 
Bekanntmahung vom 5. Juni 1908), 
(GVBL. ©. 229.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminijter finden 
fi in Anbetracht, dag über das Anftellungsverfahren 
hinfichtlich derjenigen Kantoren und Drganijten, deren 
Kirchendienft nicht mit einer beftimmten jtändigen Schul- 
jtelle verbunden ift, Zweifel entjtanden find, zum Teil 
auch bejtimmte Vorſchriften fehlen, veranlaßt, hierüber 
unter Zuftimmung der evangelifch-Tutherijchen Landes- 
ſynode folgendes zu verordnen: 


81. Kantoren und Organijten, deren Rirchenamt mit 
einer ftändigen Schulftelle überhaupt nicht verbunden ift, 
werden vom Kirchenvorjtande unter drei vom Kollator 
des Kirchenamts Vorzufhlagenden gewählt. 

Das Vorſchlagsrecht ſteht da, wo ſich die Ämter an 
der nämlichen Kirche teils unter landesherrlicher, teils 
unter anderer KRollatur befinden, dem Inhaber der 
leßteren zu. 


82. Binnen jechs Wochen vom Tage der Nambhaft- 
madung an hat der Rirchenvorftand bei Verluft feines 
Wahlrechts einen der Vorgeichlagenen zu wählen und 
dem Rollator zu benennen. . 

Der Kirchenvorſtand kann der Wahl eine Probe im 
Orgelſpiele und der Leitung des Kirchengeſanges vorher- 
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gehen lajjen. Diefe Probe ift von ihm in der Kirche 
abzunehmen, bei welcher die Anjtellung erfolgen foll. 
Der Kirhenpatron ijt dazu einzuladen. 

Der dur die Probe dem Vorgefchlagenen erwachjende 
Neifeaufwand ift ihm nah den für die Probe nicht- 
ſtändiger Geiftlicher bejtehenden Vorſchriften aus der 
Kirhkafje zu erjtatten. 


8 3. Geht der Wahlvorſchlag des Kollators nicht 
innerhalb dreier Monate jchriftlih bei dem Kirchen- 
vorjtande ein, jo wählt diefer den Anzuftellenden allein. 

Die dreimonatige Friſt beginnt 

a) wenn die Stelle durch Tod erledigt wird, mit dem 
Ablauf des Todestages, 

b) in allen anderen Fällen mit dem Ablauf des Tages, 
an welchem der Kollator unter gleichzeitiger Auf- 
forderung zur Ausübung des Vorſchlagsrechts amt- 
lich durch den Superintendenten davon benachrich— 
tigt worden ift, daß der Fall, es auszuüben, ein- 
getreten ijt. 


8 4. Verſäumt der Kirchenvorjtand die Friſt zur Wahl 
und zur Benennung des Gewählten (8 2), jo ernennt der 
Kollator den Anzuftellenden allein. 

Lehnt der Kirchenvorjtand die Vorgefchlagenen ſämt— 
lid ab und kommt aud binnen vier Wochen nad) Ab- 
lauf der Wahlfriſt eine Einigung zwijchen dem Kollator 
und dem Kirchenvorſtande über den Anzuftellenden nicht 
zuftande, jo ernennt diefen das Landeskonjijtorium. 
Ausgejchloffen von der Ernennung find die vom Kirchen— 
vorjtande bereits Abgelehnten. 

Steht dem Landeskonfiftorium ſelbſt die Kollatur zu, 
jo erfolgt die Ernennung nad) Maßgabe des Abjates 2 
Sa 2 durd) die in Evangelicis beauftragten Staats- 
miniiter. 

85. Iſt das Organiftenamt, beziehentlich der Kantor: 
dienft nach der bejtehenden Drdnung zwar einem ftän- 
digen Lehrer an einer öffentlichen Volksſchule zu über- 
tragen, jedoch ohne daß diejer Kirchendienjt mit einer 
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bejtimmten ftändigen Schulftelle verbunden iſt, jo jteht 
bei eintretenden Vakanzen die Wahl unter den vor- 
handenen Lehrern dem Kirchenvorjtande unter Zuſtim⸗ 
mung des Kirchenpatrons im Einvernehmen mit dem 
Schulausſchuß beziehentlich dem Schulvorſtande und unter 
Genehmhaltung der Schulaufſichtsbehörden zu. 

Der Kirchenvorſtand und beziehentlich der Kirchenpatron 
können verlangen, daß der Wahl eine Probe im Orgelſpiel 
und der Leitung des Kirchengejanges vorhergehe. 


8 6. Kantoren und Drganijten der 8 1 genannten 
Art find, wenn fie bejonders für den Kirchendienit an- 
geftellt werden, dergeitalt, daß jie darin ihre hauptjäd)- 
liche Beihäftigung finden und die ihnen dafür ausge- 
feßte Bejoldung oder ſonſtige Remuneration jo bejchaffen 
it, daß ſie davon ihren wejentlichen Unterhalt zu be— 
jtreiten imftande find, von dem Superintendenten in der 
Dberlaufig durch den dazu berufenen Geijtlichen unter 
Hinweis auf eine ihnen zu erteilende, von der Kirchen— 
infpektion im Ginvernehmen mit dem Kirhenvorjtande 
aufzuftellende Inſtruktion zu Ronfirmieren und von dem 
Kollator mit einer Dokation oder beziehentli Be— 
ftallungsurkunde zu verjehen. Diefelben unterjtehen der 
Difziplinaraufjicht der Kirchenbehörden und können im 
Dijziplinarwege nad) den für Die Geiſtlichkeit bejtehen- 
den Grundfägen von der vorgejegten Konfijtorialbehörde 
entlajjen werden. 


8 7, Kantoren und Drganiften der $ 1 gedachten Art, 
welhe den Kirchendienjt nur als Nebengejchäft bei 
anderweiter Anftellung oder jonjtiger Beichäftigung be- 
treiben, find nicht zu konfirmieren, aber mit einer In- 
ftruktion zu verjehen und auf deren gehörige Befol- 
gung von der Kircheninipektion zu verpflichten. Bei 
deren Anitellung kann eine angemejjene Kündigungs- 
frift vereinbart werden und ijt dabei überdies den 
Kirchenbehörden die Difziplinaraufficht und beziehentlic 
deren Entlaffung im Dijziplinarwege in dem Falle vor- 
. zubehalten, wenn jie 
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1. die Pflichten gröblicy verlegen, die ihnen ihr Amt 
nad) der ihnen erteilten Injtruktion auferlegt, oder 
2. dur ihr Verhalten in oder außer dem Amte bei 
der Gemeinde berecdhtigtes Ärgernis erregen. 
Über dilziplinelle Entlaffung ohne vorgängige Ründi- 
gung fteht die Entjchliegung der vorgejeßten Konfijtorial- 
behörde zu. 


8 8. Solche Kantoren und Drganijten, welche zugleich 
ftändige Lehrer an Volksſchulen find, ohne daß der 
gedachte Kirchendienft mit einer beftimmten Lehreritelle 
verbunden wäre (8 5), jind hHinfichtli ihrer kirchen— 
dienftlichen Funktionen mit Inftruktion zu verjehen und 
auf deren Befolgung von der KRircheninfpektion unter 
" Hinweis auf den als Xehrer geleijteten Dienjteid zu ver- 
pflihten. Vom Vorbehalt einer Kündigung ijt abzufehen. 
Die Difziplinarauffiht über diejelben jteht in betreff des 
Kirchendienftes der oberjten Kirchenbehörde im Einver- 
nehmen mit der oberjten Schulbehörde zu. 


42, Kirchengefeß, die anderweite Feſtſetzung des 
Mindeftbetrags des kirchendienftlichen Einkommens 
der Kirchjchullehrer und anderer mit dem Kirchen— 
dienjte beauftragter Berfonen betreffend; vom 14. Wo- 
vember 1911. 
(GVBL. S 205 ff.) 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen mit Zuftimmung der evangelijch-Tutherifchen Landes- 
jynode, was folgt: 


81. Das kirchendienftliche Einkommen eines Kirchſchul— 
lehrers oder eines jonftigen auf die Amtsdauer mit 
Kirchendienft beauftragten ftändigen Lehrers joll, dafern 
ihm die DVerrichtung des vollen! Kirchendienftes oder 
doc des vollen Kantordienftes obliegt, ohne Rückſicht— 
nahme auf den Wert einer Amtswohnung oder auf 
eine Mohnungsentjhädigung, mindejtens jährlich be- 
tragen: ? 
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a) 375 M in Rirchgemeinden bis zu 600 Seelen, 

b) 450 M in Kirchgemeinden von über 600 Seelen 

bis zu 1200 Seelen, 

c) 550 M in Kirchgemeinden von über 1200 Seelen 

bis zu 3000 Seelen, 

d) 650 M in Kirchgemeinden von über 3000 Geelen. 

Liegt bei Teilung des Kirchendienjtes dem Lehrer die 
Verrichtung wenigjtens des vollen Drganijtendienjtes ob, 
fo hat er Anſpruch auf */s der vorjtehenden Mindelt- 
beträge. 

Für die Berechnung der Mindejtbeträge des kirdhen- 
dienftlihen Einkommens find die amtlichen Feſtſtellungen 
der jeweilig letzten allgemeinen Volkszählung über die 
in der Kirchgemeinde vorhandenen evangeliſch-lutheriſchen 
Einwohner maßgebend. 

Eine Erhöhung des Windeſtbetrags infolge DVermeh- 
rung der Einwohnerzahl kann vom Beginne des der 
Volkszählung folgenden Kalenderjahres an beanſprucht 
werden. Eine Herabſetzung des Windeſtbetrags infolge 
Verminderung der Einwohnerzahl ift dagegen erſt vom 
naͤchſten Wechſel in der Belegung der Stelle an zuläſſig. 


8 2. Iſt dieſer Kirchendienſt nicht an allen Sonn— 
und Feſttagen, ſondern in geringerem Maße, mindejtens 
aber einen Sonntag um den anderen, zu leiten, jo joll 
das kirchendienftlihe Einkommen nicht unter 200 M 
jährlich betragen. 


83. Wird der Rirchendienft vom Schulamte getrennt 
oder ift derjelbe mit einem ſolchen überhaupt nicht ver- 
bunden, jo find für deſſen volle Verjorgung unter den 
in 88 1 und 2 gedachten Vorausjegungen gleichfalls die 
darin feſtgeſetzten Mindeftbeträge zu gewähren. 


84. Zu den Pflichten des Kantordienites gehört 
auch die Abhaltung wenigftens einer wöchentlichen Chor- 
ſingeſtunde. 

Soweit dieſe Verpflichtung nicht bereits beſteht, tritt 
ſie ein für jedes mit Kantordienjt verbundene Kirchen- 
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amt von jeiner Neubejegung, für die bisherigen Stellen- 
inhaber von dem Zeitpunkte an, zu welchem fie nad) 
den Vorſchriften dieſes Kirchengejeges oder ſonſt eine 
Erhöhung ihres kirchendienftlihen Ginkommens um 
wenigjtens 50 M jährlich erfahren. 


8 5 Iſt die Pflichtftundenzahl eines Kirchendienſt 
verrichtenden Lehrers mit Rückſicht auf den Kirchen- 
dient unter die gejeßliche, beziehentlich ortsitatutarifche 
Pflihtftundenzahl herabgejegt, und deswegen das Ein- 
kommen vom Schuldienjte abgemindert (vgl. 8 5 Xb- 
lag 2 des Gejeßes, die Gehaltsverhältniffe der Lehrer an 
den Volksihulen und die Gewährung von Gtaatsbei- 
hilfen zu ihren Alterszulagen betreffend, vom 15. Juni 
1908), jo hat die Kirchgemeinde ihrerfeits den Ausfall 
am ſchuldienſtlichen Einkommen durch entjprechende pen- 
lionsfähige Zulagen zum kirchendienftlihen Einkommen 
zu decken. 

Beträgt das kirchendienftliche Einkommen — abge- 
jehen von folhen Zulagen und dem Merte einer Amts- 
wohnung oder einem etwa gewährten Mohnungsgelde 
— mehr als 1200 .# jährlich, jo kann der Mehrbetrag 
auf die zur Deckung des jeweiligen Ausfalls am jchul- 
dienjtlihen Einkommen zu gewährenden Zulagen ange- 
rechnet werden. 


86. Zur Gewährung der hiernadh feſtgeſetzten Mindeft- 
beträge des kirchendienftlichen Einkommens, beziehentlich 
zur Aufbringung der zu deren Erfüllung im einzelnen 
Falle erforderlihen Zufhüffe find die Kirchgemeinden 
und, wenn die hierbei in Frage kommenden Kirchen 
keine Parodialkichen find, die betreffenden kirchlichen 
Stiftungen verpflichtet.? 


87. Dafern die in 86 gedachte Verpflihtung die 
Kräfte einer Kirchgemeinde oder kirchlichen Stiftung nad- 
weisbar überfteigen follte, und andere Mittel, insbejon- 
dere von Kirchenäraren, nicht vorhanden find, follen, 
joweit die Mittel reichen, von dem Landeskonfiftorium 
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aus demjelben zur Verfügung jtehenden Fonds ent- 
iprechende Beihilfen hierzu gewährt werden. 


8 8, Gegenwärtiges Kirchengejet, durch welches das 
Kirhengejeg, die Feſtſetzung des Mlindejtbetrags des 
kirhendienitlihen Einkommens der Kirhjchullehrer und 
anderer mit dem Kirchendienft beauftragter Perjonen 
betreffend, vom 14. November 1896 GGeſetz- und Ver— 
ordnungsblatt ©. 223) feine Erledigung findet, tritt mit 
Wirkung vom 1. Januar 1912 in Kraft. 


Dresden, am 14. November 1911. 
Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter. 


1. Voller Kirchendienft liegt auch vor, wo der Kirchſchul— 
lehrer nur einige Erleichterung (Abtrennung des Glöckner- 
dienjtes, Stellvertretung, dienitfreier Sonntag od. dgl.) hat 
(AusfVD. vom 12. März 1912 $ 1, KonſBl. ©. 23). 


2, Bekleidet ein Kirchſchullehrer vollen Kirhendienjt ſowohl 
in der Mutter- wie in der Tochtergemeinde, fo ift ihm die Be— 
ſoldung je nach der Seelenzahl in beiden Gemeinden zu ge- 
währen. Gr hat ſich aber den etwaigen Aberſchuß des tatjäd)- 
lihen Gehalts in der einen Gemeinde auf die Summe der 
Mindeitgehalte anrechnen zu laſſen. 


3. Kür die rechtzeitige Anmeldung der Gehaltsbezüge zur 
Ratajtrierung iſt der Kirchſchullehrer ſelbſt verpflichtet und 
allein verantwortlich (AusfVO. 8 3). 


43. Rirchengefeß, die Penfionsberechtigung von Kan- 
toren und Organiften, jowie Kirchnern und anderen 
kirchlichen Unterbeamten betreffend, in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 15. November 1906. 
(GVBL. ©. 394 ff.) 


Die in Evangelieis beauftragten Staatsminijter haben 
bejchloffen und verordnen hierdurch mit Zujtimmung der 
Evangeliſch⸗lutheriſchen Landesſynode wie folgt: 


$ 1. Kantoren und Organiften, fowie Kirchner und 
andere kirchliche Unterbeamte, die, ohne ein jtändiges 
Schulamt zu bekleiden, in ihrem Kirchendienſt ihre haupt- 
ſächliche Beihäftigung und ihren wejentlichen Unterhalt 
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finden, jowie die Hinterlajjenen (Witwen und Waifen) 
diejer Beamten haben angemejjene Penfion oder Unter- 
ſtützung zu beanjpruchen. 

Die Gewährung der Penfionen und Unterjftügungen 
liegt den Kirchgemeinden oder, wenn die Kirchen, an 
denen die genannten Beamten angeftellt find, keine Pa— 
rochialkirchen jind, den betreffenden kirchlichen Gtif- 
tungen ob. 


8 2, In welhem Umfange und unter welchen Be- 
dingungen ſolche PBenjionen oder Unterjftügungen zu ge- 
währen find und unter welchen Vorausjegungen diejelben 
wegzufallen oder zu ruhen haben, ift durch Negulative 
zu bejtimmen, welche der Genehmigung des Evangelijch- 
lutheriſchen Landeskonfijtoriums unterliegen. 

In der Anftellungsurkunde des Berechtigten ift dem 
entjprechend eine ausdrücliche Beftimmung aufzunehmen. 


8 3, Unterlaſſen es die Verpflichteten, troß wieder- 
holter Aufforderung durch die Aufjichtsbehörde, das Ne- 
gulativ überhaupt oder in genügender Weiſe aufzuftellen, 
jo ijt das Nötige mit Genehmigung des Evangelijch- 
lutheriſchen Landeskonfiftoriums durch die vorgejeßte 
Kircheninjpektion vorläufig feftzufegen. 


8 4. Die in 8 1 genannten Beamten fowie deren 
Hinterlafjene haben unter entjprechender Anwendung 
derjenigen Beſtimmungen Penfion oder Unterftügung zu 
erhalten, weldhe für die Volksjchullehrer und deren Hin- 
terlajjenen jeweilig landesgeſetzlich gelten.! 


85. Merden diejenigen in 8 1 genannten Beamten, 
welde kündbar angeftellt find, nad) zehnjähriger Amts— 
dauer, ohne durch eigene Verſchuldung Veranlaſſung ge- 
geben zu haben, aus einem andren Grunde als einen 
jolchen, der einen Benfionsanfpruch begründet, im Wege der 
Kündigung entlafjen, jo haben fie für ihre Perſon eine 
nad) dem Grade des vorhandenen Bedürfnijfes zu be- 
mejjende, den entjprechenden Penfionsbetrag jedoch nicht 
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überfteigende, Unterſtützung, wenigjtens auf Zeit, zu er- 
halten. 


8 6. Die Belitimmungen in 88 4 und 5 kommen 
nur zur Anwendung, injoweit nicht regulativmäßig 
günjtigere Bejtimmungen getroffen worden Jind. 


8 7, Ein vor der Wahl oder vor Ablauf der Amts- 
zeit erfolgter Verzicht auf dieſe Penſion oder Unterjtügung 
iſt ungültig. 

1, Vogl. namentlich ©. vom 25. März 1892 (GVBL. ©. 21 ff.) 
und ©. vom 21. Juni 1912 (GVBL. ©. 314). Wegen der aus 
Anlaß des letztgedachten Gejeges notwendig werdenden We- 
gulativnadhträge find die Kircheninfpektionen zur Genehmi- 
gung ermächtigt worden (VD. vom 21. Sept. 1912, KonſBl. 
©. 75). Wegen Befreiuung von der Invalidenverficherungs- 
pflicht |. AVD. von 1911 88 1234, 1242 (N6BL. ©. 509 ff.). 


Böhme, Kicchengeſetze. 2. Aufl. 17 


II. Abteilung. 
Zultusverwaltung. 


a) Gottesdienſt und Teiertagsheiligung. 


Allgemeine Vorbemerkungen. 


1. Gottesdienft im allgemeinen. 

Die Dberaufjiht über Form und Feier des Gottesdienites 
iteht dem Landeskonfiltorium zu (KG. vom 15. April 1873 
8 5 Ziff. 3), Für die Oberlaufig ſ. VD. vom 12. Sept. 1874 
8 3 Ziff. 2. Die Ordnung des Gottesdienjtes iſt durd Die 
Agende geregelt (VO., die zweite Auflage der Ugende betr., 
vom 18. Nov. 1905, KonſBl. ©. 85; dazu KRonjßl. 1906, 6). 
Megen Zuftändigkeit der in Evangelicis beauftragten Staats- 
minifter ſ. KG. vom 15. April 1873 $ 5 Ziff. 7 und 8 7c. Be- 
ihlußfafiung des Kirchenvorjtands bei Änderung örtlicher li- 
turgijher Einrichtungen |. Kirchenvorjtands- und Synodalord- 
nung 8 24 Abſ. 3. Wendiſche Gottesdienjte vgl. Cod. ©. 249 
Anm. 6. — Lefegottesdienfte |. Cod. ©. 56 Anm. 3 und ©. 249 
Anm. 5. — Öottesdienjte in Gefangenenanftalten |. BD. vom 
9. Febr. 1880 (Konjdl. ©. 5). 

2. Hauptgottesdienft. Die Ordnung richtet fih nah der 
Agende S.1ff. Wegen der Zeit des Hauptgottesdienites |. ©. 
vom 10. Sept. 1870 8 9 Abf. 2 und AusfVD. 8 12. 

a) Predigt. Hierüber vgl. Generalartikel vom 1. Jan. 1580 
Art. Il; Rev. Synodaldekret vom 15. Sept. 1673 88 1—3 
und 5 (Cod. ©. 56);. Befehl vom 9. März 1708 (Cod. ©. 67). 
Die PVredigtterte find durch das Perikopenbuch geordnet (Bek., 
das Perikopenbuch betr., vom 29. März 1890, KonſBl. ©. 35, 
und BO. vom 13. Sept. 1892, KonſBl. ©. 131). Über den 
Bibeltert |. Bek. vom 15. Mai 1900 (KonſBl. ©. 33), Über 
die offene Beichte ſ. Agende ©. 61. Sprüche und Gebete am 
Altar ſ. Agende ©. 19 ff. Allgemeine Kirchengebete ſ. Agende 
©. 62. Wegen Einihliegung der Obrigkeit und Kollatoren 
ſ. Reikript vom 22. Okt. 1630 (Cod. ©. 47); VO., die Yürbitte 
für die Ariegsmaht zu Waller und zu Lande hetr., vom 
17. Zuli 1900 (KonſBl. ©. 47). Über die Liturgie j. Agende, 
mufikalifcher Teil, S 134 ff. 
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b) Kirchengeſang. Zuftändigkeit der in Evangelicis beauf- 
tragten Staatsminijter zur Einführung von Gefangbüdern ſ. 
RO. vom 15. April 1873 85 Ziff. 7 und $ 7e. Erklärung der 
Kirhenvorftände hierüber |. K VuſSO. 8 24 Abf. 3. — Einführung 
des Landesgejangbuchs |. Bek. vom 10. Febr. 1882 (KonſBl. S. 10 
und KRonjBl. 1883, 1; 1884, 1); wegen des Anhangs zum Gefang- 
buche. AonjB1.1883,36. Wegen des Landeschoralbucdhs ſ. KonſBl. 
1883 ©. 11 u. 15; des Gebrauds von Parallelmelodien Konj- 
BI. 1885, 34. Megen des kirchlichen Chor- und Gemeinde- 
gejangs vgl. VD. vom 24. Juli 1878 (KonſBl. ©. 64). Wegen 
Zeilnahme der Gemeinde am liturgifhen Geſang ſ. WO. vom 
26. Juli 1881. Wegen Erweiterung des rhythmijchen Gefangs 
ſ. BD. vom 3. Aug. 1911 (KonſBl. ©. 103). 


3. Üebengottesdienjte. Die Genehmigung zur Einrichtung 
von Abendgottesdieniten (auch Nachmittags- und Abendkom- 
munionen) jteht den Kircheninfpektionen zu (WD. vom 29. April 
1910, KonſBl. S.41). Wegen der Advents- und Faſtenwochen— 

ottesdienite j. KonſBl. 1875, 5; wegen des Fajtenbetens vgl. 
onſBl. 1875, 36. Megen der Silveftergottesdienjte und fol- 
cher der Miſſionsvereine und der Hauptbibelgefellihaft ſ. Cod. 
©. 372 Note 68 und Konjdl. 1879, 65. Megen der Gottes- 
dienjtoronung in Nebengottesdieniten |. Agende ©. 7 ff. (vgl. 
VO. die Belebung der Nebengottesdienjte betr., vom 15. Febr. 
1907, KonſBl ©. 9). 


4. Über die Verpflichtung zum Befuche des Gottesdienites vgl. 
die älteren Vorſchriften Polizeiordnung vom 22. Juni 1661 881 
u. 2 (Cod. ©. 54); Nev. Synodaldekret vom 15. Sept. 1673 
$ 11 (Cod. ©. 56 ff.). Ausjchließung von den Kirchenvorftands- 
wahlen als Folge der Verachtung des Wortes Gottes |. 
KVusO. 8 8. Berpflichtung der Dienjtherrfchaft gegenüber 
dem Gefinde zur Geltattung des Gottesdienitbefuhs |. Ren. 
Gefinded. vom 31. Mai 1898 88 59 u. 60 (GVBL. ©. 106). 
Pflicht des Lehrherrn gegenüber den LZehrlingen |. Gewd. $ 127 
R6LBL. 1900, 871 ff.). 

5. eRechtsſchutz des Gottesdienjtes. G. Über die GSonn-, 
Feſt- und Bußtagsfeier vom 10. Sept. 1870 (GVBL. S. 313) 
und AusfVO. dazu vom 10. Sept. 1870 (GVBBl. ©. 317). Be- 
ſtrafung wegen Verhinderung oder Störung des Gottesdienites 
ſ. StGB. 8 167. 

6. Abendmahlsgottesdienſt. 

a) Zeit. Der Begel nach ſoll die Abendmahlsfeier einen 
integrierenden Teil des Hauptgottesdienſtes bilden (WD. vom 
10. Mai 1883, KonſBl. ©. 87; Konjdl. 1884, 98). Die Ge- 
nehmigung zur Einführung von Nachmittags- und Abend— 
kommunionen iſt bis auf weiteres den Kircheninjpektionen 
überlafjen (BD. vom 29. April 1910, KonſBl. ©. 41). 


10% 
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b) Drt. Nur ausnahmsweife ijt die Abendmahlsfeier in 
geeigneten Sakrijteien geſtattet GonſBl. 1878, 157). Über 
Hauskommunionen |. Agende ©. 197 ff. 

ce) Form. Ältere Vorfchriften ſ. Generalartikel von 1580 VII 
u. VII (Cod. ©. 12 ff.); Agende ©. 121 ff. Hojtien und Wein find 
aus dem rar zu beichaffen und forgfältig aufzubewahren 
(Cod. ©. 86). Bezugsquellen für Hojtien ſ. Cod. ©. 391; Bek. 
vom 24. April 1884 (KonſBl. ©. 35; KonſBl. 1895, 46; 1897, 
12; 1899, 50; 1900, 19; 1901, 49 ff.). 

d) Zuftändig zur Spendung des Abendmahls ijt nur ein 
ordinierter Geijtliher. Wegen der Parochialverhältniſſe vgl. 
Generalartikel von 1580 VIE Wegen des Beichtgeheimnifjes 
vgl. ZPD. 88 383, 385; StPO. 8 52; VD. des LKonf. vom 
1. Zuni 1880 GKonſBl. ©. 36). 

e) Zulaffung ſetzt Beichte und Ubfolution voraus (Öeneral- 
artikel von 1580 VII). Zugelaffen find in articulo mortis aud) 

Diffidenten eventuell nach vorheriger Taufe (VD. des Kult- 
Min. vom 6. Okt. 1872, Cod. ©. 423). Zur völligen Aus- 
ihliegung in ſchweren Fällen iſt nur die Konjijtorialbehörde 
zuftändig (WO. vom 16. San. 1876, KonſBl. ©. 45). 

f) Gebührenerhebung ijt nur bei Hauskommunionen zu- 
läffig (KG. vom 2. Dez. 1876 884 u.5; VD. vom 15. Dez. 
1876 8 5). 

g) Unmeldepfliht vgl. KonſBl. 1880, 31. Wegen Gintrags 
in das Aommunikantenregilter |. KBuchO. von 1911 88 1ff., 
17, Mufter C (KonjBl. ©. 77 ff.). 


44, Rejkript (der evangelifchen Wirklichen Geheimen 
Räte)! die Befchränkung der Yeiertage betreffend; 
vom 13. Januar 1831. 

(66. ©. 25.) 


Anton, von Gottes Gnaden Körüg von Sadjen ujw., 
und Friedrich Auguft, Herzog zu Sachſen ujw. 

MWürdige uſw. Wir haben in Berückfichtigung des 
bei leßter Zandesverfammlung ausgejprochenen Wunjches 
der gejamten Stände, Uns bewogen gefunden, eine 
mehrere Bejchränkung der Feiertage, vom laufenden Jahre 
an, eintreten zu lajjen und fegen deshalb Folgendes feit: 

I. Die Feier der bisherigen dritten Tage des Weih— 
nadts-, Dfter- und Pfingſt-Feſtes gelangt in Wegfall 
und die jährlich) auszufchreibenden Bußtage find auf 
zwei zu bejchränken. | 
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I. Für den erjten jegen wir den [Freitag]? vor dem 
Sonntage Okuli und für den zweiten den [Freitag]? 
vor dem legten Trinitatis-Sonntage des Jahres für 
immer feit. 

II. Die Feier der Feſte Mariä Neinigung und Heim- 
ſuchung, jowie des Micdhaelistags und des Johannis» 
tags, wenn jolche auf einen Wochentag fallen, iſt auf 
den jedesmal zunächjitfolgenden Sonntag dergeftalt zu 
verlegen, daß an jelbigem dieſe eiertage zugleich mit 
gefeiert, das jedesmalige Seiertags-Evangelium und die 
Epijtel vor dem Altare verlefen und der mehrfachen 
Beier des Tags in der Predigt, welche über die gewöhn- 
lichen Sonntags-Evangelien, Epijteln und vorgefchriebenen 
Stelle der Heiligen Schrift zu halten it, gedacht werde. 

IV. Der erjte und fechjte Januar, [der Tag Mariä 
Verkündigung|?, der Himmelfahrtstag, das Neforma- 
tionsfeft und der Karfreitag jind als ganze Feiertage, 
der grüne Donnerstag? aber ift als ein halber Feiertag 
zu begehen. 

V. Damit durch Einziehung und Verlegung vorge- 
dachter Feſttage den auf Diejelben zeither geordneten 
milden Stiftungen und Vermächtniſſen kein Abbruch ge- 
Ihehe, jo ijt damit an den Orten, wo dergleichen ge— 
jtiftet worden, mit den auf einen der in Wegfall ge- 
langenden oder verlegten Feſttage gelegten Gtiftungs- 
predigten, Spenden, Legaten, Gefällen, Ratechismus- 
Eramen und Kollekten auch ferner, ohnerachtet der Ab— 
Ihaffung des YFeiertags, dem Willen des Stifters genau 
nachzugehen. 

VI. [erledigt.]? 

1. Die Ordnung der kirchlichen Feiertage ift auch jeßt IE 
als innere kirchliche Ungelegenheit anzufehen, die nach) 8 57,2 
der Verfaſſungsurkunde der bejonderen Kirchenverfaffung der 
betreffenden Konfeſſion überlafjjen bleibt. Zuftändig find in 
der ev.-luth. Kirche hierfür die in Evangelieis beauftragten 
Staatsminijter und das Landeskonfijtorium (RG. vom 15. April 
1873 8 5 Ziff. 6 und 8 7b). Bei der Verlegung der Bußtage 


iſt mit Zuftimmung der Synode ein Kirchengefeß (vom 12. April 
189, GVBL. ©. 123) erlaffen worden. Soweit den Feiertagen 
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aber Wirkung für den bürgerlihen Verkehr und ftaatlicher 
Schuß zuteil werden foll, bedarf es eines Staatsgefeßes (vgl. 
©. vom 10. Sept. 1870, GVBL. ©. 313, und $ V des PublG. 
vom 16. April 1873, oben ©. 22). 

2. Jetzt Mittwoch jtatt Freitag (AG. vom 12. April 1893, 
GVBl. ©. 123), Wegen der Bußtagsfeier vgl. die Anſprache 
an die Kirchgemeinden (VD. vom 1. Febr. 1887, KonſBl. ©. 1), 
und dazu Bek. vom 22. Tan. 1890 GKonſBl. ©. 2). 

3. Mariä Verkündigung iſt als befonderer Feiertag in Weg- 
fall gekommen (VD. der in Evangelicis beauftragten Staats- 
minijter vom 13. Juni 1871, GVBl. ©. 128). Die Werord- 
nung iſt mit Zuftimmung der Synode ergangen. 

4. Der grüne Donnerstag ijt noch jet halber Rirchlicher 
Feiertag. Störendes Geräujc iſt in der Nähe der Kirchen zu 
vermeiden (6. vom 10. Sept. 1870 8 9 Abi. 1, GEVBBl. ©. 313). 
Im übrigen gilt derjfelbe weder für das bürgerlihe Necht und 
das gerichtlihe Verfahren (AusfVD. vom 6. Juli 1899 8 8; 
GeſchO. 8 261 Abſ. 1), noch für die gewerblihe Arbeit (Ausf- 
VD. vom 28. März 1892 8 59) als allgemeiner Feiertag. 

5. Wegen des Totenfonntags vgl. zulegt VD. vom 28. Okt. 
1840 (Cod., 3. Aufl., ©. 147 Anm. 7). Wegen Königsgeburts- 
tagsfeier vgl. WD. vom 24. April 1836 (GVBL. ©. 366). Wegen ' 
des Konftitutionsfeites vgl. VD. vom 27. Zuli 1833 (Cod. ©. 170 
Anm. 5). Kirchweihfeſt und Grntedankfelt find halbe kirchliche 
Veiertage ohne Wirkung auf den bürgerlichen Verkehr (Cod. 
©. 146 Note 7). . 


45. Geſetz, die Sonn-, Fejt- und Bußtagsfeier 
betreffend; vom 10. September 18701 
(GVBL. ©. 313) 


Mir Johann, von Gottes Gnaden König von Sach— 
jen ufjw. haben auf den an Uns von der Gtände- 
verfammlung gerichteten Antrag eine den Bedürfniſſen 
der Gegenwart entjprechende Nevifion der Gejeßgebung 
über die Sonn-, Feſt- und Bußtagsfeier vornehmen 
lajjen und verordnen unter Zuftimmung der getreuen 
Stände, wie folgt: 


8 1. Un Sonn-, Feſt- und Bußtagen ift alles zu 
vermeiden, was die für diefe Tage nötige Ruhe oder die 
eier des öffentlichen Gottesdienjtes beeinträchtigen kann.? 


8 2, Xrbeiten oder Dienfte, zu deren Leiftung je- 
mand ſich verpflichtet, dürfen, ſoweit nicht durch den 
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Zweck der Leiftung oder den ausgejprochenen DVertrags- 
willen etwas anderes bedingt wird, an Sonn-, Feſt- und 
Bußtagen nicht gefordert werden. 

Auch find an diefen Tagen von den Behörden amt- 
lihe Handlungen nur in dringenden und unaufjchieb- 
lichen Fällen und aud in diejen, joweit tunlich, nicht 
während des öffentlichen Gottesdienjtes vorzunehmen.’ 


8 3. (6) Öffentlicher Handel, namentlich der Handel auf 
Straßen und öffentlichen Plägen, in Kaufs- und Ge— 
werbsläden, Magazinen, Marktbuden und Verkaufs» 
ftänden, jowie der Handel im Umherziehen, ingleichen 
öffentliche Verſteigerungen und Verpachtungen jind an 
Sonn-, Feſt- und Bußtagen in der Regel nicht geitattet. 

(©) Ausnahmen hiervon finden jtatt: 

1. bei dem Verkaufe der Arzneimittel, daher auch die 
Apotheken an Sonn-, Feit- und Bußtagen zu jeder 
Zeit offengehalten werden dürfen; 

2. bei dem Verkaufe von Brot und weißer Bäcker- 
ware, indem diefer auch während des Gottesdienſtes 
gejtattet ift;® ; 

3. beidem Verkaufe derjonftigen Eh-und Materialwaren, 
ingleihen bei dem Kleinhandel mit Heizungs: und 
Beleuchtungsmaterial, indem der Verkauf dieſer 
Gegenſtände an Sonn-, Feſt- und Bußtagen außer der 
Zeit des Vormittagsgottesdienftes nachgelaſſen ijt; 

4. bei den an Sonn- und YFeittagen jtattfindenden 
Jahr-, Vieh- und anderen Märkten, bei denen der 
Handel, jedoch erjt nach beendigtem Nachmittags- 
gottesdienfte, oder an Drten, an welchen ein ſolcher 
nicht jtattfindet, von mittags 12 Uhr an betrieben 

werden darf; 

5. bei geringfügigen Derfteigerungen und Verpach— 
tungen, worüber die näheren Bejtimmungen im Ver— 
ordnungswege zu treffen find; jedoch bleibt die Vor- 
nahme derjelben jedenfalls vor dem Wormittags- 
gottesdienfte, jowie während des Vormittags- und 
Nachmittagsgottesdienſtes verboten,” 
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(3) Es bleibt übrigens den Drtsbehörden nachgelaffen, 
nah den lokalen Verhältniffen und Bedürfnijfen den 
Detailhandel auch mit anderen als den vorjtehend aus- 
genommenen Gegenjtänden an Sonn= und Feſttagen, je- 
dod mit Ausnahme des Karfreitags, der Bußtage und 
des Totenfeitionntags zwijhen dem Vor- und Nadı- 
mittagsgottesdienjte und nach beendigtem Nachmittags- 
gottesdiente oder, wo ein Nachmittagsgottesdienft nicht 
Itattfindet, von Beendigung des Vormittagsgottesdienftes 
an zu gejtatten.® N 

(4) An allen Orten, an denen ein Chriftmarkt abge- 
halten wird, ift an dem in felbigen hineinfallenden vier- 
ten Adventjonntage der öffentliche Handel in Läden, auf 
Straßen und Plägen nach beendigtem Vormittagsgottes- 
diente gejtattet. 

(6) Während der Zeit, zu welcher der öffentliche Handel 
nicht geitattet ijt, find au die Kaufs- und Gemwerbs- 
läden, Magazine, Marktbuden, ſowie die Schaufenfter? 
gejchlojfen zu halten und Verkaufsſtände mit Maren 
nicht zu belegen. 

(6) Wegen des Handels auf den Leipziger Meſſen be- 
wendet es bei der jegigen Einrichtung.!? 


8 4 (1) Un Sonn, Feſt- und Bußtagen find ge- 
wöhnlihe Hantierungen und die Mochenarbeiten im 
Bereiche der Landwirtichaft und des Gewerbebetriebes,1! 
wenn jie außerhalb der MWohnungen!? und Okonomie- 
gebäude der betreffenden Arbeitsunternehmer und Land— 
wirte jtattfinden, die Arbeiten in Fabriketabliſſements 18 
überhaupt, ebenſo wie jede Arbeit, welche ſich durch Ge— 
räujh nach außen hin bemerkbar macht,“ verboten. 

(2) Dem nurerwähnten Verbote unterliegen jedoch nicht: 

1. die Zubereitung von Arzneimitteln in den Apo— 
theken; 

2. Erntearbeiten nad) Beendigung des Vormittags- 
gottesdienjtes; dagegen bleiben diejelben vor und 
während des Vormittagsgottesdienites auf Notfälle 
beichränkt; 1 
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3. die Einholung des Grünfutters, welche außerhalb 
der Zeit des Vor- und Nachmittagsgottesdienites 
nachgelaſſen ijt;16 

4. das Aus- und Gintreiben des Viehes außer den 
Stunden des Gottesdienites; 

5. die Urbeiten in Bergwerken, Fabriken und gewerb- 
lien Etablijjements, welche ohne Nachteil oder Ge— 
fahr für die Gefundheit oder das Leben der Ar— 
beiter nicht unterbleiben können; 1? 

6. die Vornahme unaufichieblicher Reparaturen; jedoch 
iſt von der Vornahme derjelben vorher der Obrig- 
keit Anzeige zu machen; !® 

7. dringliche Arbeiten; es ijt jedoch zu denjelben die 
Genehmigung der Obrigkeit vorher einzuholen, ſo— 
weit nicht deren jofortige Vornahme durch einen 
Notjtand geboten erjcheint;!? 

8. der Verkehr auf den Eijenbahnen und Straßen, 
ingleichen auf Flüſſen, behufs des Transportes der 
Reifenden und Frachtgüter, ſowie anderer Ladungen.” 
Jedoch iſt die Zu: und Abfuhr der gewöhnlichen 
Frachtgüter nah) und von den Eifenbahnen an 

Sonn, Feſt- und Bußtagen unterjagt, dagegen 
die Zu: und Abfuhr des jogenannten GEilgutes 
nur während des Gottesdienjtes verboten.?! 


(3) Die Spedition des Gepäckes der Neijenden unter- 
liegt keiner Bejchränkung.?”? 

(4) Die fonjt noch im Interejje des Verkehres und 
des Gejchäftslebens, ſei es im allgemeinen, jei es im 
einzelnen alle, notwendigen Ausnahmen von der obigen 
allgemeinen Vorſchrift find im Derordnungswege zu 
treffen.?3 


85 In der Nähe der Kirchen ift während des 
Gottesdienjtes jedes jtörende Geräusch zu vermeiden; 
auch können in den Städten die bei den Kirchen vor- 
beiführenden öffentlihen Wege während des Gottes- 

dienjtes auf Anordnung der Drtsobrigkeit für Wagen 
verjperrt werden.* 
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8 6. Aller lärmende Verkehr, ſowie Karten-, Billard- 
und Regeljpiel in Gaft- und Schankhäufern oder in den 
dazu gehörigen Vorplägen und Gärten ijt an. [Sonn-, 
Feſt- und Bußtagen von 2 Uhr morgens an bis nad)” 
beendigtem Wormittagsgottesdienjte verboten. 


8 7. (1) Konzerte und geräufchvolle VBergnügungen an 
öffentlichen Orten find an den Bußtagen, dem Karfrei- 
tage und dem Totenfejtjonntage gänzlich, an den übrigen 
Feſt- und Sonntagen [von 2 Uhr morgens an bis nad] 
beendigtem Wormittagsgottesdienfte verboten.?® 

() Morgenkonzerte find jedoch an den Sonn- und 
Feſttagen unter der Bedingung erlaubt, daß diejelben 
mindeltens eine halbe Stunde vor Beginn des Haupt- 
‘ vormittagsgottesdienjtes beendet werden. 

(3) Theatraliſche Vorſtellungen und ſonſtige Schau— 
ſtellungen, öffentliche Auf- und Auszüge, Vogel- und 
Scheibenſchießen, ingleichen Schießübungen überhaupt 
ſind, ſoweit nicht die Beſtimmung im Eingange des 8 7 
entgegenſteht, nur nad) beendigtem Vormittagsgottes— 
dienſte erlaubt, dagegen an den Bußtagen, dem Kar— 
freitage und dem Totenfeſtſonntage, an letzterem jedoch 
mit Ausnahme theatraliſcher Vorſtellungen in geſchloſſenen 
Räumen, nicht geſtattet. 

(4) Rüclichtlich der Ausübung der Jagd bewendet es bei 
den Vorjchriften des Gejeßes über die Ausübung der Jagd 
vom 1. Dezember 1864 8 32 unter 1a, b, c (Geite 416 des 
Geſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1864).28 


8 8 Dffentliche Verfammlungen aller Art, ingleichen 
Verfammlungen der Gemeindevertreter, jowie Verfamm- 
lungen der Innungen und anderer Genojjenjchaften, jind 
an Sonn- und Feſttagen [von 2 Uhr morgens an bis 
nadj]?° beendigtem Wormittagsgottesdienfte, an den 
erjten Feiertagen der drei hohen Feſte aber, ingleichen 
an den Bußtagen, am Karfreitage und am Totenfelt- 
jonntage gänzlich verboten.” 


8 9, Die Beftimmungen diejes Gejeßes leiden auf 
den Gründonnerftag und die Lokalfeiertage, an welchen 
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öffentlicher Gottesdienjt abgehalten wird, 3. B. Kirch— 
weihfefte, Reine Unwendung, vielmehr ift an diefen Tagen, 
jedoch unter Vermeidung jtörenden Geräufches in der 
Nähe der Kirchen, der Handels- und Marktverkehr, der 
Betrieb der Landwirtichaft, Sowie der Gewerbe- und 
Yabrikbetrieb geitattet. 

Zür diejenigen Orte, an welchen an den Sonn- Feſt— 
und Bußtagen Gottesdienjt zu verjchiedenen Stunden 
des Tages jtattfindet, find durch Bekanntmachung der 
Drtsobrigkeit, erforderlichen Falles mit Nückficht auf den 
öffentlichen Verkehr, foweit ihn gegenwärtiges Gejeg an 
Sonn-, Feſt- und Bußtagen zuläßt, unter Einvernehmung 
mit der kirchlichen Behörde, die Stunden, welche als 
Anfangs: und Schlußſtunden desWormittagsgottesdienites, 
jowie des Nachmittagsgottesdienjtes anzujehen find, zur 
öffentlihen Kenntnis zu bringen.” 


8 10, Die in ausländiihen Kirchen eingepfarrten 
diesjeitigen Untertanen haben die Bejtimmungen gegen- 
wärtigen Gejeges in gleicher Weile und rückjichtlic) der— 
jelben Tage, wie die in inländifchen Kirchen Eingepfarr- 
ten zu befolgen, infoweit nicht durch Übereinkommen der 
betreffenden Regierungen etwas anderes fejtgejegt iſt. 


8 11. Zumiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
8 Zflg. gegenwärtigen Gejeßes oder der auf Grund der- 
jelben erlajjenen Verordnung und ortspolizeilichen Vor— 
Ichriften find mit Verweis oder Gelditrafen bis zu Zehn 
Talern, welhe im Miederholungsfalle bis zu Yünfzig 
Talern gejteigert werden können, oder im Kalle des 
Unvermögens mit verhältnismäßiger Gefängnisjtrafe zu 
ahnden.?! 

Die verhängten Geldftrafen find an die Armenkaſſe 
desjenigen Ortes, wo die jtraffällige Handlung gejchehen 
ift, abzuführen.?? 

8 12, Die Strafbarkeit der gedachten Zuwiderhand- 
lungen verjährt mit Ablauf von drei Monaten. 

Die Verjährung einer zuerkannten Strafe wird eben- 
falls mit dem Ablaufe eines dreimonatigen, von Publi- 
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Ration des letzten Erkenntnijjes an zu berechnenden Zeit- 
raumes vollendet. 


8 13. Das Generale vom 24. Juli 1811, fowie das 
Dberamtspatent vom 14. Auguft 1811, werden hiermit 
außer Wirkfamkeit gejeßt. Die Beſtimmungen wegen 
der gejchlojjenen Zeiten werden durch gegenwärtiges Ge- 
jeß nicht berührt. 

Urkundlich haben Wir diefes 

Geſetz, 
mit deſſen Ausführung Unſere Miniſterien des Kultus 
und öffentlichen Unterrichts und des Innern beauftragt 
jind, eigenhändig vollzogen. 

Dresden, am 10. September 1870. 


1. Bon der AusfBD. vom 10. Sept. 1870 (GVBL. ©. 317) find 
die 88 5 u. 8 aufgehoben (VD. vom 15. März 1895, GVBL. ©. 37). 

2. Wegen der Feiertage ſ. vorjtehend unter Nr. 44. Sonn— 
tagsheiligung: Fijchers3. 42, 232. Einſchärfung der bejtehen- 
den Vorjchriften: FilchersZ. 23, 344. Über ärztlichen Sonn- und 
Veiertagsdienft |. Fiſchers3. 37, 228. — Wegen des Gefindes 
und der Lehrlinge |. oben ©. 259. 

3. AusfVO. 8 2 beftimmt das Nähere in bezug auf Schub- 
transporte, Einlieferungen und Entlafjung von Arreſtaten, Zoll- 
abfertigungen auf Dampfiiff und Eifenbahn. ©. aud) Note 29. _ 

4. Bol. hierzu$ 105b Abf.2 GewO. unter Wr.46. Über Betriebe 
teils Raufmännifjcher teils technifcher Art ſ. SächſOLG. 28, 323. 

5. Megen Verkaufs von Bäckerwaren |. Fiſchers3. 13, 350; 
SähjDOLXG. 13, 350; 14, 399; 18, 303; 19, 303; 32, 502. — Ver- 
kauf von Konditoreiwaren: Fiſchers3. 14, 203; von Obſt: 
Fiſchers3. 30, 252. 

6. Milchverkauf während des Gottesdienftes: Fiſchers3. 6, 
313; Handel mit Delikatefjen: Fiſchers3. 21, 317. 

7. Geringfügige Verfteigerungen find nur unbedeutende Pri— 
vatauktionen, ortsgerichtliche Verſteigerungen von Nachläffen 
oder Pfändern bis 75 M, Verpachtungen Kleiner Grundftücke 
oder von Obſt und Grasnußungen (AusfVO. 8 4; Fiſchers8. 
9, 329; 21, 48; Sächſoß6. 8, 14). 

8. Wegen Einjchränkung des Detailhandels ſ. Fifchers3. 3,328; 
Gärtnerei- und Blumengeichäfte: Fifhers3. 14,201; Zeitungsver- 
kauf: Fiſchers Z. 26, 99; SächſO8G. 34, 318; Werkaufsautomaten: 
Fiſchers 3. 13,343; 25 ©.210 u.262; SähfOXG. 15, 106; 23,423; 
Betrieb von Leihbibliotheken: Filchers3. 7,119. — Ausfahren von 
Flaſchenbier: Fifchers?. 16, 261;41,79; SäHORG. 16, 11; 20, 108. 
— Poftkartenautomaten in Gaftwirtichaften: SähDOXLG. 24, 490; 
Fiſchers3. 26, 102. — Handel über die Straße: FilchersZ. 13, 348, 
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9, Die Schließung der Schaufenfter kann unterbleiben, ſo— 
weit dies durch Ortsitatut — 8 142 Gewd. — nad) Gehör der 
Handels- und der Gewerbekammer jowie der kirchlichen Behörde 
(Rircheninfpektion) für zuläſſig erklärt worden ift (WD. vom 
29. Zuni 1910, 6BBl. ©. 203; vgl. Filhers3. 11, 376; Sächſf⸗ 
OLG. 12, 5; 33, 211). 

10. Während der Leipziger Mefjjen einfchließli der Vor— 
woche iſt der Handel aud während des Gottesdienjtes un- 
unterbrochen zuläſſig (KTAkt. 1869/70 Bd. 2 Abt. 4 ©. 88; 
Cod. ©. 432 Anm. 6). 


11. Zu 8 4 val. Gewd. 8 105b 1 unten Ar. 46. Megen 
der Barbier- und Friſiergeſchäfte ſ. SächſOLG. 3, 394; FiſchersZ. 
1, 351; 36, 376; Photographengeſchäft: Fiſchers3. 6, 178; 12, 
357; 25, 209; 27, 228; SähjfOLG. 23, 211; 25, 322; 23, 211. 
— Pelzfärben in Rauchwarenfabriken: Filchers. 14, 58. — 
Arbeiten in Schiffszimmerplägen, Ubladen von Brennmaterial, 
Zangholzverkehr auf der Elbe, Befrachten und Ausladen der 
Schiffe: Fiihers3.3,330. — Schneidergewerbe: Filhers3.40,391. 

12. Vgl. hierzu SähjDOLG 4, 319. Der Begriff Wohnungen 
iſt weit zu verjtehen (AusfVO. 8 4). u) 

13. Vgl. SihfOLG. 9, 118. 

14. Bal. Fiſchers3. 12, 262. 

15. SäHjOLG. 3, 397; 22, 298; Fiſchers3. 23, 136. Dazu 
gehört auch unter Umſtänden das Ausmaden der Kartoffeln 
(FiſchersZ3. 21, 48). 

16. Vgl. hierzu SächſOAppG. 2. Folge 4, 420. 

17, Vgl. hierzu Gewd. 88 105 c—105e unten Wr. 46. 

18, Begriffsbejtimmung in $ 6 der AusfVO. Bol. dazu 
SächſOLG. 3, 394. 

19, Dringliche Arbeiten vgl. Fiſchers3. 3, 328. Notitands- 
arbeiten: Fiihers3. 3, 329; 23, 136; SächſOLG. 22, 298. 


20, Darunter ijt Beladen und Befrachten von Schiffen und 
Zügen nicht zu verjtehen (AusfVO. 8 7). — Wegen der Ketten- 
dampfer |. Fiſchers3. 4, 201. — Zeitungs- und Buchhandel auf 
den Bahnhöfen: Fijchers3. 13, 350; 31, 326; 38, 221. — Wegen 
des Gtraßenverkehrs (Wiehmarktstransport) |. SAHDOLO 19, 
297. — Tahrperfonal der Straßenbahn: FiſchersZ. 13, 33. 

‚ 21. Wegen der Urbeiten auf den Gifenbahngüterhöfen |. 
FiſchersZ. 10, 247. 

22. Wegen der Speditionsgefhäfte |. SächſOLG. 24, 494. 

23. Vol. BD. vom 15. März 1895 (GVBL. ©. 37). 

24. Wegen der Truppenmärjche |. Ordonnanz vom 19. Juli 
1828 (Cod. ©. 438 Anm. 6). 

25. Faſſung der BO. vom 5. Okt. 1910 (GVBL. ©. 372). — 
‚Megen Haftung der Gaitwirte für Zuwiderhandlungen ſ. Sächſ— 
OLG. 5, 322; 22,9. Über Polizeiſtunde |. Fiſchers Z. 3, 330; 39, 55. 
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26. Wegen Abhaltung von Schlacdhtfeiten, Schmäufen, Bock— 
bierfejten j. Filchers3. 28, 293. — Dratorien und geijtliche 
Mufikaufführungen fallen nicht unter Abf. 1 (f. AusfVD. $ 10). 

27. Wegen theatralifher Vorjtellungen vgl. SäHOKXG 30, 
312. — Wegen kinematographijcher Vorftellungen ſ. Fiſchers3. 


38, 259. — Feuerwehrübungen müſſen eine halbe Stunde vor 
dem Gottesdienst beendet fein (AusfVO. $ 11; SächſOLG. 17, 
306). — Wegen der Auszüge der Feuerwehr ſ. Filchers?. 


3, 330; 9, 284. — Schützenweckruf: Fiſchers3. 33, 69. 

28. Bol. Fiſchers 3. 14, 202. Wegen Gejellichaftsjagden |. 
Fiſchers Z. 3, 330. 

29. Wegen Gejichäftsverkehrs der Staats- und Gemeinde- 
behörden, öffentlihen Bauten, Poſt- und Telegraphendienft ſ. 
Fiſchers 3. 3, 328. Dffenhalten der Sparkajfen |. Fiſchers Z. 33, 
60. — Wegen der Standesämter |. Fiſchers83. 14, 163. — Sonne 

tagsſchule: Fiſchers3. 2, 283. 

30. Die Bekanntmahung hat durch die Kircheninfpektion 
im Amtsblatt zu erfolgen und ijt alljährlich zu erneuern 
(AusfVD. 8 12). 

31. Dal. hierzu $ 366 Ziff. 1SI6B. Über das Verhältnis des 
Reichs: zum Landesitrafreht vgl. Fiſchers3. 22, 273; 38, 261; 
SächſOLG. 5, 325. Wegen ftrafrechtlicher Haftung des Prin— 
zipals f. SächſOAppG. 2. Folge 6, 128; Filhers3. 23, 136. 

32, Vgl. Fiſchers3. 14, 348. 


46. Gewerbeordnung für das Deutfche Reich in der 
Yafjung der Bekanntmachung vom 20. Juli 1900,.! 
(RGEBl. 1900, 871.) 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden deutjcher Kaifer, 
König von Preußen ufw. verordnen im Namen des Neichs 
nad) erfolgter Zuftimmung des Bundesrats und des Neichs- 
tags, was folgt: ujw. 


8 41a. Soweit nad) den Beitimmungen der 88 105b 
bis 105h Gehilfen, Lehrlinge und XUrbeiter im Handels- 
gewerbe an Sonn- und Feittagen nicht bejchäftigt werden 
dürfen, darf in offenen Derkaufsjtellen ein Gewerbe- 
betrieb an diefen Tagen nicht ftattfinden. 

Meitergehenden landesgejeglichen Beichränkungen des 
Oewerbebetriebs an Sonn- und Fefttagen ſteht diefe Be- 
ſtimmung nicht entgegen. ujw. 


8 55a. Un Sonn- und Feittagen ($ 105a Abſatz 2) 
iſt der Gewerbebetrieb im Umbherziehen, joweit er unter 
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8 55 Abſatz 1 Ziffer 1 bis 3, jowie der Gewerbebetrieb 
der im 8 A2b bezeichneten Perjonen verboten. 

Ausnahmen können von der unteren DBerwaltungs- 
behörde zugelajjen werden. Der Bundesrat ijt ermächtigt, 
über die Vorausjegungen und Bedingungen, unter denen 
Ausnahmen zugelaſſen werden dürfen, Bejtimmungen zu 
erlajjen. ujw. 

Titel VI. 

Gewerblihe Arbeiter (Öefellen, Gehilfen, Zehrlinge, 
Betriebsbeamte, Werkmeifter, Techniker, Fabrik— 
arbeiter). 

I. Allgemeine Verhältniſſe. 


8 105. uw. 


8 105a. Zum Arbeiten an Sonn- und Yelttagen 
können die Gewerbetreibenden die Arbeiter nicht ver- 
pflichten. Arbeiten, welche nach den Bejtimmungen diejes 
Gejeges au an Sonn- und Feſttagen vorgenommen 
werden dürfen, fallen unter die vorjtehende Beſtimmung 
nicht. 

Welche Tage als Feittage-gelten, bejtimmen unter Be- 
rückfichtigung der örtlichen und konfeſſionellen Verhält- 
nijfe die Zandesregierungen. 


8 105b. Im Betriebe von Bergwerken, Galinen, 
Aufbereitungsanftalten, Brüchen und Gruben, von Hütten- 
werken, Fabriken und MWerkftätten, von Zimmerplägen 
und anderen Bauhöfen, von Werften und Ziegeleien, 
jowie bei Bauten aller Art dürfen Arbeiter an Sonn 
und Feſttagen nicht bejchäftigt werden. Die den Arbeitern 
zu gewährende Nuhe hat mindejtens für jeden Sonn- 
und Felttag vierundzwanzig, für zwei aufeinanderfol- 
gende Sonn- und Feſttage jechsunddreißig, für Das 
Meihnachts-, Dfter- und PBfingitfeft ahtundvierzig Stun— 
den zu dauern. Die Ruhezeit ijt von zwölf Uhr nachts 
zu rechnen und muß bei zwei aufeinanderfolgenden Sonn— 
und Feittagen bis jechs Uhr abends des zweiten Tages 
dauern. In Betrieben mit regelmäßiger Tag- und Nadıt- 
ſchicht kann die Ruhezeit früheftens um ſechs Uhr abends 
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des vorhergehenden Werktages, ſpäteſtens um ſechs Uhr 
morgens des Sonn- oder Feſttages beginnen, wenn für 
die auf den Beginn der Ruhezeit folgenden vierund- 
zwanzig Stunden der Betrieb ruht.? 

Im Handelsgewerbe dürfen Gehilfen, Lehrlinge und 
Arbeiter am erjten Weihnachts-, Oſter- und Pfingfttage 
überhaupt nicht, im übrigen an Sonn- und Feittagen 
nicht länger als fünf Stunden bejchäftigt werden. Durd) 
Itatutarifche Beftimmung einer Gemeinde oder eines 
weiteren Rommunalverbandes ($ 142) kann dieje Be- 
Ihäftigung für alle oder einzelne Zweige des Handels- 
gewerbes auf Rürzere Zeit eingejchränkt oder ganz unter- 
jagt werden. Für die legten vier Wochen vor Meih- 
nachten, jowie für einzelne Sonn- und Feſttage, an 
welchen örtliche Verhältnifje einen erweiterten Gejchäfts- 
verkehr erforderlich machen, kann die Bolizeibehörde eine 
Vermehrung der Stunden, während welcher die Bejchäf- 
tigung jtattfinden darf, bis auf zehn Stunden zulajjen. 
Die Stunden, während welcher die Beſchäftigung ftatt- 
finden darf, werden unter Berückfichtigung der für den 
öffentlichen Gottesdienjt bejtimmten Zeit, jofern die Be- 
\häftigungszeit durch ftatutarifche Beltimmungen ein- 
gejchränkt worden ift, durch leßtere, im übrigen von 
der Polizeibehörde feitgeftellt. Die Feſtſtellung kann 
für verjchiedene Zweige des Handelsgewerbes verjchieden 
erfolgen.® 


$ 105c. () Die Beltimmungen des 8 105b finden 
Reine Anwendung: 

1. auf Xrbeiten, welche in Notfällen oder im öffent- 
lichen Intereſſe unverzüglich vorgenommen werden 
müjjen; 

2. für einen Sonntag auf Arbeiten zur Durchführung 
einer gejeglich vorgejchriebenen Inventur; 

3. auf die Bewachung der Betriebsanlagen, auf Arbei- 
ten zur Neinigung oder Injtandhaltung, durd) 
welche der regelmäßige Fortgang des eigenen oder 
eines fremden Betriebes bedingt ift, jowie auf 
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Arbeiten, von welchen die Wiederaufnahme des 
vollen werktägigen Betriebes abhängig ift, jofern 
nicht dieſe Arbeiten an Merktagen vorgenommen 
werden können; 

4. auf Xrbeiten, welche zur Verhütung des Verderbens 
von Rohjtoffen oder des Mißlingens von Xrbeits- 
erzeugnijjen erforderlich jind, jofern nicht dieſe Ar: 
beiten an Werktagen vorgenommen werden können; 

5. auf die Beauffichtigung des Betriebes, joweit er 
nad) Ziffer 1 bis 4 an Sonn- und Feittagen ftatt- 
findet. 

(2) Gewerbetreibende, welche Arbeiter an Sonn- und 
Belttagen mit Urbeiten der unter Ziffer 1 bis 5 erwähn- 
ten Art bejchäftigen, find verpflichtet, ein Verzeichnis an- 
zulegen, in welches für jeden einzelnen Sonn- und Feſt— 
tag die Zahl der bejchäftigten Arbeiter, die Dauer ihrer 
Beichäftigung jowie die Art der vorgenommenen Arbei- 
ten einzutragen jind. Das Verzeichnis ift auf Erfordern 
der Ortspolizeibehörde jowie dem im 8 139b bezeichneten 
Beamten jederzeit zur Einſicht vorzulegen. 

(8) Bei den unter Ziffer 3 und 4 bezeichneten Arbeiten, 
jofern dieſelben länger als drei Stunden dauern, oder 
die Arbeiter am Bejuche des Gottesdienjtes hindern, find 
die Gewerbetreibenden verpflichtet, jeden Arbeiter ent- 
weder an jedem dritten Sonntage volle jechsunddreißig 
Stunden, oder an jedem zweiten Sonntage mindeftens 
in der Zeit von fechs Uhr morgens bis jechs Uhr abends 
von der Xrbeit frei zu lajjen. 

() Ausnahmen von den Vorjchriften des vorjtehenden 
Abjaßes darf die untere Verwaltungsbehörde gejtatten, 
wenn die Urbeiter am Beſuche des jonntäglichen Gottes 
dienjtes nicht gehindert werden und ihnen an Stelle des 
Sonntages einevierundzwanzigjtündige Ruhezeit an einem 
Mochentage gewährt wird.* 


$ 105d. Für bejtimmte Gewerbe, insbejondere für 
Betriebe, in denen Arbeiten vorkommen, welche ihrer 
Natur nad) eine Unterbrechung oder einen Aufjchub nicht 
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gejtatten, jowie für Betriebe, welche ihrer Natur nad 
auf bejtimmte Jahreszeiten bejchränkt find, oder welche 
in gewiljen Zeiten des Jahres zu einer außergewöhnlich 
verjtärkten Tätigkeit genötigt jind, können durch Be— 
Ihluß des Bundesrats Ausnahmen von der Beltimmung 
des 8 105b Abſatz 1 zugelafjen werden. 

Die Regelung der an Sonn- und Feittagen in dieſen 
Betrieben gejtatteten Arbeiten und der Bedingungen, 
unter welchen jie gejtattet find, erfolgt für alle Betriebe 
derjelben Art gleichmäßig und unter Berücfichtigung der 
Beitimmung des 8 105c Xbjaß 3. 

Die vom Bundesrat getroffenen Beitimmungen find 
durch das Neichs-Hejegblatt zu veröffentliden und dem 
Reichstag bei jeinem nächſten Jufammentritt zur Kenntnis- 
nahme vorzulegen.’ 


8 105e. Für Gewerbe, deren vollitändige oder teil- 
weile Ausübung an Sonn- und Feſttagen zur Befriedi— 
gung täglicher oder an diejen Tagen bejonders hervor- 
tretender Bedürfniſſe der Bevölkerung erforderlich ift, 
jowie für Betriebe, welche ausschließlich) oder vorwiegend 
mit durch Mind oder unregelmäßige Wajjerkraft be- 
wegten Triebwerken arbeiten, können durch Verfügung 
der höheren Verwaltungsbehörde Ausnahmen von den 
im 8 105b getroffenen Bejtimmungen zugelajjen werden. 
Die Regelung diejer Ausnahmen hat unter Berücfichtigung 
der Bejtimmungen des 8 105c Abſatz 3 zu erfolgen. 

Das Verfahren auf Anträge wegen Zulajjung von 
Ausnahmen für Betriebe, welche ausschließlich oder vor— 
wiegend mit durch Wind oder unregelmäßige Waſſer— 
kraft bewegten Triebwerken arbeiten, unterliegt den Vor— 
ihriften der 88 20 und 21.8 


8 105f. Wenn zur Verhütung eines unverhältnis- 
mäßigen Schadens ein nicht vorherzufehendes Bedürfnis 
der Beihäftigung von Arbeitern an Sonn- und Feit- 
tagen eintritt, jo können durch die untere Verwaltungs— 
behörde Ausnahmen von der Beftimmung des 8 105b 
Abſatz 1 für bejtimmte Zeit zugelajjen werden. 
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Die Verfügung der unteren Verwaltungsbehörde ijt 
Ichriftlih zu erlafjen und muß von dem Unternehmer auf 
Erfordern dem für die Nevijion zujtändigen Beamten an 
der DBetriebsjtelle zur Einjicht vorgelegt werden. Eine 
Abſchrift der Verfügung ijt innerhalb der Betriebsjtätte 
an einer den Arbeitern leicht zugänglichen Stelle auszu- 
hängen. 

Die untere Berwaltungsbehörde hat über die von ihr 
gejtatteten Ausnahmen ein Verzeichnis zu führen, in 
welchem die Betriebsjtätte, die gejtatteten Arbeiten, die 
Zahl der in dem Betriebe bejchäftigten und der an den 
betreffenden Sonn- und Feittagen tätig gewejenen Arbeiter, 
die Dauer ihrer Beichäftigung, jowie die Dauer und 
die Gründe der Erlaubnis einzutragen find.” 


8 105g. Das Verbot der Beichäftigung von Arbeitern 
an Sonn- und Yelttagen kann durch Kaijerliche Ver— 
ordnung mit Zujtimmung des Bundesrats auf andere 
Gewerbe ausgedehnt werden. Dieje Verordnungen find 
dem Meichstag bei feinem nächſten Zufammentritt zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Auf die von dem Verbote 
zuzulajjenden Ausnahmen finden die Bejtimmungen der 
88 1050 bis 105£ entjprechende Anwendung. 


8 105h. Die Beltimmungen der 88 105a bis 105g 
jtehen weitergehenden landesgejeglihen Beichränkungen 
der Arbeit an Sonn- und Feſttagen nicht entgegen. 

Den Landes-Zentralbehörden bleibt vorbehalten, für 
einzelne Zejttage, welche nicht auf einen Sonntag fallen, 
Abweichungen von der Vorjchrift des 8 105b Abſatz 1 
zu gejtatten. Auf das Weihnachts-, Neujahrs-, Djter-, 
Himmelfahrts- und Pfingftfeit findet diefe Beſtimmung 
keine Anwendung. 

8 1051. Die 88 105a Abſatz 1, 105b bis 105g finden 
auf Gaſt- und Schankwirtjchaftsgewerbe, Mufikauf- 
führungen, Schauftellungen, theatralifche Vorſtellungen 
oder jonjtige Zujtbarkeiten, jowie auf Verkehrsgewerbe 
Reine Anwendung.® 

Die Gewerbetreibenden können die Arbeiter in dieſen 
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Gewerben nur zu folchen Arbeiten an Sonn- und Felt: 
tagen verpflichten, welche nach der Natur des Gewerbe- 
betriebes einen Aufſchub oder eine Unterbredung nicht 
gejtatten. ujw. 


8 146a. Mit Gelditrafe bis zu jechshundert Mark, 
im Anvermögensfalle mit Haft wird beftraft, wer den 
88 105b bis 105g oder den auf Grund derjelben er- 
lajjenen Anordnungen zuwider an Sonn: und Felttagen 
Beichäftigung gibt oder den SS Ala und 55a, oder den 
auf Grund des 8 105b Abſatz 2 erlajjenen ftatutarifchen 
Beitimmungen zuwiderhandelt.? 


8 155. (s) Zür die unter Reichs: und Staatsperwal- 
tung jtehenden Betriebe Können die den Bolizeibehörden, 
unteren und höheren DBerwaltungsbehörden durch Die 
88 105b Abſatz 2, 105c Xbjag 2, 105e, 105f ujw. 
übertragenen Befugnifje und Obliegenheiten auf die der 
Verwaltung dieſer Betriebe vorgejegten Dienjtbehörde 
übertragen werden. 


1. Bol. AusfVD. vom 28. März 1892 $ 59 (GVBBl. ©. 28) 
ſ. nachſtehend unter Ur. 47. 

2. Arbeiten in den 8 105b Abſ. 1 genannten Betrieben, in 
denen nach 88 105b Abſ. 1, 105c—105f -Sonntagsarbeit zus 
Läjlig ift, find dem Verbote in $ 4 Abſ. 1 des ſächſſſchen Sonn- 
tagsgeleßes nicht unterworfen, Doch tft jedes außen bemerkbare 
Geräufh tunlihit zu vermeiden (BD. vom 15. März 1895 
Ziff. 1, GVBL. ©. 37). Dagegen gilt das Landesrecht (aus— 
genommen die aufgehobenen 88 5 u. 8 der AusfVO. vom 10. Sept. 
1870) für Arbeiten fort, für die $ 105b Abſ. 1 keine Beſchrän— 
kungen vorfieht (Fiſchers3. 16, 207 Abf. 3). Wegen der Ge- 
Thäftstätigkeit des Arbeitgebers ohne Arbeiter val. Fiſchers3. 
‚16, 207 Abf. 4 Sit 13; 16, 354; 36, 376. Die DVorfehrift gilt 
aud für Lehrlinge Rt "Fiihers?. 31, 192) und Arbeiter außer: 
halb des Betriebs den 16, '207 Abi. 4 Ziff. 3), für 
fonntägliche Zohnzahlungen Fiſchers8. 16, 313). Wegen Bade— 
anſtalten vgl. Fiſchers3. 30, 330. Anfahren von Bier: FiſchersZ3. 
41, 79 


3. Val. AusfVD. vom 28. März 1892 (GVBL. ©. 28) 8 60 
Abſ. 1 u. 2; f. unten Wr. 47. Gine Verfcehiebung der Gejchäfts- 
jtunden über 4Uhr nachmittags hinaus ift nicht zuläffig (Filchers2. 
24, 199). Durch VD. des Min. d. I. vom 17. Mai 1892 ijt 
für eine Anzahl von Gewerbezweigen das Werhältnis des 
8 105b Abſ. 2 zum 8 3 des fächl. Gefeßes und 8 105e Gewd. 
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näher fejtgejtellt (Fijchers3. 13, 296). Rontorarbeiten im Handels- 
gewerbe: Fiſchers3. 21, 47. Zufchneider: Fiſchers3. 40, 391. 

4. Bon der Erlaubniserteilung nad) Abſ. 4 follen die unteren 
Verwaltungsbehörden nur auf Antrag und nur dann Gebraud) 
machen, wenn die Durchführung der Vorichrift nur mit un- 
verhältnismäßigen Opfern oder unter erheblichen Unzuträg- 
lichkeiten möglih wäre (Fijchers3. 16, 209 Ziff. 7 u. 8). — 
Vol. übrigens SähjOLG. 17, 484; 27, 410. — Wegen der 
24jtündigen Nuhepaufe vgl. SächſOLG. 20, 309. — Wegen 
Ölasfabriken vgl. Filchers3. 12, 328; 30, 19; 31, 155; 32, 61; 
SäihjOLG. 30, 19. — Papierfabriken: Fiſchers3. 20, 335. — 
Kohlenwerke: SächſOLG. 27, 410; 30, 416. 

5. Die vom Bundesrat beichloffenen Ausnahmen find in der 
Bek. des Neichskanzlers vom 5. Febr. 1895 (KGEBl. ©. 12 ff.) 
veröffentliht (NMachträge REBl. 1896 S. 104, 177, 191, 744 
uw.) Wegen des Totenfonntags vgl. BD. vom 15. März 1895 
(GVBL. ©. 37) Ziff. 2. 

6. Die Grundfäge, nach denen die Areishauptmannfchaften 
jolhe Ausnahmen bewilligen follen, find in der Bek. des 
Reihskanzlers vom 3. April 1901 (RGBL. ©. 117) vom Bundes- 

at vorgejchrieben. Wal. auch VD. des Min. d. 3. vom 17. Mai 
892 (Fiſchers3. 13, 296 ff.). Hinfichtlich der Ausnahmen für 
Straßenhandel vgl. Filchers. 13, 346. Wird die Verzeichnis- 
führung vorgefchrieben, fo find Zuwiderhandlungen nad) 8 146a 
Gewd. zu beitrafen (SähfOLG. 32, 297). Die BundesratsVd. 
vom 3. April 1901 Ziff. 5 findet auch auf Wocenfeiertage An- 
wendung Giſchers3. 30, 127). Barbier- und Frifeurgehilfen 
daſ. ©. 252. Fleiſch- und Delikategwaren: Fiihers3. 19, 124. 
— Zufchneider: SächſOLG. 33, 224. 

7. Yür die eriten Zeiertage der drei hohen Felte, Karfreitag 
und Bußtag find Ausnahmen diefer Art in der Regel nicht 
zu gewähren (Fiſchers3. 16, 210 Pkt. 10—12). 

8. Speditions- und Kommiflionsgefchäft ſowie das Gewerbe 
der Packer, Träger, Markthelfer ufw. gehören nicht zu den 
Verkehrsgewerben, fondern zum Handelsgewerbe (Filchers?. 
13, 296; vgl. auch SächſOLG. 24, 494). Wegen der Theater, 
Muftkaufführungen vgl. VO. über gefchloffenen Zeiten vom 
14. $ebr. 1911 unter Nr. 48. — Die Vorfchriften in 88 105—139m 
Gewd. finden auf Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken keine 
Anwendung (RG. vom 28. Dez. 1908, REBl. ©. 674). Ebenfo- 
wenig auf Gewerbe, die überhaupt nicht unter die GewO. 
fallen: Ackerbau, Forjtwirtichaft; vgl. Fiichers3. 16, 208 unter 1. 

9. Bedeutung der Arbeitsordnung für den Nachweis der 
Verſchuldung (SäHjfDORG. 20, 394). — Lehrlinge find Arbeit- 
nehmer im Sinne von 88 105 ff. Gewd. (SächſOLG. 27, 206; 
Fiſchers3. 31, 192), — Yahrläffige Übertretung: FiſchersZ. 23 
©. 136, 165. | | a { 
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47. Verordnung (des Minijteriums des Innern), die 
Ausführung der Gewerbeordnung für das Deutjche 
Reich betreffend; vom 28, März 1892, 
(GVBl. ©. 192.) 


Zur Ausführung der Gewerbeverordnung für das 
Deutjche Neich in der Faſſung vom 1. Juli 1883 (R.-©.-Bl. 
©. 177) und der weiteren die Gewerbeordnung betreffen- 
den Meichsgejege vom 8. Dezember 1884 (R.-6.-8l. 
©. 255), vom 23. April 1886 (R.-6.-8l. ©. 125), vom 
6. Juli 1887 (R.-©.-8l. ©. 281) und vom 1. Juni 1891 
(R.-6.-Bl. ©. 261) wird hiermit, beziehentlih im Ein- 
verjtändniffe mit den Mlinijterien der Finanzen, Des 
Krieges und des Kultus und öffentlichen Unterrichts, 
folgendes verordnet. ujw. 


Zu $105a Abſ. 2. 
8 59, Als Feſttage gelten: y 
1; = Neujahrstag, 1. Januar, 
2. das Feſt der Erſcheinung Chrijti, 6. Januar, 
3. Die Bußtage der evangelijch-Tutherifchen Landes- 
kirche, 
4. der Karfreitag, 
5. das Oſterfeſt mit Einfchluß des 2. Feiertags, 
6. das Feſt der Himmelfahrt Chrifti, 
7. das Pfingftfeft mit Einſchluß des 2. Feiertags, 
8. das Neformationsfeit, 31. Oktober, 
9. das Weihnachtsfeft, 25. und 26. Dezember, 
und außerdem in den Drtfchaften mit überwiegen- 
der römijch-Ratholifcher Bevölkerung im Bezirke der 
Kreishauptmannichaft Baugen: 
10. das Zelt Mariä Verkündigung, 25. März, 
11. das Fronleichnamsfeſt, 
12. das Feſt Peter und Paul, 29. Juni, 
13. das Feſt Mariä Himmelfahrt, 15. Auguft, 
14. das Feſt Mariä Geburt, 8. September, 
15. das Feſt Aller Heiligen, 1. November, 
16. das Zelt Mariä Empfängnis, 8. Dezember. 
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Zu 8 105b Ab. 2. 

8 60, Bei der Feitfegung der Stunden für die im 
Handelsgewerbe nad) 8 105b Abſ. 2 der Gewerbeord- 
nung an Sonn= und Feſttagen bejchränkt zuläſſige Be— 
Ihäftigung, joweit leßtere nach der Landesgeſetzgebung 
und den Yusführungsporjchriften zu derjelben überhaupt 
jtatthaft ijt, hat die für den öffentlichen Gottesdienft 
beitimmte Zeit jedenfalls infoweit Berückfichtigung zu 
finden, daß die AUrbeitsjtunden nicht in diejenige Gottes— 
dienjtzeit fallen, während deren nach der Landesgeſetz— 
gebung und den Ausführungsporjchriften zu derſelben 
der Handel nicht geitattet ift. 

Die Arbeitsitunden find möglichſt einheitlich feſtzuſetzen, 
insbejondere innerhalb der einzelnen Zweige des Handels- 
gewerbes. 

Beginn und Ende der zuläſſigen Beichäftigungszeit ijt 
derart fejtzujegen, daß die übrigbleibende Zeit eine wirk- 
jame Sonntagsruhe gewährt. 


Zu 8 105h Abf. 2. 

8 61. In den Ortſchaften "mit überwiegender römijch- 
Ratholifcher Bevölkerung im Bezirke der Kreishauptmann- 
haft Bautzen ift: 

1. an den in 8 59 gegenwärtiger Verordnung unter 
10 bis 16 aufgeführten Fejttagen die Beichäftigung 
jolder Perſonen, welche nicht der römiſch-katholiſchen 
Kirche angehören, 

2. an den in 8 59 unter 3 und 8 aufgeführten eier: 
tagen die Beichäftigung von Angehörigen der 
römiſch-katholiſchen Kirche 

in den im 1. Abſatz des 8 105h der Gewerbeordnung 
aufgeführten Betrieben geftattet, jedoch nur unter der 
DVorausjegung, daß der Feiertag weder auf einen Sonn— 
tag fällt, noch mit einem anderen Feſttage zufammen- 
fällt, für welchen diejelbe Ausnahme nicht gilt, und mit 
der Einſchränkung, daß die Feiertagsruhe der Drtjchaft 
nicht geftört werden darf. ujw.! 


1. Bol. hierzu VO. des Min. d. I. vom 29. Juli 1893 N 
16. Jan. 1894 (Fiſchers 3. 15 ©. 240 u. 243), 
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48. Verordnung (des Minijteriums des Kultus ufw, 
und des Minijteriums des Innern), Die Beobachtung 
der gejchlofjenen Zeiten in polizeilicher Hinficht be- 
treffend; vom 14. Februar 1911. 
(GVBL. ©. 55.) 


Unter Aufhebung aller feither noch in Geltung be- 
findlicher Vorſchriften über die Beobachtung der ge- 
Ihlojjenen Zeiten in polizeilicher Hinficht verordnen 
die unterzeichneten Minifterien hierüber folgendes: 


$ 1. Als gejchlofjene Zeiten in Beziehung auf Tanz- 
veranftaltungen an öffentlichen Orten, in PBrivathäufern 
oder in den Räumen gejchlofjener Gefellichaften haben 
fernerhin zu gelten: 
a) die Bußtage, 
b) die Zeit vom Donnerstage nach dem Sonntage 
Sudika bis zu und mit dem erjten Ofterfeiertage, 
c) der erſte Pfingitfeiertag, 
d) der Totenfeltjonntag, 
e) die Vorabende der unter a, ce und d genannten 
Tage von nachmittags 6 Uhr ab, 
f) Die Tage vom 22. Dezember bis zu und mit dent 
eriten MWeihnachtsfeiertage. 
An den vorbezeichneten Tagen dürfen Ausnahmen 
von dem Verbote der Abhaltung von Tangveranftal- 
tungen Reinesfalls gejtattet werden. 


8 2. Dagegen bleibt das feitherige Verbot des Ab— 
haltens von Konzertmufiken und anderen, namentlich 
den mit Mufikbegleitung verbundenen geräufchvollen 
Vergnügungen an öffentlichen Orten auf 

a) Die Bußtage, 

b) deren Vorabende von nachmittags 6 Uhr ab — 

jedoch unter Geftattung erniter Mufikftücke —, 

c) die 3 leßten Tage der Karwoche und 

d) den Totenfejtjonntag 
bejchränkt, 
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8 3. Die Aufführung geiftliher Mufiken und Dra- 
torien kann auch zu den im 8 2 angegebenen Zeiten 
gejtattet werden, wenn jie 

a) mit der ernjten Feier jener Tage in vollem Ein- 
klange jtehen, 

b) in den Nacymittags- oder Abendjtunden — aljo 
nad) völlig beendigtem Gottesdienjte — jtattfinden, 
und 

c) bei folder Gelegenheit jede ſonſtige Feitlichkeit aus— 
geſchloſſen bleibt. 

Die Genehmigung erteilt: für Kirchen die kirchliche 

Behörde, für andere öffentliche Orte die PBolizeibehörde 
nad) Gehör der kirchlichen Behörde. 


8 4. Theatralifche Vorjtellungen dürfen 

in der Zeit vom Gründonnerstage bis mit dem 
Sonnabend vor dem erjten Djterfeiertage, 

desgleichen 
an den Bußtagen 

gar nicht jtattfinden; 
an dem Totenfeftionntage find ſolche Vorjtellungen 
nach der Beſtimmung im $ 7 des Gejetes über die 
Sonn-, Feſt- und Bußtagsfeier vom 10. September 
1870 (©.- u. V.Bl. ©. 313) nur in gejchlojjenen 
Räumen geftattet. 

Auch wird vorausgejegt, daß zu denjenigen theatra- 
lichen Vorftellungen, welhe an den Vorabenden der 
Bußtage und am Totenfejtionntage, jowie in Der Zeit 
vom Palmjonntage bis zum Mittwoch in der Karwoche 
aufgeführt werden, angemefjene ernjte Stücke gewählt 
werden, und namentlic) die Aufführung von Poſſen und 
ungeeigneten Luftjpielen unterbleibt. 


8 5. Zumwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung 
find mit Geldftrafe bis zu 60 Wark oder mit Haft bis 
zu 14 Tagen zu ahnden. 


Dresden, am 14. Februar 1911. 
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b) Die kirchlichen Handlungen. 


Vorbemerkungen: 

a) Wegen der Ubendmahlsfeier ſ. oben ©. 259. 

b) Wegen der Führung der Kirchenbücher über die kirch⸗ 
lichen Handlungen vgl. KBuchO. vom 4. Aug. 1911 und Dazu 
VD. vom 14. Aug. 1911 (KonſBl. ©. 77 ff.) und Nachtrag dazu 
vom 21. Juni 1913 (Konjl. ©. 51). Die allgemeinen Vor— 
ſchriften beziehen fi auf die Arten der Kirchenbücher (8 1), 
Aufbewahrung und Benußgung ($ 2), Duplikate (883, 23), 
Papier ($ 4), Einband und. Seitenzahl ($ 6), Kojten ($ 7), 
Duplikatführer ($ 8), Gegenitand und Zeit der Ginträge (8 9), 
Verfahren bei Einträgen (8 10), Familiennamen (88 11, 12), 
Jahrgänge ($ 13), Benadhrichtigungspflicht ($ 22), Berichti- 
gungen ($ 25), Namensverzeichnijfe (8 24), Unterlagen und 
Belege ($ 26), Rirhenbuchzeugnifje (8$ 27, 33, 35), Auffichts- 
führung (8 37). Das einzelne ift bei den nachftehend abgedruckten 
Geſetzen und Verordnungen erwähnt. 


c) Evang. Hofkiche — Gebühren: SächſOVG. 12, 152; 
Cod. ©. 135. 


49, Verordnung (des Evangelifch-Tutherifchen Qandes- 
konſiſtoriums), einige durch das Neichsgefeß über die 
Beurkundung des Perjonenjtandes und die Ehe- 
ihliegung vom 6. Februar 1875 bedingte Verände- 
rungen in der kirchlichen Ordnung betreffend; vom 
13, Dezember 1876. 
(GVBl. ©. 722.) 


Nachdem die mit Zuftimmung der in Evangelicis be- 
auftragten Staatsminifter erlajfene Verordnung des Evan- 
gelijch-Iutherifchen Landeskonfijtoriums vom 30. November 
1875, einige dur) das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875 
bedingte Veränderungen in der kirchlichen Ordnung be- 
treffend (Seite 399 flg. des Gejeß- und Verordnungsblattes 
vom Jahre 1875), der zweiten ordentlichen Evangelijc- 
lutherifchen Landesjynode zur Kenntnisnahme und Er- 
klärung vorgelegt worden ijt, jo wird diejelbe mit den 
von Diejer beantragten, von den in Evangelicis be- 
auftragten Staatsminijtern genehmigten Abänderungen 
anderweit zur Nachachtung bekanntgemadt, wie folgt: 
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Kirchengemeinderegiiter. 

8 4. Inwiefern es ausführbar erjcheine, für die ein- 
zelnen Parochien bejondere Rirchengemeinderegiiter 
anzulegen und fortzuführen, bleibt vorerjt der Beſchluß— 
nahme der einzelnen Kirchenvorjtände anheimgejtellt. Bis 
auf weiteres wird zur Ronjtatierung der Konfejjionsange- 
hörigkeit auf die obrigkeitlichen Einwohnerverzeichnijje 
zurückzugeben und bei entjtehenden Zweifeln bei der 
Dbrigkeit Nachfrage zu halten ſein. 

Auch find die Pfarrer berechtigt, für obigen Zweck von 
in die Barochie neu einziehenden Konfejjionsverwandten, 
joweit es zur Feſtſtellung des Tatbejtandes notwendig ilt, 
den Ausweis über die Ronfefjionsverhältnijje der einzelnen 
Familienglieder (Taufe, Konfirmation), jowie beziehentlich 
von den mit und nach dem 1. Januar 1876 Verheira— 
teten den Nachweis, ob deren kirchliche Trauung erfolgt 
ijt, zu verlangen. 


B. Die Taufen betreffend.t? 


Verpflichtung der Eltern und Anmeldungsftilt. 

8 5. Zur Vollziehung der Taufe eines Kindes bedarf 
es keines Nachweifes über die erfolgte [tandesamtliche 
Eintragung der Geburt in das Geburtsregifter.” 

An der für Eltern evangelifch-Iutheriihen Bekennt- 
niſſes beftehenden kirchlichen Verpflichtung, ihre Kinder 
rechtzeitig zur Taufe zu bringen, wird etwas nicht geändert. 

Die in der Regel feftzuhaltende ſechswöchentliche 
Friſt zur Vollziehung der Taufe kann von dem zu— 
ftändigen Pfarrer (vgl. 8 6) auf Anſuchen und aus er- 
beblichen Gründen angemefjen verlängert werden. 

Die zulegt in der Minifterialverordnung vom 28. Mai 
1850 8 2 Abſatz 1 und 3 (Seite 144 flg. des Geſetz- und 
Berordnungsblattes vom Jahre 1850) geordneten Geld- 
ftrafen für Unterlaffung der Anzeige feiten der Eltern 
kommen in Wegfall.* 

ZTaufort. 

8 6. Die Taufe eines neugeborenen Kindes hat in 

der Parochie des Geburtsorts, dafern aber die Mutter 
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nad) der Geburt und vor erfolgter Taufe ihren Auf- 
enthaltsort verändert, in derjenigen Parochie, zu welcher 
der neue Aufenthaltsort gehört, zu gejchehen. Lebteren- 
falls hat der taufende Geiftliche nächſt der Eintragung 
der bewirkten Taufhandlung in das eigene Kirchenbuch 
dem betreffenden Geiftlichen des Geburtsorts davon kurze 
Mitteilung zu machen.® 
Taufzeugen. 

$ 7. In Unfehung der zuläffigen Zahl der Taufpaten 
bewendet es bei den beftehenden Vorjchriften,? auch dabei, 
daß nur Ronfirmierte Chrijten PBatenjtellen übernehmen, 
noch nicht Ronfirmierte durch ihre Eltern oder andere, wenn 
ſonſt dazu berechtigte Perſonen vertreten werden können.® 

Die erwähnten Taufzeiigen find dem taufenden Geijt- 
lichen vor Beginn der Taufhandlung, unter Angabe ihrer 
Konfeſſion, namhaft zu machen. Sofern deren Zugehörig- 
keit zur chriftlichen Kirche nicht zweifellos fein jollte, hat 
der taufende Geiftlihe die Betreffenden als Taufpaten 
nicht zuzulaſſen. 

Zaufnamen. 

$ 8. Unchriftliche oder ſonſt anftögige Vornamen ſind 
bei dem Taufakte nicht in Anwendung zu bringen, jedoch, 
wenn dergleichen Namen bei dem Standesbeamten ein- 
getragen jein jollten, mit der Bemerkung, daß fie in der 
Taufe nicht beigelegt worden feien, anmerkungsweije 
im Kirchenbuche zu erwähnen. Diefe Bemerkung ift aud) 
in kirchliche Zeugnijje ausdrücklich aufzunehmen. Menn 
eintretendenfalls zu einer Ginigung über die chriſtliche 
Namengebung zwiſchen dem taufenden Geiſtlichen und 
den Eltern des Täuflings nicht zu gelangen ſein ſollte, 
ſo kann zwar die Taufhandlung ſelbſt mit Weglaſſung 
des beanſtandeten Vornamens vollzogen werden, es iſt 
jedoch wegen der Zuläſſigkeit des letzteren, wenn die 
Eltern darauf beſtehen, die Entſchließung der vorgeſetzten 
kirchlichen Behörde einzuholen.? 

E. Schlußbeftimmungen. 

$ 22. Geld- und beziehentlich Haftitrafen find bei 

Ahndung kirchlicher Vergehungen oder Verſäumniſſe, 


—9— 
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oder bei Verweigerung zweifelloſer kirchlicher Obliegen— 
heiten von nun an nicht weiter in Anwendung zu 
bringen und zu erkennen.! 4 


Dresden, den 13. Dezember 1876. 


1. Die Taufe ift Sakrament. Ältere Vorſchriften: General» 
artikel VI vom 1. San. 1580; Rev. Synodaldekr. vom 15. Sept. 
1673 88 20—26. Agendarijhe Form vgl. Agende ©. 173 ff. 
Über die Unzuläfjigkeit der Wiederholung der Taufe vgl. 
Meber, AR. 2, 92. Die Taufe des Kindes darf nicht wegen 
Verfehlungen der Eltern verjagt werden (Cod. ©. 21). Auch 
die ungetaujt verjtorbenen Kinder jind mit Vornamen, falls 
fie ſolche wenigitens jtandesamtlic) erhalten haben, abzukün- 
digen (KonjBl. 1886, 120). Auch die ohne Schuld der Eltern 
ungetauft gebliebenen Kinder find kirchlich zu beerdigen (Öe- 
neralartikel XV vom 1. San. 1580, Cod. ©. 31). Die Taufe 
bewirkt Zugehörigkeit zum Chriſtentum, nicht aber unbedingt 
Angehörigkeit zu einer bejtimmten rijtlichen Konfeſſion (Cod. 
©. 204 Anm. 15). Über Taufen römijch-Ratholifcher Kinder vgl. 
Mandat vom 19. Febr. 1827 8 56; reformierter Kinder außer- 
halb Dresdens und Leipzigs vgl. VD. vom 16. März 1876 
(Konidl. ©. 21); griechiich-Ratholifher Kinder vgl. Cod. ©. 107. 
Über die Taufe von Kindern aus gemijchten Ehen vgl. ©. vom 
1. Nov. 1836 8 5. Über die Taufe übergetretener Deutjch- 
Katholiken vgl. Bek. vom 16. Okt. 1886 (KonſBl. ©. 79). Zur 
Taufe Erwachſener bedarf es der Genehmigung der Super- 
intendentur (Cod. ©. 132 Note 4b). 


2. Zuftändig zur Vornahme der Taufe ijt der Pfarrer bzw. 
der Bezirksgeiltliche, jedenfalls nur ein ordinierter Geiſtlicher 
(Rev. Synodaldekr. vom 15. Sept. 1673 $ 21, Cod. ©. 58). — 
Bei Lebensgefahr Neugeborener follen die Hebammen, dafern 
ein Geijtliher nicht zu erlangen ijt, für die Nottaufe jorgen 
(Hebammenordnung vom 16. Nov. 1897 8 17, GBBl. ©. 157). 
Megen der Nottaufe im allgemeinen vgl. Generalartikel VI 
vom 1. Zan. 1580. Die Nottaufe it dem Pfarramt anzuzeigen. 
Falls das Kind am Leben bleibt, hat nur Einfegnung zu folgen 
(Cod. ©. 22, 55, 59). 

3. Verpflichtung der Eltern und Hebammen zur Geburts- 
anzeige beim Pfarramt: VO. vom 6. Nov. 1875 8 19 (GVBL. 
©. 351); Hebammenordnung vom 16. Nan. 1897 8 16 (GVBl. 
©. 157); BD. vom 12. Juli 1899 8 13 (GVBL. ©. 159). 

4. Die kirchlichen Difziplinarftrafen wegen Nichterfüllung 
diefer Pflicht und das Verfahren hierbei ordnet das KO. vom 
1. Dez. 1876 88 1 ff. (f. unten Ar. 59). Sowohl der Standes- 
beamte (WO. vom 6. Nov. 1875 8 10, GVBL. ©. 351) wie die 
Hebamme (ib. $ 11) haben die Eltern auf die kirchliche Ver⸗ 
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pflichtung aufmerkfam zu machen. Ungetauft gebliebene Rinder 
find zu Neligions- und Konfirmandenunterricht zuzuziehen, er- 
langen aber weder Konfirmation nod) Rechte mündiger Kirchen- 
mitglieder (AG. vom 1. Dez. 1876 8 6). Bei Wegzug von Eltern 
ungetaufter Kinder hat das Pfarramt der Parodie des neuen 
Mohnorts Mitteilung zu machen ev. unter Zuhilfenahme poli— 
zeilicher Ermittlung (VD. vom 27. Mai 1876, KonſBl. ©. 41; 
Bek. vom 24. Juni 1880, KonſBl. ©. 42; BD. vom 9. Jan. 1885, 
KonſBl. ©. 1; BD. vom 16. Mai 1905, KonſBl. ©. 56). 


5. Die Taufen follen in der Regel in der Kirche vorgenom— 
men werden (Generalartikel VI vom 1. Tan. 1580. Wegen 
Abjtellung der bei Gelegenheit der Taufen jtattfindenden Ge- 
wohnheiten vgl. VD. des Min. d. I. und des AultMiin. vom 
22. Dkt. 1840 (GVBl. ©. 353). Wegen Taufen neugeborener 
Kinder im Winter vgl. Generale vom 12. Juli 1799 (Cod. 
©. 96). — Zu Haustaufen ift Dispenfation der oberen Kirchen- 
„behörden nicht mehr nötig (VD. vom 28. Mai 1850 8 3). Megen 
der Gebühren bei Haustaufen f. Anm. 10. Wegen Taufen in den 
Entbindungsanitalten vgl. BD. vom 8. Febr. 1881 GonſBl. S. 17). 

6. Die gleihe Mitteilung hat in allen Fällen zu erfolgen, 
wo die Taufe in einer anderen Parodie jtattfindet, als wo 
die Geburt erfolgt und in das Standestegijter eingetragen iſt, 
oder wenn die Geburt auf einer Neife der Mutter erfolgt it 
(BD. vom 9. Tan. 1885 (Konidl. ©. 1). 

7. 81 der BD. vom 28. Mai 1850 (GVBBl. ©. 144), wonad) 
dieſe Zahl nicht unter zwei und nicht über ſechs betragen Joll. 
Megen der Gebühren |. Anm. 10. 

8. Ausgejchloffen find Diffidenten, welche Keiner Neligions- 
gejellihaft oder nur einer ſolchen angehören, die nicht als 
chriftliche anzufehen iſt (Cod. ©. 423 Anm. 6a). Ferner Per— 
fonen, denen die Fähigkeit, das Patenamt zu bekleiden, ab— 
erkannt ift (86. vom 1. Dez. 1876 88 2 u. 3; Trauordnung 
8 22 Abf. 2). Unzuläffige Taufzeugen find ins Kirchenbuch 
nicht en (Cod. ©. 695 Anm. 8. AUndersgläubige, die 
tauf- oder traufäumig find, können ebenfalls von der landes- 
kirhlichen Patenſchaft zurückgewiefen werden (WD. vom 20. Juli 
1897, Fiſchers3. 19, 117). 

9. Die Bormamen zu geben, iſt Recht und Pflicht der Eltern. 
Diefelben haben zwei Monate nad) der Geburt des Kindes Zeit, 
die Vornamen zu bejtimmen (Neichsgefeg vom 6. Febr. 1875 
8 22). Die Standesbeamten haben jich jedes Druckes auf die 
Eltern zur fofortigen Namensangabe bei der Geburtsanzeige 
zu enthalten (VD. des Min. d. I. vom 8. März 1880 Ur. 1, 
Cod. ©. 624 Note 19). Die Vornamen, die das Kind bei der 
Taufe erhält, müffen mit den im Standesregiſter eingetragenen 
übereinjtimmen. Standes- und Pfarrämter Haben fi) deshalb 
die Vornamen gegenjeitig mitzuteilen (WO. vom 3. Juli 1876, 
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Konjdl. ©. 104). Eine nadjträgliche Änderung der bereits im 
Standesregijter eingetragenen Vornamen ijt hödjitens zuläffig, 
wenn es ſich um unzuläjjige Namen handelt (Cod. ©. 624 
Note 16). 

10. Gebühren. Die Taufe ift, dafern fie in einfachjter Form 
begehrt wird, unentgeltlih (6. vom 22. Mai 1876 8 3a; 8G. 
vom 2. Dez. 1876 $ 1). Für andere, insbejondere Haustaufen, 
kann die Kirchgemeinde Gebühren erheben (RG. vom 2. Dez. 
1876 85; AusfVO. vom 15. Dez. 1876 88 2 u. 5). Wegen Ge- 
bührenpfliht der Militärperjfonen hat es bei dem Regulativ 
vom 1. Sept. 1785 (Cod. ©. 84) zu bewenden (Cod. ©. 289 
Anm. 2). Die Erhebung erhöhter Gebühren bei mehr als drei 
Paten ijt zulälfig (Cod. ©. 289 Anm. 2). Wegen Wegfall und 
Tiration der Taufgebühren und wegen Staatsentihädigung |. 
unten IV Xr. 70—72. 

11. Kirhenbucheinträge und Zeugniſſe. Für jeden Pfarr- 
bezirk iſt ein Taufbuch zu führen (KBuchO. vom 4. Aug. 1911 
S1Ff) Eintragungen im Taufbuche (88 12, 14, 15 ff.), Be- 
richtigungen (8 25), Kirhenbuchzeugnijfe im allgemeinen ($ 27), 
Zaufzeugniffe und Taufbeicheinigungen (8 28). Hierzu die 
Schemata A, F und G. Wegen der Nachträge zu 88 14, 15, 25 
vgl. WD. vom 21. Juni 1913 GonſBl. ©. 49 ff.). 


50. Verordnung (des Evangelifch-Tutherifchen Lanz 
deskonfijtoriums), eine Konfirmationsordnung be= 
treffend; vom 12, Mai 1877. 

(GVBL. ©. 218.) 


Unter Zujtimmung der in Evangelicis beauftragten 
Staatsminijter und im GEinverftändnis des Königlichen 
Miniſteriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
hat das unterzeichnete Evangeliſch-lutheriſche Landes— 
konjijtorium die nachjtehende 

Konfirmations-Ordnung 
zur Nachachtung für die evangelijch-lutherifchen Geijt- 
lihen des Landes aufgeitellt. 


8 1. Die Konfirmation der Kinder der evangelijch- 
lutheriſchen Kirche iſt von einem ordinierten Geijtlichen 
diefer Kirche zu vollziehen. 

Als hierzu zuitändiger Geijtlicher iſt in der Negel der 
Oeijtliche der Barochie zu betrachten, in welcher das 
‚ Kind fich wejentlich aufhält. 
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In Parochien mit mehreren Geijtlichen richtet ſich die 
Zuftändigkeit derjelben zur Konfirmation nad) dem des— 
falls bejtehenden Lokaljtatute oder Herkommen. 

Nicht minder bewendet es in denjenigen größeren, 
mehrere Parochien umfaljenden Orten, in welden be- 
züglidy der Annahme der Konfirmanden der Parochial— 
verband nicht ftreng feitgehalten wird, bei den hierüber 
feftgeftellten lokalſtatutariſchen Bejtimmungen oder bei 
dem desfalls bejtehenden Herkommen. 

Die wegen Annahme der Kinder zur Konfirmation 
erforderlichen Erörterungen hat der zujtändige Geiftliche 
vorzunehmen. 

8 2. Zur Konfirmation find alle in der Parochie ſich 
» wejentlicy aufhaltende Kinder zuzulajjen, welche 

a) getauft ſind, 

b) den chriftlihen Neligionsunterriht nad) dem Be— 
kenntnijfe der evangelijch-lutherijchen Kirche emp- 
fangen 

und 

c) die zur Konfirmation erforderliche religiöfe Neife 
erlangt haben.! 

Über die Erfüllung der Bedingung unter e hat der 
nad 8 1 zujtändige Geiftliche zu entjcheiden, während 
der Nachweis der Erfüllung der Bedingungen unter a 
und b nötigenfalls durch pfarramtlihe Zeugniſſe oder 
in fonjtiger Weiſe zu führen iſt. 


8 3. Einer fremden Parodie angehörige Kinder 
dürfen nur nach Beibringung einer fehrijtlihen Geneh- 
migungsbejcheinigung des dafigen Geiftlichen unter die 
Konfirmanden aufgenommen werden.? 


8 4, Unter der $ 2 a, b, c erwähnten Vorausjegung 
können auf Antrag der Grziehungsberechtigten aud Kin⸗ 
der von Eltern anderen chriſtlichen Glaubensbekennt- 
nijfes, desgleichen Kinder aus gemijchten Ehen und von 
Difjidenten zur Konfirmation zugelajjen werden, jofern, 
was Rinder aus Ehen evangelifcher und Ratholijcher 
Glaubensgenoſſen anlangt, den Vorſchriften der. Gefeße 
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vom 1. November 1836? Geſetz- und Verordnungsblatt 
Seite 299 lg.) und beziehentlich vom 2. November 18483 
8 11 Geſetz- und Verordnungsblatt Seite 206), jowie, 
was Kinder von Dijjidenten betrifft, den Vorſchriften 
des Gejeßes vom 20. Juni 1870 8 20 Alinea 2 (Ge- 
jeg- und Verordnungsblatt Geite 220) genügt ift. 


8 5. Unter derjelben zu $ 2 a, b, ce gedachten Vor— 
ausjegung ſind Kinder in der Regel nad erfüllten 
achtjährigen Schulbeſuche zur Konfirmation zu bringen. 

Doh können unter gleicher Worausjegung Schüler 
aus der einfahen Volksſchule, falls fie nah 8 4 
Alinea 6 des Bolksjchulgefeges vom 26. April 1873 
einen Erlaß von der gejeglichen Schulzeit erlangt haben, 
zur Konfirmation zugelajjen werden, ohne daß es hierzu 
einer bejonderen kirchlichen Dispenjation bedarf, wäh- 
rend Diejenigen Schüler derjelben Schule, welche nad) 
8 4 Ubja 7 des Volksſchulgeſetzes vom 26. April 1873 
noch ein Jahr weiter die Schule zu beſuchen haben, erjt 
bei ihrer Entlafjung aus derjelben zu konfirmieren find. 

Schülern der mittleren und höheren Volksichule 
oder auch der Privatjchulanftalten wird nad) erfüllten 
14. Lebensjahre, audy wenn deren Schulzeit ſich über 
diejes Ulter hinaus erjtreckt, unter der eingangs gedad)- 
ten Borausjegung die Zulaffung zur Konfirmation nicht 
zu verjagen jein. Es kann jedoch die leßtere auf An— 
trag der Erziehungsberechtigten auch bis zur Zeit ihrer 
wirklichen Entlafjung aus der Schule verjchoben werden. 

Den Zöglingen der höheren Unterrihtsanftalten, 
namentlich) der Gymnaſien und der Nealjchulen, ſowie 
allen denen, die über das 14. Lebensjahr hinaus in 
Privatſchulen oder im Haufe einen gleichartigen Unter: 
richt empfangen, ijt ein Aufſchub des Ronfirmations- 
termines bis zum vollendeten 17. Lebensjahre nach— 
gelajjen. 

Mird die Konfirmation über den in den vorjtehenden 
Beitimmungen feitgejegten Termin hinaus ohne ge— 
nügenden Grund verzögert, jo ijt nah Maßgabe des 

Böhme, Rirhengefege. 2, Aufl. 19 
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Kirchengejeges vom 1. Dezember 1876, einige Bejtim- 
mungen über die Aufrechterhaltung kirchlicher Ordnung 
betreffend,d zu verfahren. 

8 6. Gebrechliche, geijtig unreife, nicht vollfinnige, 
ſchwach- und blödjinnige, jowie taubjtumme Kinder ſind, 
wenn fie nad) dem pflichtmäßigen Ermeſſen des zu— 
jtändigen Geijtlichen die zur Konfirmation erforderliche 
geiftige Empfängnis nicht haben, nicht zu konfirmieren. 
Doch mögen geiſtesſchwache Kinder, wenn jie wenigitens 
einige Erkenntnis der drei Artikel des chrijtlihen Glau- 
bens erlangt haben, von der Konfirmation nicht aus- 
gejchlojfen werden. 

Bei Kindern der vorgedadhten Art, die in öffentlichen 
Erziehungsanitalten untergebracht jind, bewendet es bei 
den desfalls aufgejtellten Negulativen. 


8 7, Über fämtliche ihm überwiejene Konfirmanden 
hat der zuftändige Geijtlihe auf Grund der bei ihm 
erfolgten Anmeldungen unter Benugung der Konfir- 
mandenliften,® welche ihm von den Lehrern, beziehent- 
li den Direktoren der öffentlichen, Privat- und Haus- 
lehrer-Schulen rechtzeitig zugehen werden, ein Verzeich— 
nis nad) dem Schema unter ) anzufertigen und fort 
zuführen. 

Diejes Verzeichnis (Konfirmandenbud) iſt zu der 
Aktenrepofitur der betreffenden geiftlihen Stelle zu 
nehmen. 


8 8. Der Konfirmation hat ein DVorbereitungsunter- 
richt (Ronfirmanden-Unterricht) vorauszugehen, der (wenn 
nicht um bejonderer Umftände willen in einigen höheren 
Unterrichtsanjtalten ausnahmsmeife von der oberjten 
kirgplichen Behörde etwas anderes genehmigt worden 
if) von dem zuftändigen Geijtlichen in jeiner Amts— 
wohnung, in Grmangelung eines geeigneten Lokales in 
legterer aber in einem anderen, von der Kirchengemeinde 
zu bejchaffenden geeigneten Lokale zu erteilen ijt. 

Diejer Unterricht hat, nachdem fein Anfang am leßten 
Sonntage des Monats September beim Hauptgottes- 
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dienjt in der Kirche von der Kanzel aus abgekündigt 
worden ijt, im Monat Oktober zu beginnen, und in 
wöchentlich zwei Stunden bis zu der dem Konfirmations- 
akte jelbjt vorausgehenden Woche zu erfolgen. 

Zu demjelben find die ungetauft gebliebenen Kinder, 
falls jie in der Schule den Neligionsunterricht nad) dem 
Bekenntnis der evangelijch-lutherifchen Kirche empfangen 
haben, herbeizuziehen, objchon ſie, jolange fie nicht ge- 
tauft find, zur Konfirmation felbjt nicht zugelajjen wer- 
den dürfen. 


8 9 Die Auswahl der Tageszeit für den Konfir- 
manden-Unterricht ift zwar dem zuftändigen Geijtlichen 
zu überlajjen. Doc fordert es die Rückſicht auf die 
Schule, daß für den vorgedachten Unterricht zunächſt 
Ihulfreie Stunden, und zwar bei einftündigen Lektionen 
an zwei verjchiedenen MWochentagen, bei zweijtündiger 
Lektion am Mittwoc gewählt werden. 

Reicht die jchulfreie Zeit am Mittwoch oder wo der 
zuſtändige Oeiftliche aus den Konfirmanden wegen deren 
großer Zahl mehrere Abteilungen zu bilden hat, zur 
Abhaltung dieſes Unterrichts nicht aus, und find daher 
Schuljtunden für ſolchen in Anſpruch zu nehmen, fo ift 
der Geiſtliche verpflichtet, bezüglich der Volksfchulen an 
den zujtändigen Bezirksjchulinjpektor, und bezüglich der 
Gymnaſien und NRealjchulen an die betreffenden Direk- 
toren einen Dispenfationsantrag für die in Frage kom— 
menden Konfirmanden von dem Beſuche der zum Kon: 
firmanden-Unterrichte auserjehenen Schulftunden recht- 
zeitig zu jtellen. 

Aus gleiher Rückſicht auf die Interejien der Schule 
it an Orten, wo mehrere Geijtliche fi) in den Konfir- 
manden-Unterricht zu teilen haben, unter denfelben tun- 
lichſt dahin Vereinbarung zu treffen, daß der Konfir- 
manden-Anterricht für die Zöglinge einer und derfelben 
Schulanjtalt auf die gleiche Tageszeit verlegt werde. 


8 10. Bezüglich der für den Konfirmanden-Unterricht 
zu bildenden Abteilungen erfcheint es zweckmäßig, daß nicht 
19* 
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mehr als 60 Konfirmanden in eine Abteilung aufgenom- 
men werden. 


8 11. Während der ganzen Dauer des Ronfirmanden- 
Unterrichts ift von dem Geiftlichen beim Gottesdienjte 
an allen Sonn- und Feittagen von der Kanzel aus eine 
Fürbitte für die Konfirmanden dem allgemeinen Kirchen- 
gebete anzufügen. 


8 12, Jede Konfirmanden-IUnterrichtsiftunde iſt mit 
Gebet zu beginnen und zu bejchließen. 


8 13. Im Unterrichte ſelbſt ift die reine evangelijche 
Lehre auf Grund des kleinen Katechismus Dr. Martin 
Luthers unter Hinweilung auf die erjte ungeänderte 
Augsburgijhe Konfeſſion vorherrſchend in paränetijcher 
Meife zu behandeln. Eine bejondere Berückfichtigung 
wird dem vierten bis ſechſten Hauptjtücke des Katedhis- 
mus, jowie den Unterjcheidungslehren der evangelijc)- 
lutheriſchen Kirche zu widmen und durch Bibeljprücdhe 
und Kirchenlieder dahin zu wirken jein, daß der Kon- 
firmand die Grundlehren des Heils in Chriſto erkenne 
und bekenne und den Ernit ſochen Bekenntniſſes — 
ſein ganzes Verhalten beweiſe.“ 


8 14. Der Konfirmanden-Unterricht iſt mit einer an 
einem geeigneten Tage vor der Konfirmation in der 
Kirche vor verfammelter Gemeinde abzuhaltenden, jedoch 
in der Negel nicht mit der Konfirmationshandlung felbjt 
zu verbindenden Unterredung zu jchliegen, in welcher, 
wo möglich, jedem einzelnen Konfirmanden Gelegenheit 
zu geben ift, von dem Stande feiner religiöjen Erkennt- 
nis Zeugnis abzulegen. 


8 15. Die Konfirmation felbjt ift in der Negel am 
Sonntage Palmarum, nad) vorgängiger am Sonntage 
vorher beim Hauptgottesdienfte in der Kirche vorzu— 
nehmender Abkündigung, öffentlich in der Kirhe nad) 
den Vorſchriften der Kirchenagende in der Weile zu 
veranjtalten, daß der. zuftändige Geijtlihde nad einer 
freien Anſprache die Konfirmanden fragt, 
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ob jie fi zu dem Glauben, wie er im apojtolifchen 
Olaubensbekenntnijje dargeitellt und von der evangelijch- 
lutherifchen Kirche allezeit feitgehalten worden ijt, herz- 
lih bekennen? 

ob jie geloben wollen, diefem Glauben gemäß zu 
wandeln, jih vor Sünden zu hüten und gottjelig zu 
leben? 

ob fie in folhem rechten Glauben und gottjeligen 
Mandel mit Gottes Hilfe bis an ihr Ende beharren, 
und, damit fie ſolches wohl vollbringen mögen, jich mit 
fleigigem Gebete zu Gottes Wort und Tiſch treulich 
halten wollen? 

worauf, wenn dieſe Sragen von allen bejaht worden 
find, der Geiftlihe die Konfirmanden einzeln an den 
Altar. treten läßt, fie unter Auflegung der Hände im 
Namen des dreieinigen Gottes feierlich bejtätigt und fie 
mit einem Bibeljpruche unter dem Zeichen des Kreuzes 
feierlich einjegnet. 

8 16, Privatkonfirmationen dürfen von dem zujtän- 
digen Geiltlihen an ſolchen Konfirmanden, welche wegen 
Erkrankung an der öffentlichen Konfirmation nicht teil- 
nehmen können, nad) eigenem Ermeſſen, an Gebrech— 
lihen, die überhaupt in der Kirche nicht erjcheinen 
können, nach eingeholter Ephoralgenehmigung, in jon- 
ftigen Fällen aber nur mit Genehmigung der zuftändigen 
höheren Kirchenbehörde vollzogen werden. 


8 17, Die vollzogene Konfirmation gewährt den 
jungen Chriften neben der Berechtigung bei der Taufe 
eines Kindes Patenftelle zu vertreten, die Befähigung 
zur eier des heiligen Abendmahles. 

‚8 18, Jedem neu konfirmierten Ehriften ift ein Kon- 
firmationsichein nach dem nachſtehend unter O erjicht- 
lihen Schema unentgeltlich auszuftellen. Die Kojten 
zur Anſchaffung olger SE jind auf das Kirchen- 
ärar zu Üübernehmen.? 

8 19. Die Verordnungen vom 21. November 1874 
(Verordnungsblatt des Evangeliſch-lutheriſchen Landes- 
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konfiltoriums vom Jahre 1874 Geite Sflg.), vom 24. No- 
vember 1874 (ebendajelbjt Seite 10) und vom 28. Gep- 
tember 1875 (ebendafelbjt Jahrgang 1875 Geite 54flg.) 
werden hiermit aufgehoben? 


Dresden, am 12. Mai 1877. 


1. Die religiöje Neife muß ſowohl in intellektueller wie in 
moralifcher Beziehung vorhanden fein. Wenn troß begange- 
ner ſchwerer jittlicher Verfehlungen bei vorliegender Reue nod) 
Privatkonfirmation angängig fein follte, fo ift nach 8 16 zu 
verfahren (BD. des LKonf. von 1886, KonjBl. ©. 90). 

2. Dies gilt auch für Konfirmanden, die anderen Landes- 
kirhen angehören (VD. vom 10. Tan. 1887, Cod. ©. 788). 
Ebenfo für Konfirmanden, die in preußiihen Grenzparodien 
wohnen (Cod. ©. 788). 

3. Dal. unter III Wr. 58. 

4. Dal. unter IM Nr. 54. 

5. Dal. unter III Ar. 59. 

6. In die Ronfirmandenliften find auch Schüler mittlerer 
und höherer Volksfhulen aufzunehmen, die mit Schluß des 
8 Schuljahres Konfirmiert werden follen. Schüler, die nad 
8 4 Xbf.7 WSchulG. die Schule noh ein 9. Zahr befuchen 
müſſen, find von der Aufnahme auszufchliegen (WO. des Ault- 
Min. vom 24. Sept. 1875; vgl. im übrigen Cod. ©. 788 
Note a—c). — Im übrigen ſ. auch Fifchers3. 38, 250. 

7. Den Lehrgang des Unterrichts feitzuftellen, bleibt dem 
Geiftlichen überlaffen. Die Ephoren haben nicht nur bei Viſi— 
tation die Ronfirmandenvorbereitung mitzubeſprechen, ſondern 
auch fonjt der Beaufjihtigung des Unterrichts fih zu unter- 
ziehen, denſelben da, wo es nötig erjcheint, namentlid) wo 
jüngere, noch unerfahrene Geiftlihe im Amte ftehen, zu be- 
Juden und bei wahrgenommenen Mißgriffen und Verſäum— 
niffen die betreffenden Geijtlihen zu beraten und zu verftän- 
digen (VD. vom 7. Nov. 1905, KonſBl. S. 79; Beſchlüſſe der 
Gifenacher Konferenz). 

8. Wegen der Einträge ins Kirchenbuch (Ronfirmandenbud) 
vgl. KBuchO. vom 4. Aug. 1911 88 1, 16, 29 (Konjdl. ©. 78ff.). 
Ebenda aud) Schema des Ronfirmandenbudhs B und des Konfir- 
mationsjcheins H. — Für die Konfirmation find Gebühren nicht 
zu erheben (VD. des LKonf. vom 1. April 1913, B. 603a). 

9. Nah der Konfirmation hat der Geiftlihe mit feinen 
Konfirmanden in engerer Beziehung zu bleiben und denjelben 
namentlich in religiöfer und fittlicher Beziehung befondere 
Fürſorge zuzuwenden. MWegziehende Konfirmanden find den 
Pfarrern des neuen Wohnfiges anzuzeigen und anzuhalten, 
lich bei denfelben zu melden (VD. des LKon). vom 20. Febr. 
1880, KonſBl. ©. 12), 
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51. Trauordnung! (in der Faſſung der Bekannt» 
madhung vom 23. Juni 1901), 
(KonſBl. ©. 86.) 
8 1. Die kirchliche Pflicht erfordert: 
von jeder Eheſchließung abzujehen, für welche die 
Trauung von der Kirche verjagt werden muß, 
für ein Ehebündnis die Trauung nachzuſuchen, 
in die eheliche Lebensgemeinjchaft vor erfolgter Trauung 
nicht einzutreten, 
den geichloifenen Ehebund heilig zu halten und der 
am Altar gejprochenen Worte: 
„Was Gott zufammenfügt, das ſoll der Menſch 
nicht ſcheiden“ 
eingedenk zu bleiben. 


2, Die Trauung hat die nach dem bürgerlichen 
Recht erfolgte Ehefchliegung zur Vorausjegung. 

Als Nachweis der legteren iſt die von dem Standes— 
beamten in Gemäßheit 8 54 des Neichsgejees über 
die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Ehe— 
fchliegung vom 6. Februar 1875 (Neichsgefegblatt 1875 
Seite 23 lg.) auszuftellende Bejcheinigung beizubringen. 

Die Trauung foll der bürgerlichen Ehejchliegung mög- 
lichſt ohne Verzug nachfolgen. 


A. Das Aufgebot. 

8 3. Der Trauung hat in der Begel ein zweimaliges 

kirchliches Aufgebot voranzugehen.? * 
Das kirchliche Aufgebot bejteht in der Verkündigung 
einer einzugehenden oder eingegangenen Ehe an die 
Gemeinde mit der Aufforderung zur riftlichen Fürbitte 
und hat nad) der in der Beilage unter Aa oder b er- 
ſichtlichen Formel zu erfolgen. 

Dasjelbe iſt an zwei unmittelbar aufeinander folgen- 
den Sonntagen, jedodh am Diter- und am Pfingitfeite, 
jowie am Weihnachtsfeite, wenn deilen erſter Feiertag 
auf einen Sonntag fällt, am zweiten Teiertage, und 
zwar ftets im Hauptgottesdienjte zu vollziehen. 
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$ 4. Der Geijtliche, bei welchem das Aufgebot be- 
gehrt wird, hat fich über Namen, Geburtsort und Ge⸗ 
burtszeit, über erfolgte Taufe und Konfirmation, über- 
haupt über die Berfonenidentität und das Konfeſſions⸗ 
verhältnis der Beteiligten, ebenſo darüber, ob eines der— 
ſelben bereits verehelicht geweſen, beziehentlich geſchieden 
iſt. ſowie über Namen und Wohnort der Eltern in 
Gewißheit zu jegen und, foweit nötig, darüber genügen- 
den Ausweis zu verlangen. 

Hat das 8 44 des Neichsgejeges vom 6. Februar 1875 
vorgejchriebene bürgerliche Aufgebot noch nicht ftattge- 
funden, ſo hat der Geiſtliche, welcher um das kirchliche 
Aufgebot angegangen wird, lid) aud) darüber zu ver- 
gewiljern, ob die zur bürgerlichen Eheſchließung gefeß- 
lich erforderlichen Bedingungen (88 1303 bis 1313, 1331 
bis 1337 des Bürgerlichen Gejegbuchs) vorliegen, 


$ 5.° Das kirchliche Aufgebot bat in den Ritchen 
derjenigen Parochien zu erfolgen, welchen die ehejchließen- 
den Teile angehören. Auf Wunſch der Beteiligten kann 
das kirchliche Aufgebot außerdem in. den Kirchen an- 
derer PBarochien, insbefondere am Wohnſitz der Eltern 
Itattfinden. 

Wird die Trauung auf Grund eines Überweifungs- 
ſchreibens von einem an fi nit zuftändigen Pfarrer 
(8 17) vorgenommen, fo bedarf es der vorgängigen Ver— 
kündigung des kirchlichen Aufgebots am Orte der 
Trauung nidt. 


8 6. Zuftändig für die Annahme der Anmeldung 
und beziehentlich verpflichtet zur weiteren Präjentation 
zum kirchlichen Aufgebot ift der für die Trauung zu- 
jtändige Geiftliche (8 17). 


87. Don dem zweimaligen Aufgebote, ſowie aus- 
nahmsweije von jedem Aufgebote kann der zuſtändige 
Pfarrer auf Wunfch der Beteiligten abfehen, wenn da- 
für nad) den tatjächlichen Verhältniffen ausreichende 
Gründe vorliegen. 
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Menn infolgedejien nur ein einmaliges Aufgebot 
Plaß greifen foll, jo hat dasjelbe an einem der Trauung 
vorhergehenden Sonntage zu erfolgen. 

Hält der betreffende Geiftlihe die für eine ſolche 
Dispenjation vorgebrachten Gründe nicht für ausreichend, 
und beruhigen ſich die Beteiligten hierbei nicht, jo hat 
er die Entſchließung des vorgejegten Superintendenten, 
in der Oberlaufig der dortigen Konjiftorialbehörde ein— 
zuholen. Iſt der betreffende Geijtliche jelbjt Super- 
intendent, jo hat er an das evangelijch-lutherijche Landes— 
konfijtorium Bericht zu erjtatten. 


8 8 Das kirchliche Aufgebot hat auf Wunſch der 
Beteiligten ohne weiteres wegzufallen: 

1. bei der Trauung folder Perſonen, die bereits in 

die eheliche Lebensgemeinſchaft eingetreten find; 

2. bei Trauungen, die nachweislich keinen Aufjchub 

erleiden. 

Solcyenfalls, jowie überhaupt dann, wenn die Trauung 
ohne vorgängiges kirchliches Aufgebot ftattgefunden hat, 
it die erfolgte Trauung, wenn nicht aus bejonderen 
Gründen auf Wunſch der Beteiligten auch) davon ab- 
gejehen wird, an dem auf die Trauung folgenden Sonn— 
tage der Gemeinde zu kirchlicher Fürbitte bekannt zu 
machen (j. Anlage Ab). 


8 9. Das kirchliche Aufgebot verliert feine Kraft, 
wenn die Trauung innerhalb fechs Monaten, vom Tage 
des lebten Aufgebots an gerechnet, nicht erfolgt ift. 


8 10, Das kirdhliche Aufgebot darf nicht vorgenom- 
men werden, wenn die Trauung nad) den Beitimmungen 
8 19 unftatthaft fein würde, oder fich deshalb Zweifel 
ergeben (. $ 20). 

Die Enticheidung über die Verfagung des kirchlichen 
Aufgebots hat auf dem in SS 20 und 21 für die Ver— 
jagung der Trauung geordneten Wege zu erfolgen. 


8 11, Der Geiftlihe hat über die erfolgte Anmel- 
dung zum Aufgebot ein Protokoll aufzunehmen, welches 
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die nötigen perjönlichen Nachweife (f. $ 4) zu enthalten 
hat, und Dasjelbe einem dazu bejonders angelegten 
Aktenftücke einzuverleiben. 


B. Die Trauung. 

$ 12, Der Trauungsakt befteht außer der einleiten- 
den Anjprache aus der Vorlefung des göttlichen Wortes, 
dem Gelöbnis der zu Trauenden, der Trauungsformel, 
dem Gebete und dem Zufammenfpredhen im Namen des 
dreieinigen Gottes. 

Derjelbe hat nad) Maßgabe der in der Agende für 
die Trauung erteilten Vorſchriften zu erfolgen. 

Die herkömmliche Zuziehung von wenigjtens zwei 
Zeugen bei der Trauung ijt als Negel fejtzuhalten, 
wenn auch nicht ein wejentliches Erfordernis. 

8 13. Auf lokaljtatutariichem Wege können mit Ge- 
nehmigung der oberften Kirchenbehörde von den Kirchen— 
gemeinden Yeltjegungen über Beibehaltung, beziehent- 
lich Miederherjtellung der herkömmlichen Auszeihnungen 
für ehrbare Brautpaare getroffen werden.”? 


8 14, In der Regel hat die Trauung am Altar der 
Kirche zu erfolgen. Der Geiftliche ift jedoch ermächtigt, 
lie auf Wunfch der Beteiligten in geeigneten Fällen auch 
in der Sakrijtei oder in dem betreffenden Privathaufe 
vorzunehmen.® 


8 15, Über die erfolgte Trauung ift dem getrauten 
Paare unvermweilt ein Traufchein [nad dem unter B 
beigefügten Schema] unentgeltlid; auszuhändigen.? 

8 16. Un den erjten Feiertagen der drei hohen Zelte, 
Meihnachten, DOftern und Pfingjten, an den Bußtagen 
und in der Karwoche vom Montag bis einjchließlich 
Sonnabend dürfen Trauungen, außer im Yalle lebens- 
gefährlicher Erkrankung eines der die Trauung Be- 
gehrenden, nicht vorgenommen werden. 

In ganz bejonders dringenden Fällen können jedod) 
von dem zuftändigen Guperintendenten, in der Dber- 
laujig von der dortigen Konfijtorialbehörde Ausnahmen, 
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aber nur unter der Bedingung einer ftillen Hochzeits- 
feier geftattet werden. 


8 17,5 Zuftändig zur Vornahme der Trauung iſt der 
Pfarrer, beziehentlich der betreffende Geiftliche derjenigen 
Barochie, welcher die Braut bis dahin angehört hat.!? 

Wenn die bürgerliche Ehejchliegung vor dem Standes» 
beamten desjenigen Bezirks jtattfindet, in welchem der 
Bräutigam ſeinen Wohnſitz hat oder ſich gewöhnlic) 
aufhält, jo ift nach Wahl der zu Trauenden auch der 
Geiftliche derjenigen Parochie zuftändig, welcher der 
Bräutigam bisher angehört hat. 

Soll die Trauung erſt nachträglich nach bereits ein- 
getretener Lebensgemeinjchaft erfolgen, jo iſt der Geilt- 
liche derjenigen Parochie zuftändig, in welcher die Ehe— 
leute ihren Wohnſitz haben. 

Auf Wunfc der Beteiligten kann die Trauung aud) 
in der Kirche einer anderen Parochie vollzogen werden; 
es kann dies aber nur auf Grund eines von dem zus 
nächſt angegangenen zuftändigen Geiftlichen ausgeftellten 
Überweifungsjchreibens gejchehen. 

8 18. Aufgebote und Trauungen find [unter Berück— 
fichtigung des $ 1 Abſatz 3 der Verordnung vom 13. De- 
zember 1876 vorgejchriebenen Schemas] in das Kirchen 
buch derjenigen Parochie einzutragen, in welcher fie jtatt- 
gefunden haben.!! 

8 19. Die Trauung ift, vorausgejeßt, daß wenigjtens 

ein Teil der evangelifch-Tutheriichen Kirche angehört 
(vgl. jedoch) $ 23 am Schluffe), keinem Paare zu ver 
fagen, welches eine nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
zuläffige? Ehe geſchloſſen hat, mit nachſtehenden Aus— 
nahmen: 

Die Trauung iſt zu verjagen: 

1. bei Ehen zwiſchen Ehriſten und Nichtchriſten; 

9, bei gemifchten Ehen,!? wenn der evangeliſch-luthe— 
riſche Mann vor oder nach der Eheſchließung aus— 
drücklich zugelagt hat, ſämtliche von den Ehegatten 
der gemijchten Ehe abjtammenden gemeinjchaft- 
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lichen Kinder in einer nichtevangelifchen Konfejjion 
zu erziehen oder erziehen zu lajjen; 


. wenn nach den bejonderen Umjtänden des Falles 


die Mitwirkung der Kirche bei der Ehejchliegung 
als eine Entwürdigung des begehrten göttlichen 
Segens erjcheinen müßte, insbejondere zum öffent- 
lihen Ürgernis gereichen würde. 


Namentlich! ift dies anzunehmen: 


a) 


b 


— 


SCH 


a 


wenn nach den vorliegenden Umjtänden zu ver- 
muten ijt, daß die Ehejchliegung nur zum Deck— 
mantel eines lafterhaften Lebens dienen foll; 

bei Ehen zwilchen Perſonen, von denen die eine 
mit einem Aſzendenten oder Dejzendenten der an- 
deren außereheliche Gejchlechtsgemeinfchaft gepflogen 
hat, joweit jolche Ehen nad 8 1310 Abſatz 2 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs noch in Frage kommen 
können; 

bei der Ehejchliegung eines oder einer Gefchiedenen, 
welcher oder welche nad) dem Scheidungsurteil als 
der jchuldige Teil erjcheint, vor dem Tode oder der 
MWiederverheiratung des anderen Teiles, dafern 
nicht Anzeichen vorliegen, welche die. Annahme redht- 
fertigen, daß jie die danad) an den Tag getretene 
Sündhaftigkeit ihrer Handlungsweife erkennen und 
bereuen; 

wenn die Verhältniſſe jo liegen, daß die Nicht- 
beadhtung eines ausdrücklichen Widerſpruchs der 
Eltern als eine offenbare Verlegung des vierten 
Gebots ſich darjtellen würde. 


Die Trauung kann nachträglich erfolgen, wenn der 
Grund ihrer DVerfagung weggefallen, injonderheit das 
gegebene Ärgernis gehoben ift. 


8 


der 


20. Glaubt der um Vornahme des Aufgebots und 
Trauung angegangene zuſtändige Geiſtliche die 


Trauung aus den 8 19 angegebenen Gründen verſagen 
zu müſſen, oder gehen ihm ſonſt im einzelnen Falle, 
namentlich bei der Wiedertrauung Geſchiedener wegen 
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ihres Verhaltens bei der Löſung ihres früheren Che- 
bündnijjes Bedenken dagegen bei, jo hat er, falls die 
Beteiligten fich hierbei nicht beruhigen, unter näherer 
Darlegung feiner Gründe unverweilt an den vorgejeßten 
Superintendenten, in der Oberlaufig an die dortige Kon- 
jiftorialbehörde Bericht zu erjtatten. 

Dem Berichte ijt in dem Falle, wenn der Grund der 
Berfagung der Trauung in einem öffentlichen Ürgernis 
(8 19, 3) beruht, eine Außerung des Kirchenvorjtandes 
darüber beizufügen. 


8 21. Die Entjcheidung über Bejchwerden wegen Ber: 
jagung der Trauung fteht, wenn die entjtandenen Zweifel 
jih nicht etwa durch die Vermittelung des Superinten- 
denten, beziehentlich der Konfijtorialbehörde zu Baugen 
erledigen lajjen, dem evangelijch-lutherijchen Landes- 
konjijtorium zu. 


8 22, Auf jolche Perſonen, welche eine Ehe eingehen, 
der nad) 88 19 und 21 die Trauung verjagt bleiben 
muß, finden diejenigen Vorjchriften analoge Anwendung, 
welche das Kirchengejeß, einige Bejtimmungen über Die 
Aufrechterhaltung kirchlicher Ordnung betreffend, vom 
1. Dezember 1876 (Geſetz- und Verordnungsblatt vom 
Sahre 1876 Seite 712flg. und Verordnungsblatt des 
Evangelifch-lutherifchen Landeskonjijtoriums vom Jahre 
1876 ©. 136 lg.) in den 88 2 und 5 hinfichtlich ſolcher 
Perſonen erteilt, welche die Taufe oder die Trauung 
unterlaſſen, oder die Konfirmation ihrer Kinder verwei- 
gern. Das gleiche gilt von einem evangelijch-luthe- 
riſchen Manne, der die ausdrücliche Zufage, Jämtliche 
von den Ehegatten der gemilhten Ehe abjtammenden 
gemeinjchaftlihen Kinder in einer nichtevangelifchen Kon- 
fellion zu erziehen oder erziehen zu lafjen, erjt nach der 
Eheſchließung oder nach) der Trauung gegeben hat. 

In dem Fall 8 19 unter 1, jowie unter erjchweren- 
den Umftänden auch in den übrigen in 8 19 genannten 
Fällen kann überdies gegen die betreffenden Perjonen 
auch auf die Ausſchließung von dem Nechte, Patenitelle 
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bei der Taufe eines Kindes zu vertreten, erkannt wer- 
den. Die Entſchließung hierüber jteht der betreffenden 
Kircheninjpektion zu. 


8 23. Die Bejtimmungen der SS 9 bis 20 der Ver— 
ordnung vom 13. Dezember 1876, einige durch das 
Reichsgefe über die Beurkundung des Perjonenitandes 
und die Ehejchliegung vom 6. Februar 1875 bedingte 
Veränderungen in der kirchlichen Drdnung betreffend 
(Geſetz⸗ und Werordnungsblatt vom Jahre 1876 
Seite 722flg. und Verordnungsblatt des Evangeliſch— 
lutheriſchen KLandeskonfiftoriums vom Jahre 1876 
Seite 142flg.), ſind vorhehältlih der fortdauernden 
Gültigkeit der dajelbft $ 12 Abjag 3 angezogenen, Die 
Trauung reformierter Konfejjionsverwandter betrejfenden 
Beitimmung $ 17 des Regulativs vom 7. Auguft 1818 (Ge— 
ſetzſammlung vom Jahre 1818 Seite 64) aufgehoben.!? 


1. Die Trauordung war zunächſt auf Grund der Synodalver— 
handlungen vom Jahre 1881 mittels BD. vom 23. Juni 1881 
(GVBL. S. 130) publiziert worden. Nachdem im Jahre 1901 
Kirchenregiment und Synode verjchiedene Änderungen be- 
ihloffen hatten (vgl. BD. vom 22. Juni 1901, KonſBl. ©. 85), 
ift der Tert der Trauordnung auf Grund der Ermädtigung 
der Synode dur Bek. des LRonf. vom 23. Juni 1901 ander- 
weit bekanntgemadht worden (KonſBl. ©. 86 ff.). 

2, BD. vom 10. Febr. 1877 (KonjBl. 16); wegen der Grenz- 
parodhien vgl. 8 75 des RG. vom 6. Febr. 1875. 

3. Vom praktifchen Standpunkt erjcheint erwünſcht, das 
kirchliche Aufgebot erjt zu beantragen, wenn das bürgerliche 
Aufgebot angeordnet ilt (Begr. Synodalakten 1881 ©. 83). 

4. Brautpaare gemifchter Konfefjion find nur feitens der 
Kirche aufzubieten, in der die Trauung erfolgen ſoll (VD. vom 
15. Sept. 1886, KonſBl. ©. 68); wegen Unzuläffigkeit der Be- 
einflufiung der Verlobten hinfichtlich der Ronfelfionellen Kinder⸗ 
erziehung vgl. die BD. vom 10. Juni 1845 (GVBL. S. 82). Wegen 
unterbliebener Konfirmation ijt die Trauung nicht zu verjagen 
(BD. des LKonſ. vom 19. März 1901, A. 412). 

5. Die vonden Juſtizbehörden an den Wohnort des Ehemannes 
gelangenden Benadrichtigungen über die erfolgte Eheſcheidung 
find an die Barochie des Trauungsorts weiterzugeben (VD. vom 
6. Juni 1890, KonſBl. ©. 69). — Über die Trauung wiederverhei- 
rateter Gefchiedener vgl. KonſBl. 1884, 40. Vgl. FiſchersZ. 33, 48. 

6. Zindet auch Anwendung, wenn ev.-luth. Chrijten aus 
einer andern als der fähliihen Landeskirche die Trauung von 
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einem hierländifhen Geijtlichen begehren (WD. vom 10. Jan. 
1887, KonſBl. ©. 4). 


7. Über derartige lokalftatutarifche Vorſchriften hat das 
LKonſ. folgende Bek. vom 13. Dez. 1886 (KonſBl. ©. 91) erlaſſen: 

„li. Mit Rückjicht darauf, daß der feither befolgte Grund- 
fag, wonach jede direkte Bejragung den Beteiligten bei An- 
meldung des Aufgebots wegen Inanſpruchnahme der Ehren- 
prädikate unterbleiben foll, in der Ausführung fih ſchwierig 
erweilt, und da insbejondere mit der Inanſpruchnahme der⸗ 
ſelben in der Regel auch die Berechtigung zur Anlegung des 
üblichen Brautſchmucks verbunden wird, wird eine bezügliche 
Befragung, welche ſelbſtverſtändlich nicht in verletzender Form 
zu erfolgen hat, nicht für ausgeſchloſſen erachtet, und es würde 
in Zukunft beijpielsweijfe die Aufnahme einer Beitimmung in 
die aufzuftellenden Negulative des Inhalts nicht beanjtandet 
werden: daß allen Brautpaaren ein Exemplar des fraglichen 
Statuts bei der Anmeldung ausgehändigt und an diejelben 
hiernady die Trage gerichtet wird, ob fie die Ehrenprädikate 
in Anſpruch nehmen. 

3. Unmbedenklich erfcheint hiernach die Aufnahme einer Be- 
ftimmung, nad) welcher die fejtzuftellenden Auszeichnungen nur 
denen zu gewähren find, die fie in Anſpruch nehmen, unbe⸗ 
ſchadet jedoch der Verſagung derſelben durch den Geiſtlichen, 
daͤfern ihm wegen offenkundiger Wahrnehmungen gegen die 
Berechtigung zur Inanſpruchnahme der Ehrenprädikate be- 
rechtigte Zweifel beigehen. 

3. Die Ehrenprädikate: „Zungfrau” und „Junggefell” Rönnen 
außer bei dem Aufgebot auch bei der Trauung in dem Valle 
in Anwendung kommen, wenn die Trauung ſich unmittelbar 
an die bürgerlihe Eheſchließung anjchließt. 

4. Für die Feitfegungen des Umfangs der weiteren Aus- 
zeichnungen bei der Trauungsfeierlichkeit in betreff Des Braut- 
ſchmucks und fonft ift das in der Gemeinde übliche Herkom- 
men zum Anhalt zu nehmen. 

5. Sofern von der regulativmäßigen Auszeichnung in betreff 
des Brautihmuckes, ungeadhtet der Nichtinanſpruchnahme, 
bzw. Verfagung, Gebraud gemacht wird, iſt zwar die Trauung 
nicht zu beanjtanden. Dagegen iſt der betreffende Pfarrer in 
derartigen Fällen berechtigt, den Beteiligten wegen der in der 
widerrechtlichen Anlegung des Brautſchmuckes liegenden ab- 
fichtlichen Täufhung, mit der die Betreffenden vor den Altar 
des Herrn treten, nachträglich einen feelforgerijchen Vorhalt zu 
erteilen, wie denn auch demjelben unbenommen bleibt, in Die 
Traurede ein den zunädjit Beteiligten verjtändliches mahnendes 
Dort in nicht verlegender Form einfließen zu laſſen. 

6. Bei offenbaren Hintergehungen bleiben Geldftrafen un- 
bedingt ausgefchloffen. Dahingegen Rann, wie jeither, fo auch 
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künftig, für zuläfjfig betrachtet werden, daß nad) Befinden am 
Schluſſe des Jahres oder fonjt in bejtimmten Zeitabfchnitten 
die vorgekommenen Täufhungen ohne Namensnennung durd) 
Abkündigung oder fonjt zur Kenntnis der Gemeinde gebracht 
und dadurch der leßteren gegenüber gejfühnt werden.“ 

Megen des Tragens des Brautkranzes vgl. noch den Bericht 
im KonſBl. 1885, 108. — Wegen der Straflofigkeit der Bunkt 5 
vorjtehender Bekanntmahung von dem Geijtlihen gemachten 
Vorhaltungen vgl. Urt. des OLG. vom 12. Juni 1885 (SäHjDLG. 
7,229; Fiſchers3. 7, 14). — Val. aud Fiſchers3.7, 141; 12, 78. 

8 Megen der Form der Trauung vgl. Ugende ©. 205 ff.; 
wegen der Gebühren |. Anm. 9 und unten ©. 391; wegen der 
Abkündigung die Schemata und Aa u. b (KonſBl. 1901, 93). 

9. Das Schema des Traufcheins |. KBUhD. vom 4. Aug. 
1911 $ 30 GonſBl. ©. 78) und Schema J. — Wegen der Un— 
entgeltlichkeit vgl. VO. vom 11. April 1883 GKonſBl. ©. 67). 

10. Hierüber können aber, namentlich in größeren Städten, 
befondere Ginrihtungen durch Drtsjtatut getroffen werden 
(Synodalakten 1881, 89). Bei Trauungen von Verlobten aus 
fouveränen deutſchen Fürjtenhäufern ift die Entichließung des 
Zandeskonfijtoriums einzuholen (VD. vom 6. Mai 1841, Cod. 
©. 927 Note 8). 

11. Über die Einträge der Aufgebote und Trauungen im 
Kirchenbuche (Traubuch) vgl. ABUuhdD. vom 4. Aug. 1911 88 18 
u. 19 (KonſBl. ©. 78), fjowie Schema D. 

12, Für den Fall, daß der Standesbeamte ein gejeßliches 
Ehehindernis überjehen hat, iſt dem Geijtlihen das Nedt ein- 
geräumt, doch die Trauung zu verjagen Gegr. in Synodal- 
akten 1881 ©. 89 u. 90). 

13. Die Faffung beruht auf der Novelle von 1901 (vgl. 
im übrigen oben Anm. 4). 

14, Die a—d aufgeführten Fälle find nur beifpielweije ange- 
geben, nicht erfchöpfend (Bek. vom 24. Juni 1901, KonſBl. ©. 94). 
Bol. auch Fiſchers3. 33, 48. 

15. Wegen der pfarramtlihen Mitteilungen von der Trauung 
an alle am Aufgebote beteiligten Bfarrämter ufw. vgl. VO. vom 
9. Jan. 1885(Kon Bl. ©.1, Eiſenacher Beichlüffe); WD.vom26. April 
1899 (KonſBl. ©. 29); VO. vom 10. Juli 1900 (KonſBl. ©. 48). 


52. Verordnung (des Rultusminifteriums), die Rirch- 
lichen Begräbnisfeierlichkeiten auf den evangelifch- 
lutherifchen und römijch-katholifchen Gottesäckern 
betreffend; vom 22. November 1906. 
(GVBL. ©. 379 ff.) 
Mit Allerhöchfter Genehmigung wird unter Zuftimmung 
des evangelijch-Iutherifchen Rirchenregiments und der evan- 
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geliſch-lutheriſchen Landesſynode einerjeits, des Apofto- 
liihden Vikariats der Erblande, des Dekans des Dom- 
ſtifts ©t. Petri und des Domitiftlichen Konfijtoriums zu 
Bauten anderjeits verordnet, was folgt: 


8 1. Auf den evangelijch-Iutherifchen und den römiſch— 
katholijchen Gottesäckern im Königreihe Sachen ijt 
fortan den Geijtlichen beider Konfejjionen gleichmäßig 
die Vornahme der Begräbnisfeierlichkeiten nad) den Vor— 
Ihriften des eigenen Bekenntnijjes bei Beerdigung ihrer 
Olaubensgenojjen gejtattet, ohne daß es einer bejonderen 
Genehmigung der Organe der anderen Kirche bedarf. 

Aur ift vor Vornahme einer Begräbnisfeier auf dem 
Oottesacker der anderen Konfejjion dem für letzteren zu- 
ſtändigen Pfarramte von demjenigen, der das Begräbnis 
anordnet, Anzeige zu erjtatten. 

Der bejonderen Anzeige bedarf es nicht, wo die Zu: 
lajjung der Geijtlichen der anderen Konfejjion allgemein 
vereinbart wird. 


8 2. Bei Vornahme einer Begräbnisfeier auf dem 
Oottesacker der anderen Konfeſſion haben die Geiftlichen 
alle Äußerungen zu unterlafjen, die die religiöfen Ge- 
fühle der Angehörigen diefer Ronfefjion verlegen können. 
Auch find Störungen durch gleichzeitige Vornahme ver- 
jhiedener Begräbnifje zu vermeiden. 

Hinſichtlich der Grabjtelle jowie der Zeit und des Orts 
der Begräbnisfeierlichkeiten find in den von den zuftän- 
digen Behörden zu genehmigenden Friedhofsordnungen 
beide Bekenntnijje gleichauftellen. 


8 3. Der für den Gottesacker an ſich zuftändige Geift- 
liche darf eine Begräbnisfeier nach den Vorfchriften feines 
eigenen Bekenntnijjes, dafern der zu Beerdigende dem 
anderen Bekenntnijje angehörte, nur dann vornehmen, 
wenn die Hinterbliebenen dies ausdrücklich begehren. Er 
hat dem zuftändigen Pfarramte der anderen Konfeſſion 


‚vor der Vornahme Mitteilung zu machen. 


Böhme, Rirhengefege. 2. Aufl. 20 
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8 4, Alle entgegenjtehenden Vorfchriften, insbejondere 
die im Rejkripte vom 5. Juli 1811 (Cod. Aug. C. Ill 
T. 1 ©. 146) werden hierdurch aufgehoben.! 


1. Zur Auslegung vgl. Bek. vom 22. Okt. 1908 (Konjdl. 
©. 69). (Keine Kirchgebäudebenußung, keine Weihe, in der 
Regel kein Geläut, kein Gefang, FiſchersZ3. 32, 341.) 


Hierüber mögen nachfolgende Bemerkungen über die Rird)- 
liben Begräbnifje im allgemeinen Plaß finden. 

1. Die kirchliche Begräbnisfeier bejteht: 

a) Im Glockengeläut. Das Nähere bejtimmt die Begräb- 
nisordnung oder Herkommen. Über Trauerläuten beim Ab— 
leben des Königs ufw. f. ©. vom 25. Aprıl 1904 (GVBl. 
©. 133, 425), beim Ableben des Kirchenpatrons ſ. oben ©. 121. 

b) Zeichenbegleitung. Die männlichen Gemeindemitglieder 
find verpflichtet, den Sarg zu tragen, foweit nicht die Be— 
gräbnisordnung etwas anderes bejtimmt (RevSyndekr. vom 
15. Sept. 1673 8 40, Cod. ©. 60). Die Leichenbegleitung hat 
fih aller Demonftration, Neden am Grabe ohne Erlaubnis 
des Geijtlichen, aller Beifallsäußerungen ſowie alles lauten 
und unpafienden Betragens bei Drdnungsitrafen bis zu 60 .% 
oder Haft bis zu 14 Tagen zu enthalten (VD. des LRonf. vom 
24. April 1883, KonſBl. ©. 75 u. 89; vgl. dazu VD. des 
AultMin. und Min. d. J. vom 15. Nov. 1907, GVBL. ©. 261; 
KonſBl. ©. 71). Diefe Vorfchriften find dur) das Verb. vom 
19. April 1908 88 7, 9, 2, 19 Ziff. 1 nit ohme weiteres auf- 
gehoben (SächſOLG. 33, 289 ff.; vgl. auch Fiſchers3. 41, 203). 
Megen Beteiligung von Militärvereinen und Ehrenfeuer j. BD. 
vom 23. Sept. 1879 (Konj®l. ©. 88); wegen Begräbnijjes von 
Militärperjonen ſ. Cod. ©. 98, 137 Unın. 13. 

ce) Geſang. Zur Teilnahme am Leichengefang ſind niemals 
aanze Schulklaffen, fondern nur die zum Sängerchor gehörigen 
Schüler zu verwenden. Das Singen während des Leichen- 
zugs ift tunlihft abzukürzen (VD. vom 20. Aug. 1877, Konf- 
Bl. ©. 78; VD. vom 18. Tan. 1878, KonſBl. ©. 4). 

d) Leichenrede des Geijtlihen. Für die Abkündigungen 
gelten die Vorfchriften der Agende ©. 212 ff. Das Neden von 
Zaien auf evangeliichen Gottesäckern bedarf der Genehmigung 
des Geijtlihen (Cod. ©. 31 Anm. 76, ©. 485 Anm. 22). 

2. Das Recht auf Rirhliches Begräbnis ſteht grundſätzlich 
jedem Angehörigen der evangelifch-lutheriihen Landeskirche 
zu (Öeneralartikel XV vom 1. Tan. 1580). 

a) Wegen Beerdigungen von Gvangelifch-Reformierten |. Cod. 
©. 102, 114, 115, von Römifch-Katholiichen ſ. Cod. ©. 102, 130 
Anm. 55 und VO. vom 22. Nov. 1906 GonſBl. ©. 142), von 
Deutihkatholiken f. Cod. ©. 278, von Dillidenten ſ. Cod. ©. 423 
Anm. 6c und BD. vom 6. Dez. 1907 GonſBl. ©. 71); wegen 
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der öfterreihiihen Staatsangehörigen |. Bek. vom 4. April 1879 
(Cod. ©. 892, 893). 

b) Auch Totgeborenen und ohne Schuld der Eltern ungetauft 
gebliebenen Kindern ijt es nicht zu verjfagen (Generalartikel XV); 
den wegen Taufverweigerung oder Taufverzögerung erfolglos 
Diiziplinierten ſteht ein Anſpruch nicht zu, unbejchadet der 
Gewährung des kirchlichen Begräbnijjes des Kindes, dafern 
es vom feeljforgerlichen Standpunkte angezeigt oder unbedenk- 
lieh erſcheint. Kinder, die am Neligionsunterricht teilgenom- 
men haben, find immer kirchlich zu beerdigen (BD. vom 7. Aug. 
1891, KonſBl. ©. 53). 

e) Sm allgemeinen tjt Selbjtmördern, jalls fie nicht durch 
fortgefegten anjtößigen Lebenswandel öffentlich) Argernis ge- 
geben oder ihre Tat in zweifellos freventliher Weiſe verübt 
haben, ein kirchliches Begräbnis nicht zu verjagen. Alles 
äußere Gepränge iſt indefjen zu vermeiden, ebenjo Reden von 
andern Perſonen als dem Geijtlichen. In zweifelhaften Fällen 
hat der Geijtlihe den Kirchenvorjtand zu hören, ſowie Ent— 
ichliegung des Superintendenten einzuholen. Dem Geijtlichen 
it unbenommen, aud) da, wo das kirchliche Begräbnis unijtatt- 
haft ericheint, fih am Begräbnis zu beteiligen und zu ſprechen 
(VD. von 6. Okt. 1877, KonſBl. ©. 97). 

d) Zu Vorſchriften, daß Kichen- und Abendmahlsverädhtern 
das kirchliche Begräbnis zu verjagen fei, find die Kirchenvor- 
ſtände und Kircheninfpektionen nicht ermächtigt (Ber. in Konj- 
31. 1886, 115; vgl. im übrigen Weber, AN. 2, 174 unter c; 
Cod. ©. 694, 695). 


3. Ort der Begräbnisfeier. Die Feier ift in der Negel auf 
dem Warochialgottesaker des Sterbeorts von dem Dort Aus 
ftändigen Pfarrer oder Bezirksgeijtlichen vorzunehmen. Der 
Geijtlihe hat dem Trauerzuge nur bis zum dritten Gehöfte 
entgegenzugehben (Cod. ©. 32, 61); Begräbnijfe von Leichen, 
die aus anderen Barochien übergeführt werden: Cod. ©. 85 u. 86. 
Megen der Leichentransporte |. VD. des Min.d. I. vom 20. Tebr. 
1888 (GVBL. ©. 57) und dazu Cod. ©. 996—998; wegen Be- 
- gräbnijfes an anderem Drte als dem öffentlichen Gottesacer 
1.26. vom 15. April 1873 85 Ziff. 23; Weber, KR. 2 ©. 184, 185. 


4. Zeit der Begräbnisfeier. Mährend der Hauptgottesdienite 
find Begräbniffe Rirchlich verboten (WD. vom 20. Aug. 1877, 
Konidl. ©. 78). Regelmäßige Stunden dafür find in den Be— 
gräbnisordnungen (KWUSdD. 8 1,3) feitzuftellen; womöglich in 

ſchulfreier Zeit, Damit die Lehrer und Schulkinder nicht am Schul- 

beſuche gehindert werden (WO. vom 18. Tan. 1878, Konf- 

Bl. ©.4). Bei Begräbnifien von Katholiken ſ. BD. vom 22. Nov. 

1906 8 2 (Ronjdl. ©. 192). — Vor Eintragung in das Sterbe- 

regijter darf ohne ortspolizeilihe Genehmigung Rein Begräb- 

nis jtattfinden (RG. vom 6. Febr. 1875 8 60, RGEBl. ©. 23; 
20* 
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SächſAusfVO. vom 6. Nov. 1875 8 20 (GVBBl. ©. 351). Straf- 
bejtimmung wegen Berlegung der polizeilihen Vorſchriften 
gegen vorzeitige Beerdigung: StGB. 8 367 Ziff. 2. Die Be- 
gräbnisfeier darf ferner nicht vor Einhändigung des von der 
Zeichenfrau auszuftellenden A erfolgen 
(AusfVD. vom 20. Juli 1850 $ 4, GVBL. ©. 184; WO. vom 
6.Xov. 1875 8 20; Dienftanweilung vom 15. Dez. 1904 8 DB TT., 
GVBL. ©. 455). An Stelle des Leichenbejtattungsicheines 
kann die polizeiliche Aufhebungsanzeige (VD. vom 21. Sept. 
1874, GVBL. ©. 311) oder der Leichenpaß treten (Cod. ©. 630 
Anm. 48). — Die Beerdigung ſoll in der Regel nicht eher als 
72 Stunden nad Eintritt des Todes und nur bei Vorliegen 
deutlicher Yäulnisanzeigen erfolgen (6. vom 20. Juli 1850 8 1). 


5. Gtilles Begräbnis. Dabei ijt der Eintritt in das Sterbe— 
haus feitens anderer als der mit dem Leichendienjt beichäftig- 
ten Perſonen und der nächſten Verwandten des Verjtorbenen 
und die Ausjtellung der. Leiche im Sterbehaufe fowie das 
Singen und andere Feierlichkeit in demfelben verboten (BD. 
des Min. d. I. vom 22. Mai 1882 83, GVBBl. ©. 106). Das 
jtille Begräbnis iſt feitens des Arztes zu verlangen bei Todes- 
fällen von Pocken, Scharlach, Diphtheritis, aſiatiſcher Cholera 
und Flecktyphus (ib. 8 2). Im übrigen kann das ſtille Be— 
aräbnis auf Antrag des Bezirksarztes allgemein für bejtimmte 
Drte und Zeiten von der Obrigkeit angeordnet werden (©. 
vom 20 Juli 1850 8 4, GVBL. ©. 183, und AusfVO. vom 
20. Juli 1850 $ 5; vgl. Inftruktion der Zeichenfrauen vom 
15. Dez. 1904 824, GVBL. ©. 455 ff). In bedenklihen Fällen 
kann aucd der Geijtliche die Enticheidung des Arztes bean: 
tragen (Cod. ©. 290 Anm. 4). — Das ftille Begräbnis kann 
auch ohne medizinalpolizeiliche Gründe von den Angehörigen 
gewünſcht werden. Dispenfation iſt nicht erforderlich (VD. vom 
12. Zuli 1838, Cod. ©. 228 Anm. 5). Das Unerbieten der Geijt- 
lichen zur Teilnahme foll aud in ſolchen Fällen nicht unter- 
bleiben (KonſBl. 1885, 102). 

6. Gebühren. Die Gebühren für Kirchliche Begräbnilfe find 
duch Drtsgejeß (Begräbnisordnung) zu regeln. Auf tunlichite 
Verminderung der Begräbnisklaffen und Vereinfachung der 
Teierlichkeiten ift Bedadht zu nehmen (VD. vom 20. Aug. 1877, 
Konjdl. ©. 78). Die Darbietung des MWorts möglichit ohne 
befondere Gebühr: BD. vom 7 Tebr. 1908 (KonjBl. ©. 13). — 
Gebühren der Militärperfonen: Cod. ©. 84, 98. — Bei Be- 
gräbnifien katholifcher Glaubensgenofjen: VD. vom 31. Mai 
1837 (Cod. ©. 207); Mandat vom 19. Tebr. 1827 8 63. — Be— 
gräbnijje von Diffidenten: VO. vom 6. Dez. 1907 83 (Konf- 
Bl. ©. 71). — Bei ftillem Begräbnis: Cod. ©. 98, 99, 100. — 
Bei Begräbnis von Neformierten: Negul. vom 7. Aug. 1818 
8 15 (Cod. ©. 114). — Bei Deutſchkatholiken: Cod. ©. 278 
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Anm. 5. — Bei Überführung aus der MWohnortsparodie in 
eine andere find Gebühren in beiden Parodien, beim Todes- 
fall in vorübergehendem Aufenthalt nur in der Parodie des 
Begräbniljes zuläjlig (VD. vom 18. Okt. 1850, GVBL. ©. 253; Cod. 
©. 298, 299). — Bei Urmenbegräbnijjfen trägt die Urmenkajfe 
den notwendigen Aufwand, geiltlihe Gebühren fallen weg 
(Urmenordnung vom 22, Dkt. 1840 8 36 Abſ. 2). — Über Ab— 
gaben, die an die Armenkaſſe fliegen |. Urmenordnung $ 13; 
Cod. ©. 234. — Im übrigen vgl. FiſchersZ3. 40, 274. 


7. Beurkundung. Die Todes- und Begräbnisfälle find in 
das Kirchenbuch einzutragen (Begräbnisbud, KBuchO. vom 
4. Aug. 1911 88 1, 20, 21, Konjdl. ©. 78). Über die Aus- 
jtellung von Befcheinigungen über Sterbe- und Begräbnisfälle 
ſ.KBuchO. 8 31, von Erbrechtfertigungs- und Hinterlafjenenzeug- 
niffen ib. 8 32, Schema des Begräbnisbuds E. — Über Be- 
nachrichtigung der MWohnortsparochie bei Todesfällen in vor- 
übergehendem Aufenthaltsort |. BD. vom 18. Okt. 1850 (Cod. 
©. 299). — Die Leichenbeftattungsicheine find an den Bezirks- 
arzt, einzufenden (VD. vom 13. Okt. 1871, GVBBl. ©. 240). 
Bol. Hierzu Konj®l. 1874, 12; 1878, 46; 1905, 68; 1911, 67; 
91277. 

8. Die Teuerbeitattung (6. vom 29. Mai 1906, GVEL. 
©. 189, und AusfVD. vom 29. Mai 1906, GVBL ©. 192 ff.) 
ift Reine kirchliche Bejtattungsform. Über die Beteiligung der 
evangeliihen Geijtlichen dabei f. BD. vom 8. Nov. 1906 (Konj- 
Bl. ©. 101). Agendariſche Form |. BD. vom 22. Juli 1911 
(KonſBl. ©. 101). Wegen des Glockengeläutes |. KonſBl. 1908, 54. 
Über die Beifegung von Afchenreften auf evangeliichen Öottes- 
äckern |. VD. vom 8. Nov. 1906 $ 4 (Konjdl. ©. 101). 


c) Beligiöſe Kindererziehung. 
Morbemerkungen: 

1. Die Pflicht zur religiöfen Erziehung ihrer Kinder ruht 
nn bei den Eltern. Sie haben die Kinder zunächſt zur 

aufe zu bringen. Megen Verlegung diefer Pflicht und ihrer 
Folgen ſ. Kirchengejeg unter Nr. 59. Megen gemijchter Ehen 
j. Ur. 53, in Yustrittsfällen Wr. 54. 

2. Megen der Kindergottesdienfte, deren alljeitige Ginrich- 


tung erwartet ift, vgl. Ugende ©. 9ff.; KonſBl. 1880, 119; 


1881, 231; 1883, 92 und 1892, 178. 

3. Wegen religiöfer Erziehung in der Volksichule |. nach— 
ſtehend Ar. 55 ff. Beauffichtigung des Neligionsunterrichts in 
PBrivatichulen: VO. vom 26. Juni 1901, KonſBl. S. 104; in höheren 
Unterrichtsanftalten: ©. vom 22. Aug. 1876 8 37 ff. (GVBL. 


©. 317); AusfVD. vom 29. Tan. 1877 Punkt 7 und Konjdl. 
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1877, 105. — Wegen Aufnahme des Religionsunterrichts in 
die Fortbildungsichule |. nachſtehend ©. 330 Anm. 6 und Er— 
bebungen darüber KonſBl. 1899, 68. 


4. Hinfichtlih der AUnterredungen mit der Kkonfirmierten 
Jugend (Katechismusunterredungen) vgl. VD. vom 26. Febr. 
1878 (KonſBl. ©. 31); Teilnahmepfliht (2), Verpflichtungen 
der Kirchenvorſteher (2), Zeit (4,5), Methode (7, 8), Liturgiiche 
Geſtaltung (9), Abkündigung (10). Wal. dazu KonjYl. 1876, 
166; 1880, 13; 1901, 36; Bek. vom 16. Mai 1883 ©. 91. Dal. 
im übrigen Ugende ©. 8ff. 

5. Fürſorge für die Ronfirmierte Jugend: Nachricht bei Ver- 
zug in andere Parochien (BD. vom 20. Febr. 1880, KonſBl. 
©. 12), Meldepflicht (VD. vom 11. März 1884, KonſBl ©. 19), 
Zünglingsvereine (Bek. vom 28. April 1883, KonſBl. ©. 85), 
Qungfrauenvereine (Ronjdl. 1896, 86). — Verhältnis der kird)- 
——— en Zugendpflege (Bek. vom 31. Jan. 1912, 

onſBl 


53. Geſetz, die Ehen unter Perſonen evangeliſchen 
und katholiſchen Glaubensbekenntniſſes und die 
religiöſe Erziehung der von Eltern ſolcher verſchie— 
dener Konfeſſionen erzeugten Kinder betreffend; ! 
vom 1. November 1836. 
(GVBL. ©. 299 ff.) 

— 86. Die aus gemijchten Ehen? erzeugten Kinder 
find in der Regel in der Konfejjion des Waters zu er- 
stehen. 

Es ift jedoch den Eltern geftattet, durch freie Überein- 
kunft,? unter den im folgenden Paragraph vorgejchrie- 
benen GErfordernijjen, hierüber unter jich etwas anderes 
feſtzuſetzen. 


8 7. Eine ſolche Abereinkunft der Brautleute oder 
Ehegatten über die Konfeſſion der Kinder iſt an eine 
Einwilligung der Eltern, Vormünder oder Geſchlechts— 
kuratoren nit gebunden; es ſind jedoch hierbei teils 
die allgemeinen Bedingungen eines rechtsbejtändigen 
Vertrags, teils auch folgende Formen zu beobachten: 

a) die Erklärung muß vor dem ordentlichen Nichter 

des Bräutigams oder Ehemanns, und injofern der- 
jelbe ein Ausländer ift und im nlande ein be= 


53. Geſetz vom 1. November 1836. 311 


ftimmtes Wohnfigrecht noch nicht erlangt hat, vor 
dem kompetenten Nichter der Braut, 
b) an Gerichtsſtelle, 
e) von beiden Teilen, welche deshalb perjönlich‘ er- 
ſcheinen müfjen, und 
d) ohne Zulafjung eines Geiftlichen oder anderer Per— 
jonen 
abgegeben und über diejelbe ein legales Protokoll in 
gejeglicher Form aufgenommen werden. Der Richter 
hat hierbei aller Einwirkung auf die Willensmeinung 
der Paziſzenten ſich zu enthalten, wodurd jedoch nicht 
ausgefchloljen ift, daß derjelbe über die Willensfreiheit 
ſich durch Befragen der Pazilzenten Gewißheit verjchaffen, 
auch diefelben auf die gejeglichen Folgen folder Ver— 
träge aufmerkfam machen könne. 


8 8. Dergleichen Vereinigungen können jowohl vor 
Eingehung der Ehe, als während derjelben gejchlojjen, 
auch mit Beobadhtung der 8 7 enthaltenen Vorſchriften 
wieder aufgehoben oder verändert werden. Auf die reli- 
giöfe Erziehung derjenigen Kinder aber, welche das ſechſte 
Jahr bereits erfüllt haben, ijt der Abſchluß, die Auf- 
hebung oder Weränderung jolcher Vereinigungen ohne 
Einfluß.’ 


8 9. Auf die zur Zeit der Bekanntmachung diejes 
Gefetzes ſchon beftehenden gemijchten Ehen haben vor- 
ftehende Beſtimmungen gleichfalls Anwendung, injoweit 
nicht vorher von den Eltern der in ſolcher Ehe erzeugten 
Kinder bereits ein anderes ausdrücklich oder jtillichwei- 
gend. vereinbart oder bejtimmt worden. 

Iſt bei dergleichen Ehen nur ein Teil der Eltern nod) 
am Leben, jo entjcheidet im Zweifelsfalle die Bejtimmung 
des überlebenden. 

Sind beide Teile verjtorben, jo wird das Kind Jolchen- 
falls in der bisherigen Konfeſſion forterzogen oder, wenn 
der Religionsunterricht noch nicht begonnen hat, in der 
Konfeljion des Vaters. | 

Bei Eltern, welche ji erſt Künftig in das Königreich) 
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Sachſen wenden, wird dasjenige zur Anwendung ge- 
bracht, was die gejeglihe Verfaſſung des Landes, wo 
die Ehe geſchloſſen worden, hierüber mit ſich bringt, da- 
fern fie nicht nach den Beſtimmungen dieſes Gejeßes 
($ 7 und 8) ein anderes unter fich fejtfegen. 


8 10. Uneheliche Kinder werden in der Regel in der 
Kirhe der Mutter getauft und in deren Konfeſſion er— 
zogen. Sollte aber der einer anderen Konfejjion ange- 
hörende Vater die Erziehung des von ihm außer der 
Ehe erzeugten Kindes jelbjt übernehmen und dasjelbe in 
feiner Konfejjion erziehen wollen, jo ijt ihm leßteres zwar 
geitattet, er bedarf aber dazu der Genehmigung der 
Mutter des unehelichen Kindes oder, wenn Ddieje per- 
ſtorben fein follte, der mütterlichen Großeltern, jowie des 
Vormunds und der obervormundfchaftlichen Behörde. 


8 11. Uneheliche Kinder, welche durch nachfolgende 
Ehe legitimiert werden, ingleichen die durch einen landes- 
herrlichen Befehl mit der Wirkung des Allodial-Erbfolge- 
rechts in das Vermögen des Vaters legitimierten, find 
aud in dieſer Beziehung den ehelichen gleichguadhten. 
Nur ijt, was die legitimierten der letteren Art betrifft, 
hierzu erforderlich, daß die an der Erziehung derjelben 
noch tätigen Anteil nehmende Mutter in die Legitima— 
tion mit der bezeichneten Wirkung gewilligt habe.? 


8 12, Hört eine Ehe durch Übertritt des einen Teils 
auf, eine gemijchte zu fein, jo haben die Eltern die Frei— 
beit, ihre Kinder in der ihnen nun gemeinjchaftlichen 
Konfeljion zu erziehen, auch wenn diejelben bisher einen 
andern Religionsunterricht erhalten hätten.” 


8 13, Menn hingegen durch einfeitigen Übertritt des 
einen Teils eine Ehe erſt zu einer gemijchten wird, jo 
ift Ddiefer Übertritt auf die bis dahin gebornen Kinder 
ohne allen Einfluß, und es darf auch durch Übereinkunft 
nichts hierinnen abgeändert werden. 

Auch die jpäter gebornen Kinder werden in derjenigen 
Konfefjion erzogen, welcher beide Eltern vorher angehört 
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haben, infofern diefelben nicht nad) 8 7 eine Überein- 
Runft unter jich treffen. 


8 14. Eheſcheidung kann an obigen Beltimmungen 
nichts ändern, jondern es ijt im Zweifel jo zu entjchei- 
den, wie bei Fortdauer der Ehe entjichieden worden fein 
würde. 


8 15. Undern Perjonen, als den Eltern jelbft, ſoll 
es nicht freiltehen, über das Glaubensbekenntnis der 
Kinder eine von den gejeglihen Beftimmungen ab- 
weichende Änderung zu treffen. 


8 16. Hingegen Adoptiveltern, welche durch eine förm- 
lihe Annahme an Kindes Statt dem Kinde alle Rechte 
eines leiblichen erteilt haben, jteht es frei, dasjelbe auch 
in ihrer Konfeſſion zu erziehen, jofern die noch lebenden 
leiblichen Eltern einwilligen, oder nach deren Tode ein 
techtsbejtändiger Vertrag ($ 7 und 8), in welchem die— 
jelben über die Konfefjion ihrer Kinder bereits verfügt 
haben, nicht beiteht. 


8 17. Sit ein folder Vertrag nicht vorhanden, und 
kann ſolchen Kindern, von welden in diefem Gejege ge- 
handelt wird, Neligionsunterricht in der Konfelfion, die 
das Geſetz vorjchreibt, um deswillen nicht erteilt werden, 
weil hierzu im Drte keine Gelegenheit vorhanden ift, fo 
bat die. Obrigkeit auf Verlangen derer, welchen die 
Sorge für die Erziehung obliegt, zu gejtatten, daß ge- 
dachte Kinder in einer anderen als der gejeßlich be- 
ftimmten Konfeljion durd) Teilnahme an dem Religions 
_ unterrichte in der Drtsjchule unterwiefen werden. 


8 18. In den Fällen, von welchen oben 8 9, 10, 11, 
12, 16 und 17 gehandelt wird, findet hinſichtuch der⸗ 
jenigen Kinder, welche einmal das (zehnte)? Jahr ihres 
Alters vollendet und bis dahin gleihmüßig in der einen 
oder andern Konfejjion Unterricht erhalten haben, ein 
Mechjel der Konfefjion nicht mehr jtatt. 

8 19, Streitigkeiten, welche über die religiöfe Er- 
ziehung der Kinder von Eltern verjchiedenen Glaubens- 
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bekenntnifjes entjtehen, find vor der ordentlichen Drts- 
obrigkeit zu entjcheiden. Auch haben die Dbrigkeiten 
dafür, daß diefem Gejege in allen Punkten nachgegangen 
werde, von Amts wegen Sorge zu tragen, auch die Geiſt— 
fihen und Schullehrer jich dahin mit ihren etwaigen An— 
fragen und Anträgen zu wenden ujw.? 19 


Gegeben zu Dresden, 1. November 1836. 


1. Das Gefeß hat im allgemeinen aud) in der Oberlaufiß 
Geltung. — Auf die deutſch-katholiſchen Glaubensgenojjen 
ift es durh G. vom 2. Nov. 1848 $ 11 6VBl. ©. 204) aus- 
gedehnt worden. Auf die gemifchten Chen zwiſchen Zuthe- 
tanern und Reformierten und die Kinder aus jolden Ehen 
hat das Gejeß analoge Anwendung zu finden. Diejenigen 
Beſtimmungen aber, weldhe die Eltern, auch wenn jie mitein- 
ander einverjtanden find, in der religiöjen Erziehung ihrer 
Rinder bejchränken, find auf Kinder aus ſolchen Ehen nit an- 
zuwenden (BD. des KultMin. vom 19. Nov. 1850, Cod. ©. 202). 
©. auch Anm. 2 zu dem nadjtehend unter Ar. 54 abgedructen ©. 
vom 20. Zuni 1870. — Vgl. auch Abhandlung in FilhersZ. 31,273. 

Die einfchränkenden Vorfchriften des Gejeßes haben auf 
Ausländer (Nihtfachfen), welche ſich im hiejigen Lande auf- 
halten, Reine Anwendung zu leiden (VD. des KultMin. vom 22. Dez. 
1879, Cod. ©. 202). Dagegen bleiben auch nichtſächſiſche Eltern an 
einen nah 87 des Geſeßes gerichtlich gefchloifenen Vertrag gebun- 
den (BD. des KultMin. vom 19. Juli 1901, Fiſchers3. 20, 251). 

2. Eltern, die derjelben (ev.-Iuth. oder röm.-kath.) Kirche ange- 
hören, haben nicht das Necht, zu bejtimmen, daß die ehelichen 
Kinder in einem anderen Bekenntnijffe als ihrem eigenen erzogen 
werden. Die ehelichen Rinder folgen vielmehr dem gemeinjamen 
Bekenntniffe der Eltern. Diefer Saß ift der dem G. vom 1. Vov. 
1836 zugrunde liegende, wenn auch unausgefprochene Gedanke. 
Nur aus ihm lafjen fich die Vorfchriften in SS 12 u. 13 Abſ. 2 er- 
klären. Aus den privatrechtlichen Grundſätzen über die elter- 
liche Gewalt ift nichts Gegenteiliges zu folgern. Die ſächſiſche 
Gejeggebung und Praris hat von je die Frage der religiöfen 
Erziehung als öffentlichrechtliche behandelt. Die chriftlichen 
Kirchen gehen von dem Rechtsſatze aus, daß die Zuführung 
der Kinder zur Erziehung im eigenen Bekenntnis eine Pilicht 
der Angehörigen der Kirche iſt und daß auf Verlegung dieſer 
Pflicht Kirchliche Strafen angedroht werden. Mit diefer öffent— 
lihrechtlihen Verpflichtung hat der Staat zu rechnen. Das 
6. vom 1. Nov. 1836 hat unter grundfäglicher Anerkennung 
dDiefes Nechtsitands nur das unentbehrlihe jtaatlihe Recht für 
die Fälle getroffen, wo beide Gatten verjchiedenen Konfeljionen 
angehören, alfo die kirchlichen Pflichten zu einem unlösliden 
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Konflikte führen müßten. Die Streitigkeiten über die reli- 
giöfe Kindererziehung find nicht bürgerliche Nechtsitreitigkeiten, 
jondern nah 8 19 des Geſetzes Verwaltungsjachen. Das deutiche 
BOB. (EG. Art. 134) hat es beim Landesrecht belaffen (BD. 
des KultMin. vom 24. März 1906, Tiihers3. 31, 99). 


3. Bei den Verhandlungen mit den Verlobten gemijchter 
Konfeſſion (ev.-luth. und röm.-kath.) haben ſich die Geijtlichen 
beider Konfeffionen jedes gejeglich verbotenen Einfluſſes auf 
eine Beſtimmung der Verlobten oder eines Teils derjelben über 
die künftige konfeffionelle Kindererziehung zu enthalten (Man— 
dat vom 19. Tebr. 1827 88 53, 54; BD. des KultMin. vom 
10. Zuni 1845, GVBL. ©. 82). Zumiderhandlungen werden, 
foweit fie nicht bereits mit anderen Strafen bedroht find, mit 
60 M, im MWiederholungsfalle mit höherer Geldbuße oder nad) 
Befinden mit Suspenfion oder Nemotion von Umte bejtraft 
(BD. vom 10. Juni 1845 8 6, Cod. ©. 271). 


4, Die gleichzeitige Erklärung der Eltern bzw. Brautleute 
vor Gericht gemäß 87 des Gefeges ſoll zwar die Negel bilden; 
es ilt aber die Gleichzeitigkeit der Erklärung nicht unter allen 
Umftänden als Erfordernis der Gültigkeit eines ſolchen Ver— 
trags anzufehen (BeR. des JuſtMin. vom 21. Febr. 1901, 
KonſBl. 1901, 39). 


5. Die Bezirksichulinfpektionen follen von Zeit zu Zeit und 
jedesmal wenigftens einige Monate vor der jährlihen Auf- 
nahme der fchulpflichtigen Kinder öffentlich auf 86 des Ge— 
ſetzes und die Notwendigkeit eines gerichtlichen Vertragsab- 
ihluffes bei beabfichtigter abweichender Erziehung auſmerkſam 
machen (BD. des KultMin. vom 25. April 1859, duch) VO. vom 
8. Tan. 1894 in Erinnerung gebradt). 


6. Das KultMin. it bei Auslegung der Vorſchrift in 89 
Abſ. 4 des Gefeßes bisher davon ausgegangen, daß es jich in- 
foweit lediglich um eine tranfitoriihe Vorfchrift für vor dem 
Inkrafttreten des Gejeges geichloffene Ehen handelt (VD. des 

KultMin. vom 15. März 1905). 


7. Dasfelbe gilt, wenn ein Ghepaar gleichen Bekenntnijjes 
diefes in der Weife ändert, daß es zu einer und derfelben andern 
Konfejfion Übertritt. Diefe Breiheit iſt aber ausgeſchloſſen, 
wenn die Kinder bereits das 12. Zebensjahr vollendet haben. 

Ebenſo ift die außerehelihe Mutter bei einem Konfeljions- 
wechſel berechtigt, ihr außereheliches Kind, wenn es zur Zeit 
des Konfeſſionswechſels das 12. Jahr noch nicht erreicht hatte, 
in der jpäter angenommenen Ronfeflion zu erziehen (Cod. ©. 205 

‚ Anm. 17). 

8. Der Beharrungstermin ift vom 10. auf das vollendete 

12. Lebensjahr erftreckt worden (VBSchulG. 86 Abf. 3 und Ausf- 

BD. vom 25. Aug. 1874 8 15 Abſ. 3). 
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9, Die landesgefeglichen Vorfchriften über die religiöfe Er- 
ziehung find vom Deutfhen BGB. unberührt geblieben (EGBGB. 
Art. 134). — Das fühl. ©., die Ausführung des BGB. betr., 
vom 18. Juli 1898 (GVBL. ©. 191) bejtimmt: 

8 49. Bon der Beobachtung der auf die religiöfe Erziehung 
der Rinder ſich beziehenden Vorſchriften des Gejeßes, die Ehen 
unter Berfonen evangelifchen und katholiſchen Slaubensbekennt- 
nilfes betreffend, vom 1. Nov. 1836 (GVBL. ©. 299 ff.) Kann das 
Minifterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts in drin- 
genden Fällen ausnahmsweife eine Befreiung eintreten laſſen. 
Das Minifterium hat zuvor die Erziehungsberechtigten, fowie 
nah Befinden nahe Verwandte des Kindes und, falls das 
Kind unter Vormundſchaft oder Pflegichaft fteht, das Vormund— 
ihaftsgericht zu hören. 

8 53. Außer Kraft treten S11 Abf. 2 u. 3 des 6. vom 1.Nov. 
1836 betreffs der Brautkinder, die nad) dem BGB. den un- 
ehelichen gleichjtehen. 

10. Über die Zuftändigkeit des OVG. vgl. 8 73 unter 8d 
des ©. vom 19. Juli 1900. Danad) jteht den Beteiligten die 
Anfehtungsklage zu gegen Entjcheidungen des KultMin. über 
Streitigkeiten der in 8 19 des G. vom 1. Nov. 1836 bezeich- 
neten Art jowie über die Frage, in welchem Glaubensbekennt- 
niſſe ven ſchulpflichtigen Kindern der Neligionsunterricht zu 
erteilen ijt. 


54. Gefeß,! die Einführung der Zivilftandsregifter 
für Perfonen, welche Keiner im Königreiche Sachſen 
anerkannten NReligionsgefellfchaft angehören, und 
einige damit zufammenhängende Beftimmungen be- 
treffend,? vom 20. Juni 1870, 
(GVBl. ©. 215 ff.) 


— 820 Abſ. 2. Über die religiöfe Erziehung der Kinder 
bis zum 14. Lebensjahre? entjcheidet im Mangel einer 
Vereinbarung der Eltern? der Vater. Uneheliche Kinder 
folgen der Religion der Mutter. Dom vollendeten 
14. Lebensjahre an ſteht es bei einem Neliaionswechlel 
der Eltern den Kindern frei, ob fie diejen folgen oder 
ihre feitherige Neligion beibehalten wollen. ujw.d 

1. Das Gefeß gilt auch in der Oberlaufig (AusfVO. vom 
20. Juni 1870, GVBL. ©. 221). 

2. Aus Entjtehungsgeihichte und Inhalte des Gefeßes ergibt 


fih, daß dasjelbe nicht für Kinder aus Ehen gilt, deren Gatten 
beide einer aufgenommenen Kirche angehören, wohlaber für Rinder 
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aus gemifchten Ehen zwifhen Mitgliedern einer anerkannten 
Religionsgejellihaft und Diſſidenten (BD. des KultMin. vom 
19. Okt. 1878, Cod. ©. 427 Note 11). Analog anzuwenden ijt 
das Gefeß auf Kinder aus ijraelitiihen Ehen und aus Ehen 
zwiſchen Siraeliten und Andersgläubigen (©., die ijraelitifchen 
Religionsgemeinden betr., vom 10. Juni 1904 8 6; AusfVO. 
vom 29. Juni 1904 8 9). — Vgl. im allgemeinen Filchers3. 31, 273. 

3. Für die beim Austritt des Vaters aus einer anerkann- 
ten Religionsgefellichaft bereits vorhandenen und dieſer Re— 
ligionsgejellihaft angehörenden, noch nicht 14 Jahre alten 
Kinder gilt dies nur, wenn der Vater bei oder nach feinem 
Austritt auch für diefe Kinder den Austritt mit erklärt und 
diefe Kinder mit im Difjidentenregijter eingetragen werden 
(Komm. des JuſtMin. vom 3. April 1873 und NRekomm. des 
KultMin. vom 24. April 1873, Cod. ©. 425 Anm. 9a; BD. des 
KultMin. vom 15. Sept. 1896). 

An dem vollendeten 14. Lebensjahre als der Grenze für das 
Dispofitionsrecht der Eltern über die Konfefjionelle Erziehung 
ihrer Kinder iſt ſtreng fejtzuhalten, wenn auch die Nückficht 
auf das übliche Konfirmationsalter hierbei vorgeichwebt haben 
mag (BD. des AultMin. vom 8. Nov. 1870, Cod. ©. 425 
Anm. 9). 


4, a) Eine Witwe kann nad dem Tode ihres Mannes den 
Austritt nicht zugleich für ihre noch nicht 14 Jahre alten ehe- 
lihen Kinder erklären. Entlußjchein iſt zu verjagen (f. Bek. 
vom 27. Zan. 1903, KonſBl. ©. 5, und vom 28. Aug. 1912, 
KonſBl. ©. 76). Ein PDispenfationsredht iſt dem Kultlin. 
gegenüber dem ©. vom 20. Juni 1870 nicht eingeräumt (VD. 
des KultMin. vom 5. Nov. 1901, 868 K. R.). 

b) Wenn Eltern austreten und den Austritt für ihre Kin- 
der nicht mit erklären, jo hat eine Eintragung der leteren 
im Difiidentenregijter zu unterbleiben (Komm. des JuſtMin. 
vom 13. Sept. 1872 u. Rekomm. des KultMin. vom 20. Sept. 
1872, Cod. ©. 425 Unm. 9a). 

c) Auch bei Vereinbarung der Eltern über den Mitaustritt 
der noch nicht 14 jährigen Kinder hat die pfarramtlihe und 
gerichtliche Erklärung vom Vater auszugehen (BD. des Kult- 
Min. vom 25. Juni 1891, Filhers3. 13, 64). 

d) Wenn diffidentifche Eltern troß der Teilnahme ihrer Kin- 
der am evangeliihen Neligionsunterricht diefelben nach dem 
Ritus ihres Bekenntniffes durch ihre Neligionslehrer konfir- 
mieren lafien wollen, ift dies nicht zu hindern. Gin Behar- 
rungsgejeß (j. oben ©. 313) bejteht für Diffidentenkinder nicht 
(BD. des RultMin. vom 3. Febr. 1872, Cod. ©. 426 Note 10d). 

5. a) Das Wahlrecht jteht den über 14 Jahre alten Kindern 
nur zu, wenn beide Eltern ausgetreten find. Nur wenn der 


‚eine Teil bereits gejtorben fein follte, würde der Austritt des 
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überlebenden Teils genügen. Auch kann man das Wahlrecht, 
da Ausnahmen jtreng zu interpretieren find, nur den leiblichen 
Kindern zugeitehen (BD. des KultMin. vom 11. Dez. 1871, 
Cod. ©. 425 Anm. 9b). 

b) Das Wahlreht muß nicht unmittelbar beim Austritt der 
Eltern ausgeübt werden, es kann auch nadträglich geſchehen 
(Komm. des Juft.- u. KultMin. von 1881, FilhersZ. 3, 132; 
Cod. ©. 425 Note Ic). — Anderer Anſicht Oberlandesgericht 
Dresden (Fiſchers3. 9, 314). 

ec) Die Ausführung des Entſchluſſes, dem Austritt der Eltern 
zu folgen, muß im Wege felbjtändiger Austrittserklärung der 
über ns Jahre alten Kinder vor Gericht erfolgen (Fiſchers8. 
35, 200). 

d) Der Übertritt vdiffidentifher Kinder über 14 Jahre zu 
einer anerkannten Neligionsgefellichaft bedarf weder der elter- 
lihen Genehmigung nod der gerichtlichen Formen, die für den 
. Austritt vorgejchrieben find. Für ſolche Nüctritte fehlt es an 
aefeglichen einjhränkenden Vorſchriften Rekomm. des Ault- 
Min. vom 24. Juli 1880, Cod. ©. 426 Note 10c). 

e) Der Grundjaß, daß der diſſidentiſchen Mutter, auch wenn 
fie Witwe ift, nit das Recht zuftehe, Über die religiöje Er— 
ziehung ehelicher Kinder Beſtimmung zu treffen, bezieht jid) 
nur auf den Austritt aus der Landeskirche, nicht auf den 
Rücktritt zu derſelben. — Für die Aufnahme Dijfidentifcher 
Kinder im Alter von über 12 Jahren ift die ausjchließliche 
Form die Konfirmation, bezüglicy deren Alterserfordernijie 
dDispenfiert werden kann (VD. des LKonſ. vom 26. Nov. 1885, 
Fiſchers3. 17, 342). 


55. Geſetz, das Volksſchulweſen betreffend; vom 
26. April 1873. 
(GVBL. ©. 350 ff.) 


Mir, Johann, von Gottes Gnaden König von Sach— 
jen ufw., haben mehrfache Veränderungen in der Ein- 
rihtung des Volksihulwejens für notwendig erachtet 
und verordnen, unter Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, wie folgt: 

uw. 
Unterrichts: Öegenftände. 

8 2. Mefentlihe Gegenftände des AIlnterrichts Der 
Volksſchule find: 

‚Neligions- und Gittenlehre,! deutihe Sprache mit 

Lejen und Schreiben, Rechnen, Formenlehre, Geſchichte, 
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Erdkunde, Naturgefchichte und Naturlehre, Gefang, 
Zeichnen, Turnen, und, wo die erforderlichen Einrich- 
tungen getroffen werden können, für die Mädchen 
weibliche Handarbeiten. 


Berükfichtigung des Konfeſſionsverhältniſſes. 

8 6. (1) An Drten,? in welchen ſich Einwohner ver- 
jehiedener Glaubensbekenntnifje befinden und für Die 
Angehörigen der Konfeſſion der Minderzahl innerhalb 
des Schulbezirks eigene den Schulen der Konfeſſion der 
Mehrzahl gleichitehende Schulanftalten bejtehen, haben 
die Schulpflichtigen Kinder die Schule ihrer Konfeljion 
zu bejuchen.? 

(2) Beiteht aber für die Angehörigen der Konfeljion 
der Minderzahl Keine bejondere Schule im Schulbezirke, 
jo find die fehulpflichtigen Kinder derjelben zum Bejuche 
der öffentlichen Ortsſchule verpflichtet. Doch ſind jie, 
unter entjprechender Ermäßigung des Schulgelds, von 
der Teilnahme an dem in diejer erteilten Neligions- 
unterrichte befreit.* 

(3) Für den Religionsunterriht im eigenen Bekennt- 
niſſe diefer Kinder ift in einer von der Vertretung der 
betreffenden Neligionsgejellfchaft für ausreichend erach— 
teten Meife zu forgen und darüber, daß es gejchehen, 
Zeugnis beizubringen.® Iſt jedoch dazu keine Gelegen- 
heit vorhanden, jo können auf Antrag der Eltern Kin- 
der bis zum 12. Lebensjahre auch am Neligionsunter- 
richte einer anderen Konfejjion als derjenigen, in wel- 
cher fie zu erziehen find, teilnehmen. ©? 

(4) Kinder von ſolchen Dijjidenten, welche Reiner Ne- 
 ligionsgefellichaft angehören ($ 21 des Gejeßes vom 
20. Suni 1870), haben an dem Neligionsunterrichte einer 
anerkannten oder beftätigten Neligionsgejellfchaft teil- 
zunehmen. Die Wahl der betreffenden Neligionsgemein- 
ſchaft fteht den Erziehungspflichtigen frei, und ijt von 
diejen die bezüglihe Erklärung hierüber bei Anmeldung 
des Kindes zur Schule abzugeben? 
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Anjtellung. 

$ 18. (4) Lehrer und Lehrerinnen find beim erft- 
maligen Eintritte in ein jtändiges Lehramt zur treuen 
Erfüllung ihres Berufs, fowie zur Beobachtung der Ge- 
jege des Landes und der Landesverfajlung eidlich in 
Pflicht zu nehmen. Das Gelöbnis konfefjioneller Treue 
it von denjenigen Lehrern und Lehrerinnen zu fordern, 
welche auf Grund der bejtandenen Prüfungen zur Er- 
teilung von Religionsunterricht berechtigt jind. 10 


Zufammenfegung des’ Schulvorjtands. 
8 25. Der Schulvorjtand bejteht: 
A. auf dem Lande und in Städten, in denen die Re— 
vidierte Städteordnung nicht eingeführt ift: 

1. aus einer nach dem Umfange des Schulbezirks 
zu bemejjenden, durch Ortsjtatut feitzuftellenden 
Anzahl von Mitgliedern der bürgerlichen Ge- 
meindevertretung, bzw. der Schulgemeinde (vgl. 
8 26 Abf. 2,12 

Gehören zu einem Gchulbezirke mehrere bürgerliche 
Gemeinden, fo tritt für jede derfelben ein Mitglied ihrer 
Gemeindevertretung in den Schulvorjtand ein, doch 
können kleinere Gemeinden oder Gemeindeteile zu die- 
jem Behufe zufammengefchlagen werden. 

2. aus dem Lehrer und in Schulbezirken, welche 
mehrere Schulen umfafjen, aus einer durch die 
Lokalihulordnung zu bejtimmenden Anzahl von 
Lehrern, bzw. Schuldirektoren; 

3. aus dem Pfarrer der Parodie, in welcher der 
Schulort liegt,!? ſowie 

4. in dem Falle, daß der Pfarrer nicht die Schul— 
aufſicht führt, aus dem von der oberſten Schul— 
behörde beſtellten Ortsſchulinſpektor.“ 

B. In Städten, in welchen die Revidierte Städteord— 

ordnung eingeführt ift, wird der Schulvorſtand nad) 

Art eines gemijchten jtändigen Ausjchuffes (88 122 

und 123 der Nevidierten Städteordnung) zufammen- 

gejegt und nimmt dem Gtadtrate gegenüber die 
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Stellung und den Wirkungskreis eines Jolchen 
(88 121 und 124 der Nevidierten Städteordnung) 
ein. 

Er führt den Namen Schulausfhuß. Über 
Zuſammenſetzung und Wahl diejes Ausjchufles, für 
welchen die vorjtehende Beltimmung wegen der 
Mitgliedſchaft von Lehrern und Geiftlichen eben- 
falls Geltung hat, und über die Teilung der auf 
die äußeren Angelegenheiten der Schule bezüglichen 
Geſchäfte zwiihen ihm und dem Stadtrate ijt im 
Drtsjtatut Beftimmung zu treffen. 

ujw. 


Drtsihulaufficht. 

8 29, (1) Die dem Drtsjchulvorjtande obliegende Be— 
aufjihtigung der Schule wird im Auftrage des Staates 
ausgeübt: 

a) über ſolche Schulen, welche unter Leitung eines 
Direktors jtehen ($ 12 Xbjag 6 und 8 13 Xb- 
jag 4), durch dieſen, 

b) über folche Schulen, denen ein Direktor nicht vor— 
jteht, Durch den dem Schulvorjtande angehörigen 
Geiftlichen,!? dafern nicht die oberjte Schulbehörde 
diefen Auftrag widerruft oder von vornherein einer 
anderen geeigneten Perſönlichkeit überträgt."® 

(2) Das Amt des Drtsjchulinipektors iſt ein unent- 
geltlich zu verwaltendes Ehrenamt.!? 

6) Der Drtsfchulinfpektor bzw. Direktor hat den Lehrer 

bei Ausübung feines Berufs zu unterftüßen (8 24h). 
Er Hat von dem Zujtande der Schule Durch öfteren Be— 
ſuch der einzelnen Klafjfen Kenntnis zu nehmen, jich mit 
den Lehrern im Einvernehmen zu erhalten und Diefelben 
auf etwa vorgefundene Mängel aufmerkfam zu machen, 
während des Unterrichts jedoch und vor den Schülern 
jeder tadelnden Bemerkung über den Lehrer fich zu ent- 
halten. Bejchwerden über Lehrer ($ 5 Alinea 6) Jind 
zunächſt bei ihm anzubringen, er kann die Lehrer bis 
zu drei Tagen beurlauben.!8 

Böhme, Kirhengefeße, 2. Aufl. 21 
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(4) Allgemeine Anordnungen, ſoweit ſolche ohne höhere 
Genehmigung zuläflig find, kann nur der Schulvorjtand, 
nicht aber ein einzelnes Mitglied desjelben treffen. 

(6) Die der kirchlichen Dberbehörde zuftehende Auf- 
ſicht über den NReligionsunterricht übt der Drtsgeijtliche 
als jonner bzw. der höhere kirchliche Aufjichtsbeamte 
aus.! 

Mirkungskreis der Bezirksichulinipektionen. 

8 35. (2) Dafern bei GErörterungen, Begutadhtungen 
oder Entjcheidungen das Geſchäftsgebiet der Bezirks- 
ſchulinſpektion mit dem der kirchlichen Behörde ſich be— 
rührt, hat die erjtere mit der legteren fich in Verneh— 
mung zu jeßen, joweit tunlih auch den betreffenden 
kirhlihen Beamten zur perjönlichen Teilnahme an der 
Erörterung einzuladen.” 


Mirkungskreis der oberjten Schulbehörde. 

8 37. () Bei Entjchliegungen über alle Angelegen— 
heiten bezüglich des Neligionsunterrichts oder über Rir- 
chendienſtliche Verrichtungen und Bezüge hat fidy die 
oberjte Schulbehörde mit der kirchlichen Dberbehörde 
der betreffenden Konfejjion in Vernehmung zu jeßen. 
Auch kann die leßtere auf Grund ihrer Wahrnehmungen 
über den Zuſtand der religiöfen Jugendbildung Anträge 
an das AUnterrichtsminijterium jtellen. 

1. Wegen des Lehrplans für den Religionsunterricht vgl. 
Bek. des KultMin. vom 27. Nov. 1876 (GVBl. ©. 502). 

2. „An Orten“ bedeutet ſoviel wie „in Schulbezirken“. Die 
Mehrheitsgemeinde kann die Aufnahme von Kindern der 
Minderheit in ihre höherjtehenden Volksſchulen von Bedin- 
gungen (z. B. Erhebung eines Schulgeldzufhlags in Höhe von 
3/a des Schulfteuerbetrags, der die Eltern treffen würde) ab- 
bängig machen (Urt. des OVG., SächſOVG. 10, 148). 

3. Kinder evangelifch-reformierter Konfeffion find vom Be- 
ginn des Konfirmandenunterihts an vom Beſuch des Neli- 
gionsunterrihts in der Volksfchule freizulaffen (GenVO. des 
KultMlin. vom 14. Dez. 1874 und BD. vom 9. San. 1877). — 
Sfraelitifche Rinder find vom evangelifchen Neligionsunterricht 
der VBolksichule auszuschließen (VD. des KultMin. vom 17. Nov. 
1888). — Kinder aus jüdijch gemiſchten Ehen find vor Zulaf- 
fung dur Aufnahme in die hriftliche Kirche, Taufe oder Ein- 
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tragung in das Dijfidentenregijter aus der ifraelitifchen Reli— 
me auszufcheiden (VD. des KultMin. vom 2. Juli 
1898). 


4. Schüler der Minderheit find vom Gefchichtsunterrichte, 
in dem Rirchengeihichtlihe Ereigniſſe Konfefjionell behandelt 
werden müſſen, fowie vom Gefangunterricht, ſoweit evangelifche 
&horäle gejungen oder auswendig gelernt werden, zu befreien 
(VD. des KultMin. vom 23. Sept. 1882, 14. Aug. 1902 und 
28. Okt. 1902). 

5. Die Schulauffichtsbehörden haben aud den Beſuch des 
außerhalb der Volksſchule erteilten Neligionsunterrichts der 
Schulkinder der Minderheit zu überwachen (VD. des KultMin. 
vom 26. April 1884 und GenVO. vom 16. Juni 1902). 

6. Als vorhandene Gelegenheit zum Neligionsunterrichte 
kann nur eine im Schulbezirke jelbjt gebotene angejehen wer- 
den (VD. des AultMin. vom 19. Dez. 1901). 


7. Für den Religionsunterricht der Minderheitsfchüler muß 
die erforderliche Zeit fchulfrei gehalten werden (VO. des Kult- 
Min. vom 7. März 1902). 

8 Menn diefe Erklärung nicht abgegeben wird, iſt der all— 
gemeine Neligionsunterricht der Ortsſchule zu beſuchen (VD. 
des KultMin. vom 6. Dez. 1902). — Die Grklärung kann 
jpäter abgeändert werden (VD. des RultMin. vom 26. Mai 
1885, Cod. ©. 516 Anm. 35). 


9, Unter den anerkannten Neligionsgefellfchaften find die 
aufgenommenen chrijtlihen Konfeffionen (evangelifch-Iutherifch, 
evangelijch-reformiert, römifch-katholifch und deutſch-katholiſch), 
wie die geduldeten (griechiich-Ratholifch), unter den beitätigten 
die beitätigten dijfidentifchen Neligionsgefellfchaften zu verjtehen. 
Im übrigen vgl. SächſOVG. 20, 167 ff. 

10. Vgl. 8 35 der AusfVO. 

11. Wegen Zuftändigkeit des Oberverwaltungsgerichts vgl. 
©. vom 19. Zuli 1900 8 73 unter Sec. 

12, Gemeinderatsmitglieder, denen die kirchlichen Ghren- 
rechte aberkannt find, find als Schulvoritandsmitglieder nicht 
an (BD. des KultMin. vom 13. Mai 1890, Filhersz. 
11, 316). 

13. Bei einer Mehrzahl von PBarochialgeiftlichen iſt in der 
Ortsſchulordnung nähere Beitimmung zu treffen (AUbordnung 
eines bejtimmten Geiftlihen, oder eines Turnus, oder Wahl 
der Geijtlichen unter jich). Unzuläſſig iſt Wahl durch Stadt- 
verordnete (VD. des KultMin. vom 28. Nov. 1874 und 
29. Zuli 1875). — Der Pfarrer kann die Mitgliedfhaft nicht 
ablehnen oder auf andere Geijtlihe übertragen, vielmehr 
ſolchenfalls Entihliegung des Rultusminijteriums im Gingel- 
fall (auch bei Pfarrvakanzen) einzuholen (VD. des KultMin. 
‚von 22. Dez. 1908 und 1. Aug. 1908). — Ausnahmen find zu- 
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laſſis für die Ephoren (GenVO. des LKonſ. vom 4. Dez. 1874 
und 2. Febr. 1875) und wo Regelung durd) Ortsſchulordnung 
erfolgt ilt. 

14. Geijtliche bedürfen der Qualität des wählbaren Bürgers 
nicht (Rekomm. des KultMin. vom 29. Jan. 1889). 

15. Bikare bedürfen eines befonderen Auftrags feitens der 
oberjten Schulbehörde (GenVO. des KultMin. vom 13. Juni 
1894). In Grenzparodien kann der ausländifhe Pfarrer die 
Aufficht führen (BD. des KultMin. vom 26. April 1898). Die 
Superintendenten haben dem Bezirksfchulinipektor von Per— 
fonalveränderungen Kenntnis zu geben, die Geiſtlichen ihm 
— zu machen (VO. vom 15. Jan. 1878 und vom 24. April 
1904 

16. In der Regel foll Mitgliedfchaft im Schulvorjtande 
(Gejeg 8 25 A 3), Ortsichulauflicht ($ 29 Abf. 1) und Aufficht 
über den Neligionsunterricht (8 29 Abf. 5) in einer Hand, und 
zwar in der des Bezirksfeelforgers liegen. Geſuche um UÜber— 
tragung der Drtsfchulaufficht an direktorlofen Schulen geneh- 
migt das Rultusminijterium widerruflich nur dann, wenn der 
Pfarrer auf die Mitgliedfchaft im Schulvorftande und auf Be- 
auffichtigung des NReligtonsunterrichtes verzichtet und die Über- 
nahme diefer drei Funktionen feitens des andern Barochial- 
geijtlichen durch die Urbeitsordnung fichergeitellt wird (Schrei- 
ben des KultMlin. vom 14. Okt. 1902). Wegen der Ephoral- 
jtädte f. oben Anm. 13. 

17. Der Drtsfchulinfpektor kann fein Amt nicht einfeitig 
niederlegen, jondern bedarf der Entlafjung feitens der oberjten 
Schulbehörde (VD. des KultMin. vom 3. Juni 1893). Vom 
Einfchreiten der Bezirksfchulinipektoren gegen geiſtliche Orts— 
fchulinfpektoren iſt, dafern über bloße Verſtändigung bzw. 
Rektifizierung hinausgegangen wird, der Kircheninjpektion 
Mitteilung zu machen (BD. des KultMin. vom 2. März 1876). 

18. Zum Wirkungskreife der Drtsfchulinipektoren gehört 
im einzelnen: Gie entjcheiden mit Schulvorftand über Ver— 
wendung des Lehrers (VD. vom 21. Mai 1888); wirken bei 
der Schulentlaffung mit (AusfVO. 8 10, ); bei Verlängerung 
des Schulbefuhs (AusfVO. 8 10,1); haben über Reife der 
Schulkinder bei Schulentlaffung zu entjcheiden (AusfVD. 8 0): 
ebenjo bei Kortbildungsfchülern (VD. vom 4. Nov. 1878 8 8 
—* Hilfslehrer und Vikare zu verpflichten (AusfVO. 8 35) 
und einzuführen (AusfVD. 8 39); können mit Abnahme der 
Zehrprobe beauftragt werden (AusfVO. $ 37); auch mit Gin- 
weijung von Lehrern (AusfVO. 8 63); find von Schulrevifionen 
zu andre (Snjtruktion der Bezicksichulinipektoren 86); 
haben Lehrpläne einzureichen (AusfVO. 8 62); gehören dem 
Schulvorſtande an (Gejeß 825 A 1; AusfVO. 8 54); haben unter 
Umſtänden Anſpruch auf Fortkommensentichädigung (AusfVD. 
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8 57); haben bei Verhängung von Schulſtrafen in Yortbil- 
dungsſchulen mitzuwirken (VO. vom 4. Nov. 1878 8 2). 

19. Val. 8 57 der AusfVD. und oben Anm. 16. Die Bezirks- 
fchulinipektoren haben die Ortsfchulinfpektoren bei Ausübung 
ihrer Keviſion tunlichit zu unteritügen, auch ihre Erfahrungen 
auszutaufhen (Inftruktion der Bezirksfchulinjpektoren $ 3). 
Die Volksjchullehrer follen fich dem Bezirksephorus vorjtellen 
(GenVO. des KRultMin. vom 3. März 1877). 

20. Bei Kirhichulbauten liegt die Sadhleitung und Geneh- 
migung bei der Schulinfpektion. Die Kirchenorgane jind zu 
hören, damit die Subjtanz des Kirhfchullehns nicht verringert, 
die Verrichtung des Kirchendienftes nicht durch Verlegung des 
Schulgebäudes erfchwert, die Nußungen der Kirchſchulgrund— 
jtücke und das kirchendienftlihe Einkommen des Lehrers 
nicht vermindert wird (Romm. des LRonf. vom 26. April 1878; 
Rekonm. des KultMin. vom 29. April 1878). — Grundſätzlich 
ift die Kompetenz der Kircheninjpektion begründet, joweit es 
fih handelt um: 

a) die kKirchendienitlichen Verrichtungen des Kirchſchullehrers 
in und außerhalb der Kirche, Führung der Kirhenbücher, 
Verteilung der Kirchengejchäfte zwilchen mehreren Leh— 
rern u. Dgl., 

b) Einkommen vom Kirchendienjt (Gebühren, Außung vom 
Kirchſchullehn), — 

c) Angelegenheiten, die die Subſtanz der Kirchſchullehen als 
rer Stiftung, insbefondere der Grundjtüce, be- 
treffen. 

Snwieweit dabei eine Mitentichliegung der Schulbehörden 

nötig wird, bejtimmt VD. des KultMin. vom 15. März 1875 
(Cod. ©. 552). 


56. Verordnung zur Ausführung des Gejeges vom 
26. April 1873, das Volksſchulweſen betreffend; 
! vom 25. Auguft 1874. 

(GVBl. ©. 155ff.) 


8 14. [3u 8 6 Abſ. 1 und 2] (1) Steht die Schule der 
Ronfejjionellen Minderheit in der Ortsgemeinde Hinter 
der Schule der konfejjionellen Mehrheit nach Einrichtung 
und Leiftungen, über welche leßtere im Zweifelsfalle der 
Bezirksichulinipektor zu entjcheiden hat, zurück, jo können 
die dieſer Minderheit angehörigen Kinder von ihren Er— 
ziehungspflichtigen der Schule der Ronfefjionellen Mehr— 
beit zugeführt werden.!? 
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(2) Nehmen dieje Kinder nicht auch am Neligionsunter- 
richte teil, jo tritt für fie eine ihrer Höhe nach durch die 
Lokalſchulordnung zu bejtimmende, entiprechende Er— 
mäßigung des Schulgelds ein. In derjelben Weiſe ijt 
wegen der im 8 6 Xbj. 2 des Gejeßes gedadhten Er- 
mäßigung Bejtimmung zu treffen. 

(3) Übrigens ift wie überhaupt, jo insbefondere in Gegen- 
wart jolcher Kinder, die in einer anderen Konfejjion oder 
Religion als derjenigen, für welche der Neligionsunter- 
richt der Schule bejtimmt ijt, erzogen und unterrichtet 
werden jollen, von den Lehrern alles zu vermeiden, was 
dazu führen könnte, das gute Vernehmen zwijchen den 
verjchiedenen Religionsparteien zu trüben. 

$ 15. [3u 8 6 Abſ. 3 und 4.) (1) Wird für Kinder einer 
anderen Konfejjion, welchen es an Gelegenheit zum 
NReligionsunterrichte im eigenen VBekenntnijje fehlt, ein 
Antrag auf Teilnahme am Religionsunterrichte der Orts— 
ſchule nicht geitellt, jo ijt feitens des Schulvorjtands der 
geiltlihen Behörde, bzw. den Vertretern der Neligions- 
partei, welcher das Kind angehört, behufs der wegen 
Erteilung des Neligionsunterrihts zu treffenden Vor— 
kehrung Mitteilung zu machen und Nachricht vom Er- 
folge zu erwarten. Wenn ſolche Veranjtaltung nicht ge— 
troffen werden jollte, hat der Ortsſchulvorſtand der Be- 
zirksichulinjpektion zur weiteren Entjchliegung Anzeige 
zu erjtatten,? wogegen die Trage, ob der betreffende 
Religionsunterriht ausreichend ſei, jeiner Beurteilung 
nicht unterliegt.* 

(2) Bei Meinungsverjchiedenheit der Eltern über die im 
Geſetze nadygelajjene Teilnahme der Kinder einer anderen 
Konfeſſion am Neligionsunterrichte der Volksſchule bis 
zum 12. Lebensjahre entjcheidet der Vater ($ 1802 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). Sind die Eltern oder ein Teil 
derjelben verftorben, fo ijt diefe Teilnahme auf Antrag 
desjenigen, welchem die Sorge für die Erziehung der 
Kinder obliegt, zu gejtatten. Bei unehelichen Kindern 
genügt der Antrag der Mutter und nach deren Tode 
der Antrag der Erzieher. 
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(9) Bei Kindern aus gemifchten Ehen (Gejeß vom 1. No— 
vember 1836), welche in einer anderen Konfeljion als der— 
jenigen der Ortsſchule zu erziehen ſind, gilt, wenn ihnen die 
Teilnahme am NReligionsunterrichte in der Ortsſchule ge= 
ftattet wird, nunmehr das 12. Lebensjahr als der Ter- 
min, von welhem an nad) $ 18 des angeführten Ge— 
fees ein Beharren in der Konfeljion des genojjenen 
Religionsunterrichts einzutreten hat. 

(4) Die Erlaubnis zur Teilnahme am Religionsunterrichte 
der Ortsſchule ift daher ſolchen Kindern nur bis Ablauf 
desjenigen Schuljahrs zu erteilen, welches der Erfüllung 
des 12. Lebensjahrs zunächſt vorhergeht. Vor Eintritt 
dieſes Normaltermins jind die Eltern oder Erzieher recht- 
zeitig auf die Wirkung einer längeren Teilnahme des 
Kindes am Religionsunterrichte in der Ortsjchule auf- 
merkjam zu maden.’ 

(6) Die Verordnung vom 2. Mai 1844 wird aufge 
hoben. 


8 32. [3u8 14] () Ss iſt jtatthaft, daß nahegelegene 
Orle behufs Errichtung einer Fortbildungsjchule zufammen- 
treten, jofern dadurch die Gründung und Unterhaltung 
derjelben gefördert und erleichtert wird. Auch ijt es zu- 
läffig, Nichtlehrer für den Unterricht in einzelnen Zweigen, 
wie 3. B. Gewerbetreibende für das Zeichnen und Geo- 
metrie, praktijche Dkonomen für die Landwirtichaftslehre, 
Geiftlide für Gejchichte, Geographie und Literatur zu 
beichäftigen. Beſtimmt der Schulvorjtand im Ginver- 
ftändniffe mit der kirchlichen Vertretung, daß ih an 
den Unterricht in der Fortbildungsichule auch ein weiterer 
Religionsunterricht anfchliegen foll, jo darf durch eine 
folhe Einrichtung die für den obligatorischen Yortbil- 
dungsunterricht geforderte Minimal-Stundenzahl (Abſatz2 
des Geſetzes) keine Schmälerung erfahren.° 

(4) Die Fortbildungsichulen werden der Negel nad) 
für die verjchiedenen Religionsparteien gemeinjchaftlich, 
alfo ohne Berückſichtigung des Konfeljionsverhältnijjes 
(val. 8 6 des Gejebes), eingerichtet. 
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8 35. 131818.] () Diejenigen evangeliſch-lutheriſchen 
Lehrer und Lehrerinnen, welche auf Grund der beitan- 
denen Prüfungen zur Erteilung von Religionsunterricht 
berechtigt jind, haben das Gelöbnis konfefjioneller Treue 
nach folgender Formel abauleijten: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich das Evangelium von 
Chriſto, wie dasjelbe in der Heiligen Schrift enthalten 
und in der erjten ungeänderten Augsburgifchen Kon- 
fejlion, jowie in den beiden Katechismen Dr. Luthers 
bezeugt ift, nad) bejtem Wiljen und Gewiſſen lauter 
und rein lehren will.“ 

(10) Dieje Formel ift von dem zu Verpflichtenden, nach- 
dem jie ihm vorgelefen und er auf deren Bedeutung 
hingewiejen worden ift, wörtlich nachzujprechen und deren 
getreue DBefolgung durd) Handichlag zu bekräftigen.? 
Über die erfolgte konfejjionelle Verpflichtung ift in jedem 
einzelnen Falle eine von dem zu Verpflichtenden mitzu- 
unterjchreibende befondere NRegijtratur aufzunehmen und 
an das Evangelifch-Iutheriiche Landeskonfiftorium einzu- 
jenden.® 

(11) Die Verpflichtung der Lehrer bei ſpäterem MWechfel 
ihrer Stellen gejchieht durch Hinweifung auf ihre früheren 
Gelöbniſſe unter Abnahme des Verjprechens, denfelben 
auch in der neuen Stellung treu bleiben zu wollen. 

(12) Über die konfejjionelle Verpflichtung nichtevange- 
licher Lehrer wird von der kirchlichen Behörde, bzw. Ver— 
tretung der betreffenden Religionsgejellihaft Beftimmung 
getroffen, und es hat der Verpflichtete eine Abſchrift des 
hierüber aufgenommenen, die Berpflichtungsformel ent- 
haltenden Protokolls an den Bezirksjchulinjpektor ab- 
zugeben. 


8 57. [3uU829.] (1) Da die Beaufjichtigung der Schule 
vom Drtsjchulvorjtande im Auftrage des Gtaates 
ausgeübt wird, jo folgt hieraus von ſelbſt die Befugnis 
der oberjten Schulbehörde, den Ortsjchulinfpektor, wenn 
er jeine Pflichten vernachläſſigt oder ſonſt zu der ihm 
übertragenen Funktion nicht geeignet erjcheint, dieſer 
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wieder zu entheben, um jie einer anderen geeigneten 
Perjönlichkeit zu übertragen. 

(2) Wohnt der Ortsſchulinſpektor außerhalb des Schul- 
orts und weiter entfernt als eine Wiertelmeile von der 
Schule, jo kann demjelben unbejchadet der gejeglichen 
Vorſchrift, wonach das fraglide Amt unentgeltlich zu 
verwalten ijt, von der oberiten Schulbehörde nach Gehör 
des Schulvorjtands als Entjhädigung für das Fort: 
kommen ein aus der Schulkaffe zu gewährendes Pauſch— 
quantum zugejprochen werden. 

(3) Bei Ausübung der Aufjiht über den Neligions- 
unterricht hat ſich der betreffende Geijtlihe das zum 
Anhalt dienen zu lafjjen, was in 8 29 Abſatz 3 des 
Geſetzes den Drtsjchulinipektoren vorgefchrieben ift. Won 
der ihm zujtehenden Befugnis, dem NReligionsunterrichte 
beizuwohnen, wird er fo oft, als es ihm im Snterejje 
des leßteren zu liegen jcheint, Gebraudy machen. Über 
etwaige Ausjtellungen wird er fich dem Lehrer gegen- 
über äußern, oder jie nach Umjtänden im Schulvorjtande, 
bzw. bei dem Bezirksjchulinjpektor zur Sprache bringen. 
Der Schulvorjtand, bzw. der Bezirksjchulinfpektor haben 
die bei ihnen angebrachten Wünſche oder Bejchwerden 
des beaufjichtigenden Geiftlichen in jorgfältige Erwägung 
zu ziehen und dem lekteren ihre Entichliegung darauf 
zu eröffnen, damit derjelbe, jofern eine Verſtändigung 
nicht zu erzielen fein follte, feine vorgejeßte Behörde um 
DVermittelung angehen kann.? 

1. Über die Bedingungen der Aufnahme |. oben ©. 322 
Anm. 2. 

2. Die Zulaffung zum Religionsunterricht in der Mehrheits- 
ſchule folgt hieraus nicht (WD. des KultMin. vom 24. Aug. 1876). 


3. Die Bezirksjchulinfpektion wird folchenfalls an das Kult» 
Min. Bericht zu erjtatten haben. 

4. Die Frage, ob diejer Unterricht als ausreihend anzu— 
jehen jei, ift nicht von den Schulbehörden, fondern von der 
Vertretung der betreffenden NReligionsgefellfchaft zu entſcheiden 
VD. des KultMin. vom 29. Mai 1879). 

5. Wenn diejer Hinweis unterlaffen wird, fo wird dies zwar 
Anlaß zu einer dilziplinellen Nüge geben, aber die Wirkung 
‚der Beharrung, nidyt aufheben können. 
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6. Die Bezirksichulinipektoren find veranlaßt worden, die 
Geijtlihen tunlichit zu unterjtügen, wenn fie den Fortbildungs— 
Tchulunterricht durch Neligionsjtunden zu erweitern oder inner- 
halb desfelben von Zeit zu Zeit religiöfe Unterredungen zu 
halten beabjichtigen (GenVD. des KultMin. vom 11. Juli 
1892). Bei Zufammenlegung der Ratehismusunterredungen mit 
dem Fortbildungsichulunterricht Kann eine Teilnahme an dem 
eriteren durch fhulgefegliche Strafen (8 5 Abi. 4 des Gefeßes) 
nicht erzwungen werden (Cod. ©. 524 Anm. 74), — Dal. im 
allgemeinen KonſBl. 1893, 10; 1894, 8. 

7. Das Gelöbnis Konfeffioneller Treue iſt zugleich mit dem 
Amtseid, und zwar vor demfelben abzunehmen (VD. des Kult— 
Min. vom 19. Sept. 1871). Megen der Ginführung in das 
kirchliche Amt ſ. Fiſchers 3. 4, 217. 

8. Überreihungsbericht iſt nicht erforderlich. 

9, Uber die Grundfäße bei Revijion des Neligionsunterrichts 
vgl. VD. des LRonj. vom 12. April 1875 GKonſBl. S. 29). Diejelbe 
enthält das Nähere über die Zuftändigkeit der Pfarrer ($ 1), 
Beſuch des Unterrichts, Prüfung des Schultagebudys ujw. (8 2), 
Beiprehung mit den Lehrern ev. Anzeige ($ 3), Sahresbericht (8A), 
fünfjährige Nevifionen der Ephoren (88 5, 6), Zufammenwirken 
zwiichen Schule und Kirche (8 7), Tahresberichte der Ephoren 
(8 10), Rommiffare des LKonf. (8 11). — Vgl. hierzu BD. des 
2Ronf. vom 2. Juni 1881 (KonſBl. ©. 51). 


d) Die Redtsitellung der Gemeindeglieder. 


Vorbemerkungen. 
1. Die Rirchgemeindemitgliedfhaft ift entweder a) einfache 
Kirchgemeindemitgliedſchaft oder b) ſolche mit Berechtigung der 
Teilnahme am Sakrament des Altars (erworben durch Kon- 
firmation, ſ. oben Ar. 50) oder c) ſolche mit voller Stimm- 
berechtigung in der Gemeinde (f. KVuSO. 8 8 oben ©. 48). 
2. Die Kirchgemeindemitgliedfchaft ſchlechthin Kann erworben 
werden: 
a) durh Taufe (f. oben Ar. 49 und ©. 285 Anm. 1), 
b) durch konfeffionelle Erziehung im Bekenntnilfe der evan- 
gelifch-Tutherifchen Kirche (6. vom 1. Nov. 1836 $ 18; Ausf- 
BD. vom 25. Aug. 1874 8 15, oben Nr. 53 u. 56), 

e) duch Konfirmation (f. oben Ar. 50 und ©. 318 Anm. 5 e), 

d) durch Aufnahme. Bei Angehörigen aufgenommener dhrijt- 
licher Bekenntniffe muß Übertritt (Mandat vom 20. Yebr. 
1827 unten Ar. 57), bei Ungetauften die Taufe (Er- 
wachfenentaufe, Agende ©. 188, ſ. oben ©. 285) voraus- 
gehen. Yorm der Aufnahme: Agende ©. 250, 

e) duch MWohnfignahme von Nichtſachſen, Die dem evan- 
gelifch-Iutherifchen Bekenntnis angehören, in einer evan- 
geliſch-lutheriſchen Parochie im Königreich Sachſen. An- 
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gehörige einer unierten evangelifhen Kirche Deutichlands 
werden zur Landeskirche gerechnet, wenn ſie nicht ihren 
Anſchluß an die evangelijch-reformierte Gemeinde Sachſens 
erklären (Fiſchers3. 39, 171). 

Megen der Grenzparodien ſ. oben ©. 6. 

3. Die Kirchgemeindemitgliedfcehaft wird verloren a) durch 
Tod, b) duch Wohnfignahme außerhalb Sadjens, ec) durch 
Übertritt (Mandat vom 20. Zuni 1827 unter Nr. 57) oder d) 
durch Austritt (6. vom 20. Juni 1870 unter Wir. 58). 

4. Die Rechte der Kirchgemeindemitglieder erjtrecken jich auf 
die Teilnahme an den Gottesdienjten und den kirchlichen 
Handlungen, am Abendmahl von der Konfirmation an, auf 
das Recht der Patenſchaft (f. oben ©. 284). Inwieweit die 
Mitglievihaft VWorausfegung für Ausübung des Patronats it, 
f. oben ©. 122. 

5. Die Pflichten der Kirchgemeindemitglieder find teils Rul- 
tifcher Art, Pflicht zum Gottesdienſtbeſuch und Sakraments— 
gebrauh (j. oben ©. 259); zu chrijtlihem Lebenswandel 
(f. oben ©. 49); zu konfefjioneller Kindererziehung (f. oben 
©. 314). Megen Verlegung diefer Pflichten |. AO. unten Ar. 59. 
Seils find diefe Pflichten finanzieller Art (vgl. KStG. unter 
Nr. 73). Wegen Gebührenpflicht |. KG. Ar. 71. 


57. Mandat, den Übertritt von einer rijtlihen Kon- 
fejfion zur andern betreffend; vom 20, Februar 1827. 
(SS. ©. 30.) 


Mir Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Sadjen ufw. tun hiermit kund und zu wiljen: daß 
Mir für gut befunden haben, in Rückficht des Übertrittes 
von einer chriftlihen Konfeſſion zu einer andern, folgen- 
des anzuordnen: 


81. Der Übertritt von einer driftlichen Konfeljion! 
zu einer andern kann nicht gehindert werden, wenn nur 
der Übertretende? das einundzwanzigite Jahr jeines 
Alters erfüllt hat, und nicht in einem ſolchen Geijtes- 
und Gemütszuftande jich befindet, der ihn zu einer nad) 
freier Überzeugung zu fallenden Entſchließung überhaupt 
unfähig madt. Es ſoll jedoch minderjährigen Perſonen in 
‚articulomortis der Ubertritt zu einer andern Konfeſſion unter 
den in 8 8 erfolgenden Beitimmungen geftattet ſein. 


82. Wer zu einem ſolchen Übertritte fi bewogen 
findet, hat fein Vorhaben bei dem Drtspfarrer jeiner bis- 
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herigen Konfefjion, oder wenn mehrere derjelben dajelbjt 
angeftellt find, bei dem erjten Geiftlichen feines Wohnorts,? 
perjönlich anzuzeigen, welcher ihn fodann über die Wich- 
tigkeit desjelben zu belehren und zu dejjen nochmaliger 
reiflicher Erwägung während einer Bedenkzeit von vier 
Mochen, zu ermahnen hat. 


8 3. Bei diejen Belehrungen und Ermahnungen hat 
ſich der Geijtliche eine Herabwürdigung der Konfefjion, 
zu der der Angemeldete überzutreten beabjichtigt, nicht 
zu erlauben.t 


S 4. Beharrt der Gemeldete, der ihm gejchehenen 
Vorftellungen ungeadtet, bei feinem Vorhaben, fo ift 
„ihm von dem Geijtlichen ein jchriftliches Zeugnis, wegen 
der gejchehenen Anzeige, und wegen deſſen Entlajjung 
aus feiner bisherigen Kirchengemeinde auszuftellen.? 


85, Ohne ein ſolches Zeugnis und ohne vorgängige 
Prüfung und Vorbereitung darf Rein Geiftlicher den 
Übertritt eines andern criftlihen Glaubensverwandten 
zu feiner Kirche gejtatten und denjelben zu feiner Kirchen— 
gemeinde aufnehmen, fondern er iſt im Kontraventions- 
falle, mit einer Geldbuße von fünfzig Talern ——- 
und im Miederholungsfalle mit Suspenjion und, nad) 
Befinden, mit NRemotion vom Amte zu bejtrafen. 


8 6. Ein geheimer Übertritt zieht, jobald er bekannt 
worden ijt, nicht nur ebenjo, wie ein öffentlicher, den 
Verlujt des an eine bejtimmte, von dem Übertretenden 
verlajjene KRonfejjion gebundenen Amts- oder Zamilien- 
rechts, jondern noch überdies im erjten Falle, injofern 
ein geleijteter Neligionseid verlegt worden, eine bejon- 
dere angemefjene Beitrafung, und in beiden Fällen die 
Nejtitution der feit dem Übertritte zur Ungebühr ge- 
zogenen Nußungen nad) fi. 


87T. Gollte ein Geijtliher ein Individuum in feine 
Kirche, mit dem Vorbehalte, ſich dejjen ungeachtet äußer- 
lih zu feiner bisherigen Kirche halten zu dürfen, auf- 
nehmen, jo ijt er mit Remotion vom Amte zu bejtrafen. 
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88. Ein in articulo mortis erfolgter Übertritt ift für 
dejjen Perjon gültig; jedoch muß derjelbe im Falle der 
Geneſung feine Betätigung in der 82flg. vorgejchriebenen 
Maße erhalten Auf die Kinder des lIbergetretenen 
hat der gejchehene Übertritt, es möge Beftätigung erfolgt 
jein oder nicht, keinen Bezug. 


8 9 Ale Verleitung zum Übertritte dur Ver— 
Iprehungen, Drohungen oder Herabwürdigung der 
andern Konfeljion wird von der kompetenten Obrigkeit 
dejjen, der jich ihrer jchuldig macht, mit fünfzig Talern 
— = — = Geldbuße oder im Wiederholungsfalle noch härter, 
bei Oeijtlihen irgendeiner Konfejjion aber, mit Dienit- 
entlajjung beitraft. 


8 10. Von dem Tage des erfolgten Übertritts an hört 
der Übergetretene auf, unter dem Geſetze und der geift- 
lihen Behörde der verlajjenen Kirche zu ftehen, verliert 
die Nechte der Mitglieder derjelben, und wird aller 
Rechte und DVerbindlichkeiten der andern Kirche teilhaft, 
ohne daß jedoch eine rückwirkende Kraft des Übertritts 
ftattfinden kann; indem vielmehr auch der Übergetretene 
alles das, was er bis zu feinem Übertritte genofjen hat, 
behält, dagegen auch, wozu er bis dahin verbunden war, 
zu leijten ſchuldig bleibt. 


8 11. [Aufgehoben durch das Gefeß, die Ehen unter 
Perſonen evangelifchen und katholifchen Glaubensbekennt- 
nijjes ujw. betreffend, vom 1. November 1836 — G— 
u. B.-BI. von 1836 ©. 299]. 

Nach vorjtehendem haben fich alle geiftliche und 
weltliche Behörden, auch ſonſt alle, welche es angeht, 
gebührend zu achten und daran Unſern Willen und 
Meinung zu vollbringen. 

1. Die Anwendung des Geſetzes iſt beichränkt auf den 
Übertritt von einer ausdrücklich als jolher aufgenommenen 
chriſtlichen Konfefjion (evangelifch- lutheriſch, römiſch-katholiſch, 
evangeliſch⸗reformiert, deutich-katholiih) im Sinne von 8 56 
der Berfaffungsurkunde. Der Übertritt von Konvertenten 
aus anderen Religionsgefellihaften zur evangelifch-Lutheriichen 
Kirche unterliegt diefen Beſchränkungen nicht, 3. B. Übertritt 
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aus der ifraelitifchen Neligionsgemeinde (6. vom 10. Juni 
1904 8 6; AusfVO. vom 29. Juni 1904 $ 11), von Diffidenten 
f. unten ©. 335 Wote 2. 


2. Das Öefeß findet auch auf Nichtfachfen Anwendung, vor- 
ausgefeßt, daß ſie in Sachſen ihren Wohnfiß haben, nicht etwa 
nur vorübergehend aufhältli oder zum Zwecke des Kon- 
feſſionswechſels nah Sachen gekommen find (Cod. ©. 131, 
Note 2). — Dfterreicher können bis auf weiteres auch nad 
Heimatsrehht (Erklärung vor der Bezirkshauptmannidaft) in 
Sachſen übertreten (VD. vom 12. Dez. 1913, KonſBl. ©. 146). — 
Megen Übertritts während der Unterbringung in Gefangenen- 
anftalten vgl. Cod. ©. 132 Note 3. 


3. Menn am Wohnorte mehrere Parochien vorhanden find, 
it der erjte Geijtliche der Parochie zuftändig, in der der Kon- 
vertent wohnt (BD. des KultMin. vom 1. Dez. 1879, Cod. 
©. 132 Note 5). — Über. die Legitimationserfordernijje des 
Übertretenden ſ. unten ©. 137 Anm. 10b. 

4, Jede hinhaltende und verzögernde Behandlung der Sade 
ift zu vermeiden (BeR. des LKonf. vom 28. Okt. 1912, KonſBl. 
©. 88). — Der GÖeiftliche hat fich bei den Übertrittsfällen als 
Drgan der Staatsgewalt zu betrachten, ſich auf Die genaue 
Befolgung des Mandats (Feititellung der Handlungsfähigkeit, 
Belehrung und Ermahnung nad $ 2, Erkundigung nad) den 
Beweggründen des Übertritts) zu beichränken. Vgl. VO. des 
KultMin. vom 23. Mai 1839 (GVBL. ©. 168; Cod. ©. 230 
Note *). — Dal. im übrigen Filhers3. 20, 253. 

5. In dem Zeugnis ijt nichts weiter zu-bekunden, als daß 
nach erfolgter Beobachtung der Vorjchriften in 88 1—4 des 
Mandats dem ÄÜbertritte des Angemeldeten Kein Hindernis 
mehr im Wege ſtehe. Das Zeugnis iſt auch auszujtellen, 
wenn nach vier Wochen nur jchriftlic), nicht perſönlich, Der 
Beharrungswille erklärt wird (Bek. des LKonſ. vom 30. Won. 
1912, KonſBl. ©. 98). Das Zeugnis ijt nicht dem Konvertenten 
auszuhändigen, ſondern ohne Verzug an denjenigen Geiſtlichen 
der andern Konfelfion, welcher die Aufnahme zu vollziehen hat, 
unmittelbar zu überjenden. Diefer Geijtliche hat jodann fofort 
nach vollgogener Aufnahme dem Ausjteller des Zeugniljes 
ſchriftlich Nachricht hierüber zugehen zu laffen, wenn jich Die 
Aufnahme aber jehs Monate verzögert, dem Ausjteller des 
Zeugniſſes über die Gründe der Verzögerung Mitteilung zu 
machen, im Todes- oder Erledigungsfalle aber das Zeugnis 
zurückzufenden. Die Vollziehung einer Aufnahme ift nad) Ab— 
lauf des fechsmonatigen Zeitraums nur, noch nach eingeholter 
Zuftimmung der vorgejegten kirchlichen Behörden jtatthaft 
(Cod. ©. 134 Anm. 8; BD. des LRonf. vom 24. April 1900, 
KonſBl. ©. 34). Rechtswirkſam wird der Übertritt erjt mit 
der Aufnahme in die neue Konfefjion (Cod. ©. 133 Note 9). 
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Dieſe Kann ſchon in der pfarramtlichen Beitellung zum Abend- 
mahl gefunden werden (FiſchersZ3. 27, 191). 

Bon jedem in articulo mortis vollzogenen Übertritt hat 
der mitwirkende Öeiftliche binnen 24 Stunden dem Drtspfarrer 
der bisherigen Konfeljion jchriftlihe Mitteilung zu machen 
(BD. des LKonſ. vom 10. Nov. 1902, KonſBl. ©. 132). 

7. Über die tabellarijche Anzeige über die Übertritte f. Bek. 
des LRonf. vom 3. Febr. 1876 (RonjBl. ©. 9). Wegen der pfarr- 
amtlichen Sporteln in Übertrittsfällen ſ. Cod. ©. 133 Mote 7. 


58. Gejeß, die Einführung der Zivilftandsregijter 
für Perfonen, welche keiner im Königreiche Sachjen 
anerkannten Religionsgeſellſchaft angehören, und 
einige damit zufammenhängende Bejtimmungen be— 
treffend; vom 20, Juni 1870, 
(GVBL. ©. 215.) 


Mir, Johann, von Gottes Gnaden König von 
Sachſen uſw. verordnen mit Zuftimmung Unſerer ge- 
treuen Stände, wie folgt: 


8 20, (1) Der Austritt! aus einer vom Gtaate 
anerkannten Religionsgejellihaft? ift, auch wenn 
er ohne? gleichzeitigen Übertritt zu einer anderen folchen 
Neligionsgejellichaft erfolgt, einem jeden Staatsangehöri- 
gen,*5 welcher das 21 Lebensjahr überjchritten hat, ge- 
itattet.d. Es wird jedoch der Austretende jo lange? als 
Mitglied feiner zeitherigen kirchlichen Gemeinde betrachtet, 
als er nicht jeinen Austritt feinem ordentlichen Richter? 
perjönlich zu Protokoll angezeigt, dabei aber zugleich 
glaubhaft nachgewiejen? hat, daß er dem Pfarrer feiner 
Parochie vier Wochen vorher die Abficht, auszutreten, 
zu erkennen gegeben hat.!% ujw. 

(8) Die in Gemäßheit dieſer Vorfchriften aus ihrer bis- 
herigen Neligionsgemeinjchaft austretenden Perſonen find 
in ein von dem Gerichte, vor welchem die Austritts- 
erklärung erfolgt ift, zu führendes Verzeichnis (Diffidenten- 
regiſter) einzutragen." f 

1. Die ſächſiſche Gefeßgebung unterfcheidet zwiſchen Über- 
tritt (f. oben ©. 331 ff.) und Austritt. 


2. Unerkannte Religionsgefellfchaft. Darunter find zunächſt 
die aufgenommenen chrijtlichen Konfejfionen im Sinne von 8 55 
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der Verfaffungsurkunde (evangelijch - lutheriiche, evangelijch- 
reformierte, römijch-Ratholifche, deutſch-katholiſche) zu verjtehen. 
Aber auch die durch bejfonderes Gejeß oder Verwaltungsakt 
anerkannten Religionsgefellichaften (3. B. griechifch-katholifche) 
find hierher zu rechnen. Nach 8 6 des G. vom 10. Juni 1904 
(GVBL. ©. 206) gelten die Vorfchriften des Gejeßes aud für 
Sfraeliten analog. Zum Eintritt der Ifraeliten in eine auf- 
genommene Kirche bedarf es keines Austritts (Geſetz 8 6; 
AusfVO. vom 29. Juni 1904 $ 11). Ebenſo nicht beim Ein- 
tritt von Difjidenten in folche (S. 318 Anm. dd). 

3. Dem Austretenden iſt es unbenommen, religionslos zu 
bleiben in dem Ginne, daß er keiner Religionsgeſellſchaft 
rechtlich zugehört (Motive zu $ 19 des Entwurfs). 

4. Das Gejeß findet auch auf VBerfonen Anwendung, welche 
zwar nicht fächlifche Staatsangehörige find, jedocd im König— 
reich Sachſen ihren Wohnfig haben (Romm. des KultMin. vom 
21. Kebr. 1889, Cod. ©. 422 Anm. 4). 

5. Gine Ghefrau, welche ihren Austritt zu Protokoll er- 
klärt, bedarf ebenfowenig der Zuftimmung ihres Ehemannes, 
als der Ehemann beredtigt ift, namens feiner Ehefrau deren 
Austritt zu erklären (VD. des KultMin. vom 7. Ian. 1873, 
Cod. ©.426 Vote 10A). Wegen des Rechts des Waters zur Be- 
jtimmung des Mitaustritts der Kinder ſ. oben ©. 317 Anm. 3. 

6. Nach vollzogenem Austritt (f. Note 7) gilt der Ausgetre- 
tene nicht mehr als Mitglied der chriftlichen Konfeſſion, der er 
bis dahin angehörte. Alle finanziellen Rechte der bisherigen 
Religionsgemeinfchaft erlöſchen, joweit nicht Hinfichtlich der 
kirchlichen Grundſteuer und Beligwechlelabgabe eine Aus— 
nahme nad) $ 7 oder 8 13 8StG. eintritt. Ebenſo erlöfchen 
alle Rechte, die der Ausgetretene an die verlajjfene Neligions- 
gejellfchaft hatte, insbejfondere Kirchenvorftands- und Synodal- 
amt. Wegen des Patronats val. KG. vom 8. Dez. 1896 $ 1 
Ar. 1, oben ©. 122. 

7. Gnticheidend für den Zeitpunkt des Austritts ijt der 
Abſchluß des gerichtlichen Austrittsprotokolls.. Das Gericht 
bat dem Pfarrer, der das Entlaffungszeugnis ausgeitellt hat, 
vom Regijtereintrag Mitteilung zu maden (Bek. vom 26. Tan. 
1878, KonſBl. ©. 19). Dal. $ 601 der GeſchO. für die Jujtiz- 
behörden. Das Pfarramt hat dem Kirchenvorftand wegen der 
Mahlliiten Mitteilung zu machen (Cod. ©. 424 Note 7). 

8. Drdentlicher Richter it das Amtsgericht des Wohnjiges 
des Austretenden. Über Befchwerden befindet das Land— 
gericht, auf weitere Befchwerden das Oberlandesgericht (6. vom 
15. Juni 1900 8 4, SählORG. 31, 466). 

9. Der Nachweis kann nur durch das nad) $ 11 der AusfVO. 
zu erteilende pfarramtliche Gntlaffungszeugnis geführt werden. 

10. Pfarramtliches Verfahren: 

a) Zujtändig ijt der Pfarrer (VD. vom 30. Nov. 1901 88 3 
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und 6, GVBL. ©. 177). Die Abmeldung muß vom Austretenden 
perjönlich erklärt werden (Cod. ©. 422 Anm. 5; BD. vom 2. Jan. 
1878, Konjdl. ©. 1). 

b) Zur Legitimation genügt in der Regel Vorlegung des 
Taufzeugniſſes. Hat der Pfarrer aber durch Tatfachen begrün- 
deten Anlaß, an der Fortdvauer der Kirchenzugehörigkeit zu 
zweifeln, fo kann er weitere Unterlagen verlangen. Hierfür 
können nad) Befinden KRonfirmationsfchein, Trauichein, Tauf- 
zeugnis eines Kindes, das Empfangsbekenntnis über entrich- 
tete Rirchenfteuern dienen (VD. des LRonf. vom 17. April 1913). 

e) Ob und inwieweit der Geiftliche während der vierwöchent- 
lihen Bedenkzeit feelforgerlich auf den Austrittswilligen ein— 
wirkt, ijt feinem Takt zu überlajfen (val. Ber. der Il. Kammer, 
LTAkt. 1870 Abt. 3 83.1 ©.326). Seelforgerliche Bemühungen 
find dem Geijtlichen empfohlen (VD. des LKonſ. vom 22. Juli 
1881, KonſBl. ©. 89). Eine Einwirkung des Predigers der 
Sekte, der jich der Austretende erjt anfchließen will, iſt wäh- 
rend der Bedenkzeit verboten (BD. des KultMin. vom 15. Aug. 
1899; Böhme, Dilfidentengefet ©. 32). 

d) Über die nach 8 20 beim Pfarrer erfolgte Anmeldung 
des beabjichtigten Austritts hat der Pfarrer, dafern nad) Ab— 
lauf von vier Wochen darum angefuht wird, ein Zeugnis 
auszujtellen. Zugleich hat der Pfarrer Nachricht zum Kirchen- 
buche zu bringen (AusfVO. vom 20. Juni 1870 8 11, GVUL. 
©. 221). — Die in die Kirchgemeindekaffe fliegenden Gebühren 
find durch GenVO. des LKonſ. vom 21. März 1875 geordnet 
(Protokoll 1 .%, Gnlaffungszeugnis 1 .#, in beiden Fällen 
für jedes weitere Samilienglied je 50 9). Für Kinder unter 
14 Jahren ijt nichts zu berechnen GonſBl. 1875, 23 ff). Die 
Zeugniffe und Einträge find ftempelfrei (AusfVO. 8 13). Die 
Gerichtsgebühren find im G. vom 21. Juni 1900 88 12 u. 13 
(GVBL. ©. 327) fowie Tarif Nr. 96 (2 M 50 d) geordnet. 

11, Das Schema des Dilfidentenregijters iſt (AusfVD. vom 
20. Juni 1870) vorgejchrieben (vgl. $ 601 der GeſchO. für die 
Juſtizbehörden). Löſchungen im Diffidentenregijter bei Rück— 
tritt zur Landeskirche Find gebührenfrei (Bek. vom 2. Tan. 1882, 
KonſBl. ©. 1). 


59, Kirchengefeg, einige Beitimmungen über die 
Aufrechterhaltung kirchlicher Ordnung betreffend;! 
vom 1, Dezember 1876, 

(GVBL. ©. 712.) 

Die in Evangeliceis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen unter Zuftimmung der Evangelifch-lutherifchen 

Zandesiynode, wie folgt: 

Böhme, Kirchengeſetze. 2. Aufl. 22 
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8 1. Dafern evangelifch-Iutheriiche Gemeindemitglieder 
nad erfolgter Eingehung der Ehe vor dem Gtandes- 
beamten die kirchliche Trauung unterlafjen, jo hat zu— 
nächſt der zuftändige Geiftliche diejelben zur Erfüllung 
ihrer kirchlichen Pflicht jeelforgerifch zu ermahnen. Wenn 
dies ohne Erfolg bleibt jo hat der Kirchenvorſtand in 
gleicher Richtung vermittelnd einzuwirken.? 

Beides hat auch im Falle der Verzögerung der Taufe 
oder der Verzögerung der Konfirmation eines. Kindes 
evangelifch-lutherifcher Eltern zu gejchehen.? 

Übrigens kann, wo die örtlichen Werhältnijje dies 
rätlich erjcheinen lafjen, die vermittelnde Einwirkung 
des Kirchenvorjtands der feeljorgerlihen Grmahnung 
auch vorangehen. 


8 2, Bleibt aud) das vermittelnde Einjchreiten des 
Kirchenvorjtands ohne Erfolg, jo verlieren diejenigen, 
welche die Taufe oder Trauung unterlajjen oder die 
Konfirmation ihrer Rinder verweigern, die Stimmbe- 
rechtigung und die MWählbarkeit bei den Kirchenvor- 
ftandswahlen, foweit jie diejelben nad) 8 8 der Kirchen- 
vorjtands- und Synodalordnung vom 30. März 1868 
überhaupt befigen, jowie die Fähigkeit zur Übernahme 
eines anderen kirchlichen Ehrenamts, ingleichen find die- 
jenigen, welche bereits ein ſolches bekleiden, desjelben zu 
entheben.* 

Hierbei kommen die Beltimmungen in 8 8, beziehent- 
lid 8 29 der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung 
zur Anwendung. 


8 3. Die Unterlajjung der Taufe oder kirchlichen 
Trauung oder die Verweigerung ‚der Konfirmation zieht 
die Ausichliegung von dem Nechte, Patenftelle bei der 
Taufe eines Kindes zu vertreten, nad) fi. 

Hierüber iſt von der betreffenden Kircheninjpektion 
Entſchließung zu faſſen. 

8 4, Die in 88 2 und 3 beſtimmten Rechtsnachteile 
find zu verhängen, wenn ungeachtet der $ 1 gedachten 
Ermahnung die Taufe oder kirchliche Trauung nad) 
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Ablauf von jechs Monaten nach der Geburt des Kindes, 
beziehentli” nad) der Ehejchliegung vor dem Standes- 
beamten noch nicht erfolgt ift, ingleichen wenn entweder 
die Konfirmation eines Kindes, jener Ermahnung un— 
geachtet, ausdrücklich verweigert oder das Kind nad) 
Entlafjung aus der Schule ohne Neligionsunterricht be— 
laſſen und gleichwohl die Konfirmation ohne genügen 
den Grund verzögert wird.® 


8 5. Die nad) 88 2 und 3 geminderte kirchliche Voll- 
berechtigung ijt wieder zu erteilen, wenn das betreffende 
Gemeindemitglied die ihm zur Laft fallende Verſäumnis 
in der Beobachtung der kirchlichen Ordnung durch deren 
nadträgliche Erfüllung gejfühnt oder, dafern dies nicht 
mehr möglich ijt, durch feine weitere Führung als Mitglied 
der Kirche das gegebene Ärgernis gehoben hat.” 


$ 6. Angetauft gebliebene Kinder find zwar zu dem 
Religions- und Konfirmandenunterrichte zuzuziehen, er— 
langen jedoch, jo lange jie nicht getauft oder konfirmiert 
find, Keinen Anjprud auf die Rechte mündiger Mit— 
glieder der Kirchengemeinde?) 


8 7, Das Evangeliſch-lutheriſche Landeskonjiftorium 
wird mit der Ausführung dieſes Rirchengefeßes beauftragt. 
Dresden, den 1. Dezember 1876. 


1. Das Kirchengefeß regelt nur Difziplinarmaßregeln gegen 
Kirchgemeindeglieder aus Anlaß der Tauf-, Trauungs- und Kon— 
‚ firmationsverweigerung. In Ddiefem Zufammenhang war die 
Aufnahme der Verweigerung des AUbendmahls und die Ver- 
jagung kirchlichen Begräbniffes nicht am Plate. Die Aus— 
Ihliegung aus der evangelifch-Iutherifchen Landeskircheüberhaupt 
iſt der fähhfischen Kirchengefeggebung fremd (vgl. hierzu all- 
gemeine Motive zum Kirchengejegentwurf Cod. ©. 694). Die 
Vortdauer der Gültigkeit der älteren Vorſchriften über die 
Abendmahlsfeier (Generalartikel vom 1. Jan. 1580 Urt. X; Er— 
ledigung der Landesgebrechen vom 22. Juni 1661 8 20; Rev. 
Synodalgeneraldekret vom 15. Sept. 1673 8 29 und BO. des 
Dberkonfijtoriums vom 22. Mai 1713) ift bei den Synodal- 
verhandlungen ausdrüklid anerkannt worden (Cod. ©. 59, 
68, 695 Anm. 10). 

2, Bol. $ 1 der AusfVD. vom 12. Dez. 1876. 

3 Wenn Gheleute oder Gltern, bevor fie die Kirchliche 

22% 
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Trauung oder die Taufe ihrer Kinder nachgeſucht haben, die 
Parodie verlaffen, hat das Pfarramt derjenigen Parodie, in 
der diefelben ihren Wohnfig nehmen, Mitteilung zu maden, 
nötigenfalls behufs Einziehung der erforderlihen Nachrichten 
ſich mit der betreffenden PBolizeibehörde ins Wernehmen zu 
ſetzen GGenVO. des LKonſ. vom 27. Mai 1876, Konjl. ©. 41; 
vol. Vo. des LRonf. vom 20. Nov. 1876, KonſBl. ©. 127), 
wonach die Polizeibehörden angewiejen find, von ungetrauten 
Ehepaaren und ungetauften Kindern im Zuzugsfalle dem Pfarr- 
amt Nachricht zu geben. 

4. Die Vorſchriften in 88 2 ff. find auch auf die in Sadjen 
lebenden evangelifhen Ausländer anzuwenden (vgl. auch VD. 
des LKonſ. vom 10. San. 1887, KonſBl. ©. 4). — Gegen An- 
dersgläubige (Katholiken) ijt das Verfahren nit anwendbar. 
Doc follen hinfichtli der Patenſchaft katholiſche Trau- und 
Taufſäumige nicht beifergejtellt werden als evangelifche (VD. 
des LRonf. vom 20. Tuli 1897, Filchers3. 19, 117). 

5. Der Rechtsverluft tritt ohne weiteres ein. Die Verfügung 
der Kircheninjpektion hat dies auszujpredhen (VO. des LKonſ. 
vom 27. April 1897, Fiſchers3. 19, 247). 

6. Die Entziehung des Patenrechts tritt nicht ohne weiteres 
ein, fondern muß von der Kircheninfpektion verfügt werden. 
Die Kircheninfpektion hat ein diskretionäres Ermeſſen, Bann 
nochmals verjtändigen und ermahnen, eventuell weitere Erörte- 
rungen vornehmen und dieſe dem Kirchenvorjtand vorlegen 
(BD. des LRonf. vom 27. April 1897, FilherZ. 19, 247 ff.). 
Hat eine Perfon, der das Recht zum WPatenjtehen nad) $ 3 
aberkannt ijt, als Pate fungiert, fo ift fie zwar im Kirchenbud) 
nit einzutragen, aber der Sachverhalt zu erwähnen (VD. 
vom 11. Febr. 1879, KonſBl. ©. 22). 

7. Die Wiedergewährung der Vollberehtigung iſt nicht unbe— 
dingt vom Antrage des Beteiligten abhängig (Cod. ©.695 Anm. 12). 

8. Zuziehen ift nicht im Sinne eines Zwanges gemeint. 
Die Geiftlichen follen die Kinder nur teilnehmen lajjen und 
dazu auffordern (Cod. ©. 696 Note 14). 


60. Verordnung (des Evangelijch-lutherifchen Landes- 
konfiftoriums) zur Ausführung des Kircdhengejeßes 
vom 1. Dezember 1876, einige Beitimmungen über 
die Aufrechterhaltung kirchlicher Drdnung betreffend; 
vom 12, Dezember 1876, 
(GVBL. ©. 713.) 
Zur Ausführung des obengenannten Rirchengejeges 


wird mit Zuftimmung. der in Evangelicis beauftragten 
Staatsminijter nachſtehendes verordnet: 
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Zu 81 des Gefeßes. 

8 1. Über die Art und Weiſe der vermittelnden Ein- 
wirkung der Kirchenvorjtände haben in dem vorliegen=- 
den RKirchengejege jpezielle Vorſchriften nicht getroffen 
werden jollen. Cs bleibt vielmehr der ortskundigen Er- 
wägung des einzelnen Kirchenvorftands, an welcher auch 
deſſen Vorſitzender, der Drtsgeiftliche, teilzunehmen hat, 
überlafjen, in welcher Weife er feiner Aufgabe, das jeine 
kirchliche Piliht verfäumende oder vermweigernde Ge- 
meindemitglied zu deren Erfüllung anzuhalten, am zweck— 
mäßigjten genügen zu können glaubt und ob und in- 
wieweit er hierfür allgemeine Negeln zur Richtſchnur 
aufitellen oder fein Vorgehen von der Geitaltung des 
einzelnen Falles, insbejondere auh mit Nücjicht auf 
die VBerjönlichkeit der beteiligten Gemeindemitglieder ab- 
bängig maden will. 

Sm Hinblik auf den großen Wert, welcher auf die 
hier fragliche Tätigkeit der Rirchenvorftände gelegt werden 
muß, und die Neuheit der denjelben anvertrauten Auf- 
gabe behält fich jedoch das Landeskonjijtorium vor, an 
diejelben eine hierauf bezügliche bejondere Anſprache zu 
richten.! 

Zu 82 des Öefeßes. 

8 2, Bei der nad) 8 8 in der Kirchenvorjtands- und 
Synodalordnung in Verbindung mit Punkt II der Ver— 
ordnung, die Einfegung der Kirchenvorjtände uſw. be= 
treffend, vom 30. März 1868 den Kirchenvorjtänden ob- 
liegenden Aufitellung der Wahllifte haben diejelben fort- 
an auch darauf ihr Augenmerk zu richten, daß die in 
die Lifte einzutragenden Gemeindeglieder, außer dem 
Belige der im Abſatz 1 und 3 des vorangezogenen $ 8 
vorgezeichneten Eigenjchaften, die bejtehenden kirchlichen 
Drdnungen in bezug auf die Taufe und die Konfirmation 
ihrer Kinder und die kirchliche Trauung gehörig be= 
obachtet haben, und mithin ſolche Gemeindemitglieder, 
welchen diejes Erfordernis der Stimmberedhtigung und 
Mählbarkeit mangelt, und welhe daher nad) 88 2 
und 4 des vorliegenden Kirchengejees diejes kirchliche 
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Ehrenrecht verwirkt haben, in die obgedachte Liſte nicht 
einzutragen. 

Nicht minder find Gemeindeglieder, welche jenes Er- 
fordernijjes erjt nach der erfolgten Aufitellung der Lifte 
verlujtig gehen, in der leteren von den Kirchenvorftänden 
wieder in Wegfall zu bringen. 

Mird ein Gemeindeglied in den Kirchenvorjtand ge- 
wählt, welches nicht in die Wahllifte eingetragen war, 
jo hat der Kirchenvorftand dejjen MWählbarkeit auch mit 
Rückſicht auf das Erfordernis der gehörigen Beobach— 
tung der kirchlichen Ordnungen, in bezug auf Taufe, 
Konfirmation und Trauung zu prüfen und in Ermange- 
lung desjelben der erfolgten Wahl die Genehmigung zu 
verjagen. 

Zu 83 des Geſetzes. 

8 3. Die Rircheninjpektionen haben in den unter $ 3 
des vorliegenden Gejeßes fallenden Angelegenheiten 
nach den für reine Verwaltungsfachen bejtehenden Vor— 
Ihriften und mit Vermeidung aller Weiterungen zu ver- 
fahren. 

Gegen deren Entſchließungen fteht den Beteiligten die 
Anrufung der Entjcheidung des Evangelijch-lutheriichen 
Zandeskonjijtoriums offen. 


Zu 84 des Geſetzes. 

8 4, Die im Eingange diejes Gejegesparagraphen er- 
wähnte Verhängung der in 88 2 und 3 bejtimmten 
Rechtsnachteile ijt lediglicy in dem ſchon in 88 2 und 3 
diejer Verordnung erläuterten Sinne aufzufaſſen. Ins— 
bejondere leidet dies in betreff der in 8 2 des Gejeßes 
geordneten Nechtsnachteile der Ausjchliegung von der 
Stimmberehtigung und MWählbarkeit Anwendung. Cs 
findet demnach neben der Ausjchliegung von der Auf: 
nahme in die Lijte der Stimmberechtigten und Mähl- 
baren und nad) Befinden der Streichung in folder, ſo— 
wie der Jurückweifung Gewählter, welche nicht in der 
Mahlliite gejtanden haben, eine etwaige weitere aus- 
drückliche Ausjchliegung von dieſem Ehrenrechte nicht ſtatt. 
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Zu 85 des Geſetzes. 

85. Die MWiedererteilung der kirchlichen Vollberech— 
tigung wird nicht ausichliegli durch ein darauf gerich— 
tetes ausdrückliches Geſuch der beteiligten Gemeinde- 
glieder bedingt, jondern kann aud von dem Kirchen- 
vorftande aus eigener Bewegung eingeleitet werden, und 
wird von derjelben Stelle beſchloſſen, von welder die 
Entziehung der fraglichen kirchlichen Berechtigungen ver- 
fügt worden ift. 

Dresden, den 12. Dezember 1876. 


1. Diefe Anſprache (vom 14. Dezember 1876) ift im Konjl. 
©. 150 ff. abgedruckt (vgl. auch Cod. ©. 699 Note 2). Auch iſt 
durh BO. vom 17. Aov. 1879 (KonſBl. ©. 109) eingeſchärft 
worden, das für den Fall der Taufverzögerung einzufchlagende 
Verfahren im Interejje der möglichjten Aufrechterhaltung der 
fehswöchentlihen Tauffrift tunlichſt zu befchleunigen (vgl. Cod. 
©. 699 Note 1). 


IV. Abteilung. 
Finanzverwaltung. 


a) Allgemeiner Finanzbedarf der Landeskirche. 


Vorbemerkungen. 


1. Seit der Reformation wird der Aufwand, den die all- 
gemeine Verwaltung der evangelifch-Iutherifchen Landeskirche 
erfordert, als jtaatlicher Aufwand behandelt "und bedeckt. 
Hieran iſt auch dur die Verfaffungsurkunde vom 4. Sept. 
1831 nichts geändert worden. 

Nah dem Staatshaushaltsetat für die Jahre 1914/15 wer- 
ven vom Etaat getragen unter 

Kapitel 89 die Koften des Evangelifch-Tutherifchen Landes— 
konfiftoriums, insbejondere die Bejoldungen des Bräfidiums, 
der vortragenden Näte, Hilfsarbeiter und jurijtifchen Sekretäre, 
der außerordentlihen Mitglieder, des Kanzlei- und PDienft- 
perfonals und der Gejhäftsbedürfnifje, zufammen 211144 M; 

Kapitel 93 der Aufwand für die Superintendenturen und 
allgemeinen Ausgaben für die evangelifch-Iutherifche Zandes- 
kirche, insbefondere Beihilfen für kirchliche Bauten, Zulagen 
an Geiftlie und geiftliche Stellen (1184000 M), Entſchaͤdi— 
gungen für weggefallene Akzidenzien (619491 M), Benfionen 
an Geiſtliche (1 174000 M), Benfionen an Witwen und Waifen 
(565 000 M), zufammen 4194163 #; 

Kapitel 100 jtiftungsmäßige und privatrechtliche Leiſtungen 
der Staatskaſſe für Kirhen- und Schulzwecke, insbeſondere 
für den evangelifchen Hofgottesdienjt, vier Präbenden aus den 
vormaligen Stiften Merjeburg, Naumburg und Zeiß. 

2. Neben den Staatszufhüflen jtehen dem Kirchenregiment 
zur Deckung allgemeiner landeskirchlicher Bedürfniffe die Er— 
trägniffe einiger Fonds zur Verfügung. Hierher gehören: 

a) Der allgemeine Kirchenfonds. Der Grundftork entitand 
dur) eine Sammlung der Synodalmitglieder 1876 (Konjl. 
a 124; 1877, 15). Statut vom Jahre 1884 nachſtehend 

2.61. 

b) Die Neue Gejangbudhskaffe hat den Zweck, die Landes- 
kirche mit den eingeführten Gejangbücdern und Berikopen- 
büchern, ſowie mit anderen Druckfchriften durch deren Herftel- 
lung und Verbreitung zu verforgen und aus ihren Überfhüffen 
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diejenigen Maßnahmen und Veranftaltungen zu unteritüßen, 
welche zur Förderung der Zwecke und Aufgaben der Landes- 
kirche gereihen und für welche andere Fonds und Hilfsquellen 
entweder gar nicht oder nicht in zureihendem Maße zu Ge- 
bote jtehen. Die Kaffe wird durd das Landeskonjijtorium 
verwaltet und vertreten. Die Rechnungsabſchlüſſe werden all- 
jährlih im Konfiftorialblatt veröffentlicht. Die Kafjen- und 
Rehnungsführung erfolgt durd die Kultusminijterialkalje 
(Statut vom 29. Nov. 1911, Konj®l. ©. 150). Die Kaſſe als 
juriftiihe Perſon des öffentlihen Rechts und das Statut ſind 
vom Aultusminifterium dur Dekret vom 8. Dez. 1911 ge- 
nehmigt (KonſBl. ©. 153), Da die Kaffe öffentlichrechtliche 
Aufgaben erfüllt, ijt ihre Tätigkeit nicht Gewerbebetrieb und 
a einkommenfteuerpflichtig (WD. des FinMin. vom 15. Dez. 
1911). 

ce) Die Landespfarrkaffe hat den Zwek, nah Maß ihrer 
jeweiligen Mittel zur Aufbefferung und fonftigen angemejjenen 
Regelung des Einkommens jtändiger Geiſtlicher, insbejondere 
auch durch Alterszulagen beizutragen. Über die Leijtungen 
der Kaffe bejtimmt auf Grund des unter Mitwirkung des 
Synodalausfhuffes aufzuftellenden Haushaltplans das Lan— 
deskonfiftorium. Die Stiftung wird vom Präfidenten des 
Zandeskonfiltoriums ev. dejfen Stellvertreter vertreten, Die 
Rechnungsabichlüffe werden veröffentlicht (Saßung vom 30. Aug. 
1906, KonſBl. ©. 98). Die Kaffe ift als rechtsfähige Stiftung 
auf Grund von 8 80 BGB. vom Aultusminijterium genehmigt 
(Dekret vom 24. Sept. 1906, KonſBl. ©. 100). 

3. Die aus älterer Zeit ftammenden, zum Teil aus Bei- 
trägen der Geiftlihen herrührenden Fonds, der Emeritierungs- 
fonds (Ende 1913 219600 #), der Witwen- und Waiſenpen— 
fionsfonds (Ende 1913 2154780 M) werden vom Aultus- 
minifterium verwaltet. Ihre Zinfen fliegen in den Gtaats- 
haushalt (Kap. 93). 

4. Sm übrigen jtehen dem Kirchenregiment für allgemeine 
landeskirchlihe Zwecke nur die Erträgnilfe der allgemeinen 
Zandeskollekten zu (f. nachſtend Ar. 62). Ein Bejteuerungs- 
recht hat die Landeskirche als joldhe nicht. 


61. Statut für die unter dem Namen „Allgemeiner 
Kirchenfonds der evangelifch-Tutherifchen Landes- 
kirhe im Königreiche Sachen“ errichtete Stiftung; 
vom 7, November 1884. 
KonſBl. 1886, 45.) 


Mit Genehmigung der in Evangelieis beauftragten 
Staatsminifter hat das evangelijch-lutherifche Landes- 


346 IVa. Allgemeiner Finanzbedarf der Landeskirche. 


konfiftorium befchloffen, die unter dem Namen „Allge— 
meiner Kirchenfonds“ bejtehende, dem Zandeskonjijtorium 
zur DVerwahrung, Verwaltung und Verwendung anver- 
traute Vermögensmaſſe zu einer felbjtändigen Gtiftung 
zum Beſten der evangelijch-lutherijchen Landeskirche im 
Königreihe Sachen unter dem Namen: 

„Ullgemeiner Kirchenfonds 

der evangelijch-lutheriichen Landeskirche 

im Königreihe Sachſen“ 
und unter den nacdjtehenden jtatutenmäßigen Feſt— 
jegungen zu erheben und für diejelbe die zu Erlangung 
der juriftiichen Perſönlichkeit nad) $ 6 Abſatz 1a des 
Gejeßes, die jurijtiihen Perſonen betreffend, vom 
‘15. Juni 1868 erforderliche Genehmigung der zujtän- 
digen Staatsbehörde nachzuſuchen.“ 


8 1. Die Stiftung hat den Zweck, mit den ihr zur 
Verfügung ſtehenden Mitteln den Interejjen der evan- 
gelifch-lutherifhen Kirche des Landes in folhen Fällen 
zu dienen, wo die erforderliden Mittel aus Gtaats-, 
Kirchgemeinde-, Kirchen- und anderen ſchon vorhandenen 
geeigneten Kaſſen und Yonds nicht oder nicht in hin- 
reichendem Maße bejchafft werden können. 


8 2. Der Stiftung ift das gejamte, dermalen von 
dem Landeskonjijtorium verwahrte und verwaltete Ver— 
mögen des Allgemeinen Kirchenfonds zu überweijen, 
auch bezieht diejelbe fortan die Erträgnijje der mit Ge- 
nehmigung der in Evangelieis beauftragten Gtaats- 
minifter zum Beten des Allgemeinen Kirchenfonds be- 
willigten jährlichen Landeskollekten,? ſowie den in gleicher 
Meife demjelben aus der Klengeljchen Stiftung gewid- 
meten jährlihen Zufhuß von 3000 M, wie derjelben 
denn aud künftig alle für den Allgemeinen Kirchen- 
fonds bejtimmten Zuwendungen von Kirchenärarien und 
Privaten zufließen. 

8 3. Ferner ift der Gtiftung zugehörig die Ver— 
mögensmajje der dem Allgemeinen Kirchenfonds von 
dem Kaufmann %. in Leipzig mit urſprünglich 50000 M 


— 
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gewidmeten Schenkung; doch ijt diefelbe unter Inobacht— 
nahme der von dem Schenkgeber in betreff der Ver— 
waltung und Verwendung der Schenkung getroffenen 
Beitimmungen als ein bejonderer Stiftungsfonds zu be— 
handeln und über die Verwaltung desjelben alljährlich) 
anhangsweije zur Hauptftiftungsrechnung NRechnung zu 
legen.? 

8 4. Die Vertretung der Stiftung nad) außen jteht 
dem jedesmaligen Präjidenten des evangelijch-Tutherischen 
Sandeskonfijtoriums, in dejjen Behinderung dem ver- 
faſſungsmäßigen Stellvertreter desjelben zu. 


8 5. Über die Verwendung der Mittel der Stiftung 
bejtimmt das evangelifch-lutherifche Landeskonfijtorium; 
es darf jedod das Stammmvermögen derjelben nicht an- 
gegriffen werden. 


8 6. Das unangreifbare Stammvermögen der Gtif- 
tung bilden, außer denjenigen 3000 .#, welde die Mlit- 
glieder der zweiten ordentlichen Landesſynode bei Über— 
reichung der von ihnen am Schluffe derjelben gefammelten 
und durch Hinzufchlagung eines Betrages von 1169 M 
von den inzwilchen erwachjenen und nicht verwendeten 
Zinfen bis auf den gedachten Betrag zu erfüllenden 
Spende von 1831 M dazu bejtimmt haben, die dem 
Fonds feit feinem Beftehen zugeflofjenen und ferner zu— 
fliegenden Cinnahmen, mit alleiniger Ausnahme der 
Zinfen von den kapitalijierten Beträgen. 


87 Die Verwaltung des Kafjen- und Rechnungs» 
wejens der Stiftung gejchieht durch Kafjenbeamte des 
Zandeskonfijtoriums, die Prüfung der Rechnungen durd) 
die Rultusminifterialrechnungserpedition. 

8 8 Die Juftifikation der Jahrestechnuugen erfolgt - 
durch Beſchluß des evangelifch-lutheriihen Landeskonji- 
jtoriums. 

8 9, Das Landeskonfijtorium wird, wie zeither, in 
geeigneten Zeiträumen in feinem DVerordnungsblatte den 
Dermögensbeitand des Allgemeinen Kirchenfonds und 
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die gejchehenen Verwendungen aus demjelben veröffent- 
lichen.“ 


Dresden, den 7. November 1884. 


1. Die Stiftung iſt auf Grund von 8 6a des ©. vom 
15. Juni 1868 verb. mit $ VII des PublG. vom 16. April 1873 
ſamt vorjtehendem Statute vom Aultusmintijterium genehmigt 
worden (Abdruck des Dekrets KonſBl. 1886, 48). 


2. Bol.$1 Ziff. 5u.Yder BO. vom 1. Juli 1913 (Konfl. ©.63). 


3. Der dem Allgemeinen Kirchenfonds im Jahre 1883 vom 
Raufmann Felix) in Leipzig gejchenkte Betrag von 50000 # 
foll für Zwecke der Parodialteilungen und der Gehaltsauf- 
bejferung der Geiftlichen, namentlih im Erzgebirge, jowie für 
Kirchenbauten verwendet werden. Das Kapital der Gtiftung 
wird getrennt verrechnet (Bek. des LKonſ. vom 7. Mai 1883, 
KonſBl. ©. 86). 


4. Die Rehnungsabichlüffe werden alljährlich im Konfiftorial- 
blatt veröffentlicht (vgl. KonſBl. 1913, 16 ff.). 


62. Verordnung des (Evangelifch-Tutherifchen Zandes- 
konfijtoriums), die allgemeinen Kirchenkollekten be— 
treffend; vom 1, Juli 1913. 

(GVBL. ©. 176.) 


Mit Zuftimmung der in Evangelieis beauftragten 
Herren Staatsminijter wird hinfichtlich der allgemeinen 
Kirchenkollekten ($ 5 Ziff. 27 und 8 7g des Kirchen- 
gejeges vom 15. April 1873 — ©. u. B.-Bl. ©. 376 —) 
jowie des Verfahrens bei Einfammlung derfelben und 
bei Einjendung der Kollektengelder folgendes verordnet: 


8 1. Aljährli find allgemeine Kirchenkollekten zu 

jammeln: 

1. am Epiphaniasfejte für die evangelifch-Tutherifche 
Heidenmifjion, 

2. am Sonntag Ejtomihi für die Ricchliche Jugend- 
pflege, 

3. am erjten Bußtage für die von dem Landespereine 
für innere Mifjion der evangelifch-lutherifchen Kirche 
in Sachſen gepflegten Anftalten und Zwecke chrift- 
liher Liebeswerke, 
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4. am erjten oder zweiten Djterfeiertage — nad) Wahl 
des Rirchenvorftandes — für die Sächſiſche Haupt- 
bibelgejeljchaft, 

5. an beiden Pfingjtfeiertagen für den allgemeinen 
Kirchenfonds, 

6. am zehnten Sonntage nad) Trinitatis für die Miſſion 
unter Iſrael und die Evangelijationsarbeit im Hei- 
ligen Zande, 

7. am Reformationsfefte für den Guftav-Adolf-Verein, 

8. am Totenfejtjonntage für die kirchliche Verſorgung 
der evangelijhen Deutjchen im Auslande, 

9. am Silveftertage (31. Dezember) für den allgemeinen 
Kirchenfonds. 


8 2, Die Veranſtaltung weiterer alljährlich wieder- 
kehrender oder einmaliger allgemeiner Kirchenkollekten für 
kirhlihe Zwecke (3. B. Neubau von Kirchen und dergl.) 
bleibt, wie bisher, der im einzelnen Yalle mit Genehmi- 
gung der in Evangelieis beauftragten Staatsminijter von 
dem Zandeskonjiftorium zu-treffenden bejonderen Anord— 
nung vorbehalten. 


8 3. Die allgemeinen Kirchenkollekten jind in allen 
evangelijch-lutherijchen Kirchen des Landes - und von 
Kirchgemeinden, die eine Kirche nicht bejigen, in dem 
von ihnen benugten gottesdienftlihen Raume nit nur 
im Hauptgottesdienjte, jondern auch bei allen anderen 
öffentlichen Gottesdienften zu jammeln, die an dem vor- 
gejchriebenen Kollektentag abgehalten werden. 

Sn Kirhen (Neben, Schweiter-, Tochterkirchen), in 
denen nicht an allen Sonn- und Feiertagen, wohl aber 
mindeftens aller 14 Tage öffentlicher Gottesdienſt jtatt- 
findet, ift die Kollekte, ſofern fie auf einen gottesdienjt- 
freien Tag fällt, am nächſten oder vorhergehenden Sonn— 
‚oder Feiertage zu ſammeln. 


84. Die allgemeinen Kitchenkollekten find, wo all- 
jonntäglicyer Gottesdienft jtattfindet, am Sonntage vor- 
her im Hauptgottesdienfte, in jedem Fall aber außerdem 
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am Kollektentag in allen öffentlichen Gottesdienjten von 
der Kanzel aus abzukündigen. 

Bei der Abkündigung ijt in geeigneter Weiſe der 
Zweck der Kollekte, darzulegen und es jind hierzu die 
etwa vom Landeskonjijtorium veröffentlichten Mitteilungen 
zu benußen. 


85. Die Sammlung hat am Scluffe des Gottes- 
dienjtes in Behältniffe Büchfen, Becken oder Teller) zu 
gejchehen, die an jämtlichen Ausgängen der Kirche auf- 
gejtellt werden müjjen. 


8 6. Geldjammlungen für andere Zwecke dürfen bei 
öffentlichen Gottesdienjten am Kollektentage keinesfalls 
‚vorgenommen werden, mit alleiniger Ausnahme des 
Klingelbeutel(ZimbelJumgangs für das Kirchenärar, wo 
jolher noch in alter Weiſe während des Gottesdienjtes 
Itattfindet. 

Es dürfen daher am Kollektentage Sammelbüchjen 
oder jonftige Behältnifje zur Einlegung von Geldjpenden 
für den Klingelbeutel (Zimbel) oder für andere Zwecke 
weder an den Ausgängen der Kirche noch in der Nähe 
diefer Ausgänge am Schluſſe des Gottesdienjtes aufge- 
jtellt werden oder aufgeftellt bleiben. 


8 7, Die Pfarrer und die jeweilig amtierenden Geift- 
lihen find dafür verantwortlich, daß den vorjtehenden 
Vorſchriften nachgegangen wird. 

Die Zählung des Kollektenertrags hat im Beijein des 
Pfarrers oder eines von dieſem Beauftragten durch ein 
weltliches Mitglied des Kirchenvorftands oder einen Be— 
amten oder Kirchendiener zu erfolgen. 


88 Don den Pfarrämtern ijt der Ertrag jeder all- 
gemeinen Kirchenkollekte ohne Verzug und längitens 
innerhalb 8 Tagen nach dem Kollektentag an die Super: 
intendentur, in der Dberlaufig an die Kreishauptmann- 
Ihaft Bautzen als Konfiftorialbehörde, abzuliefern. 

Die in der Wfraparochie zu Meißen, in der evange- 
lichen Hofkircche zu Dresden, im Dome zu Meißen, in 
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der Univerjitätskirche zu Leipzig und in der Sächſiſchen Be- 
amtengemeinde zu Bodenbach gefammelten Beträge werden 
unmittelbar und jofort an die in 8 11 bezeichneten Emp- 
fangsitellen abgeliefert. 


8 9. Die in 8 8 geordnete Xblieferung hat ausjchließ- 
lid) in Geld zu erfolgen, und zwar durch Poſtanweiſung, 
Zahlkarte oder jonjt durch jichere Hand. Die Einjendung 
von Briefmarken oder jonjtigen bloßen MWertzeichen ijt 
unjtatthaft. 

Auf dem Abschnitte der Poſtanweiſung, der Zahl- 
karte oder auf bejonderem Lieferjchein iſt die abjen- 
dende Gtelle zu nennen, die Kollekte nach Tag und 
Zweck zu bezeichnen und der wirklich eingegangene Er- 
trag anzugeben. 

Etwaiger Abzug von Poftgeld oder unvermeidlichen 
Ummechjelungskojten ijt unter Bezifferung des Betrags 
bejonders zu erwähnen. Dieje Vermerke find von dem 
bei der Zählung des Kollektenertrags beteiligt ge- 
wejenen weltlihen Mitgliede des Kirchenvorjtands, Be— 
amten oder Kirchendiener unter Angabe feiner dienit- 
lichen Eigenſchaft zu unterfchreiben und vom Pfarrer 
durch Mitunterfchrift unter Beidruck des Kirchenitempels 
zu bejtätigen. 

Sollte ein einzujendender Ertrag überhaupt nicht vor- 
handen fein, jo ijt eine in gleicher Weiſe zu unterſchrei— 
bende und zu unterjtempelnde Beicheinigung hierüber 
einzureichen, in welcher ebenfalls die abjendende Gtelle 
zu nennen und die Kollekte nad) Tag und Zweck zu 
bezeichnen, überdies aber der Grund des Ausfalls anzu— 
geben ift (Fehlſchein). 

8 10. Bei den Superintendenturen und der Areis- 
hauptmannſchaft Baugen als Konjitorialbehörde find 
die eingehenden Poſtanweiſungs- oder Zahlkartenab- 
Ihnitte und Lieferfcheine auf die ziffermäßige Nichtig- 
keit ihrer Angaben, insbejondere auf die Übereinftim- 
mung mit den eingejendeten Beträgen und auf die Be- 
obachtung der Vorſchriften in S 9 jorgfältig zu prüfen. 
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Stellen fich hierbei Unrichtigkeiten oder Zweifel her- 
aus, jo iſt, dafern fie nicht wegen der Geringfügigkeit 
des Gegenftandes übergangen werden können, für jo= 
fortige Erörterung und Bejeitigung zu Jorgen. 


8 11. Die Superintendenturen und die Kreishaupt- 
mannjchaft Baußen als Konjijtorialbehörde jenden den 
Gejamtbetrag der einzelnen allgemeinen Rirchenkollekte 
aus ihrem Bezirke binnen vier Wochen nah dem 
Rollektentag ein, und zwar den Ertrag der Kollekten 
für den Sächſiſchen Hauptmijjionsverein, den Landes- 
verein für innere Mifjion, die Sächſiſche Hauptbibel- 
gejelljchaft und den Guſtav-Adolf-Verein unmittelbar an 
diefe Stellen, den Ertrag aller übrigen allgemeinen 
Kirchenkollekten aber an die Rafje des Evangelijch-Tuthe- 
riſchen Landeskonjijtoriums. 

Auch diefe Ablieferung hat durch die Poſt oder ſonſt 
durch fichere Hand zu geſchehen und gleichfalls aus- 
ſchließlich in Geld. 

Beizugeben iſt jedesmal ein Verzeichnis ſämtlicher 
Kirchen des Bezirks mit Einſchluß der Neben-, Schweſter— 
und Tochterkichen und der bei jeder von ihnen ein- 
gegangenen Beträge, die zu jummieren find. Etwaige 
Abzüge der Superintendentur ujw. an Poſtgeld jind 
unter Bezifferung des Betrags bejonders zu erwähnen. 
Diejes Verzeichnis, welches zugleich als Lieferjchein dient 
und die abjendende Stelle, jowie die Kollekte nad) Tag 
und Zweck zu nennen hat, ijt gehörig zu unterjchreiben 
und gleichfalls zu unterjtempeln. 

Die von den einzelnen Pfarrämtern eingegangenen Poſt— 
anweifungs- und Zahlkartenabjchnitte und Lieferjcheine 
jowie etwaige Fehlſcheine find jedesmal mit einzufenden. 


8 12. Hinſichtlich der Kollekten bei den Militärgottes- 
dienten bewendet es bei den in 8 32 Ubjaß 1 der evan- 
gelifch-Tutherifchen militärkirhlichen Dienftordnung für 
die Königlich Sächſiſche Armee vom 2. April 1911 GVer— 
ordnungsblatt des Evangelijch=lutherifchen Landeskon— 
fiftoriums Seite 24flg.) getroffenen Bejtimmungen. 
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$ 13. An der den einzelnen Kirchgemeinden jchon 
jeither zugejtandenen Berechtigung, in ihrer Kirche für 
örtliche kirchliche Einrichtungen unter dazu einzuholender 
Genehmigung der Kircheninjpektion Kollekten an den 
Kirchentüren zu veranftalten, wird durch vorjtehende Vor— 
ſchriften nichts geändert (vgl. jedoch 8 6). 

Ebenjo bleibt die Bejtimmung in $ 3 Ziffer 12 der 
DBerordnung, die Konfiftorial- und Injpektionsbefugnifje 
über die evangelifch-lutherifchen Kirchen der Oberlaufit 
betreffend, vom 12. September 1874 (G.- u. B.-Bl. 
©. 299) über die „Genehmigung von Rirchenkollekten 
in der Dberlaufig, vorbehältlich der Anordnung allge- 
meiner Rirchenkollekten durch das Landeskonjiftorium“ 
unberührt. 

Die genannten kirhlihen Behörden haben jedoch 
darauf zu achten, daß bei Anberaumung jolcher örtlicher 
beziehentlich befonderer Kollekten billige NRückjicht auf 
die allgemeinen Kirchenkollekten genommen wird, und 
erſtere nicht jo gelegt werden, daß der Ertrag der leß- 
teren beeinträchtigt wird. 


$ 14. Alle übrigen bisher über die allgemeinen Kirchen- 
kollekten erlafjenen Verordnungen, foweit fie nicht ſchon 
aufgehoben oder für erledigt erklärt worden find, ins- 
bejondere die Verordnungen des Evangelifch-lutherifchen 
Zandeskonjijtoriums 
vom 12. Februar 1875 (V.Bl. d. Ev.-luth. Landes— 
konjiftoriums ©. 6), 
vom 22. Juni 1875 (8.81. d. Eo.-luth. Landeskon- 
lijtoriums ©. 46), 
vom 6. Dezember 1876 (B.-Bl. d. Ev.luth. Landes— 
konſiſtoriums ©. 133), 
vom 19. September 1879 (B.-81. d. Ev.-Iuth. Qandes- 
konfiftoriums ©. 87), 
vom 2. Dktober 1883 (B.-Bl. d. Ev.-Iuth. Zandes- 
konfiftoriums ©. 128), _ 
vom 10. Februar 1888 (B.-Bl. d. Ev.-Iuth. Landes: 
konſiſtoriums ©. 8), 
Böhme, Kirchengeſetze. 2. Aufl. 23 
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vom 16. Juni 1902 (V.Bl. d. Ev.luth. Landeskon- 
fiftoriums ©. 52), 

vom 19. Oktober 1903 (V.Bl. d. Ev.luth. Landes- 
konjijtoriums ©. 86), 

vom 21. Oktober 1908 (B.Bl. d. Ev.-luth. Landes— 
konfiftoriums ©. 73), 

vom 7. November 1908 (8.-Bl. d. En.-luth. Landes- 
konjijtoriums ©. 79), 

vom 9. Januar 1913 (V.Bl. d. Ev.-Iuth. Landes- 
konfijtoriums ©. 1), . 

werden hiermit aufgehoben.! 


Dresden, am 1. Juli 1913. 


1. Nicht unter den Begriff der KRirchenkollekten fallende 
öffentlihe Geldfammlungen zu wohltätigen Zwecken bedürfen 
itaatlicher Genehmigung (Urmenordnung $13B 3, 88 103 u. 104). 
Die Zuftändigkeit der ſtaatlichen Behörden ijt geregelt durch 
BD. des Min. d. 3. vom 15. Febr. 1910 (GVBL. ©. 35). Samm- 
lungen für die Mifftion unter Heiden und Juden oder zur Unter— 
ftügung von Glaubensgenojjen in der Zerjtreuung können von 
der Volizeibehörde ev. Kreishauptmannſchaft genehmigt werden 
(BO. vom 15. Febr. 1910 Punkt 3). Sammlungen für die Los— 
von-Rom-Bewegung fallen nicht hierunter (Fiſchers 3. 37, 206). 
Tellerfammlungen find genehmigungspfligtig (Fiſchers3. 36, 
240; 37, 206). 


b) Das örtliche Kirchenftiftungsgut. 
Vorbemerkungen. 


I. Allgemeines. Das für die öffentliche Kirchenverwaltung 
in den einzelnen Parochien geitiftete Kirchengut zerfällt in 
zwei Arten: 

1. Das Kirchenlehn (als bewegliches Vermögen auch Kirchen- 
ärar genannt), d. i. dasjenige, das für den allgemeinen, ins- 
befondere den fachlichen Bedarf der Kirche gewidmet ijt. Ur— 
fprünglihe Bedeutung: die der Kirche geitiftete Hufe (aljo das 
Subjitrat), fpäter zugleih das Nechtsjubjekt, dem das Eigen— 
tum daran zufteht. Zum Kirchenlehn gehört die Kirche (das 
Kirchengebäude), der Gottesacer, jonitiger Grundbejig der 
Kirche, bewegliches Vermögen der Kirche. Der gejeßliche 
— des Kirchenlehns iſt der Kirchenvorſtand (KVUSD. 

26a). 

2. Die geiftlihden Lehen (Pfarrlehn, Diakonatlehn ufw., 
Kirchſchullehn). Sie find der Bejoldung der betreffenden Geiſt— 
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lihen oder Kirchichullehrer gewidmet. Der gejeßliche Vertreter der 
geiltlichen Lehen ift die Riccheninjpektion (KVBUSO. 8 26 Abſ. 4). 

Die jächlifche Kirchengefeggebung hält jonad) an der jog. 
Inftitutentheorie feft. Sowohl das Kirchenlehn wie die geilt- 
lihen Lehen find juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts 
und genießen zugleich die Rechtsfähigkeit des bürgerlichen 
Rechts. Heben beiden Arten können in der Parodie aud 
nod bloß privatrechtliche Stiftungen nad) 8 80 BGB. vor- 
kommen. — Im allgemeinen vgl. Abhandlung von Meiske; 
SäHORG. 6, 53 ff. und ib. 8, 329, 


Über die Rechtsſtellung des örtlichen Rirhenftiftungsguts 
gilt folgendes: 

a) Das Stiftungsgut fteht unter dem befonderen Schuße des 
Staates und darf jeinem Zwecke nicht entfremdet werden 
Berfl. 8 60, j. oben ©. 3). Es genießt hinſichtlich der 
Beiteuerung gewilfe Vergünftigungen. Zur Staatseinkommen- 
teuer ift das Einkommen nah $ 6 Ziff. 10 des G. vom 
24. Juli 1900 (GVBBl. ©. 562) nur beitragspflichtig, foweit es 
aus ſächſiſchem Grundbefig oder Gewerbe berrührt. Won der 
Staatsgrundfteuer find nah) 8Ab und c des ©. vom 9. Sept. 
1843 (GVBL. ©. 97) die Kirchen und Gottesäcer befreit. Der 
übrige Rirchliche Grundbeſitz iſt fteuerpflichtig, aber die frühere 
Steuerfreiheit, insbejondere der geijtlichen Zehen iſt durd 
Orumdjteuerentihädigungskapitale abgelöft, die beim Kirchen- 
ärar verwaltet werden und zur Srundjteuerdeckung beftimmt 
ind (Cod. ©. 256 Note 3 u. 4 [Filialen]. Zur Grgänzungs- 
jteuer (6. vom 2. Zuli 1902, GBBl. ©. 259) wird das Ver— 
mögen der kirchlichen Stiftungen nicht herangezogen. Das 
ſächſiſche Stempelgefeg vom 12. Jan. 1909 (GVLL. ©. 1) findet 
auf Urkunden der Stiftungen Anwendung. Der Tarifſatz 
Ar. 25 beträgt aber bei ausſchließlich kirchlichen Zwecken nur 
1/20). Bon der Gemeindegrundfteuer find Grundftücke und 
Gebäude nur befreit, foweit fie unmittelbar Zwecken des 
Oottesdienites und der Beltattung dienen (Kirchen, Gottes- 
äcker) und nur joweit fie bisher Befreiung genofjen (GemSt®. 
vom 11. Juli 1913 8 49a u. c, GVBBl. ©. 195). Hinſichtlich 
der Beſitzwechſelabgaben beſteht eine Befreiung der kirchlichen 
Stiftungen als ſolche nicht (vgl. Gem&tG. 88 8,,, 10,9). Bon 
der Gemeindeeinkommenfteuer find Kirchen und geiftliche Lehen 
völlig befreit (Gem&t®. 8 25a). Von der Schulgrundfteuer 
ind Kirhen und geijtlihe Wohngebäude nebit Zubehör be- 
freit (SchulSt6. vom 11. Juli 1913 $ 12b, GVBL. ©. 250). 
Oottesäcer find frei ($ 12e). Ebenfo find Lehen von Schul⸗ 
einkommenſteuer befreit (ShulSt6. 89 Ziff. 1). Zur Beſißz- 
wechjelabgabe jind die Lehen wie bei der Gemeindejteuer 
pflichtig (SchulStG©. 88 8, 10). Von der Kirchenfteuer ſowohl 
vom Grundbefik wie vom Ginkommen find die Lehen befreit 

23” 
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(KStG. vom 11. Juli 1913 88 9d u. 181,8, GVBl. ©. 223). 
— Bon der Reichserbichaftsiteuer genießen die ausſchließlich 
kirchlichen Stiftungen Befreiung bis auf 5%, Beträge unter 
5000 M find frei (RG. vom 3. Zuni 1906 8 12, NR6BL. ©. 621). 

b) Hinfichtlih des bürgerlihen Rechtsverkehrs (res extra 
commercium) unterliegt das kirchliche Stiftungsgut wejent- 
lihen Einfhränkungen. Zur Verminderung desjelben, zur 
Veräußerung des Grundbefiges einſchließlich der dinglichen 
Belaftung, jowie zur Aufnahme von Darlehen bedarf es der 
bejonderen Genehmigung der Konfijtorialbehörde (RO. vom 
15. April 1873 8 5 Ziff. 2, 87d; WO. vom 12. Sept. 1874 8 3 
Ziff. 9; KHaushG. $ 1 Abi. 1). Auch die Veräußerung des 
Kircheninventars ohne ſolche Genehmigung ijt verboten (. 
unten Ar. 65). — Auch die Zwangsvollftrekung in das Gtif- 
tungsvermögen ift wefentlichen Ginfchränkungen nad) $$ 1 bis 
6 des 6. vom 20. Juni 1900 (GVBl. ©. 322) unterworfen. 
Die Zwangsvolljtrekung darf erjt beginnen einen Monat nad) 
der Ankündigung (8 2); körperlihe Saden, die für den Kir- 
chendienjt unentbehrlich find, find unpfändbar; unentbehrliche 
Grundftücke dürfen mit Sicherheitshypothek belajtet, aber nicht 
verjteigert werden, über die Unentbehrlichkeit enticheidet das 
Sandeskonfiltorium, auf Anfechtungsklage das Dberverwal- 
tungsgericht (88 2 u. 6); für den Kirchendienjt unentbehrliche 
Sahen und Grunpdjtüke gehören nicht zur Konkursmaſſe, 
Konkurs iſt nur zuläſſig, wenn Landeskonfiſtorium ev. Ober— 
verwaltungsgericht Zahlungsunfähigkeit oder Überſchuldung 
feſtgeſtellt haben (88 4 u. 6). 

c) Dem Grundbudhszwange find Grundftüce der Stiftungen 
nur unterworfen, wenn diejelben veräußert oder mit einem 
anderen Rechte als einer Grunddienjtbarkeit belajtet werden 
follen, font nur auf Antrag ($ 5 der AusfVO. zur GBD. 
vom 26. Juli 1899, GWÜL. ©. 262). Doc find die Kirdhen- 
behörden angewiefen worden, für alle Lehnsgrundjtücke Folien⸗ 
anlegung zu beantragen (BD. vom 3. April 1865, Cod. ©. 349). 
Das Mähere über die Anerkenrung der Yolienentwürfe 
ib. ©. 350. 

II. Das Kirchenlehn insbefondere: 

1. Die Kirche (Kirchengebäude der Parodie) ift öffentliche 
Sache. Sie fteht unter dem befonderen Schuße des ©traf- 
gejeßes (gegen Unfug $ 166, gegen Diebjtahl $ 243,1, gegen 
Beihädigung 8 304, gegen Inbrandftekung $ 306 StGB.) 
Das Hausrecht in der Kirche wird durd den Pfarrer bzw. die 
kirchlihen Beamten ausgeübt. Das Kirchengebäude unterliegt 
dem ftaatlichen Verfiherungszwange gegen Brandihäden (©. 
vom 1. Zuli 1910 88 66 ff, GWEL. ©. 159; AusfVD. vom 
15. Okt. 1910, GVBL. ©. 375 Beilage Ar. I, 3; Dienjtanweifung 
vom 1. Juli 1910 828, GULLI. ©. 159), den Vorjchriften der 
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jtaatlichen Polizei ſowohl bei Erbauung (f. unten ©. 366 ff.) wie 
hinſichtlich der Sicherung gegen Feuersgefahr (WO. vom 10. Aug. 
1909, KonſBl. ©. 89). Die Kirche 2 ſelbſt — ſie aus Kirch— 
gemeindemitteln erbaut iſt, als Kirche bzw. Kirchenlehn im 
Grundbuche zu verlautbaren. Die Erklärung über die Kich— 
tigkeit des Grundbucheintrags ſteht dem Kirchenvorftand unter 
Genehmigung der Kircheninfpektion zu (VD. des JuſtWin. 
vom 28. Febr. 1870, Cod. ©. 349 Note Ac). Gegenitand des 
Rechtsverkehrs iſt die Kirche nur mit der Beichränkung, daß 
der öffentliche Gebrauch derjelben dadurch nicht bejichränkt 
werden kann (j. oben ©. 356b). Kapellen, Betitübchen und 
Rirchenftühle können nicht als befondere Sachen im Grund- 
buche eingetragen oder mit Hypothek belajtet werden (WD. des 
JuſtMin. vom 20. Aug. 1846, Cod. ©. 349 Note 4b). 

a) Die Errichtung von Kirchen hat nah den Vorſchriften 
des AllgBauG. vom 1. Juli 1900 und den kirchlichen Bau- 
vorſchriften (f. nachſtehend ©. 366 ff.) zu erfolgen. Über die Gin- 
weihung neuer Kirchen vgl. Agende ©. 247). Die Einweihung 
hat duch den Superintendenten zu erfolgen (Cod. ©. 229); über 
die Verpflichtung der Kirchgemeinden zur Errihtung und Er- 
haltung von Kirchengebäuden vgl. KHaush6. 8 3 Ziff. 1. 

b) Gebraudg. Die Kirchen find nur für den evangelifch- 
lutheriſchen Gottesdienjt und die kirchlichen Handlungen zu 
benugen, nicht zu politifchen Verfammlungen (AVBUSD. 8 21; 
©. vom 22. Nov. 1850 8 16) oder Verkündigung weltlicher 
Saden (Generalartikel vom 1. Jan. 1580 II unter 9). In 
der Kirhe dürfen Keine Leichenbejtattungen jtattfinden (©. 
vom 20. Juli 1850 8 6) und Keine Totenkränge aufbewahrt 
werden (Reikript vom 16. Sept! 1801, Cod. ©. 98). Die Kirchen- 
mauern dürfen nicht zum Anheften oder Ankleben von Be- 
kanntmacdhungen der Gemeindebehörden benutt werden (VO. 
des 2Konf. vom 29. Febr. 1876, Cod. ©. 628 Nr. 37). Das 
Dffenhalten der Kirhen an Wochentagen ift da, wo ein Be- 
dürfnis vorhanden ijt, zu geftatten und zu fördern (KultMin- 
- BD. vom 27. Jan. 1854, Cod. ©. 373 Note 68 a. E.). Über die 
Pflege kirchlicher Denkmäler und Altertümer vgl. WO. vom 
10. Juni 1892, SonſBl. ©. 111). — Ölockengebrauc bei Feuer- 
lärm: Fiſchers3. 13, 325. 

ec) Bejondere Gebrauchserlaubnis. Das Recht hierzu fteht 
der Rircheninfpektion zu, aber nicht ohne Zuftimmung des 
Rirhenvorftands und des Patrons (RVUSD. 8 21 Ab. 3). Zur 
Abhaltung der Gottesdienjte bei Tahresverfammlungen des 
Ouftav-Adolf-Vereins, des Haupt- und Zweigvereins der Leip- 
iger Miljion, den Feitfeiern der Hauptbibelgefellfehaft und der 
Kreisvereine für innere Milfion bedarf es keiner befonderen 
Gebrauchserlaubnis, es genügt Anzeige an den Ephorus (Cod. 
Ye = a 68, VD. des LRonf. vom 23. Aug. 1879, Konj- 

Bl. ©. 65). 
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d) Kirchftühle (Kirchenftände) find Plätze in der Kirche, die 
einzelnen Berfonen zur ausjchlieglichen dauernden Benußung 
überlaffen werden, ohne Eigentum und Grbredt. Die Ver— 
leihung erfolgt zu bejonderem öffentlichrehtlihen Gebraude. 
Aniprudh auf fog. Dffizialjftühle haben nur die VBerwaltungs- 
und Gerichtsbehörden, die Patrone, die Geiſtlichen und Kirchen- 
vorjteher (Generalartikel vom 1. San. 1580 XXXVI, Cod. ©. 42). 
Megen der Plätze für Militär vgl. Weber, Kirchenrecht 2, 657 ff. 
Die Übrigen eigentlichen Kirchenjtuhlberehtigungen werden 
duch Verleihung an Private erworben. Die Verleihung er- 
folgt, joweit nicht Obfervanz abweicht, durch den Kirchenvor— 
ftand nad) Maßgabe der aufzuftellenden Kirchſtuhlordnung, 
die der Genehmigung durch die Kircheninjpektion bedarf. 


aa) Die Erwerbung erfolgt regelmäßig durch Löſung, d. h. 
Zahlung der (ortsgejeglich oder obfervanzmäßig) bejtimmten 
Gebühren und Eintrag in das vom Kirchenvoritande zu füh- 
rende Stuhltegijter (Meber, Kirchenrecht 2, 635). Auch bei jog. 
Realjtühlen, d. h. Stuhlrechten, die mit dem Beſitze eines be- 
jtimmten Grundjtüks verbunden find, bedarf es in der Negel 
der Miederlöfung Jeitens des neuen Grwerbers (Weber, Kir- 
chenrecht 2, 651 ff.); ebenfo bei Erwerbung von Yamilienftühlen 
feitens der nädjitberechtigten Erben. Dem Grunpdftücserwerber 
bzw. dem Erben oder Verwandten fteht nur ein Vorredt auf 
Zöfung zu (Generalartikel vom 1. San. 1580 XXXVI; vgl. dazu 
Meber, Kirchenrecht 2, 643 ff). Gine Eintragung im Grund- 
buche erſcheint weder nötig noch jtatthaft (VD. des KultMin. 
vom 3. Sept. 1868; ſ. oben ©.356c). Der Erlös aus Kirchen- 
jtühlen ift als laufende Einnahme des Arars zu verrechnen 
(Cod. ©. 375 Note e). 


bb) Der Inhalt des Stuhlrechts beſchränkt fih im all- 
gemeinen auf Benugung während der für den Gottesdienſt 
bejtimmten Zeit. Der Stuhl darf weder verkauft noch ver- 
mietet werden. Das Kirchenſtuhlrecht kann aud nit durch 
Tejtament auf andere übertragen werden (Öeneralartikel vom 
1. San. 1580 XXXVI; Rejkr. vom 19. Juli 1686, Cod. ©. 65). 
Streitigkeiten gehören vor die kirchlichen Verwaltungsbehörden 
(j. oben ©. 132 ff). Der Inhaber hat die Verpflichtung, für 
bauliche Erneuerung bzw. Unterhaltung des Stuhls bzw. Bet- 
ftübchens beizutragen. 


cc) Das Kirchenftuhlrecht erlifcht Durch Verzicht oder mit 
der Auflafjung der Kirche (Abbruch) oder völligem Umbau, der 
die Meiterbenugung unmöglid madt. Iſt das Kirchenftuhl- 
recht nur auf Zeit oder auf Lebenszeit gewährt, mit diefem 
Zeitpunkt (Öeneralartikel vom 1. Tan. 1580 XXXVD. Bor- 
behalt bei Wegzug aus der Parochie: Meber, Kirchenrecht 
2 ©. 632, 633. 
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dd) Befonderes gilt hinfichtlich der ſog. Erb- oder Familien— 
fühle, Betjtuben u. dgl., bei denen ſich das einzelne in der 
Hauptjache nad) der Verleihungsurkunde richtet und bei denen 
in der Regel der Inhaber auch die Unterhaltungspflicht trägt 
Meber, Kirchenrecht 2, 659 ff.), was auch für die Amtsjtühle 
gilt Weber, Kirchenrecht 2, 658). Vgl. au) FifchersZ. 31, 166 
(Kompetenz). 


2. Der Gottesacker (Friedhof, Kirchhof) iſt der im Eigen- 
tume des Kirchenlehns jtehende, von der Kirche unterhaltene 
Begräbnisplaß, jteht ebenfalls als öffentlichrehtlihe Sache 
außerhalb des regelmäßigen bürgerlihen Rechtsverkehrs. Er 
ſteht unter dem befonderen Strafrehtsihuge des Staates 
(StGB. 88 166—168). Das Hausreht auf dem Gottesacker 
wird ebenfalls vom Pfarrer bzw. den kirchlihen Beamten 
ausgeübt. Der erjtere hat über die Zuläffigkeit der Grab- 
denkmäler und ihrer Inſchriften zu befinden (WO. des Kult- 
in. vom 12. Juli 1862, Cod. ©. 294 Wote 16); von GSelbit- 
mördern |. BD. vom 4. Juni 1877 (Cod. ©. 616 Anm. 3); von 
Difiidenten |. Cod. ©. 424; BD. vom 6. Dez. 1907 8 6 (SonſBl. 
©. 71). Über den Schuß vorhijtorifcher Altertüimer f. Cod. 
©. 785 Note 16c. 


a) Die Errichtung und Unterhaltung des Oottesackers liegt, 
foweit die Mittel des Arars nicht reichen, der Kirchgemeinde 
ob (AHaush6. 8 3 Ziff. 1). Gottesäcer, auch wenn das Areal 
aus Mitteln der Kirchgemeinde befchafft ift, find als Kirchen- 
lehen anzufehen und im Grundbuche einzutragen (BD. vom 
1. Xov. 1843, 2. April 1844 und 15. Dez. 1846, Cod. ©. 487 
Note 2a). Zur Anlegung eines neuen Gottesacers ijt die Ge- 
nehmigung des Landeskonfijtoriums bzw. in der Oberlaufit 
der Kreishauptmannfchaft Bauten als Ronfijtorialbehörde er- 
forderlih (RG. vom 15. April 1873 8 5 Ziff. 23; VO. vom 
2. Sept. 1874 8 3 Ziff. 11). Über die medizinalpolizeilihen Vor— 
Ihriften vgl. unten Wr. 64. 

Die Gottesäcker müſſen mit mafjiver Mauer umgeben fein. 
Ausnahmen (Heken, Zaun) nur mit behördlicher Genehmigung 
zuläſſig (Oeneralartikel XV von 1580, BD. vom 22. Mai 1882 
85 IV, KonſBl. 6.223). Die Errichtung folder Friedhofsmauern 
gilt nicht als Bebauung im engeren Sinne und begründet Reine 
Verpflichtung zur Leiftung von Straßenanliegerbeiträgen (Urt. 
des OVG. vom 11. Juli 1903, SächſOVG. 4, 259). 

Vor der Errichtung iſt das Gutachten der Medizinalpolizei- 
behörde (Bezirksarzt) herbeizuziehen (Initruktion derfelben vom 

‚10. Juli 1884 8 28 Ziff. 3 u. N. Die medizinalpolizeilichen 
Grundfäße enthält das Staatsgefeg vom 20. Juli 1850 (6GVBl. 
©. 183 ff.), |. unten Ar. 64. Mit der Ingebrauchnahme it in 
der Regel eine kirchliche Einweihung (beim erjten Begräbnis) 

verbunden. Über die kirchliche Form |. Agende ©. 249, 
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b) Über den Gebraud des Gottesacers hat die vom Kirchen— 
vorjtande aufzujtellende, von der Kircheninjpektion nach Gehör 
des Bezirksarztes zu genehmigende Gottesackerordnung das 
Nähere zu beitimmen. Der Gottesacker iſt zum Begräbnisplaß 
der in der Parodie verjtorbenen Kirchgemeindemitglieder be- 
ſtimmt. Iſt am Orte nit zugleich ein politifcher Friedhof, jo 
dient der Gottesacker zugleich als allgemeiner öffentlicher Be- 
gräbnisplag. Über Amtieren von Diljidentenpredigern |. VD. 
vom 6. Dez. 1907 8 5ff. Über Erhebung erhöhter Gebühren 
bei Angehörigen anderer Bekenntniſſe |. KStG. $ 35 Abſ. 3; 
BD. vom 6. Dez. 1907 8 3 GKonſBl. ©. 71). — Über Aufbewah- 
rung von Urnen bei Feuerbeitattung |. BD. vom 8. Nov. 1906 
8 4. Über das Amtieren katholifher Geijtlicher auf evange- 
liihen Friedhöfen vgl. VD. vom 22. Nov. 1906, oben Nr. 52. 
Über das Verhalten der Leichenbegleitung vgl. BO. vom 24. April 
1883 GKonſBl. ©. 75). Über Begräbnifjie von Diffidenten vgl. 
"BD. vom 6. Dez. 1907. Die Gräber find anzuweifen in laufender 
Reihe und nad dem Zeitpunkt des Todesfalls (6. vom 
20. Zuli 1850 86; AusfVO. 8 9). Gs können aber die nädy- 
jten Angehörigen (Eltern, Ehegatten, Kinder) ſich durch Löſung 
die benachbarte Grabjtelle jihern (Geſetz 6; AusfVO. vom 
20. Zuli 1850 $ 9). Die Gebühren für Neihengräber find 
Nußungen des Arars und als laufende Einnahmen zu ver- 
rechnen (BD. des KultMin. vom 22. April 1871, Cod. ©. 375 
Note fl. Für das Aufftellen von Grabjteinen und Denk: - 
mälern können erhöhte Gebühren erhoben werden. Über 
fäntlihe Begräbnifje ift ein fortlaufendes Negijter zu führen 
(AusfVO. vom 20. Juli 1850 8 9). Über die Erhaltung be- 
deutfamer Grabdenkmäler ſ. VO. vom 26. Febr. 1907 (KonſBl. 
©. 11); Anleitung: KonſBl. 1910, 75. 


c) Erbbegräbniffe find Teile des Gottesakers, die durch 
Verleihung zu ausjchlieglicher dauernder Benugung an Pri— 
vate ausgetan werden. Die Verleihung erfolgt durch den 
Kirchenvorſtand, dafern nicht in der Gottesackerordnung der 
Kirheninipektion die Entichliegung vorbehalten iſt (WD. des 
KultMin. vom 9. Dez. 1868, Cod. ©. 374 Note 776). Man 
unterjcheidet Grbbegräbniffe im engeren Sinne und Yamilien- 
begräbnijfe. Letztere können nicht leßtwillig auf Dritte über- 
tragen werden (Weber, Kirchenrecht 2, 680). Über Weräuße- 
rung von Grbbegräbniffen ſ. Fiſchers3. 14, 317. Über den Kreis 
der Perſonen, die auf dem Erbbegräbnis beigejeßt werden 
follen, enticheidet die vom Kirchenvorjtand auf Grund der 
Gottesakerordnung aufzuftellende Werleihungsurkunde (Cod. 
©. 374 Note 77b). Über gemauerte Grüfte vgl. VO. vom 
22. Mai 1882, 8 6 (Konjdl. ©. 223). Das Eigentum am Areal 
der Erbbegräbnispläße bleibt den Kirchenlehen. Die grund- 
bücherlihe Eintragung von Erbbegräbnijjen iſt unjtatthaft 
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(BD. des KultMin. vom 12. Zuli 1865, Cod. ©. 349). Das 
Recht am Grbbegräbnisplaß erlifeht mit dem Ablauf der Zeit, 
auf die die Verleihung erfolgt ift, fowie mit der Säkularifation 
des Gottesakers. Die Gottesackerordnung kann eine Ver— 
wirkung des Rechts wegen Vernachläſſigung der Unterhaltung 
vorjehreiben (Meber, Kirchenrecht 2, 681). Die Einnahmen aus 
Verlöſung von Erbbegräbniffen find als Zuwahs zum Ver— 
mögen des Kirchenlehns zu verrechnen (VD. des KultMin. vom 
22. April 1871, Cod. ©. 375 Note f; VD. des LKonf. vom 
10. Aug. 1896, KonſBl. ©. 67 [Bezeigungsgelder]). Erb- oder 
Vamilienbegräbniffe außerhalb der Gottesäcker dürfen nur mit 
Genehmigung des Landeskonfiftoriums bzw. der Kreishaupt- 
mannfhaft Baugen angelegt werden nad) Gehör des Bezirks- 
arztes (WD. vom 9. Dez. 1868, Cod. ©. 374; BD. vom 12. Sept. 
1874 8 3 Ziff. 11, 6BBi. ©. 299; vgl. SIHORG. 22, 128). 

d) Schließung und GSäkularifation des Gottesackers. Die 
Schliegung kann erfolgen, wenn kein Raum für weitere Be- 
gräbntspläge mehr vorhanden iſt oder der Betrieb des Gottes- 
akers aus anderen Gründen eingeftellt werden foll. Die 
Säkularifation darf auch bei vorangegangener Schließung erjt 
nad Ablauf der Liegefrift auch für die zulegt Beftatteten er- 
folgen; vorher ift durch öffentliche Bekanntmachung zur An- 
meldung entgegenjtehender Nechte bei deren Verlujt aufzu- 
fordern. Schließung wie Säkularifation bedarf nach) Gehör 
des Bezirksarztes der Genehmigung des Landeskonlijtoriums 
bzw. der Kreishauptmannihaft Baugen (RG. vom 15. April 
1873 85 Ziff. 23; BO. vom 12. Sept. 1874 $ 3 Ziff. 11). Mit 
der Sükularifation endigt der Charakter des Friedhofs als 
öffentlihe Sade. Inwieweit dabei den Beligern der Grb- 
begräbnijje Abfindung eventuell duch Gewährung von Bläßen 
auf anderen Gottesäkern zu gewähren fei, vgl. BD. des Ault- 
Min. vom 28. Mai 1872 (Cod. ©. 485 Note 23). 


3. Sonftiger Grundbefiß des Kirchenlehns hat nicht den 
Charakter öffentlicher Sachen, fondern bildet reines Finanz- 
vermögen. Alle Grundftüke find zum Eintrag im Grund- 
buche anzumelden (VD. vom 3. April 1865, Cod. ©. 349). Die 
landwirtfchaftlihen Kreisvereine find zur Abgabe unentgelt- 
liher Pläne und Anjchläge für Bodenmeliorationen, insbe- 
jondere Be- und Gntwälferungsanlagen, erbötig (Bek. vom 
14. Sept. 1886, KonjBl. ©. 69). — Die für kirchliche Grund- 
ſtücke bejtehenden Grunddienjtbarkeiten follen durch Gintrag 
ins Grundbuch gefihert werden (VD. vom 2. Aug. 1911, Konf- 
Bl. ©. 102). — Über die Aufnahme von Wafferabflüffen auf 
kirchliche Grundſtücke ſ. WO. vom 2. Dez. 1905 GKonſBl. ©. 136). 
Über Bodenverbefjerungsanlagen |. Bek. vom 23. März 1900 
GonſBl. ©. 17). Zur Genehmigung der Überlaffung des Grund- 
beſitzes zur Aufitellung elektrifcher Leitungsmaften find die 
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Kircheninfpektionen zuftändigq, wenn die Genehmigung jeder- 
zeit widerruflich ift [Bezeigungsgeld] (VD. vom 20. März 1912, 
GEVBl. ©. 25). 

Die Veräußerung von Kirhenlehnsgrundftücken bedarf ebenfo 
wie die dingliche Belaftung der Genehmigung der in Evangelicis 
beauftragten Staatsminijter. Inwieweit das Evangelifch-Iuthe- 
tische Landeskonſiſtorium mit Ermädtigung verſehen ift, vgl. 
oben ©. 20. Die Grundfäße und Bedingungen für eine ſolche 
Veräußerung (Freilaffung des Lehns von Kojten und Abgaben, 
Erlaß der Gewährleijtung für Mängel, Kapitalifierung eines 
Zinsteils, Entihädigung des Pächters für vorzeitige Löfung der 
Pacht, Zuführung zum Stammvermögen des Lehns ufw.) find 
zufammengeftellt in BD. vom 26. März 1910 GonſBl. ©. 24). 
Megen Kapitalijierung eines Erlösteils j. WO. vom 28. Tan. 
1893 (KonſBl. ©. 7). 

Maldgrundjtücke find vom Kirchenvorjtand unter Aufficht 
der Kircheninſpektion rationell zu bewirtichaften. Die Ein- 
rihtung und der Betrieb größerer Forſtflächen foll tunlichſt 
Staatsforjtbeamten gegen billige Entjchädigung übertragen 
werden (VD. des LKönſ. vom 23. Febr. 1875 unter A, KonſBl. 
©. 12). Genehmigung zu außerordentlichen Hiebsihlägen und 
zu Verwandlung von Forſt in Feld fteht der Konjijtorial- 
behörde zu (RG. vom 15. April 1873 8 5 Ziff. 22; BO. vom 
12. Sept. 1874 8 3 Ziff. 10). 

4. Beweglihes Vermögen der Rirdhe (Rirhenärar): 

a) Zum beweglichen Vermögen der Kirche gehört aud) das 
Kircheninventar, foweit es nicht als Bejtandteil des Kirchen- 
gebäudes anzufehen ijt. Über das Kircheninventar ift ein Ver— 
zeichnis zu führen und alljährli zu revidieren (General- 
artikel XLII u. XLII vom 1. Tan. 1580; VO. vom 14. Mai 
1830, Cod. ©. 138 ff.; KVUSD. 8 22 Abf. 2). Über Verfiche- 
rung gegen Brandjchäden vgl. AUnweifung vom 1. Zuli 1910 
8 28 (GVBBl. ©. 159). Maßnahmen zur Sicherung gegen Ein- 
bruchsgefahr: BD. vom 23. Juni 1902 (Konj®l. ©. 53). Über 
die Aufbewahrung von Altar- und Taufgeräten |. BD. vom 
15. Nov. 1896 (KonſBl. ©. 86). Über die Ausitellung kirch— 
licher Kunſtſchätze ſ. VO. vom 9. März 1880 (KonſBl. ©. 14). 
Das Kircheninventar fteht unter dem bejonderen Strafihuß 
des Staates (StGB. 8 304) und unterliegt den allgemeinen 
Beichränkungen der res sacrae im bürgerlihen Rechtsverkehr 
(f. oben ©. 356b). — Über die Sicherung von Altertümern bei 
Offnung von Grüften in Kirchen ſ. VD. vom 6. Tuli 1898 
(KonſBl. ©. 54). Wegen der Nichtveräußerung des Inventars 
ſ. unten Ar. 65. Über Schenkungen von Kirchenſchmuck j. Bek. 
vom 31. Juli 1908 (KonſBl. ©. 63). 


b) Das Kapitalvermögen der Kirche ijt ebenfalls vom Kirchen- 
vorjtand unter Mitwirkung des Patrons zu verwalten (AVBUSD, 
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822). Ihm fteht auch die Husleihung der Rapitalien auf Hypo⸗ 
thek und MWiedereinziehung derfelben zu. Die Ausleihung hat 
nur gegen hinreihende (mündelmäßige) Sicherheit zu erfolgen 
(Bek. vom 26. April 1894, AonfBl. ©. 34; Weber, Kirchenrecht 
2, 69a ff; BD. vom 11. Mai 1900, KonſBl. ©. 35). Über bie 
Aufbewahrung der Wertpapiere bei der Aultusminifterialkaffe 
f. Bek. vom 19. Tan. 1850 (GVBL. ©. 11) und VD. vom 21. Aug. 
1897 (AonfBl. ©. 69). Bgl. im übrigen unten Abt. IVd. Über 
die Aufbewahrung der Depofiteniheine ſ. Bek. vom 28. Okt. 
1887 (BonfBl. ©. 70). Über Uuslofung von Staatspapieren 
f. Bek. vom 4. Nov. 1879 (©. 68), von Landrentenbriefen |. Bek. 
vom 7. Zuni 1889 (©. 36), Zur Verwendung von Kirchen— 
kapitalien und Yufnahmen von Anleihen auf den Aredit Der 
Airhenärare bedarf es der Genehmigung des Zandeskonjifto- 
riums (A6. vom 15. April 1873 8 5 Ziff. 21). Über Einnahmen 
und Ausgaben des Arars ſ. unten Nr. 75. Über die Auf- 
bewahrung der Schuldurkunden fiber kirchliche Anleihen ſ. Bek. 
vom 18, 13 1901. 


II. Das Pfarrlehn. 

1. Grunbbefig. 

a) Zum Pfarrtlehn gehört zunädft das Pfarrhaus. Das- 
felbe dient dem Pfarrer als Amtswohnung. Vermietung von 
Räumen ift unftatthaft (Generalartikel XXXII vom 1. Jan. 1580). 
Entbehrlihe Filialpfarrhäufer Können zum Velten des PBfarr- 
lehns vermietet werden. Über die Inſtandhaltung der Pfarr- 
häufer |. BD. vom 6. April 1904 (KonſBl. ©. 26). Die bau- 
liche Unterhaltung hat der Airhenvorftand zu bejorgen (ABu- 
SD. 21). Die Koften find in erfter Linie aus dem Arare, 
nötigenfalls aus ber Airhgemeindekaffe zu beitreiten (R- 
Haush®. 8 3 Ziff. 1). Der Pfarrer hat das Pfarrhaus wie 
ein — ushalter pfleglich zu benutzen und ſelbſtverſchuldete 
Schen auf eigne Aoften zu beſſern (Genexalartikel Ziff. XXXII 
vom 1. San. 1580; Neikript vom 12. Juni 1793, Cod. ©. 90). 
Erneuerung ber enfteriheiben, Neinigen der Scorniteine, 
der Dfenrofte: Cod. ©. 90. Eigenmädtiges Bauen ift dem Nuß- 
nießer nit erlaubt und er erlangt kein Net auf Koften- 
erftattung (BD. vom 9. San. 1719, Cod. ©. 69, 70), Das 
es ift im Grundbude zu verlautbaren (BD. 
des AultMin. vom 3. April 1862, Cod. ©. 349 Note 4). 
Wegen u bei der Zandesbrandkaffe vgl. ©. vom 
4, al 1910 & 66 (6321. ©. 159). Die Brandkajfenbeiträge 

t das rar ev. die Rirhgemeinde (AHaush®. & 3). Von 
en ift das Pfarrhaus nicht befreit (VD. vom 

5, , Roni®1. 5.80). Befreit Dagegen von Kirchen⸗ und 
Fr De fteuer (ASt6. 8 13d; SchulSt®. 8 12e). Zu ner 
ift Dagegen Gemeinbegrumdfteuer (GemStG. 8 49). — Ebenfo 
ift bie rundfteuer aus ben Zinfen bes Grunbditeuer- 


a 
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entfchädigungskapitals zu entrichten (6. vom 15. Juni 1843, 
Cod. ©. 256). Soweit diejer Zinfenüberfhuß nicht auch zur 
Beitreitung der auf den Pfarrlehnsgrundbelig entfallenden 
Gemeindeabgaben von Grundbefiß ausreichen, find fie von der 
Kirchgemeinde zu bejtreiten (VD. vom 11. April 1876, KonſBl. 
©. 28 ff; VD. des LRonf. vom 25. März 1892, KonſBl. ©. 56). 

b) Sonjtiger Grundbefit. Die Nußungen desfelben dienen 
zur Bejoldung des Pfarrers. Die Verwaltung desfelben kann 
der Pfarrer im Mege der GSelbjtbewirtfchaftung Übernehmen 
oder deſſen Verwaltung durch den Rirchenvorftand beantragen 
(RG. vom 5. Jan. 1897 8 1ff., GVBL. ©. 8; vgl. unten Ar. 66). 
Über Gemeinheitsteilungen |. ©. vom 17. März 1832 88 150, 
151. Für Erhaltung der Pfarrgüter hat der Kirchenvorjtand 
Sorge zu tragen (KVuSO. 8 22 Xbf. 2). Der Pfarrer hat das 
Recht der Nußniegung an allen Grträgniffen des Pfarrlehns, 
foweit nicht für einzelne Teile derfelben von der oberiten 
Kirchenbehörde bejondere Anordnungen ergangen find. llber 
die Gewährleiftungspflicht der Kirchgemeinden für das Ein- 
kommen aus dem Pfarrlehn vgl. KG. vom 22. Zuli 1902 
(f. oben Ar. 30), Soweit der Kirchenvorjtand die Verwaltung 
übernimmt, hat er über die Einnahmen, foweit fie nicht dem 
Pfarrer direkt zufliegen, Rechnung in der Befoldungskajfe im 
Anhang zur Kirchenrechnung zu führen. Über die Eintragung 
der Grunddienftbarkeiten, Aufnahme von Wafferabflüffen, 
Bodenverbejferungen, Aufjtellung elektrifcher Maften gelten 
die oben unter IIs angegebenen Borfchriften ebenfalls. Wegen 
der Hagelverficherung bei Lehenspachtungen ſ. Bek. vom 7. Juli 
1891 (Konjl. ©. 49). 

Megen Genehmigung zur Veräußerung von Pfarrlehns- 
grundjtücken ſ. oben ©.20 Note 10 und die Grundfäße ©. 362. 

Befondere Grundfäße gelten für die Bewirtfchaftung der 
Pfarrwaldung (vgl. BD. des LKonſ. vom 23. Febr. 1875, 
KonſBl. ©. 12). Pfarrhölzer über 10 ha find der Leitung 
eines technifch gebildeten Forſtmannes zu übertragen. Für 
Pfarrwaldungen über 20 ha ift durch die Kirchenforjteinrich- 
tungsanftalt ein Wirtfehaftsplan aufzuftellen. Gingehender ge- 
ordnet find die Forſtrechnungen, Jahresberichte, die Verwertung 
der Waldprodukte, die Revilionen, der Forftihug, die Ablöfung 
von Holzdeputaten ufw. Anmacheholz iſt dem Pfarrer unentgelt- 
lic) zu liefern (VD. vom 23. Febr. 1875 B 8, KonſBl. ©. 12). 

c) Bewegliches Vermögen. Hierher gehört 

aa) das Pfarrinventar, foweit es nicht ohnehin Zubehör 
der Pfarre ijt. Über Führung der Inventarverzeichnilfe ſ. 
Oeneralartikel XLII u. XLII vom 1. Jan. 1580; VO. vom 
14. Mat 1830 (Cod. ©. 138 ff). Über Veräußerungen |. VD. 
des LKonſ. vom 6. Febr. 1878, 18. April 1879, Konjßl. 
1878, 26; 1879, 40), Für Ergänzung und Grneuerung hat das 
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Ürar ev. die Kirchgemeinde zu forgen GKHaushG. $ 3 Ziff. 1). 
Über Aufbewahrung und Inftandhaltung der Pfarrarchive 
KonſBl 1877, 1; 1878, 35; 1879, 34; 1883, 136; kirchliche 
Bibliothek: KonſBl. 1903, 140. 

bb) Kapitalien, 3.8. aus Schenkungen, Vermächtniſſen, Er- 
lös für veräußerte Grundftücke, Ablöfung von Gefällen u. dgl. 
Die Kapitalien find unter dem Stammpermögen der Kirche 
mit aufzuführen. Die Zinfen gebühren, foweit nicht feitens des 
Landeskonfiftoriums befondere Anordnungen ergangen find, 
dem Pfarrer als Nugnießer des Pfarrlehns, insbefondere aud) 
die Zinfen von Pfarrholzkaffen, über die im Anhang zur 
Kirchrechnung befondere Rechnung zu führen iſt (Cod. ©. 265 
Note 5). Koſten elektrifcher Lichtanlagen hat nicht das Lehns— 
Rapttal zu tragen (VD. vom 4. Okt. 1910, B. 1273). 


d) Zum Pfarrvermögen im weiteren Sinne gehören das 
Grundjteuerentjchädigungskapital, das beim rar verwaltet 
wird, deſſen Zinfen aber zur Deckung der Grundfteuer der 
Pfarrlehnsgrundſtücke mit zu verwenden find, f. oben ©. 357 
(Cod, ©. 256 Nr. 3). Zinsüberfhüffe fliegen dem Gtellenein- 
kommen zu und find zu katajtrieren (VO. vom 30. Okt. 1892, 
KonſBl. ©. 146). Zehntablöfungskapitalien, die beim Aultus- 
minijterium verwaltet und foweit erforderlih aus Staats- 
mitteln (Kap. 93 Tit. 12) mit 40/0 verzinft werden, |. ©. vom 
14. Zuli 1840 $ 7 (GVBBIl. ©. 146); 6. vom 10. Febr. 1851 
8 3 (GVBL. ©. 45); VD. vom.9. Ian. 1852 und 5. Nov. 1853 
(Cod. ©. 310). Die Trankfteueräquivalente (Weber, Kirchenrecht 
2, 327) werden direkt aus der Staatskaffe gezahlt (6. vom 
6. Dez. 1834 8 4; BD. vom 10. März 1890, 6EVBl. ©. 47 
Punkt 3a; VO. vom 22. Juli 1902 88 9 u. 10, ſ. oben ©. 182 f.). 


IV. Das Kirchſchullehn. Gefeglicher Vertreter des Kirch— 
ihullehns iſt ebenfalls die Kircheninjpektion. Die Gnt- 
Ihließungen über Verwaltung erfolgen indeffen unter Umjtän- 
den gemeinjchaftlich von Kirchen- und Schulbehörde (VSSchulG. 
$ 34, Cod. ©. 552 Anm. 209). Das Kirhfchulgebäude dient 
zugleih dem Kirchichullehrer als Wohnung. DVeräußerungen 
von Kirhichulgebäuden an die Schulgemeinde werden deshalb 
nur genehmigt, wenn das neue Schulhaus wieder dem Kirch: 
fchullehen grundbücherlich zugeeignet wird oder die Schul— 
gemeinde jich reversmäßig verpflichtet, im VBedarfsfalle für eine 
unentgeltliche Wohnung des Kantors und DOrganiften aufzu— 
kommen (Cod. ©. 350 Note e, BD. des LRonf. vom 12. Nov. 1912. 
B. 1719). In Kirchorten jtreitet die Vermutung dafür, daß das 
Schullehn Kirhichullehnsqualität habe (SähfORG. 6,38 Ff.), Zu: 
jtändigkeit der VBerwaltungsbehörde bei Feititellungen: Entjch. 
Heft16 S. 3. Für die Verwaltung des Kicchfchullehnsgrundbefiges 
gelten die für Pfarrlehen aufgeftellten Grundfäße analog (KG. vom 
5. Jan. 1897 8 8, GVBL. ©. 8; AG. vom 22. Juli 1902 8 13, 
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GVBL. ©. 314). — Ebenfo find die KRapitalien des Kirchſchullehns 
zwar vom Rirchenvorjtand zu verwalten nad Analogie der 
Piarrlehnskapitalien. Duittungsleiftung und Vertretung jteht 
aber der Rircheninjpektion zu (VD. vom 15. Febr. 1876, KonſBl. 
©. 15). Die Vakanzkaſſe wird ohne Mitwirkung des Bezirks- 
ichulinfpektors verwaltet (Cod. ©. 553 Anm. 3). — Wegen der 
Grundfteuerentichädigungskapitale f. Cod.©. 256 Anm. 3. Zinjen- 
überfchüffe fliegen in die Schulkaſſe (AusfVO. vom 25. Aug. 1874 
822). Megen Aktorenbeitellung |. BD. vom 9. Okt. 1841 (Cod. 
©.246). Wegen Stempelfreiheit der Aktorien |. Bek. vom 22. Jan. 
1906 (KonſBl. ©.7). Wegen Bauleitung bei Kirchſchulen f. Cod. 
©. 551 Anm. 207. — Vgl. auch oben ©. 327 Note 20 und die 
Abhandlung in Fiſchers3. 1, 144. 25 
V. Sonſtige Stiftungen find entweder öffentlidh(Ricchen)- 
rechtliher Natur, insbefondere Hofpitaljtiftungen, die unter 
kirchenbehördlicher Auffiht und Vertretung jtehen (General- 
Artikel XXIII von 1580, Cod. ©. 39, 40; ». Weber, Kirchen- 
recht 2 ©. 568, 579) oder privatrechtlicher Natur. Für leßtere 
gelten Die Vorſchriſten des BGB. 88 80ff. Über die Anzeige— 
— ſ. nachſtehend Ar. 68. Wegen der Genehmigung ſ. oben 
Megen des Staatsihußes ſ. oben ©. 23. Megen 
— notwendigen Inhalts der aufzuſtellenden Satzungen vgl. 
Fiſchers3. 29, 249. 


63, Allgemeines Baugefeß für das Königreich Sachſen; 
vom 1, Juli 1900. 
(GVBl. ©. 381.) 
Mir, Albert, von Gottes Gnaden, König von Gad)- 
jen ufw. verordnen mit Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, was folgt: 


8 18. Bei Aufitellung von Bebauungsplänen ijt auf 
die Anforderungen der Feuerſ ſicherheit, des zu erwarten— 
den öffentlichen Verkehrs und der Geſundheit, auf die 
zweckentſprechende Waſſerverſorgung und Entwäſſerung, 
desgleichen auf die Lage und Entwickelung des Ortes oder 
Ortsteiles und auf das den örtlichen Verhältniſſen entſpre— 
chende Wohnungsbedürfnis, endlich auch darauf Bedacht zu 
nehmen, daß Straßen und Plätze nicht verunſtaltet werden. 
Hierbei iſt insbeſondere folgendes zu beachten: uſw. 

f) Gatz 2) Plätze für Kirchen! und Schulbauten ſowie 
öffentlihe Spiel- und Grholungspläge find in aus 
reichender Zahl vorzujehen. ujw. 
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8 9. (Abſ. 2) Andererſeits kann die Baupolizeibehörde? 
für Kirchen,’ Schulen, Fabriken, größere Niederlagen 
und Gejhäftshäufer, Theater, Konzerthäufer, Tanz- und 
Verſammlungsſäle, größere Gajthöfe und ähnliche Ge- 
bäude, ebenjo für Dampfkejjel- und andere Motoren- 
anlagen, Zahrjtühle und Warenaufzüge auch über die 
angegebenen Beitimmungen hinaus, die durch die be- 
jondere Art und Gefahr der Anlage gebotenen Anforde- 
tungen jtellen. Durch Ausführungsverordnung oder ört- 
lie Bolizeiverordnung können hierüber allgemeine Vor— 
Ihriften erlafjen werden. ufw. 


$ 155. Die baupolizeilihe Genehmigung® zur Er- 
richtung oder wejentlichen Veränderung von Kirchen oder 
anderen Gebäuden, welche zu gottesdienftlichen Zwecken 
dienen jollen, darf, ſoweit es ſich um Baulichkeiten der 
enangelijch-Iutherijchen Landeskirche handelt, nicht ohne 
Einverjtändnis der zuftändigen kirchlichen Behörde, bei 
anderen Neligionsgemeinfchaften nicht ohne Zuftimmung 
des Minifterums des Kultus und öffentlichen Unter: 
richts erteilt werden. ; 


8 176, Bei Bauten, welche zu gemeinnüßigen, kirch— 
lichen oder Schulzwecken errichtet werden, jowie bei 
Plänen, welche im wejentlichen zu gemeinnüßigen Zwecken 
aufgeitellt werden, kann die Baupolizeibehörde die nad) 
den vorjtehenden Beltimmungen zu entrichtenden Ge- 
bühren® herabjegen oder in Wegfall ftellen. ufw.® 


Dresden, den 1. Juli 1900. 


1. Zur Wahrung der in Betracht kommenden öffentlichen 
Intereſſen hat die Baupolizeibehörde die Kirchen- und Schul- 
behörden zu hören (AusfVO. vom 1. Juli 1900 8 15). 

2. Baupolizeibehörde ijt in Städten RevſStO. der Stadt- 
tat, jonjt die Amtshauptmannfchaft, unbefchadet der in der 
SD. f. m. u. kl. St. Art. IV 812 unter h und in der Rev- 
LED. 8 74 unter h getroffenen Vorfchriften (AUllgBauG. 8 147). 
as Baujachverjtändige ib. $ 152; AusfVBD. vom 1. Juli 1900 

2-4, 
| 3. Dal. BD. des Min. d. J., die Sicherung der Kirchen und 

kirchlichen Verfammlungsräume gegen Feuersgefahr betr., vom 

10. Aug. 1909 (Konjdl. ©. 88 ff.). 
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4, Über baupolizeiliche Genehmigung ſ. AllgBauG. 88 147 
bis 165; AusfVO. 88 32—39. 

5. Megen der Gebühren vgl. AllgBaub. 88 166—178 und 
AusfVD. 88 9 u. 39. 

6. Im übrigen gelten für das kirchliche Bauwefen neben 
den vorstehend bezeichneten jtaatlichen Vorjchriften folgende lan- 
deskirchliche Normen: 

a) Im allgemeinen find diefe Normen zufammengeitellt in 
der Anleitung (des Landeskoniijtoriums) für das Verfahren bei 
kirchlichen Bauten und Herjtellungen vom 15. Dez. 1899 (Konj- 
Bl. ©. 126) und Nachtrag I dazu vom 15. Sept. 1910 (Konj- 
BL. ©. 69). Hiernah find zuftändig zu Bauten von und an 
Kirchen in der Negel die Kirchenvorjtände (8 1), die Batrone 
find zu hören (82), die Genehmigung ſteht zunächit den Kirchen- 
injpektionen zu ($ 3), während in den in $ A der Anleitung 
bezeichneten Fällen die Entichliegung des Landeskonftjtoriums 
einzuholen ijt. Über das Verhalten bis zur Entſchließung des 
Zandeskonfiltoriums vgl. $ 6 der Anleitung und 8 24 des 
Nachtrags I. Zuftändigkeit in der Kreishauptmannfchaft Baußen 
als Konfijtorialbehörde ($ 7). 

b) Als Richtſchnur für die Ausführung der Kirhenbauten 

len die fog. Gifenacher Süße dienen (Bek. vom 8. Jan. 1909, 

onſBl. ©. 5). Wegen der Baufachverjtändigen |. Anleitung 
8 10; Nachtrag 8 32. MWegen Vermeidung des Übermaßes und 
gedrückter Preife |. Anleitung 88 12 u.13. Vorkehrungen gegen 
Teuersgefahr, insbefondere Blißableiter, |. Anleitung $ 14; Väch— 
trag $ 33. Megen GSteinmeßzeichen und älterer Bildhauer- 
werke f. Anleitung 88 15 u. 16; Nachtrag 8 36. Wegen der 
Glasmalereien f. KonſBl. 1909, 43 und Nachtrag 8 38. Wegen 
Öffnung von Grüften in Kirchen ſ. Anleitung 8 17. Wegen 
Ausjtattung des Altarraumes, der Kanzel, des Gejtühls ufw. |. An— 
leitung 88 18 u. 19. Grhaltung von Altertümern |. BD. vom 
10. Zan. 1892 (Konjdl. ©. 111) und BD. vom 29. März 1898 
(KonſBl. ©. 16). — Wegen Bauten an Kirchtürmen f. BD. vom 
30. April 1897 GKonſBl. ©. 40), Wegen Annahme der Schen- 
kungen von Kirchenfchmuck |. Bek. vom 31. Juli 1908 (©. 63); 
Nachtrag 826. Über Gedädhtnistafeln f. Nachtrag $ 34. — Schuß 
gegen ne Nachbarſchaft (Gewd. 8 27) |. SächſOVG. 
16, 200). 

e) Hinfichtlich der Berücfichtigung der kirchenmufikalifchen 
Sntereffen beim Kirchenbau vgl. Bek. vom 11. März 1910 
(KonſBl. ©. 25). Megen des Baues von Orgeln |. Nachtrag 
8 27; BD. vom 21. Februar 1905 (©. 29 ff.) Normalftimmung 
der Orgeln: Bek. vom 5. April 1889 (©. 22). Wegen Beſchaf— 
fung und Behandlung der Glocken ſ. Nachtrag $ 28; VD. 
vom 26. Mai 1909 (KonſBl. ©. 55) und VD. vom 8. Gept. 
1912 (KonſBl. ©. 69). Wegen Prüfung der Glockenbefeiti- 
gung |. Bek. vom 26. Zuli 1909 (KonſBl. ©. 79); Nachtrag 8 29. 
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64, Verordnung (des Evangelifch-Tutherifchen Landes- 
konfijtoriums), die Anlegung neuer Begräbnispläße 
betreffend; vom 2. Auguft 1878,! 

(KonſBl. ©. 69.) 


Das Evangeliſch-lutheriſche Landeskonfiftorium hat 
wiederholt wahrgenommen, daß Rircheninfpektionsbehör- 
den in dem alle, wenn es fih um Anlegung neuer 
Begräbnispläge für einzelne Gemeinden einer Parochie 
handelt, auf Grund der Beftimmung in 8 VI des Ge- 
jeges, die Publikation des Kirchengejeges wegen Errich— 
tung eines Evangelifch-lutherifchen Landeskonfiftoriums, 
vom 16. April 1873 (G.- u. B.-Bl. ©. 374) von der 
Anſicht ausgegangen find, es fei jolchenfalls ohne weiteres 
die Anlegung eines nichtkirchlichen Gemeindekirchhofs in 
Frage und die in 8 5 unter Ar. 23 des vorgedachten 
Kirchengejeßes geordnete Kompetenz des Landeskon- 
jiftoriums ſowie die nad) 88 18 und 23 der Kirchen- 
vorjtands- und Synodalordnung begründete Zuftändig- 
keit des Kirchenvorjtands “ohne weiteres für ausge: 
ſchloſſen zu erachten. 

Dieſe Anſicht kann jedoch nicht für richtig anerkannt 
werden. Durch $ VI des vorgedachten Gejeges vom 
16. April 1873 ift nicht den politifchen Gemeinden ein 
unbedingtes Recht eingeräumt worden, ohne weiteres die 
Errichtung eines kirchlichen Gottesackers auszujchließen 
und dafür einen Gemeindekicchhof einzurichten, es ift 
darin vielmehr nur ausgejprochen worden, daß auf ge- 
wijje Oottesäcer die kirchliche Kompetenz bezüglich der 
Anlegung neuer und der Säkularifation und Veräuße⸗ 
rung alter Gottesäcker ſich nicht erſtrecke. 

Daraus aber, daß ein Teil der Kirchengemeinde wegen 
ſeiner großen Entfernung von dem Gottesacker der Pa— 
rochie oder aus anderen bewegenden Gründen einen 
eigenen Begräbnisplaß für ſich anlegt, folgt keineswegs 
ganz von jelbit, daß das Abſehen hierbei auf Errichtung 
eines nichtkicchlichen, eines Gemeindegottesackers ge- 
richtet, oder daß die Vertretung der Kirchengemeinde und 

Böhme, Rirchengefege. 2. Aufl. 24 
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die kompetente Kirchenbehörde hierein zu willigen ver- 
pflichtet fei. Es wird die Entichliegung hierüber von 
der Geſtaltung des einzelnen alles abhängen. 

Es kann daher audy nicht gebilligt werden, wenn, 
wie in einzelnen Fällen gejchehen, von den Inſpektions— 
behörden im Falle der Anlegung von bejonderen Be- 
gräbnisplägße für einzelne Teile einer Parodie ohne 
weiteres und jogar ohne daß darauf bezügliche Anträge 
der beteiligten Gemeinden erfolgt find, jowie ohne die 
Entihliegung des nad) 85 unter 23 des Rirchengejeßes 
vom 15. April 1873 dazu kompetenten Gvangelijc)- 
lutherischen Zandeskonfijtoriums einzuholen, angenommen 
wird, daß es ſich um Anlegung eines nichtkirchlichen 
Gottesackers und eine eine außerhalb der Kompetenz 
der Kirchenbehörde liegende Angelegenheit handle und 
demgemäß die Beteiligten bejchieden und an die politijche 
DVerwaltungsbehörde gewiejen werden. 

Das Landeskonfiftorium nimmt nicht Anjtand, hier- 
auf im Einverftändnis des Kgl. Minifteriums des Innern 
die unter ihm jtehenden Behörden und Geiſtlichen zur 
Nahahtung aufmerkjam zu machen.? 


Dresden, den 2. Augujt 1878. 


1. Die medizinalpolizeilihen Vorſchriften über die Begräb— 
nispläßge (kirchliche wie nidhtkirchliche) find im wefentlichen ent- 
halten im Gefeß, die Zeichenbeftattungen und die Einrichtung 
des Leichendienftes betr., vom 20. Juli 1850 (GVBl. ©. 183) 
und der AusfVO. vom 20. Juli 1850 (GVBBl. ©. 184), ſowie 
BD. vom 22. Mai 1882 (GVBL. ©. 106); Inſtruktion für Be- 
zirksärzte vom Juli 1884 8 28 Ziff. 3 u. 4. 

a) Begräbnispläge find in der Negel 50 m vom nädjten 
Brunnen nah) Gutaächten des Bezirksarztes anzulegen (VD. 
vom 22. Mai 1882 85 M) und 25 m vom nädjten Wohnge- 
bäude [bei offener Bauweife 10 m] (ib. 8 5 IN). Der Platz muß 
vor Überfhwemmungen gefichert fein (AusfVD. 8 10). Der 
Gottesacker ift mit fefter Mauer, ausnahmsweije mit Hecke 
oder Zaun einzufriedigen (Öeneralartikel von 1580 Art. XV; 
AusfVO. von 1850 8 10; VD. vom 22. Mai 1882 8 5 IV). Auf 
jedem Gottesacer muß eine Totenhalle fein, deren Herjtellungs- 
kojten nötigenfalls die politifche Gemeinde zu tragen hat (Ge— 
jeß 85; AusfVD. 887 u. 8; Cod. ©. 293 Note 14). Die Leichen- 
bejtattung in Kirchen iſt unterfagt Geſetz 8 6). 
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b) Der Gottesacker ift in Quartiere einzuteilen, dergeltalt, 
daß nur im Turnus eine MWiederbelegung desfelben Platzes 
in der Reihe nötig ijt (AusfVO. 8 10). Der Turnus wird für 
jeden Begräbnisplaß nad Gehör des Bezirksarztes von der 
Auffihtsbehörde feitgejegt. Für das Mindeitmaß find die 
Bodenbeichaffenheit und die Grundwaſſerverhältniffe fowie ört— 
liche Erfahrungen über die Verwefungsdauer maßgebend. In 
keinem Salle weniger als 15 Jahre für Perfonen über 10 Zahre, 
weniger als 10 Sahre für Perfonen bis zum erfüllten 10. Qebens- 
jahre. Überrejte der früher begrabenen Leichen jind wieder zu 
vergraben (VD. vom 22. Mai 1882 8 5)). Das Grab eines 
Erwachfenen darf nicht unter 3 Ellen, das eines Kindes nicht 
unter 2 Ellen tief fein AusfVO. 8 9). Eltern und Kinder, fo- 
wie Ehegatten haben Anſpruch auf benachbarte Gräber in der 
Reihe (AusfVD. 8 9). Im Ausmaß foll ein Erwachfenengrab 
8—9 Fuß Länge und 4—5 Fuß Breite haben. Geſchlofſene 
Friedhöfe jollen nicht vor 5 Jahren zu Acker oder Garten, 
nit vor 30—40 Jahren zu Wohnbauten benußt werden 
(Funke, Polizeigeſetze 5 ©. 544 u. 546). 

Grüfte find durch dichtſchließende Steinplatten oder Metall- 
deckel, die jedoch keine Zuftlöcher enthalten dürfen, am beiten 
durch Eindeckung mit einer Y; m hohen Erdſchicht abzufchliegen 
(VD. vom 22. Mai 1882 8 6). Privatjfektionen dürfen in den 
Zotenhallen nur mit Genehmigung des Bezirksargtes vorge- 
nommen werden (ib. $ 4. MWiederausgrabungen von Leichen 
dürfen nur mit Genehmigung des Bezirksarztes ftattfinden 
(Weber, KR. 2, 188; Injtruktion für die Bezirksärzte vom 
10. Zuli 1884 8 28 Ziff. 9; VO. des LAonf. vom 5. April 1895, 
KonſBl. ©. 11). — Die politifchen Behörden haben bei kirchlichen 
Gottesäckern nicht ſelbſtändig zu verfügen, ſondern ihre Bedenken 
nur durch Vernehmen mit der Kirchenbehörde geltend zu machen 
(BD. des Min. d. J. vom 1. Nov. 1879, Cod. S. 489 Note d). — 
Achenurnen dürfen nicht ohne Vorwiſſen des Kirchenvoritands 
beigejeßt werden (VD. des LKonſ. vom 4. Mai 1912, A. 17). 


2. Zur Wahrung der kirchlichen Intereffen bei Anlegung 
von politifhen Gottesäkern hat das Landeskonfiltorium Wert 
zu legen 1. auf den grundbücherlichen Eintrag als „Gottes— 
acker”, 2. daß die auf die evangelifch-lutherifchen Begräbniſſe 
bezüglihen Normen ineinervom Rirchenvorftande aufzuftellenden 
und von der Injpektion zu genehmigenden Begräbnisordnung 
feitgeitellt werden, 3. dieſen Begräbniffen Schuß zugefichert und 
den Anordnungen der Geiltlichen Folge geleitet wird, 4. daß 
nichts gejchehe, was die Gefühle der evangelifch-Iutherifchen 
Gemeindemitglieder mit Necht verlegen könne und auf die 
Hriftlihe Neligion Rückſicht genommen werde, 5. die Kontrolle 
der Inſchriften auf Grabdenkmälern der evangelifch-Lutherifchen 
Gemeindemitglieder den Geijtlichen verbleibe, bei ſolchen für 
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Andersgläubige Nücficht genommen werde, 6. bei Begräbnifjen 

von Selbftmördern nur ftilles Begräbnis (ohne Glocengeläut 

uno — (Komm. des LRonj. vom 30. Nov. 1880, Cod. 
. 488). 


65. Verordnung (des Evangelifch-Tutherifchen Landes- 
konfijtoriums), die Veräußerung von Kircheninventar 
betrejfend; vom 6. Februar 1878. 

(KonſBl. ©. 26.) 


In neuerer Zeit ift einige Male zur Kenntnis des 
Evangelijch-lutherifchen Zandeskonjijtoriums gekommen, 
daß Kirchenvorftände wertvolle, zum Inventarium der 
Kirche gehörige Stücke, insbejondere Bilder und Schniß- 
werke, ohne eingeholte vorgängige Genehmigung ver- 
äußert oder doch zu veräußern verjucht haben. Sowie 
nun aber jchon die Generalartikel von 1580 (Artikel 35 
und 42) die treuliche Aufbewahrung aller zum Inven— 
tarium der Kirchen gehörigen Gegenjtände vorjchreiben 
und die Lehnheren und Kirchenväter dafür verantwort- 
li maden, jo liegt nad) 8 22 der Kirchenvorjtands- 
und Spnodalordnung vom 30. März 1868 aud den 
Kirchenvorjtänden ob, für Erhaltung des Kirchenver- 
mögens und des zu den geijtlichen Gebäuden gehörigen 
Inventars Sorge zu tragen. — Die Veräußerung der 
zum Inventar der Kirchen gehörigen Gegenjtände, wo- 
hin insbejondere die vasa sacra und anderes Kirchen- 
geräte, die Kirchenornate, Gemälde und Statuen oder 
andere Dekorationen in der Kirche, die Bücher, Kirchen- 
jiegel und Ddergleihen zu rechnen jind, jteht denjelben 
aber nicht zu. Vielmehr bedarf es dazu nad) kirchen- 
rechtlihen Grundfägen ausdrüclicher Genehmigung der 
oberaufftehenden Behörde. Dies leidet auch auf Die 
etwaigen Verſchenkungen von dergleichen Gegenjtänden 
Anwendung. 

Mit Rükficht auf das Intereffe, welches das gejamte 
Land an der Erhaltung denkwürdiger Inventarienjtücke 
der vaterländifchen Kirche hat, behält ſich das Evangelijch- 
luthertihe Zandeskonfiftorium die Entjchliegung über alle 
auf deren Veräußerung zielende Anträge jelbjt vor. 


66. Kirchengefeg vom 5. Januar 1897. 373 


Es ergeht daher an die Kreishauptmannfchaft zu 
Baugen als Konjijtorialbehörde ufw., jowie an alle 
Kircheninfpektionen andurch Derordnung, die Kirchen- 
vorjtände des Landes hiervon in Kenntnis zu jegen und 
darauf aufmerkjam zu machen, daß fie bei Vermeidung 
perjönlicher Vertretung der eigenmächtigen Veräußerung 
und Verſchenkung von Inventarienjtücken der Kirche 
ih zu enthalten haben, vorkommendenfalls aber jedes- 
mal die Entjchliegung des Evangelifch-lutherifchen Landes— 
konjijtoriums einzuholen.! 

Dresden, am 6. Februar 1878. 

1. Auch die Überlaffung von Denkmälern, Schnigwerken, 
Gegenjtänden von hijtorijchem oder künjtlerifhem Werte an 


Altertumsvereine ijtohne Genehmigung des Landeskonfiftoriums 
verboten (BD. vom 18. April 1879, KonſBl. ©. 40). 


66. Kirchengefeß, die Verwaltung von Grundjtücen 
geiftlicher Lehne mit Einfchlug der Kirchfchullehne 
im Salle der Verpachtung betreffend; vom 5. Januar 
1897, 
(GVBL. ©. 8.) 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminijter ver- 
ordnen unter Zuftimmung der Goangelijch-Tutherifchen 
Landesiynode, wie folgt: 


8 1. Auf Antrag des Nubnießers eines geiftlichen 
Sehns kann die Kircheninjpektion diejenigen Grundftücke 
diejes Lehns, welche verpachtet find oder verpachtet wer- 
den jollen, im Namen des Lehns durch den Kirchen- 
voritand verwalten laſſen. 


8 2, Dem Lehnsnußnießer fteht, unbejchadet bereits 
begründeter Privatrechte, die Beſtimmung darüber zu, 
was er von demjenigen Grundbelige des Lehns, der 
nach dem geltenden Nechte der Verpachtung feiten des 
Nutznießers unterliegen darf, felbft bewirtjchaften will, 
und was davon verpachtet ‚werden oder verpachtet 
bleiben ſoll. 

. Stellt der Lehnsnußnießer den in $ 1 bezeichneten 
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Antrag, jo gilt diejer für den gefamten verpachteten oder 
nad der Bejtimmung des Lehnsnußnießers (Abjaß 1) 
zu verpachtenden Grundbejig des Lehns. Einen Teil 
desjelben auszunehmen und ihn für eigene Rechnung zu 
verpachten, ijt der Lehnsnußnießer nur mit Genehmigung 
der Kircheninſpektion berechtigt. 


8 3. Bei der Verwaltung liegt dem Kirchenvorjtande 
insbejondere ob, bejtehende PBachtverträge gemäß den 
dadurch begründeten Nechten durchzuführen, namentlich 
auch den PBachtzins einzuziehen und an den Lehnsnuß- 
nießer abauliefern, ingleichen für das Zehn neue Padıt- 
verträge abzujchliegen und durchzuführen. 

Neue Bachtverträge, jowie die Verlängerung oder An— 
derung bejtehender, bedürfen vor dem Abſchluſſe der 
Genehmigung der Kircheninjpektion und, wenn jie auf 
länger als jechs Jahre abgejchlojjen werden jollen, des 
Evangelijch-lutherifchen Zandeskonfijtoriums. In beiden 
Fällen binden die genehmigten Pachtverträge auch den 
Amtsnachfolger auf die Dauer der Pachtzeit. 

Das Kirchengejeß, die Vollziehung der von den Kirchen— 
vorftänden der Evangeliſch-lutheriſchen Kirche auszu- 
jtellenden Urkunden betreffend, vom 20. Juni 1881 (G.- 
u. B.-Bl. ©. 153) findet entjprechende Anwendung. 

Iſt der Vorfigende des Kirhenvorftands ſelbſt Nuß- 
nießer des Lehns, fo hat er jich bei der Vertretung nad) 
außen der Mitwirkung zu enthalten. 


8 4. In betreff der Anſprüche des Nußnießers auf 
den Ertrag der durch den Kirchenvorjtand verwalteten 
Grundjtücke bewendet es bei dem bejtehenden Rechte. 

Auch bleibt die rechtlihe Sonderung des geijtlichen 
Rehns vom Vermögen der Kirche und der Kirchengemeinde 
unberührt. 


8 5. Unvermeidlicher Aufwand bei der Verwaltung 
von Grundftüken eines geiftlihen Lehns durch den 
Kirchenvorstand iſt aus der Kirchenkajfe, und, joweit dies 
nicht tunlich ift, aus der Kirchengemeindekajje zu beſtreiten. 
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8 6, Der Antrag, die Verwaltung dem Lehnsnuß- 
nießer zurückzugeben, ijt jederzeit zuläjlig. 

Über den Antrag befindet in erjter Inſtanz die Kirchen- 
injpektion nach Gehör des Kirchenvorjtands und des 
Kirchenpatrons. Er darf nur wegen überwiegender 
Interejjen des Lehns abgelehnt werden. 


8 7. Auch wenn vom Lehnsnußnießer ein Antrag 
nah Maßgabe von 8 1 nicht geitellt wird, ijt der 
Kirchenvorftand verpflichtet, Vereinnahmung und Ein- 
ziehung der Pachtzinſen, jowie deren Rojftenfreie Ab— 
lieferung an den Lehnsnußnießer zu bewirken. 


8 8 Auf die Grundftücke der Kirchjchullehne findet 
dieſes Kirchengejeß entiprechende Anwendung. 


Dresden, am 5. Sanur 1897. 


67. Verordnung (des Svangelijch-lutherifchen Landes- 

konfijtoriums) zur Ausführung des Kirchengejeges 

vom 5. Januar 1897, die Verwaltung von Grund- 

ſtücken geiftlicher Lehne mit Einjchluß der Kirch— 

jchullehne im Falle der Verpachtung betreffend; 
vom 11. Januar 1897, 


(GVBl. ©. 10.) 


Zur Ausführung des obengenannten Kirchengeſetzes wird — 
joweit Grundſtücke von Kirhichullehnen in Trage kommen, 
im Ginverjtändnis mit dem Königlichen Minijterium des Kul— 
tus und öffentlichen Unterrichts — folgendes verordnet. 

Zu $ 1 des Gejeßes. 

8 1. Der Antrag des Lehnsnußnießers, Lehnsgrunditüce 
im Namen des Zehns durch den Kirchenvorjtand verwalten zu 
laſſen, wird bei der Kircheninfpektion geitellt. 

Diefe hat ihre Entfchliegung dem Antragiteller zu eröffnen. 
Mird dem Antrage von der Kircheninipektion oder auf eingewen- 
detes Rechtsmittel von der kirchlichen Oberhehörde jtattgegeben, To 
iſt der Airchenvorftand von der Kircheninfpektion mit Auftrag 
und, joweit nötig, mit entjprechender Vollmacht zu verjehen. 


Zu 8 3 des Geſetzes. 


8 2. Bei der Durchführung folder Bachtverträge, welche zur 
Zeit der Übertragung der Grundftücksverwaltung auf den 
Kirchenvorſtand bereits beftehen, ift zu beachten, daß der Kirchen- 
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vorjtand im Namen des Lehns Rechte geltend zu machen hat, 
welche von Haus aus nicht für das Lehn, jondern für den 
Lehnsnußnießer begründet find, und daß daher deren förm- 
liche Abtretung von feiten des Nußnießers an das Lehn zwerk- 
mäßig oder nötig fein wird. 

Zu 8 3 des Geſetzes. Tortjegung. 

$ 3. Neue PBachtverträge find vom Kirchenvorftande fchrift- 
lich abzufchliegen. Es empfiehlt ji, dem Kirchenvorjtande 
bei feiner Beauftragung mit der Grundftücksverwaltung For- 
mulare zu Pachtverträgen an die Hand zu geben, durch welche 
auf die im einzelnen vertragsmäßig zu ordnenden Punkte 
aufmerkfam gemadt wird. 

Außer notwendigen Pachtbedingungen (Art, Größe und 
Grenzen des Pachtgrundſtücks; Höhe und Verfallzeit des Pacht— 
zinfes; Anfang und Ende der Bachtzeit) find auch ſolche ins 
Auge zu faffen, deren Aufnahme wenigjtens zweckmäßig oder 
angemeſſen iſt (pflegliche Behandlung des Pachtgrundſtücks; 
Anfang und Ende des Wirtichaftsjahrs, auf welches jeweilig 
der Bachtzins zu rechnen iſt; etwaige Ründigungsbejtimmungen, 
etwaige Kautionsleijtung; Verpflichtung des Bachters, Sonn- 
und Feiertags auf dem Bachtgrundftücke nicht zu arbeiten oder 
arbeiten zu laſſen; Tragung der Laſten, insbefondere auch Aus— 
Ihluß jeden Zweifels darüber, wer etwaige Verficherungsbei- 
träge zu tragen hat; Verpflichtung des Pachters, die Früchte 
feines Pachtgrundſtücks gegen Hagelſchlag zu verfihern; Aus- 
ſchluß von Padhtermäßigungen oder Bedingungen für ihre 
Gewährung; Injtandhaltung der Wege; Erhaltung der Raine, 
Anterlafjung von Steinanhäufungen; Pflicht des Pachters zur 
Anzeige, wenn das Padhtgrundftück oder feine Raine von 
dritter Seite beeinträchtigt oder gefährdet werden; Behandlung 
etwaigen Inventars; dafern eine Wafferleitung unter dem 
Pachtgrundſtücke Liegt, Pflicht des Pachters, Ausbefferungen 
derjelben, bzw. zu bejtimmten Zeiten, zu dulden; Entjchädi- 
gungsfrage hierbei; Bejtimmungen über Meliorationen und 
über den Aufwand für folche, über gehörige Düngung, über 
den Ausihluß nachteiliger Düngungsmittel, namentlich) in den 
legten Pachtjahren, über das Beitellen und Beſäen des Pacht— 
arundjtüks im legten Pachtjahre und über die in diefen Be— 
stehungen dem Nachfolger des Pachters etwa bereits einzu- 
räumenden Befugnilje; dafern folche eingeräumt werden, ent- 
Iprechende Negelung des Viehweidens auf dem Pachtgrund— 
ſtücke in der legten Pachtzeit; Ausſchluß oder bedingte Zu- 
laffung von Unterpadt; Verfahren bei Todesfall des Pächters). 


Zu 8 3 des Gejeßes. Fortfegung. 


$ 4. Auch die Verlängerung oder Änderung bejtehender Bacht- 
verträge durch den Kirchenvorjtand hat fchriftlich zu gefchehen. 
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Zu 8 6 des Geſetzes. 

85. Wird die Grundjtücksverwaltung dem Lehnsnußnießer 
zurückgegeben, während ein für das Lehn als Verpachter ab- 
geſchloſſener Pachtvertrag noch läuft, fo tritt der Lehnsnutz— 
nießer in die Ausübung der Nechte des Lehns aus dem Pacht-— 
vertrage ein. Hinfichtlicd der förmlichen Abtretung diefer 
Nechte von feiten des Lehns an den Nußnießer gilt entprechen- 
des, wie oben in $2 für den umgekehrten Fall bemerkt ijt. 


Zu 8 7 des GÖejeßes. 

8 6. In den Fällen von $ 7 des Gejeßes handelt der 
Kirchenvorjtand nit im Namen des Lehns, fondern des Lehns— 
nußnießers. 

87. Wo die Anwendung des vorliegenden Kirchengefeßes 
Veränderungen im Einkommen der Geijtlichen zur Folge hat, 
find die über deren rechtzeitige Anzeige beitehenden Vorſchriften 
au beachten (Generalverfammlung, die Aufitellung neuer Ka— 
tajter über die allgemeinen Verhältnifjfe der Barochien und die 
Einkommen der Geiſtlichen ufw., fowie die Fortführung der- 
felben betreffend, vom 19. Auguſt 1878, Verordnungsblatt des 
Eovangelifchelutherifchen Sandeskonfiltoriums ©. 72 Ziffer U 
11 und 12; Verordnung zur Ausführung der Benfionsgefeße 
für die evangelii lutherifchen Geiftlihen und deren Angehörige 
vom 10. März 1890 — ©.- u. V.Bl. ©. 44 — Verordnungs- 
blatt des —— lutheriſchen Landeskonſiſtoriums ©. 30 
Ziffer 1 und 2). 

Ebenſo bewendet es hinſichtlich der Grundſtücke der Kirch— 
ſchullehne bei der Vorſchrift unter Ar. 27 der Verordnung zur 
Ausführung der Lehrerpenjionsgefege vom 23. September 1880 
(©.- u. V.Bl. ©.120flg.), wonach Änderungen, welche die in 
die Kataſter eingetragenen Bezüge berühren, zunädjt von den 
beteiligten Lehrern jelbjt anzuzeigen und durch Zeugnis des 
Kirchenvorſtands zu belegen find. 


Dresden, am 11. Januar 1897. 


68, Verordnung (des Evangelifch-Tutherijchen Landes- 
konfijtoriums), die Anzeigen über kirchliche Stif- 
tungen betreffend; vom 15. Juni 1896. 

(KonſBl. ©. 25.) 
Über die gejchäftliche Behandlung kirchlicher Stiftungen 
wird bejonders bekanntgemadt: 
1. Gejchenke und Vermächtniſſe, welche einer Kirche, 
als einer bereits bejtehenden juriſtiſchen Perſon, ohne 
Hinzufügung irgendwelcher bejchränkenden Beſtimmung 
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zugewendet werden, bedürfen nad) dem im Goder des 
ſächſiſchen Kirhen- und Schulrechts, II. Auflage, Seite 394 
in Unmerkung 3 abgedrucdten Grundjägen ſeit dem 
Erlaß der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung keiner 
Genehmigung ihrer Annahme und haben lediglic dem 
Stammvermögen des betreffenden Kirchenärars zuzu— 
wacjen. 

2. Sind derartige, zugunjten der Kirche ausgejeßte 
Zuwendungen für bejfondere bleibende kirchliche Zwecke 
bejtimmt oder follen durch deren Annahme jeitens des 
bedachten Kirchenärars dauernde Verpflichtungen über- 
nommen werden, jo charakterijieren jich Ddiejelben als 
Stiftungen im weiteren Sinne, über welche zur Gicher- 
itellung der ftiftungsmäßigen Zwecke in einem Anhange 
zur Kirchrechnung bejondere Rechnung zu führen iſt. Zu 
deren Annahme bedarf es nah 8 5 Ziffer 21 bis 24 
des Kirchengejeges vom 15. April 1871, betreffend die 
Errichtung eines evangelifch-lutherifhen Landeskonji- 
ftoriums (G.- u. V.Bl. ©. 76), der Genehmigung des 
Zandeskonjijtoriums. 

3. Handelt es fich dagegen um felbjtändige Stiftungen, 
welche nicht ausdrüclich oder offenbar zugunften einer 
Kirche oder einer ſonſt bereits mit den Nechten einer 
jurijtiichen Perſon verjehenen kirchlichen Anſtalt errichtet 
jind, jo bedarf es, wenn jie für kirchliche Zwecke, für 
Geiftliche oder Kirchendiener und deren Familien be- 
ftimmt find, zwar nad 8 5 Ziffer 24 des erwähnten 
Kirchengejeßes ebenfalls der Genehmigung des Landes- 
konjijtoriums; behufs der Anerkennung ſolcher Stiftungen 
als jelbjtändiger juriſtiſcher Perſonen iſt aber überdies 
die Genehmigung der zuftändigen Gtaatsbehörde er- 
forderlich (Gejfeg zur Wublikation des Kirchengejeßes 
wegen Errichtung eines evangelijch-lutherifyen Landes— 
konjiftoriums vom 16. April 1873 S VI, ©. u. V.Bl. 
©. 574 ff.). 

4. Ungeachtet obiger Beftimmung unter 1 bleibt nad) 
wie vor die Verpflichtung beftehen, in der alljährlich) 
nach der Generalverordnung vom 9. Mai 1877 in Ver- 
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bindung mit der Verordnung vom 16. November 1882 
(Ronjiftorialblatt S. 296) zu erjtattenden Rirchlichen Jahres» 
berichten unter C 5 bzw. D 6 des hierfür bejtehenden 
Formulars alle Stiftungen, welche, jei es durch Schen- 
kung oder legtwillige Verfügung, für kirchliche Zwecke 
im Berichtsjahre errrichtet worden find, ohne Aus— 
nahme aufzuführen.! ?3* 


Dresden, den 15. Juni 1896. 


1. Wegen des Staatsihußes f. S 60 Verfll. — Wegen 
Auffiht über die Stiftungen und Genehmigung derjelben |. 
oben ©. 3 u. 9. 

2. Grundfäße für die Behandlung von GStiftungsangelegen- 
beiten find vom Minijterium des Innern und des Kultus auf- 
gejtellt (Fiſchers3. 29, 249 ff). Die Stiftungsurkunde hat 
Beitimmungen zu treffen a) über Namen und Sitz der Gtiftung 
und deren Charakter als rechtsfähige Stiftung; b) über Be— 
trag und Beſtand des Stiftungsvermögens; c) über den Zweck 
der Stiftung; d) über den Stiftungsporftand; e) über Verwal— 
tung der Stiftung, Ablegung und Prüfung der GStiftungs- 
rechnungen. Die Bejtimmung einer unbegrenzten Rapitalijierung 
der Zinfen kann in der Negel nicht genehmigt werden. Cs 
empfiehlt fich, dem Vorſtande die Füglichkeit einer Änderung 
und Grgänzung der Stiftungsbejtimmungen einzuräumen. 

3. Die Saßungen der kirchlichen Stiftungen find in doppelten 
. Exemplaren einzureichen (WD.vom 19. März 1906, KonſBl. ©.20). 

4. Über die Belteuerung der Stiftungen vgl. Staatseink- 
St6. vom 24. Juli 1900 88 4, 6 (GVBl. ©. 562); Stauts- 
grundStG. vom 9. Sept. 1843 88 2,4 (GVBl. ©. 97); ErgStG. 
vom 2. Juli 1902 83 (GVBBl. ©. 259); StempStG. vom 12. Jan. 
1909 Tarif-Ar. 25 (GVBL. ©. 1); GemSt6. vom 11. Juli 1913 
88 8, 23, 25, 49 (GVBL. ©. 195); ASt6. vom 11. Zuli 1913 88 7, 
9, 13 (GVBL. ©. 223); ShulSt6. vom 11. Juli 1913 88 6, 8, 
9, 12 (GVBL. ©. 250); RErbStG. vom 3. Juni 1906 8 12 (R6- 


U. ©. 621). 


c) Der Haushalt der Kirchgemeinden. 

69. Kicchengefeß, den Haushalt der evangelijch-Tuthe- 
riſchen Kirchgemeinden betreffend; vom 10, Juli 1913. 
(GVBl. ©. 274.) 

Die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter haben 
mit Zuftimmung der evangelifch-lutherifchen Landesſynode 
beſchloſſen und verordnen, was folgt: 
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$ 1. (1) Das beim Inkrafttreten diefes Geſetzes vor- 
handene Stammvermögen der Kirchen,! Rirchgemeinden,? 
kirchlichen und geijtlichen Lehen, kirchlichen Stiftungen? 
und Anjtalten an Grundftücken, Kapitalien und nuß- 
baren Rechten ift im Gejamtbejtande unvermindert zu 
erhalten. Ausnahmen hiervon dürfen nur aus dringen- 
den Gründen und vorbehältlich der ftaatlichen Aufjichts- 
rechte (Verfaſſungsurkunde 8 60) von dem Gvangelijch- 
lutherijchen Landeskonfiftorium bewilligt werden. 


(2) Außerordentliche Einnahmen durch Vermächtniſſe, 
Schenkungen ufw. wachſen, infoweit nicht andere ftiftungs- 
oder [chenkungsmäßige Beftimmungen getroffen find, dem 
Stammvermögen zu. 

(3) Die auf ein Kirchenvermögen bereits gewiejenen 
fejtbejtimmten Ausgaben für Schulzwecke follen auch 
fernerhin aus dem Kirchenvermögen bejtritten werden, 
jolange die oberjte Kirchenbehörde nicht für nötig findet, 
es zu Jicherer Erreichung feines eigentlichen Zweckes da— 
von zu befreien. Letteres kann jedoch, infoweit die Aus- 
gabe jeit unvordenklicher Zeit gleichmäßig erfolgt ift, ohne 
Zuftimmung der Beteiligten nicht gefchehen. 


8 2. (1) Zur Aufnahme von Kirchgemeindefchuldent ift 
vorgängige Genehmigung der Kircheninjpektion erforder- 
lich, wenn die Schuldenvermehrung innerhalb Zahresfrift 
bei einer Geelenzahl unter 1000 mehr als 300 M, bei 
größerer Seelenzahl mehr als 300 M auf je 1000 Geelen 
beträgt. Dabei ijt die durch die jeweilig letzte Volks— 
zählung ermittelte Seelenzahl der Kirchgemeinde maß- 
gebend. 

(2) Jede Schuld der Kirchgemeinde ijt zu tilgen. Die 
Art der Tilgung ift durch einen Tilgungsplan fejtzu- 
itellen, der der Genehmigung der Kircheninjpektion, da- 
fern aber ausnahmsweije weniger als jährlich 11/a vom 
Hundert der Schuldfumme unter Hinzurechnung der Zins- 
erjparnis getilgt werden foll, der Genehmigung des 
Evangelijch-Tutherifchen Landeskonfiftoriums bedarf. 

(3) Wird die neue Schuld binnen Jahresfrift zurück- 
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gezahlt, jo ift die Genehmigung der Kircheninjpektion 
nicht erforderlich. 


8 3. (1) Die Kirchgemeinden haben gemäß ihrem Be- 
rufe (Rirhenvorjtands- und Synodalordnung $ 1) ins- 
bejondere die Aufgabe, unter Beobachtung der allgemei- 
nen kirchlichen Vorjchriften 

1. die zum Gottesdienfte und zu ſonſtiger Kultusübung 
erforderlichen Räume zu bejchaffen, insbejondere die 
in der Parochie befindlichen Kirchen und ſonſtigen 
kirchlichen Anftalten, namentlich auch die kirchlichen 
Gottesäcer zu unterhalten und, joweit erforderlich, 
zu erneuern und zu erweitern; 

2. die erforderlichen Stellen für Geiftliche, ſowie für 
Beamte und fonjtige Bedienftete der Kirchgemeinde 
zu errichten und zu unterhalten, insbejondere mit 
angemejjenem Einkommen an Gehalt und Mob: 
nung oder MWohnungsentjchädigung auszuftatten, 
auh im Bedarfsfalle Hilfskräfte zu unterhalten; 

3. alle jonjtigen zur Erhaltung und Förderung des 
kirhlihen Lebens in der Gemeinde, insbejondere 
auch den Zwecken rijtliher Nächitenliebe dienen- 
den Einrichtungen zu treffen und zu unterhalten;® 

Sie können es fich ferner zur Aufgabe machen: 

4. auch außerhalb ihres eigenen Bereiches die Zwecke 
der chriftlichen Nächftenliebe, die Arbeiten zur Er— 
haltung und Ausbreitung des Evangeliums und 
jonjtige allgemein kirchliche Beſtrebungen zu unter- 
jtüßen. 

(2) Der Aufwand, der durch die Erfüllung diejer Auf- 
gabe, durch die Amtsführung der Geijtlichen, Beamten 
und jonjtigen Bedieniteten der Kirchgemeinde, ſowie durch 
die Amtsführung des Kirchenvorftandes erwächſt, ift von 
der Kirchgemeinde durch Kirchenfteuern aufzubringen, ſo— 
weit er nicht von den kirchlichen Stiftungen (Ürarien, 
geijtlichen Lehen, bejonderen Stiftungsfonds) zu beftreiten 
ift oder durch die zur Kirchgemeindekajje fließenden Ge- 
bühren oder durch ſonſtige Einnahmen der Kirchgemeinde 
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gedeckt oder vom Staate oder von anderer Geite ge- 
tragen wird. Zur Beitreitung der laufenden Ausgaben 
it ein angemejjener Betrag verfügbar zu halten, der 
mindejtens dem vorausjichtlihen VBedarfe eines Monats 
entjpricht.” 


$ 4, (1) In vereinigten Kirchſpielen, das heißt folchen, 
welche einen gemeinjchaftlichen Geijtlichen haben, ift bei 
Verteilung der Leitungen für alle Kirchenbedürfnifje unter 
die mehreren Kirchgemeinden den etwa bejtehenden Ver— 
trägen und rechtskräftigen Entjcheidungen nachzugehen. 

(2) Liegen aber ſolche Verträge oder Gntjcheidungen 
nicht vor und kommt eine Vereinbarung, welche die 
‚ Aufjichtsbehörde zu verfuchen hat, nicht zuftande, fo find 
folgende Bejtimmungen anzuwenden: 

(3) Jede Kirchgemeinde hat ihre Kirche allein zu unter- 
halten und zum Bau der anderen nichts beizutragen. 

(4) Die Wohn- und Wirtichaftsgebäude der für mehrere 
Kirchen vereinigter Kirchſpiele angeftellten Kirchendiener 
haben diejenigen Gemeinden, für deren Kirchen fie an- 
gejtellt find, gemeinschaftlich zu bauen und zu unterhalten. 

(6) Liegen dem einen oder anderen Kirchendiener nur 
in einer dieſer Kirchen Amtsverrichtungen ob, jo fällt 
der Bau und die Unterhaltung der ihm überwiejenen 
MWohn- und Wirtjchaftsgebäude auch nur der in dieſe 
Kirche gehörigen Gemeinde zur Laſt. 

(6) Ebenſo find die Koften der Anjtellung und Unter: 
haltung der Kirchendiener nad) Verſchiedenheit ihrer 
Wirkfamkeit für eine oder mehrere Kirchen und andere 
kirchliche Leiſtungen aufzubringen. 

(7) Iſt ein Kirchendiener zugleich Lehrer und das Kirch— 
jpiel in mehrere Schulbezirke geteilt, jo haben nur Ddie- 
jenigen Eingepfarrten, welche die Kirchſchule benußen, 
dejien MWohn- und Wirtichaftsgebäude ſamt den dazu 
gehörigen Anlagen zu bauen und zu unterhalten. 


8 5. () Aljährlich ift vom Kirchenvorftande über die 
Einnahmen und Ausgaben bei dem Kirchenpermögen, 
bei den mit diefem verbundenen Kaſſen und bei der 
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Kirchgemeindekajje, jowie der Beſoldungskaſſe ein Haus- 
haltplan (Boranjchlag) aufzujtellen. 

(2) Die Voranjchläge für das Kirchenvermögen und 
für die mit dieſem verbundenen Kajjen bedürfen der 
Genehmigung der Kircheninjpektion. Ausgaben, welche 
den genehmigten VBoranjchlag überjchreiten, bedürfen, ſo— 
weit die Überjchreitung nicht aus bereits verfügbaren 
Kirchgemeindemitteln gedeckt wird, der vorgängigen be— 
jonderen Genehmigung der Kircheninjpektion. In unvor- 
bergejehenen dringlichen Fällen kann die Genehmigung 
ausnahmsweije nachträglich eingeholt werden. 

(3) Die VBoranjchläge der Kirchgemeindekaffen und der 
Bejoldungskajjen bedürfen der Genehmigung der Kirchen- 
injpektion nur, wenn zur Deckung des Bedarfes Kirchen- 
jteuern erhoben werden ſollen. 


(4) Uberſchüſſe des ZJahreshaushaltes gegenüber dem 
Voranſchlage jind, joweit fie nicht das Betriebsvermögen 
der Kirchgemeinde bilden oder zur außerordentlichen 
Schuldentilgung verwendet werden, anzujammeln und 
zinsbar anzulegen. Gie find zur Beitreitung des Auf- 
wandes für Errichtung und wefentliche Erneuerung kirch— 
licher oder geiftlicher Gebäude, von Gottesäckern, Gemeinde- 
häufern ujw. und Erwerbung dazu nötigen Baulandes 
bejtimmt. Doc) können die Erträgnifje der Rücklage aud) 
zu jährlichen laufenden Zahlungen für Verzinfung und 
Tilgung hierzu aufgenommener Darlehen mit verwendet 
werden. In der Regel follen auc aus den laufenden 
Einnahmen jährliche Beiträge zur Verftärkung der Rück— 
lage für kirchliche Bauten bejtimmt werden. 


8 6. Unterläßt eine Kirchgemeinde die ihr obliegenden 
und im kirchlichen Interejfe nötigen Leiftungen und Ein- 
richtungen, insbejondere die Bejchaffung der dazu erfor- 
derlihen Mittel, jo ift die Aufjichtsbehörde ermächtigt, 
fie dazu anzuhalten, nach Befinden und wenn die des— 
halb erlajjenen Verfügungen ‘ohne Erfolg bleiben, das 
Nötige auf Koften der Kirchgemeinde auszuführen, auch 
die erforderlichen Mittel als Ausgabe in den Haushalt- 
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plan einzutragen und die Aufbringung derfelben anzu- 
ordnen und vollziehen zu lajjen. 


8 7. Die Regelung des Kaffen- und Rechnungsweſens, 
insbejondere die Anftellung der hierzu etwa erforderlichen 
Beamten, erfolgt, joweit nicht allgemeine landeskirchliche 
Vorſchriften getroffen jind, durch den Kirchenvorftand. 


8 8. Die Vorſchriften in 8 22 Abſatz 4 bis 6 der 
Kirchenvorjtands- und Synodalordnung werden auf- 
gehoben. 


8 9. (1) Diefes Kirchengejeg tritt mit der DVerkündi- 
gung ftaatsgejegliher Genehmigung derjenigen Beitim- 
mungen desjelben, welche deren bedürfen, und gleich- 
zeitig mit dem Kircheniteuergejege in Araft. 

(2) Über feine Einführung in der Oberlaufig bleibt 
bejondere Bekanntmachung vorbehalten.® 

(3) Das Evangelifch-lutherifche Kandeskonfijtorium wird 
mit der Ausführung diejfes Kirchengejeges beauftragt. 

Dresden, den 10. Juli 1913. 


1. Kirche, d. i. Kirhenlehn (Rirchenärare), |. oben ©. 354 ff. 

2. Den Kirchgemeinden, die nicht über Erträgniffe eines 
ausreichenden Kirchenvermögens verfügen, ift die Anfammlung 
eines unangreifbaren werbenden Kirygemeindenermögens und 
die Aufjtellung entſprechender Saßungen, die vom Landes- 
konliftorium zu genehmigen find, empfohlen worden. Der 
Mujterentwurf für ſolche Saßungen fieht als Zuflüffe vor: 
Schenkungen und leßtwillige Verfügungen, Ortskollekten, 
Hausfammlungen, Einlagen in Sammelbüchfen in der Kirche, 
Beiträge im Kirdhenhaushaltplan. Das Kapital darf unter 
keinen Umftänden angegriffen werden (VD. vom 11. Dez. 1911, 
KonſBl. ©. 145). — Unter vorhandenem Vermögen ijt aud) 
ſolches zu verjtehen, das wieder anzufammeln, zu erfegen oder 
zu ergänzen der Kirchgemeinde oder Dritten obliegt (Begrün- 
dung zu Grlaß 14 ©. 10). 

3. Kirchliche Stiftungen f. oben ©. 9 u. ©. 377. 

4. Über Schulden des Kirchenärars f. oben ©. 368. 

5. Für die Haftung für Schäden fowohl, die kirchliche 
Beamte dur Unfall im Dienfte erleiden können, wie für 
ſolche, die fie dritten Perſonen fchuldhaft zufügen, ift den 
Kirchgemeinden der Abſchluß von Haftpflichtverfiherungen emp- 
fohlen (VD. vom 12. Aug. 1898, KonſBl. ©. 66). 
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6. Über die kirchliche Armenpflege vgl. Bek. vom 20. März 
1894 (KonſBl. ©. 12) und die dafelbjt abgedructen Leitjäße 
der Eiſenacher Konferenz. 

7. Über die Beiteuerung der Kirchgemeinden ijt folgendes 
zu bemerken: 

a) Staatseinkommenjteuergejeß vom 24. Zuli 1900 8 6 Ziff. 10 
(GVBL. ©. 562): Die Kirchgemeinden find nur beitragspflichtig 
hinjichtlich ihres aus ſächſiſchem Grundbefig und Gewerbe- 
betrieb fließenden Einkommens. Schuldzinfen find abzuziehen. 

b) Staatsgrunditeuergejeg vom 9. Sept. 1843 (GVBL. ©. 97) 
kennt Keine Befreiungen für Kirchgemeinden. 

ce) Staatsergänzungsiteuergefeßg vom 2. Juli 1902 (GVLI. 
©. 259) trifft Die Kirchgemeinden überhaupt nicht. 

d) Staatsjtempelgefeg vom 12. Jan. 1909 (GVBl. ©. 1): 
Wegen Befreiung der Aktorien vom Vollmachtsftempel ſ. Bek. 
vom 22. San. 1906 (KonſBl. ©. 7). ; 

e) Gemeindejteuergefeg vom 11. Juli 1913 8 49b (GVBl. 
©. 19%): Befreit von der Gemeindegrundjteuer find Grund- 
jtücke der Kirchgemeinden, die öffentlichen oder gemeinnüßigen 
Zwecken gewidmet find. Weitere Befreiungen dur Ortsiteuer- 
ordnung zulällig (8 49, 50). — Von der Befigwechlelabgabe 
bei Grundjtückserwerbung für Kirchliche oder Beitattungs- 
zwecke: GemStG. 8 10 Abſ. 1; von der 30jährigen Abgabe 
ihlechthin befreit: GemStG. 8 8 Abf. 3. — Bon der Gemeinde: 
einkommenjteuer find Rirchgemeinden völlig befreit, wenn fie ganz 
oder teilmweife mit erjteren zufammenfallen (GemStG. 8 25a). 

f) Schulfteuergefeß vom 11. Juli 1913 8 120 (GVBL. ©. 250): 
Bon der Schulgemeindejteuer befreit find die Grundftücke der 
Richgemeinde wie bei der Gemeindegrundfteuer. — Von der 
Schuleinkommeniteuer völlig befreit: Schulfteuergejeg 89 Abſ. 1; 
von der Schulbejtigwechjelabgabe wie bei den Gemeindejteuern. 

8) Neihserbichaftsiteuergefeßg vom 3. Juni 1906 (KEBl. 
©. 621): Der Steuerfag von 5% trifft Anfälle, die ausfchließ- 
lich kirchlichen Zwecken gewidmet find (8 12 Ziff. 1 u. 3). 

8. Auch wenn zur Deckung des Kirchgemeindebedarfs Steuern 
nicht erhoben zu werden brauchen, kann die Kircheninipektion 
kraft Auffichtstehts den Haushaltplan, wenn beiondere Gründe 
vorliegen, einfordern und auf Bejchwerde oder von Amts wegen 
berichtigen (Begründung zu Erlaß 14 ©. 10). 


70. Gefeß, die Entjehädigung für den Wegfall von 


Gebühren der Geiftlichen und Kirchendiener betreffend; 
vom 22, Mai 1876.! 
(GVBL. ©. 251). 
Mir, Albert, von Gottes Gnaden König von Sad) 
jen ujw., verordnen in Erwägung, daß mit Nücficht 
Böhme, Rirchengefege. 2. Aufl. 25 
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auf die Beltimmung des Meichsgefeges über die Be— 
urkundung des WPerjonenjtandes und die Ehejichliegung 
vom 6. Februar 1875 (©. 23 flg. des Neichsgejeges vom 
Jahre 1875) die unentgeltliche Vollziehung von Taufen, 
kirchlichen Aufgeboten und Trauungen wünjchenswert 
erjcheint, unter Zuftimmung Unjerer getreuen Stände, 
wie folgt: 


$ 1. Die Zahl der Taufen, Aufgebote, Präfenta- 
tionsjchreiben und Trauungen wird für die leßtverflojje- 
nen vier KRalenderjahre ermittelt, nach den herkömmlichen 
oder matrikelmäßigen niedrigjten Gebührenfägen be- 
rechnet und nach dem durchjchnittlichen Tahresbetrage 
aus der Staatskaſſe entſchädigt. 


8 2. Die Entjehädigungsbeträge werden von der be- 
treffenden Kirchenbehörde ermittelt und nach vorgängiger 
Prüfung von dem Minifterium des Kultus und öffent- 
lichen Unterrichts feitgeftellt. 

8 3. Die fejtgeftellte Entjchädigung wird vom 1. Ja— 
nuar 1876 an in halbjährigen Naten? den Kirchen- 
gemeinden unter der Bedingung gewährt, daß 

a) Taufen, Aufgebote und Trauungen in einer von 
der kirchlichen Dberbehörde vorgejchriebenen Form une 
entgeltlich vollzogen werden, 

b) einem jedem Geiftlichen und Kirchendiener an Gtelle 
aller und jeder Einnahmen an Akzidenzien und Gtol- 
gebühren ein dem durchſchnittlichen Betrage derjelben 
während der leßten vier Kalenderjahre entjprechender 
fejter Gehalt gewährt und ihm 

e) die Verpflichtung auferlegt wird, vom Zeitpunkte 
der Fixation an für Reine in fein Amt einjchlagende 
und ihm obliegende einzelne Handlung oder Bemühung, 
für welche durch die Firation Entſchädigung eingetreten 
ijt, eine Gegenleijtung anzunehmen. 

Den Gemeinden bleibt dabei unbenommen, in allen 
Fällen, in welchen eine über die unter a gedachte Form 
hinausgehende, nicht zum Weſen der kirchlichen Hand— 
lung gehörende Tätigkeit oder Leiftung der Geiftlichen 
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oder Kirchendiener zuläfjigerweije beanfprucht wird, jo- 
wie an Gtelle der übrigen firierten Akzidenzien und 
Stolgebühren eine vom Kicchenvorftande unter Ge- 
nehmigung der Kircheninjpektion fejtzujtellende Ver— 
gütung auch ferner erheben zu laljen. Es hat jedoch 
dieſe Vergütung im die Kaffe der Kirchengemeinde zu 
fließen. ? 


8 4 Mird den in $ 3 bezeichneten Bedingungen bis 
zum 1. Januar 1878 nicht oder nicht volljtändig ent- 
prochen, jo kommt mit diefem Tage die Entſchädigung 
in Wegfall. Dasjelbe tritt ein, wenn ſpäter eine Ein- 
richtung getroffen wird, welche einer jener Bedingungen 
widerjpricht. 

8 5. Dem Staate bleibt vorbehalten, die Entjchädi- 
gungsrente jederzeit abzulöjen oder allmählich zu tilgen. 
Die Bedingungen der Ablöſung oder Tilgung jind durch 
Staatsgejeße feitzuitellen. 


86 Mo eine Kirchengemeindevertretung nicht vor- 
handen ijt, Rommen die in 88 3, 4 und 5 bezeichneten 
Verpflichtungen und Berechtigungen derjenigen Kaſſe zu, 
aus welcher die Yiration der betreffenden Geijtlichen 
und Rirchendiener erfolgt. 


8 7, Diefes Geſetz gilt für alle Neligionsgenofjen- 
Ihaften, welchen bis zum 31. Dezember 1875 die Be— 
urkundung des Perjonenjtandes oblag, insbejondere auch 
analog für die Siraeliten. 

Soweit bei diejen Neligionsgenofjenichaften Stolge- 
bühren bisher nicht bejtanden haben, iſt die Entjchädi- 
gung unter Zugrundelegung der Zahl der fraglichen 
Handlungen und derjenigen Gebührenfäße zu berechnen, 
welche bei den evangelifch-lutherifchen Gemeinden desjelben 
Drtes, oder dafern eine folche nicht vorhanden, den unter 
ähnlichen Verhältniſſen beftehenden, herkömmlich find. 


8 8. Unſer Minifterium des Aultus und öffent- 
lihen Unterrichts hat wegen Ausführung des Gejeßes 
das Nötige zu veranitalten. 
N 95* 
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Urkundlich haben Wir diejes Gejeß eigenhändig voll- 
zogen und Unſer Königliches Siegel beidrucen lajjen. 
Gegeben zu Dresden, am 22. Mai 1876. 


1. Soweit der Tahresbetrag 800 M nicht Überjteigt, erfolgt 
die Auszahlung in einer Summe im Juni jeden Jahres durch 
die Poſt (KoniBl. 1896, 16 und 1899, 24). 

2. Dal. KO. vom 2. Dez. 1876 8 5 nachjtehend unter 71. 


71. Kirhengefeß, die Yiration der Akzidenzien und 

Stolgebühren der evangelifch-Tutherifchen Geiftlichen 

und Kirchendiener betreffend; vom 2. Dezember 1876. 
(GVBL. ©. 715.) 


Die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter ver- 
ordnen im Verfolg des Gejeges, die Entjcehädigung für 
den Megfall von Gebühren der Geiftlihen und Kirchen- 
diener betreffend, vom 22. Mai 1876 (Seite 251 flg. 
des Gejeß- und Derordnungsblattes vom Jahre 1876) 
mit Zuftimmung der Govangelijch-Iutherifchen Landes— 
jynode, wie folgt: 


8 1. Taufen, Aufgebote und Trauungen find, wenn 
fie in der einfachſten Form verlangt werden, unentgelt- 
lih zu vollziehen. 

Dieje Unentgeltlichkeit erjtreckt fich auch auf die Prä- 
jentationsjchreiben und die ſonſtigen Schriften und Kir— 
chenzeugniſſe, einjchlieglicd der Einträge in die Kirchen- 
bücher, welche die vom 1. Januar 1876 an vorgekom- 
menen und ferner vorkommenden Taufen, Aufgebote 
und Trauungen betreffen, wie denn auch Abgaben an 
die Kirchenärarien bei folchen Taufen und Trauungen 
nicht weiter ftattfinden. 


8 2. Hinfichtlicd der Form, in welcher Taufen, Auf- 
gebote und Trauungen nad $ 1 unentgeltlich zu ver- 
richten find, ijt zwar im allgemeinen den einjchlagenden 
Beitimmungen der Agende nachzugehen, es. ift jedoch 
Itatthaft, in den einzelnen Parochien darauf bezügliche 
bejondere liturgifche Einrichtungen zu treffen, welche 
darauf gerichtet find, die eierlichkeit der kirchlichen 
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Handlung zu erhöhen, ohne den Charakter der leßteren 
zu verändern. 


8 3. Alle und jede Akzidenzien und Gtolgebühren 
jind bis zum Schluſſe des Jahres 1877 dergejtalt zu 
firieren, daß die Geijtlichen und Kirchendiener an Stelle 
jener Einnahmen einen, dem durchjchnittlihen Betrage 
der Akzidenzien und Gtolgebühren während der leßten 
vier Kalenderjahre 1872, 1873, 1874 und 1875 ent- 
Iprechenden fejten Gehalt von den Kirchengemeinden au 
erhalten haben. 


8 4 Zu den nad vorjtehendem 8 3 in fejte Gehalts- 
bezüge zu verwandelnden Einnahmen der Geijtlihen und 
Kirchendiener gehören nicht nur die Gebühren für Taufen, 
Konfirmation und den derjelben vorausgehenden Unter- 
richt, DVerlöbnifje, Aufgebote, Ledigkeitszeugnijfe, Trau- 
ungen, Sühneverfuche, Einfegnungen der Möchnerinnen, 
Faſtenexamina, Beerdigungen und für alle bei den vor- 
gedachten Handlungen vorkommende Schriften und Zeug- 
niffe, namentlich Geburts-, Tauf-, Trau- und Konfir- 
mationsjcheine, ingleichen Einträge in die Kirchenbücher, 
ferner das ſogenannte Beichtgeld, jondern aud) die Dpfer- 
und Häuslergelder, Michaelisgrojhen, Weihnachts- und 
Gründonnerstagsgeichenke, das Hausgenojjengeld, die 
Einnahme von den fjogenannten Umgängen, für das 
Schreiben der Gevatterbriefe, Waſſer- oder Becken- oder 
Schüjjelgeld bei Taufen, für Oftereier, ſowie alle etwaige 
jonjtige, unter verjchiedenen Namen vorkommende orts— 
herkömmliche Geld- und andere Bezüge, welche nicht 
mit den geiltlichen LZehnen in Zufammenhange jtehen, 
oder nit aus den ARirchenärarien, Stiftungen und 
jonjtigen, zum Gubitantialvermögen der betreffenden 
Stellen gehörenden Ablöſungs- und anderen Kapitalien 
fließen. 

An den Beitimmungen darüber, wer das Lokal für 
die Erteilung des Konfirmandenunterrichts herzugeben, 
zu heizen, zu beleuchten und zu reinigen hat, wird durch 
die Fixation der Gebühren dafür nichts geändert. 
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Inſoweit die obengenannten Einnahmen bereits firiert, 
beziehentlich abgelöjt find, hat es hierbei zu bewenden. 


8 5. Soweit nicht nad) $ 1 dieſes Kirchengeſetzes Ge- 
bühren für die daſelbſt erwähnten Handlungen über- 
haupt wegfallen, fliegen die Akzidenzien und jonftigen, 
in feſte Gehaltsbezüge zu verwandelnden XAbentrich- 
tungen, vom Zeitpunkte der erfolgten Firation an, in 
die Kaſſe der Kirchengemeinde. Cs bleibt jedoch der 
Vertretung der Kirchengemeinde unbenommen, die eine 
oder die andere jener Leijtungen für die Zukunft in 
Wegfall zu bringen, andererjeits aber auch deren Be— 
träge abweichend von der feitherigen Höhe zu regu- 
lieren; die hierauf bezüglichen Beſchlüſſe bedürfen jedoch 
der Genehmigung der Kircheninfpektion.! 

Das fogenannte Beichtgeld kommt mit erfolgter Yira- 
tion allenthalben in Wegfall. 

Soweit die zur Kafje der Kirchengemeinde fliegenden 
Abentrichtungen für kirhlihe Handlungen zur Deckung 
der den Geiſtlichen und Kirchendienern zu gewährenden 
feiten Gehalte nicht ausreichen, ift der Fehlbedarf von 
der Kirchengemeinde aufzubringen. 


8 6. Die Modalität der Zahlung der an Gtelle der 
Akzidenzien und fonjtigen, hier in Frage kommenden 
Einnahmen der Geiltlihen und Kirchendiener zu ge- 
währenden fejten Gehalte bleibt der Vereinbarung zwi- 
Ihen den Beteiligten in jedem einzelnen Falle vorbe- 
halten. 


8 7. Vom Zeitpunkte der Firation an haben Geift- 
liche und Kirchendiener für keine in ihr Amt einfchla- 
gende und ihnen obliegende einzelne Handlung oder 
Bemühung, für welche durch die Firation Entſchädigung 
eingetreten ijt, eine Gegenleiftung anzunehmen. 


8 8. Der zu gewährende fejte Gehalt ift von der 
Kircheninfpektion, in der Oberlaufiß von der Kreishaupt- 
mannjchaft zu Baugen, als Konfiftorialbehörde, im Ver- 
waltungswege jejtzuftellen.. Die durch) Vereinbarung 
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oder Entiheidung der genannten Behörden erfolgte Feit- 
jtellung bedarf der Genehmigung des Landeskonjijtoriums. 


8 9. Das Evangeliſch-lutheriſche Landeskonfijtorium 
hat wegen Ausführung dieſes Kirchengejeßes, insbe= 
jondere aber auch wegen Herbeiführung der Fixation 
der Geijtlihen und Kirchendiener auf ſolchen Gtellen, 
rückſichtlich welcher eine Kirchengemeindevertretung nicht 
vorhanden iſt, das Nötige zu veranitalten. 


8 10. Megen Einführung dieſes Kirchengejeges in 
der Dberlaufig bleibt bejondere Bekanntmachung vor- 
behalten. 


Dresden, am 2. Dezember 1876. 


1. Bei Aufitellung der Gebührenordnungen ufw. ijt zu er- 
wägen: 

1. inwieweit bei kirchliden Umtshandlungen das göttliche 
Mort künftig etwa mehr noch als bisher unentgeltlich dar— 
geboten werden joll, 

2. ob in den Regulativen die völlige Sonderung der Ge— 
bühren nad) 1 von denjenigen für äußeren Aufwand und be- 
jondere Anſprüche durchgeführt werden ſoll, 

3. ob nicht die Gebührenklaffen insbejfondere bei Begräb- 
niffen eingejhränkt werden ſollen, 

4. ob nicht auch bei Begräbnilfen in einfachſter Form von 
Gebühren (abgejehen von Grdegeld) abgefehen werden kann, 

5. ob nicht bei Taufen, Trauungen und Begräbnifjen in 
einfachiter Form dem Geiftlichen unentgeltliche Wortdarbietung 
(freie Anſprache und freies Gebet) gejtattet fein foll aus jeel- 
jorgerlihen Gründen, 

6. ob nit von der gleichzeitigen Trauung mehrerer nicht zu— 
jammengehöriger Paare gänglih abgejehen werden foll (VO. 
vom 7. Febr. 1908, KonſBl. ©. 13). 


72, Verordnung (des Evangelijch-Tutherifchen Landes— 
konfijtoriums) zur Ausführung des Kircdhengejeges 
vom 2, Dezember 1876 über die Siration der Akzi- 
denzien und Stolgebühren der evangelijch-lutherifchen 
Oeijtlihen und Kirchendiener; vom 15. Dezember 
1876. 
(GVBL. ©. 717.) 


Zu Ausführung des obengenannten Kirchengefeges verfügt 
das unterzeichnete Evangelifch-lutherifche Zandeskonfijtorium, 
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unter Zuftimmung der in Evangelieis beauftragten Staats- 
mintjter, folgendes: 


Zu 8 1 des Öejeßes. 

81. Wie bereits in $ 21 der Werordnung vom 30. No- 
vember 1875, einige durd das NReichsgefeg vom 6. Februar 
1875 bedingte Veränderungen in der kirchlichen Ordnung be- 
treffend — jeßt vom 13. Dezember 1876 (vgl. Vorjtehendes 
unter 11) —, die Abgaben zur Schulkaffe bei den Trauungen 
in Wegfall gebracht worden find, jo follen nad) der Beitim- 
mung des vorliegenden Kirchengejeges Abgaben bei Trauungen 
und bei Taufen, welche in der einfachſten Form und mithin 
unentgeltlich vollzogen werden, nicht weiter erhoben werden. 
Dies leidet auch auf die ortsherkömmlichen Sammlungen bei 
etwaigen, an die kirhlichen Handlungen ſich anfchließenden 
Mahlzeiten Anwendung, infomweit nicht diefelben die Eigen— 
ihaft volljtändig freiwilliger Liebesgaben befißen. 

Obſchon hiernächſt in dem vorliegenden Kirchengefege nicht 
aud der Megfall etwaiger, bei Trauungen und Taufen an 
den verjchtedenen Orten bejtehenden Abgaben zu nidhtkirdy- 
lihen Kaſſen hat ausgejprocdhen werden können, fo ericheint 
es doch wünjchenswert, daß auch dergleichen Abgaben, injo- 
weit es fih um unentgeltlich zu vollziehende Trauungen und 
Zaufen handelt, fortan in Wegfall kommen möchten. Die 
Kirheninfpektionen werden daher veranlaßt, durch Vernehmung 
mit den betreffenden Behörden auf die Befeitigung ſolcher Ab— 
gaben, jolange nicht deren allgemeine Aufhebung im Gejeßes- 
wege erfolgt, möglichſt hinzumwirken. 

Auf nicht in einfachjter Form vollzogene Trauungen und: 
Zaufen leidet die Bejtimmung am Schlujfe des zweites Gates 
des $ 1 des vorliegenden Gefeßes und DVorerwähntes Reine 
Anwendung. 


Zu 8 2 des Gefeßes. 

$ 2. Die in den Worten: „es iſt jedoch ftatthaft" bis zum 
Schluſſe des $ 2 des Gefeges enthaltene Beſtimmung beruht 
zwar auf dem MWunfche, daß auch die in einfachſter Form voll- 
zogenen kirhlihen Handlungen in recht würdiger und feier- 
liher Weiſe vor fi) gehen und daher geeianet fein möchten, 
die Beteiligten zu erheben und ihnen die kirchliche Handlung 
bejonders wertvoll erjcheinen zu laſſen; es wird jedoch von 
den Kirchenvorjtänden und den Kircheninfpektionen bei der 
Feſtſtellung der darauf bezüglichen Liturgifchen Einrichtungen 
(vgl. 8 24 der Rirchenvorjtands- und Synodalordnung vom 
30. März 1868) die Überfchreitung des in diefer Hinficht ein- 
aubaltenden I Maßes zu vermeiden und insbefondere u 
auch vor einer Überlaftung der Kräfte der Geiftlichen und 
Kirchendiener fih zu hüten fein. } 
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Zu 8 3 des Geſetzes. 

8 3. 1. Bei der infolge vorliegenden Kirchengefeßes vor- 
zunehmenden Yiration der Akzidenzien und Stolgebühren 
haben diejenigen Gebühren, für deren Hinwegfall vom An— 
fang des Jahres 1876 an bereits in Gemäßheit des Geſetzes, 
die Entihädigung für den Wegfall von Gebühren der Geilt- 
lichen und Kirchendiener betreffend, vom 22. März 1876 eine 
Entſchädigung feitgeftellt und gewährt worden ijt, nicht Gegen- 
ftand einer anderweiten Firation zu bilden, es hat vielmehr 
bei der feiten des Königlichen Minifteriums des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts erfolgten Yeititellung jener Entichä- 
dDigung, welche einen Teil der nad) Maßgabe des vorliegenden 
Kirchengejeßes zu bewirkenden allgemeinen Firation ausmadıt, 
zu bewennen. 

2. Dahingegen find alle diejenigen Gebühren, welde, ob- 
ihon bei den betreffenden, in einfadhiter Form vollzogenen 
kirhlihen Handlungen, wie 3. B. für Ledigkeitszeugnijfe, Ein- 
träge in das Kirhenbud, ſowie für andere Vebenhandlungen 
bei Zaufen, Aufgeboten und Trauungen, vorkommend, den— 
noch nad) der dem $ 1 des oben angezogenen Geſetzes vom 
22. Mai diefes Jahres gegebenen Begrenzung bei der Feſt— 
ftellung der Entichädigung Jeiten des Königlichen Minijteriums 
nit haben berückfichtigt werden können, bei der infolge des 
vorliegenden Gejeßes vorzunehmenden allgemeinen Fixation 
mit zu berücfichtigen und die darauf ausfallenden Entſchä— 
dDigungsbeträge den beteiligten Geiftlihen und Kirchendienern 
vom Unfange des laufenden Jahres an, beziehentlich nach— 
träglich zu gewähren. 

Hierbei verjteht es fich jedoch von ſelbſt, daß, infoweit Geilt- 
lihe und Kirchendiener dergleichen Gebühren feit Anfang des 
laufenden Jahres noch erhoben haben, denjelben ein Anſpruch 
auf diesbezügliche Entſchädigung nicht zufteht. 

3. Bei der Grmittelung des durchſchnittlichen Betrags der 
Akzidenzien und Stolgebühren während der legten vier Ka— 
lenderjahre 1872, 1873, 1874 und 1875 iſt zunächſt derjenige 
Betrag zugrunde zu legen, welcher von den einzelnen Geilt- 
lichen und Kirchendienern in jedem der genannten vier Jahre 
nachweislich) wirklich bezogen worden ijt. 

Snjoweit ein glaubwürdiger Nachweis hierüber nicht ge- 
führt werden kann, haben bei Ermittlung jenes durdfchnitt- 
lihen Betrags die herkömmlichen oder matrikel- oder Ratajter- 
mäßigen Gebührenfäße in Verbindung mit der Zahl der in 
jedem der fraglichen vier Jahre vorgekommenen Fälle zur 
‚Grundlage zu dienen. 

4. Bei der Grmittelung des zu firterenden Durdjchnitts- 
betrags ift das Fortkommen und die MWegeentihädigung bei 
‚ den Verrihtungen in den eingepfarrten Ortſchaften oder Yilial- 
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und Schweiter-Kirhen unter Beahtung des Herkommens mit 
zu berückfichtigen. 

5. Da es die Abſicht des vorliegenden Gejeßes ijt, daß 
kein Geiſtlicher und Kirchendiener durch die Firation in feinem 
deren Gegenſtand bildenden Einkommen eine Einbuße erleiden 
joll, jo ijt ſchon an diefer Stelle hierauf zur Nachachtung bei 
Ermittelung des Durchichnittsbetrags der zu firierenden Ein- 
nahmen aufmerkfam zu machen. 


Zu $ 4 des Gefeßes. 

8 4. Inſoweit es in einzelnen Parochien, an bejtimmten 
Beltfegungen in betreff der Gewährung, Beheizung, Beleuch- 
tung und Reinigung des Lokals für Grteilung des Kon— 
firmandenunterrihts fehlt, wird demjenigen in dieſer Hin- 
ſicht nachzugehen ſein, was an dem einzelnen Orte herkömm- 
lic) iſt. 


Zu 85 des Gefeßes. 

$ 5. Bei dem Intereſſe, welches die Kirchengemeinden da- 
bei haben, daß für bejondere Bemühungen der Geiftlichen und 
Kirchendiener, 3. B. Haustaufen, Begräbnisreden und der- 
gleichen in der Regel auch künftig entjprechende erhöhte Ge- 
bühren entrichtet werden, weil jie nach der Schlußbejtimmung 
in $ 5 des vorliegenden Geſetzes für den Fehlbetrag an den 
Einnahmen der betreffenden Kaffe behufs der Zahlung der 
ira aufzukommen haben, darf zwar vorausgejet werden, 
daß die Gebühren für derartige kirchliche Handlungen eine 
angemeffene Feſtſetzung erfahren und hierdurch Geijtliche und 
Kirhendiener eine ausreichende Gicheritellung gegen über- 
mäßige Beanfprudhung ihrer Kräfte zu Wollziehung folder 
Handlungen erlangen werden; es iſt jedoch auch hier, wie 
oben zu $ 2 gejchehen, auf die geeignete Berückfichtigung 
diefes Umjtands bei der Entjchliegung über die künftige Er— 
hebung der Akzidenzien und Stolgebühren und deren Höhe 
binzumeijen. 

Berner ijt hier zu gedenken, daß der Geiſtlichen und Kirchen- 
dienern die Erhebung der Gebühren für die von ihnen ver- 
richteten Handlungen nad) erfolgter Firation für die Kaffe der 
Kirchengemeinde nicht angefonnen werden darf, die Kirchen- 
vorjtände, vielmehr jelbit hierfür in geeigneter, die Beteiligten 
tunlichjt wenig beläjtigender Weiſe Sorge zu tragen haben. 


Zu 8 6 des Geſetzes. 

8 6. Bei den Firationsverhandlungen haben die Kirchen- 
injpektionen dahin Negulierung zu treffen, daß, abgejehen 
von der in dem Gefege vom 22. Mai 1876 $ 3 enthaltenen 
Beitimmung, bei nachträglichen Zahlungen der feſten Gehalte 
höchſtens vierteljährliche Termine fejtgeftellt werden. 
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Zu 8 8 des. Öejeßes. 

87. Wie in dem vorliegenden Gejeße, jo follen aud in 
gegenwärtiger Ausführungsverordnung beengende jpezielle 
Vorſchriften über das von der Kirchenbehörde, in deren Hand 
die Durhführung des Firationswerks nad) 8 8 des Gejeßes 
hauptjählih gelegt worden ijt, hierbei zu beobachtende Ver— 
fahren nicht getroffen werden. Die fchon bisher an zahlreichen 
Drten vorgenommenen gleihartigen Yirationen find ohne 
irgend welche Direktive, wie fie doch in mehrfacher Hinficht 
in dem vorliegenden Geſetze und gegenwärtiger Verordnung 
enthalten ijt, von den Kirchenvorſtänden und den Kirchen- 
infpektionen in fo befriedigender Weiſe durchgeführt worden, 
daß man erwarten kann, es werde dies auch bei ver nun- 
mehrigen allgemeinen Firation ohne Detailbejtimmungen und 
Meiterungen gelingen. 

Man beichränkt jich daher auf folgende Andeutungen und 
Meifungen: 

1. Die Geiftlihen und Rirchendiener haben zwar die Ver— 
zeihniffe der zur Fixation anzumeldenden Akzidenzien und 
fonjtigen, nach $ 4 des Gejeßes der Fixation unterliegenden 
Einnahmen, unter Beobadtung deijen, was ſich oben in $ 3 
bemerkt findet, und mit größter Genauigkeit aufzujtellen und 
fodann bei der Kircheninſpektion einzureichen, diejelben ind 
jedoh im übrigen mit der eigenen Teilnahme an den Fixa— 
tionsverhandlungen, foweit nur möglich, zu verjchonen. 

Vielmehr hat 

2. die Kircheninjpektion diefe Verhandlungen dergejtalt in 
die Hand zu nehmen und mit dem Kirchenvorjtande zu pflegen 
und zum Abſchluß zu bringen, daß es in der Negel nur der 
Borlegung des Beſultats derjelben an die genußberehtigten 
Geiftlihen und Airhendiener zur Erklärung ihres Einver— 
ſtändniſſes mit demfelben oder nad) Befinden zur VBorbringung 
etwaiger Erinnerungen dagegen bedarf. 

Der Verhandlung mit dem Kirchenvorſtande Hat die Prü- 
fung und Ridtigitellung der von dem Gmpfangsberedtigten 
eingereihten Werzeichnijje vorauszugehen. 

In welher Weiſe, ob mündlid oder, in Schriften, die 
Sircheninſpektion mit dem Rirchenvorjtande verhandeln wolle, 
hängt von dem Ermeſſen der Infpektion ab. Wie hierbei die 
beſonderen örtlihen Verhältniſſe, insbefondere aud die Zu- 
fammenjegung des Airchenvorjtands, im entfcheidenden Be— 
trat zu kommen haben werden, jo wird allenthalben der- 
jenige Weg einzufchlagen fein, welder am jchnelljten und 
‚ ficheriten zu einem gewierigen Rejultate zu führen geeignet 
erſcheint. Sedenfalls wird jedodh über die Höhe der zu 
leiftenden Entihädigung, den Zeitpunkt, von weldem an 
diejelbe zu entrichten ijt und die Termine, in welden deren 
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Zahlung zu erfolgen hat (vgl. oben $ 6), Feſtſetzung zu treffen 
fein. 

3. Ob und inwieweit bei Ausführung der Fixation die 
Vertreter der politiichen Gemeinde zu konkurrieren haben, 
dafür ijt dasjenige maßgebend, was in dem Gefeße, die 
Publikation der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung ujw. 
betreffend, vom 30. März 1868, insbefondere in 8 2 über 
diefe Konkurrenz im allgemeinen bejtimmt ijt. 

4. Inſoweit eine gütlihe Wereinbarung nicht zuftande 
kommt, hat die Kirchenfpektion im reinen Verwaltungswege 
Enticheidung zu erteilen, gegen welche die in dergleichen Sachen 
überhaupt zuläffigen Rechtsmittel ergriffen werden können. 

5. Das Refultat der erfolgten Firation ift von der Kirchen- 
injpektion mit den nötigen Unterlagen dem Landeskonfiftorium 
zur Genehmigung anzuzeigen. uſw. 


Dresden, den 15. Dezember 1876. 


73, Rirchenjteuergefeg vom 11. Juli 1913, 
(GVBL. ©. 223.) 


Wir Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König von 
Sachjen uſw. verordnen mit Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände was folgt: 


Einleitende Beftimmungen. 

8 1. ı. Die Kirchgemeinden find berechtigt, zur Deckung 
ihres Bedarfes Befigwechlelabgabe, Einkommenfteuer, 
Grundſteuer jowie unter den Vorausjegungen des 8 16 
Kopfiteuer zu erheben. Über ihre Einführung und Ord- 
nung iſt innerhalb der durch die Reichs- und Landes— 
gejege gezogenen Grenzen zu bejchließen. 

2. Kirchgemeinden im Sinne dieſes Geſetzes find die 
evangelifch-lutherifchen Kirchgemeinden des Landes und 
die römijch-katholifchen Kirchgemeinden der Dberlaufiß 
jowie von Schirgiswalde. 


$ 2. ı. Die Kirchgemeinden dürfen von der Berech⸗ 
tigung des $ 1 nur inſoweit Gebrauch machen, als ihre 
ſonſtigen Einnahmen, insbefondere aus dem Kirchen- 
vermögen, an Gebühren, Staatsentjchädigungen ufw., 
zur Deckung der Ausgaben einſchließlich etwaiger Rück- 
lagen nicht ausreichen. 
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2. Der Steuerbedarf jeder Kirchgemeinde ijt alljährlich 
durch den Haushaltplan (Voranſchlag) feitzuftellen. Dieſer 
bedarf, wenn Kirchenjteuern erhoben werden jollen, der 
Genehmigung durch die Kirchenauflichtsbehörde (8 33). 
Bei Beichlüjfen, die die Kirchgemeinde außergewöhnlich) 
belajten und nur unter Aufnahme einer Anleihe durch- 
zuführen find, ijt die bürgerliche Gemeinde vor Durch— 
führung des Beſchluſſes zu hören. 

3. Die kirchlichen Vorfchriften, die den Haushalt der 
Kircchgemeinden, insbejondere die Heranziehung der Er- 
träge des kirchlichen Vermögens zu den laufenden Aus— 
gaben, die Belaftung des Haushaltes mit Schuldzinjen 
und Schuldentilgung jowie das Necht der Kirchenauf- 
jichtsbehörden zur zwangsweifen Durchführung des Haus- 
haltplanes regeln, bedürfen der ftaatlichen Genehmigung, 
foweit fie nicht bloß Ausführungs- oder Drdnungsvor- 
ſchriften find.! 


8 3, Andere Befreiungen von Kirchenfteuern, als die 
in diefem Geſetze oder in anderen Gejegen oder Staats- 
verträgen geordneten, finden nicht jtatt und können 
weder durch Verjährung entjtehen noch auf Grund eines 
anderen Nechtstitels erworben werden. 


8A. ı. Der König und die Königin, ingleichen Die 
Königlichen Witwen find für ihre Perfon und abgejehen 
vom Grundbejige von Kirchenfteuern befreit. 

2. Befreiung von Kirchenfteuern jteht überdies den 
ſtaatlichen Grundftüken und Gebäuden zu, die auf 
Grund von 8 17 der DVerfaffungsurkunde dem Könige 
zur freien Benugung überlajjen jind, jowie den zum 
Königlichen Hausfideikommiß gehörigen, aus der Zivil- 
Lifte erworbenen Gebäuden und Grundftücen. 


85 Für die Befteuerung der Militärperjonen, der 
ehemaligen Militärperfonen und Der Hinterbliebenen 


Anmerkung: Die im Kirchenfteuergefege angezogenen Be- 
ftimmungen des Gemeindejteuergejeßes find nachſtehend unter 
‚dem Strich abgedruckt. 
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beider bewendet es bei den bejtehenden reichs- und 
landesgejeglihen Vorjchriften, joweit nicht in 8 9,ı c 
etwas anderes bejtimmt ift. 


I. Abſchnitt. 
Bon den einzelnen Gteuerarten. 
A. Beligwechjelabgabe. 


8 6. ı. Kirchliche Bejigwechfelabgabe kann bei dem 
MWechjel des Eigentümers eines Grundftückes und bei 
dem MWechjel des Inhabers einer veräußerlichen Berech— 
tigung, für die ein Grundbuchblatt angelegt ift oder 
angelegt werden kann, erhoben werden. Sie darf, unter 
Hinzurehnung der Abgabe an die bürgerlihe und an 
die Schulgemeinde, nicht mehr als 2%) des Mertes 
betragen. Wird dieſe Grenze überfchritten und beträgt 
die Abgabe an die Kirchgemeinde mehr als 2/30 des 
Mertes, jo iſt fie entjprechend, wenn nötig, bis auf 
diejen Betrag herabjegen.? 

2. 8 8,1,3 und 4 des Gemeindejteuergejeges gilt ent- 
Iprechend. 


8 7. 1. Bon der kirchlichen Bejigwechjelabgabe find 
befreit: 

a) natürliche Perfonen, die nicht dem Bekenntniſſe der 

Kirchgemeinde? angehören und als Mitglieder einer 


Gem.“St.Geſ. 8 8. (1) Die Beſitzwechſelabgabe ift vom Gr- 
werber zu zahlen. Was als Beſitzwechſel anzufehen ijt, be- 
jtimmt die Gemeindejteuerordnung. 

(8) Die Gemeinden können beſchließen, daß von Grundjtücen 
oder ihnen gleichgeftellten Berechtigungen im Beſitze von juri- 
ſtiſchen Perfonen und mit dem Rechte des Wermögenserwerbs 
ausgeitatteten SBerfonenvereinen, jedoch mit Ausnahme der in 
S 10 Ziffer 2 genannten juriftifhen Perſonen des Öffentlichen 
Rechts, Die Befigwechlelabgabe, auch ohne daß ein Beſitzwechſel 
vorliegt, zu erheben iſt, ſofern ſeit dem letzten Beſitzwechſel oder 
dem letztmaligen Eintritt der Abgabenpflicht 30 Jahre ver- 
gangen find. 

() Der Grundftückswert ift zu berechnen ohne den Wert der zu 
gewerblichen oder landwirtichaftlihen Zwecken dienenden Ma- 
ſchinen, gleichviel, ob fie Zubehör oder Bejtandteile des Grund- 
ſtücks find. 
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anderen Kirche oder Neligionsgemeinfchaft, die im 
Königreiche Sachſen durch Gejeß das Necht zur Er- 
hebung öffentlicher Steuern erhalten hat, von dieſer 
zur Bejigwechjelabgabe herangezogen werden. 

It eine Mehrheit natürlicher Perſonen beitrags- 
pflichtig und befinden ſich darunter jolche, die nad) 
der vorjtehenden Beitimmung von der Bejigwechjel- 
abgabe befreit jind, jo bleibt der Teil der Abgabe 
unerhoben, der auf die befreiten Perſonen nad) ihren 
Anteilen am CEigentume oder an der Berechtigung 
entfällt. In Zweifelsfällen oder wenn ein Nechts- 
verhältnis zur gejamten Hand bejteht, bleiben die 
auf die befreiten Perſonen entfallenden Kopfteile 
unerhoben; 

b) ſolche juriſtiſche Perſonen und Perſonenvereine, die 
unmittelbar den religiöſen Zwecken eines anderen 
Bekenntniſſes als desjenigen der Kirchgemeinde 
dienen oder, was die Perſonenvereine betrifft, ſich 
ſatzungsgemäß nur aus Mitgliedern eines anderen 
Bekenntniſſes als desjenigen der Kirchgemeinde zu— 
ſammenſetzen und ausſchließlich die Unterſtützung 
der Angehörigen des Bekenntniſſes der Vereins— 
mitglieder bezwecken. 

2. Überdies gelten die Beſtimmungen in 88 10 bis 

12 des Gemeindejteuergejeßes. 


810. Von der Belißwechlelabgabe find befreit: 

1. die durch Umlegung (SS 54flg. des Allgemeinen Bau- 
gejeges vom 1. Juli 1900), Umtauſch nad) Maßgabe des 
Gejeßes über Zufammenlegung der Grundjtüke vom 
23. Suli 1861 und der Verordnung dazu vom 28. Gep- 
tember 1869 oder Gnteignung eintretenden Bejigverän- 

‚derungen, 

2. das Weich, der ſächſiſche Staat, ſächſiſche Kreis- und Be— 
zirksverbände, bürgerlihe, Schul- und Kirchgemeinden 
jowie Verbände von foldhen, wenn fie Grundjtücke oder 
Berechtigungen im Sinne von $ 8 Abſatz 2 zu öffentlichen 
oder kirchlichen Zweken, zu Zweken des öffentlichen 
Unterrihts oder der öffentlihen Wohlfahrt oder zu Be- 
ſtattungszwecken erwerben. 

$11. (1) Iſt der Erwerber eines Grundſtücks oder einer 

Berechtigung der im $ 8 Abſatz 2 genannten Art in bezug auf 
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B. Einkommenjteuer. 

S 8. ı. Beitragspflihtig zur kirchlichen Einkommen: 

jteuer ſind: 

a) alle dem Bekenntnijfe der Kirchgemeinde angehörigen 
natürlichen Perſonen,“ die im Kirchgemeindebezirke 
ihren Wohnſitz haben oder ein Grundſtück bejigen 
oder ein Gewerbe betreiben; 

b) die in 8 23, 3 bis 5 des Gemeindejteuergejeßes ge— 
nannten juriſtiſchen Perſonen, Berjonenvereine und 
Vermögensmaſſen ſowie der ſächſiſche Staatsfiskus 
in dem dort beſtimmten Umfange. 

2. Die 88 24, 29 und 30 des Gemeindejteuergejeges 

gelten entjprechend. 


den Nachlaß des bisherigen Gigentümers oder Berechtigten 
pflichtteilsberechtigt und hat er das Grundftück oder die Be- 
rechtigung als Erbe, Nacherbe oder auf Grund einer Yamilien- 
anwartichaft erworben, oder iſt ihm das Grundjtück oder die 
Berehtigung zum Zwecke der Auseinanderjegung unter Mit- 
erben oder zur Befriedigung Jeines Pflichtteilsanſpruchs oder 
zur Erfüllung eines VBermädtniffes, einer Auflage oder einer 
Schenkung von Todes wegen überlafjfen worden, jo ijt der Er- 
werb nach näherer Bejtimmung der Steuerordnung entweder 
jteuerfrei zu lajfen oder hödyjtens mit den halben Süßen zur 
Beiigwechjelabgabe heranzuziehen f 

(2) Dasjelbe gilt für den Erwerb bei Zwangsverjteigerungen, 
wenn die Grjteher der Grundjtüke nachweiſen, daß jie am 
Verfahren als Miteigentümer, Schuldner, haftbare Vorbeliger, 
Gläubiger oder Bürgen beteiligt find. Auf Zwangsverjteige- 
rungen zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft nad 
8 753 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet diefe Bejtimmung 
keine Anwendung, es fei denn, daß bei der Zwangsveriteige- 
rung eines in Grbgemeinfchaft befindlichen Grundjtüks ein 
Miterbe Erjteher wird. 

812. Andere Gemeindeabgaben, welde bisher an Stelle 
oder neben der Beligwedyjelabgabe bei Veränderungen im Be— 
jige von Grundſtücken erhoben wurden, fallen künftig weg. 


8 23. GEinkommenfteuerpflihtig ind: 

3. die juriſtiſchen Perſonen und die mit dem Rechte des 
Vermögenserwerbs ausgejtatteten Perjonenvereine und 
DVermögensmaffen, welche ihren Sit in der Gemeinde 
haben, und zwar: 

a) diejenigen juriſtiſchen Perſonen und mit dem Rechte 
des Wermögenserwerbs ausgejtatteten Berfonenvereine, 
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8 9. 1. Bon der kirchlichen Ginkommenfteuer find 
befreit: 


welde Überjhüffe als Aktienzinfen oder Dividenden, 
gleichviel unter welcher Benennung, verteilen, hinficht- 
Lich dieſer Aberſchüſſe, 

b) alle ſonſtigen, nicht phyſiſchen Beitragspflichtigen der 
genannten Art hinfichtlih des Reinertrags ihres in 
Grundbeſitz, Gewerbebetrieb oder fonjt werbend ange 
legten Vermögens abzüglich der von ihnen zu zahlen- 
den Schuldzinfen; 

4. die jurijtiihen Perfonen und die mit dem Rechte des 
Vermögenserwerbs ausgejtatteten PBerfonenvereine und 
Vermögensmaſſen, welche in der Gemeinde, ohne dafelbit 
einen Sig zu haben, ein Grundftük befigen oder ein 
Gewerbe betreiben, und zwar: 

a) diejenigen jurijtiihen PBerfonen und mit dem Rechte 
des Wermögenserwerbs ausgejtatteten Berfonenvereine, 
welche Aberſchüſſe als Aktienzinfen oder Dividenden, 
gleichviel unter welcher Benennung, verteilen, hinficht- 
lich der aus diefen Quellen herrührenden und verteilten 
Aberſchüſſe, 

b) alle ſonſtigen nichtphyſiſchen Beitragspflichtigen der 
genannten Art hinſichtlich des aus dieſen Quellen 
fliegenden Reinertrags (8 37 Abſatz 2); 

5. ver ſächſiſche Staat Hinfichtlich feines Einkommens aus 
Orundbeliß und Gewerbebetrieb mit der Maßgabe, daß 
von diejem Einkommen ein Teilbetrag zu kürzen ift, 
welcher dem für das le&te abgejchlojjene Nechnungsjahr 
des Staates ermittelten Verhältnifje der zur Verzinfung 
der Staats- und Finanzhauptkaffenfchulden erforderlichen 
Summe zu dem Gejfamtbetrage der Nußungen des Staats- 
vermögens und der Staatsanjtalten entſpricht. 


$ 24, (1) Dem Beſitze eines Grundftüks werden die ding- 
lihen Nugungstechte gleichgeachtet, Kraft deren jemand den 
Ertrag eines Grundjtücks ganz oder teilweife als Einkommen 
bezieht. 

(&) Den mit dem Rechte des Vermögenserwerbs ausgeitatte- 
ten PVerfonenvereinen im Sinne von $ 23 ftehen ſolche nicht 
rechtsfähige Vereine gleich, die nach ihrer Verfaffung von dem 
Wechjel der Mitglieder in ihrem Beftehen nicht berührt werden. 

G Bei Rommanditgefellihaften auf Aktien gilt als Per— 
jonenverein im Sinne von $ 23 die Geſamtheit der Romman- 
ditiſten. 

(9) Als Uberſchüſſe im Sinne von 8 23 Ziffer 3 und 4 find 
die im Durchſchnitte der legten 3 Gejchäftsjahre oder, wenn 
noch nicht fo lange Verteilungen jtattgefunden haben, im Durch— 
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a) folche juriftiiche Perſonen, Perfonenvereine und Ver— 
mögensmajjen, die unmittelbar den religiöjen Zwecken 
eines anderen Bekenntnijjes als desjenigen Der 
Kirchgemeinde dienen oder, was die Perjonenvereine 
betrifft, jih jagungsgemäß nur aus Mitgliedern 
eines anderen Bekenntnijjes als Ddesjenigen der 
Kirchgemeinde zufammenjegen und ausſchließlich die 
Unterftügung der Angehörigen des Bekenntnijjes 
der DVereinsmitglieder bezwecken; : 

b) die vor dem 1. April 1892 angejtellten Geiftlichen 
und Lehrer, joweit jie nicht nach diefem Zeitpunkte 
in eine andere Gtelle übergegangen find oder Ge— 
baltszulagen angenommen haben; 

c) die jämtlichen in 8 38 unter A und C des Neidjs- 
militärgejeges vom 2 Mai 1874 (Neichsgejegblatt 
©. 45) erwähnten, zum aktiven Heere gehörenden 


ichnitte der legten 2 Geſchäftsjahre oder im legten Geſchäfts⸗ 
jahr verteilten Äberſchüſſe unter Hinzurechnung der an die In— 
haber von Genußjcheinen verteilten Beträge anzufehen. 


8 29. Die Gemeinde kann bejchließen: 

a) VBerfonen, die in der Gemeinde einen 3 Monate über- 
jteigenden Aufenthalt nehmen, gleich denjenigen, welche 
in der Gemeinde einen Wohnfig haben, \ 

b) im Reihsauslande wohnende Perfonen, die in der Ge- 
meinde, ohne in Sachſen einen längeren als dreimonatigen 
Aufenthalt zu haben, eine Erwerbstätigkeit ausüben, mit 
dem aus dieſer Erwerbstätigkeit herrührenden Gin- 
kommen 

zur Ginkommenjteuer heranzuziehen. 


8 30. Die Gemeinde kann bejchließen: 

a) Reihsausländer, die in der Gemeinde wohnen oder jid) 
aufhalten, aber dafelbjt weder ein Grundſtück bejigen 
noch mit Gehalt oder Lohn angejtellt find noch ein Ge— 
werbe betreiben oder fonjt eine Grwerbstätigkeit aus- 
üben, auch keine Nutzungen aus einem in der Gemeinde 
belegenen Grundjtücke oder daſelbſt betriebenen Gewerbe 
beziehen, lediglich nad) Maßgabe ihres Verbrauchs (8 28 
Abſatz 1) zur Ginkommenjteuer heranzuziehen, 

b) Reichsausländer und Angehörige anderer Bundesjtaaten, 
die fich in der Gemeinde, ohne dort einen Wohnjig zu 
haben, aufhalten, unter denjelben Worausfegungen ein 
Sahr lang von der Einkommenjteuer freizulaffen. 
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Perjonen, wenn jie Mitglieder einer jelbjtändigen 
Militärgemeinde jind, oder wenn einer Parodie 
ihres Standortes für Benugung der kirchlichen An- 
ftalten oder für Wahrnehmung der Militärfeelforge 
Abfindung feiten der Militärverwaltung gewährt 
wird. Dieje Befreiung gilt auch für die Ehefrauen 
und Rinder der vorerwähnten Heeresangehörigen, 
joweit jie mit leßteren in häuslicher Gemeinſchaft 
leben, erjtreckt jich aber nicht auf Einkommen aus 
Orundbejig und Gewerbebetrieb;? 
die bürgerlichen und die Schulgemeinden, die mit 
der Kirchgemeinde ganz oder teilweife zufammen- 
fallen, jowie Kirchen-, Geiftlichen- und Schullehen. 
2. Meiter gelten die im Gemeindejteuergefege in 88 20, 
25,b bis e, 26, a, c und d und 27, a bejtimmten Be- 
freiungen, und zwar die in den 88 20 und 25,b und c 


d 


— 


$ 20, (1) Bon direkten Steuern find, abgejehen von $ 4, 
befreit: 

1. die am Königlichen Hofe beglaubigten Miffionschefs und 
dte ven Miſſionen beigeordneten diplomatiichen Beamten 
jowie die Berufskonfuln anderer Staaten, dafern fie nicht 
lähjiiche Staatsangehörige find, nebſt ihren Ehefrauen 
und den Perjonen, die fie ausichließlih für die Geſchäfte 
der Miſſion, des Konfulats oder für ſich und ihre Fami— 
lien in Dienjt haben, 

2. diejenigen Perſonen, denen ſonſt nach völkerrechtlichen 
Grundſätzen oder nach bejonderen, mit anderen Staaten 
getroffenen Bereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung 

zZuſteht. 

@) Die Befreiung unter Ziffer 1 ſetzt voraus, daß der Staat, 
um dejjen Vertretung es ſich handelt, die Gegenfeitigkeit ge- 
währt. Sie bezieht ſich nicht auf das Einkommen, das der 
Befreite aus einem in der Gemeinde belegenen Grundftücke 
oder aus einem in der Gemeinde betriebenen Gewerbe bezieht. 


8 25. Bon der Einkommeniteuer find befreit: 

b) die ausjchließlich kirchlichen, gemeinnügigen, wohltätigen, 

Beſoldungs- oder Penſionszwecken dienenden juriftifchen 
Perfonen und mit dem Rechte des Wermögenserwerbs 
ausgejtatteten Perfonenvereine und Wermögensmaffen, 
joweit ihr Einkommen nicht aus Grundbefig oder Ge- 
werbebetrieb innerhalb der Gemeinde herrührt, 
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erwähnten allenthalben, joweit es ſich nit um Ein— 
kommen aus Grundbefig und Gewerbebetrieb innerhalb 
des Kirchgemeindebezirkes handelt. Auch unterliegt der 
kirchlichen Einkommenjteuer nicht das Einkommen aus 
Grundftücken, foweit diefe nach $ 13 von der kirchlichen 
Grundfteuer befreit find. 

3. Infoweit fejtes Dienfteinkommen nur zu *%s zur 
kirchlichen Einkommenfteuer herangezogen wird, bewen- 
det es hierbei, folange nicht in der Kirchenfteuerordnung 
(8 17) etwas anderes beftimmt ijt.® 


8 10. Die Gemeinden find berechtigt, bis zu 85%o 
des kirchlichen Steuerbedarfes durch Erhebung von Ein- 
kommenjteuer zu Decken. 


c) die infolge reichs- oder landesgeieglicher Vorfchriften er- 
richteten Berufsgenoffenfchaften, Kranken» und Penjtons- 
kafſen, die zu deren Grjag dienenden Kaffen und Ver- 
bände, fowie die Landesverficherungsanftalt, 

d) Perfonen, welche im Wege der öffentlichen Armenpflege 
laufende Unterjtügung beziehen, 

e) Ronkursmaljfen. 


8 26. Der Einkommenjteuer unterliegt nicht: 

a) das Einkommen des jächfifchen Staates aus dem Staats— 
eifenbahnbetriebe und aus der Landeslotterie, jowie das 
Einkommen der ſächſiſchen Bezirks-, Kreis- und fonjtigen 
Gemeindeverbände, 

c) bei Verficherungsgejellichaften auf Gegenfeitigkeit der— 
jenige Zeil der nach $ 23 jteuerpflichtigen Aberſchüſſe, 
welcher dem Verhältnis der Mitgliederbeiträge zuzüglich 
30/ Zinfen angefammelter Mirgliederbeiträge zu den ge- 
famten Einnahmen der Gejellfchaft entipricht, ſowie Die 
Hälfte des verbleibenden Teils, 

d) das Einkommen aus Penfionen und aus Unfall, In- 
validen-, Alters- und Hinterbliebenenrenten, die auf 
Grund der Neichsgefeggebung oder fonft aus öffent- 
lihen oder privaten Mitteln wegen Invalidität, Alters 
oder Todesfalls gewährt werden, fofern es einjchließlich 
jonftigen Einkommens 400 M nicht überjteigt. 


8 27. Nur zu 4/, iſt zur Einkommenjteuer heranzuziehen: 
a) das Einkommen aus MWartegeld und PBenfionen, ferner 
aus den übrigen in $ 26 unter d bezeichneten Bezügen, 
foweit fie nicht überhaupt ſteuerfrei find. 
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8 11. Zur Vermeidung der Doppelbejteuerung bei 
Heranziehung zur kirchlichen Einkommenfteuer in Sadjen 
und einem anderen deutfhen Bundesſtaate ijt das 
Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts er- 
mäcdhtigt, nach Gehör der oberjten Kirchenbehörde im 
Einvernehmen mit dem Yinanzminifterium Vereinbarun- 
gen zu treffen und Anordnungen zu erlajjen, durch welche 
die Steuerpflicht unter Wahrung des Grundfages der 
OGegenjeitigkeit auch abweichend von den in Gachjen 
oder in einer einzelnen Gemeinde geltenden Vorjchriften 
geregelt wird. 

C. Grunditeuer. 


8 12, Der kirchlichen Grundfteuer unterliegen die in 
der Parochie belegenen bebauten und unbebauten Grund- 
jtücke. ſowie veräußerliche Berechtigungen, für die ein 
Grundbuchblatt angelegt ijt oder angelegt werden kann, 
mit Ausnahme der verliehenen Bergbaurechte, der Kohlen 
bergbaurechte und der Abbaurechte. 


8 13. ı. Don der kirchlichen Grundfteuer find befreit: 

a) die in 8 49,1 des Gemeindejteuergejeges unter c 
und d bezeichneten Grundftücke, und zwar die 
unter ce erwähnten ohne die in 8 49,2 desjelben 
angeführte Bejchränkung; 

b) Grundſtücke im Eigentume natürlider Perſonen, 
die nicht dem Bekenntnijje der Kirchgemeinde | an- 


8 49, (i) Von der Srundfteuer find befreit: 

c) Beitattungspläge ſamt Zubehör, 
 d) öffentlihde Straßen, Plätze, Wege, Brücken, die Betten 

der Elbe, der Freiberger, der Zwickauer, der Vereinigten 
Mulde und der Meißen Eliter, foweit fie im Gigentume 
des jüchliichen Staates jtehen, jowie die Grundjtücke, auf 
denen ſich die Schienengleije der ſächſiſchen Staatseijen- 
bahnen befinden. 

(2) Die Befreiungen unter a und c ftehen nur denjenigen 
Grundjtüken und Gebäuden zu, weldhe fie zeither genoffen 
haben; fie erlöfhen, wenn die Grundjtüke und Gebäude an- 
deren als den dort genannten Zwecken zugeführt werden. 
Dient ein Grundſtück oder Gebäude teilweife anderen als diefen 
Zwecken, fo ijt es injfoweit jteuerpflichtig. 
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c) 


d) 


& 
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aus) 
— 
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gehören, jedoh Mitglieder einer Kirche oder Neli- 
gionsgemeinjchaft find, die im Königreihe Sadjen 
durch Gejeß das Recht zur Erhebung Öffentlicher 
Steuern erhalten hat und dieſe Grundjtüce ihrer- 
jeits zur Grundfteuer heranzieht.” Die Vorſchrift 
in S 7,ı a Abſatz 2 ift anzuwenden; 

Grundjtücke im Eigentume der in $ 7,ı b genann- 
ten jurijtiichen PBerfonen und Perjonenvereine; 
Kirchen, Schulen und zu Dienftwohnungen von 
Geijtlihen und Lehrern jowie zum unmittelbaren 
Gebrauche milder Stiftungen bejtimmte Gebäude 
(einjchliegli der Armenhäufer), allenthalben nebjt 
Zubehör; 

Grundftüke und Gebäude, die im Gigentume der 
bürgerlichen oder der Schulgemeinde oder milder 
Stiftungen jtehen und örtlichen öffentlichen oder 
gemeinnüßigen Zwecken gewidmet find. Dieje Be- 
ſtimmung ift auf Grundſtücke, die ſich im Eigen— 
tume von Verbänden der genannten Gemeinden 
oder von Kirchgemeindeverbänden befinden, ent- 
Iprehend anzuwenden; 

Grundftüke, die eine inzwilchen nicht wieder er— 
lojhene Befreiung von Kicchenfteuern durch aus- 
drücklichen Vertrag oder rechtskräftige Entſcheidung 
vor dem Inkrafttreten diejes Gejeßes erlangt haben, 
joweit nicht Vertrag und Entjcheidung eine bloße 
Anerkennung des Herkommens oder früherer gejeß- 
liher Befreiung darjtellen. Die Kirchgemeinden 
bleiben zur einfeitigen Ablöſung dieſer Befreiung 
berechtigt; 

Grundftüke und Gebäude, die unmittelbar öffent- 
lihen Zwecken des Staates dienen, joweit fie von 
der Grundfteuer der bürgerlichen Gemeinde befreit 
jind, ingleichen Grundftüke und Gebäude der 
Kirchen-, Geijtlihen- und Schullehen; 


h) Staatswaldungen einjchließlich der dazu gehörigen 


Nichtholzbodenflähen. Den Staatswaldungen find 
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diejenigen der Univerjität und der Landesjchule 
Grimma gleich zu achten. 
2. 8 50 des Gemeindefteuergejeges gilt entjprechenn. 


8 14, ı. Die Befreiung in 8 13, h erjtreckt ſich nicht: 

a) auf Waldgrundftüce, die zu einem Rammergute 
gehören; 

b) auf Grundftücke, die erſt nad) dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes Beltandteile von Staatswaldungen 
werden, es ſei denn, daß ſie bis zu ihrer Hinzu— 
ſchlagung zum Staatsforſtbeſitze von der Kirchen- 
grundjteuer befreit waren; 

e) auf Grundftüce, die zur Zeit des Inkrafttretens 
diefes Geſetzes bereits Rirchenjteuerpflichtig waren; 

d) auf Gebäude, die auf befreiten Grundſtücken er- 
richtet find, famt dem etwa zum Dienjtgenufje der 
Bewohner diejer Häufer bejtimmten Grund und 
Boden. 

2. Die unter 1A bezeichneten Gebäude jamt Zubehör 
find, ſoweit dies noch nicht gejchehen, einem benachbarten 
KRirchgemeindebezirke zuguweijen. 

3. Kür Grundftücke der unter 1b und c erwähnten 
Art, die nicht mehr zu dem Bezirke einer bürgerlichen 
Gemeinde gehören, kann zwiſchen dem Gtaatsfiskus 
und der Kirchgemeindevertretung gänzliche Befreiung 
von Rirchenfteuern gegen Gewährung einer Abfindungs- 
jumme vereinbart werden, die dem unvermindert zu er- 
haltenden Stammvermögen der Kirchgemeinde zuzu— 
Ichlagen ift. Die Vereinbarung bedarf der chriftlichen 
Form und der Genehmigung der oberjten Kirchenbehörde. 


8 50. (1) Die Gemeinde kann bejchließen, daß Grundſtücke 
und Gebäude, welche öffentlichen oder gemeinnüßigen Zwecken 
dienen, ohne unter 8 49 zu fallen, von der Grundſteuer be— 
ſein oder nur mit ermäßigten Sätzen getroffen werden 
ollen. 

O In gleicher Weiſe kann die Gemeinde Befreiungen oder 
Ermäßigungen auf vorübergehende Zeit, insbefondere für Neu- 
bauten zugeitehen. 
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8 15. ı. Don dem nad) 8 10 durch andere Steuern als 
die Einkommenjteuer zu deckenden Bedarfe ijt mindejtens 
die Hälfte im Wege der Grundfteuer aufzubringen. 

2. Wird keine kirhliche Einkommenfteuer erhoben, jo 
jind mindejtens 30%, des gejamten Gteuerbedarfs durch 
die Grundfteuer zu Decken. 


D. Kopffteuer. 

8 16, ı. Injoweit in zufammengejeßten Rirchgemein- 
den mit einheitlicher Steuererhebung (vgl. $ 19,1 a) Kopf- 
teuer erhoben wird, kann es hierbei, dafern die Ge- 
jamteinkommen unter 400 M von der kirdhlichen Ein- 
kommenjteuer freigelajjen werden, bis mit Ende des 
Sahres 1918 bewenden. Don diefem Zeitpunkt ab it 
die Erhebung von Kopfjteuern in zuſammengeſetzten 
Kirhgemeinden mit einheitlicher Steuererhebung nicht 
mehr zuläffig.$ 

2. Inſoweit in den übrigen Kirchgemeinden (vgl. 
88 19,1 b, 20,2 und 3 und 21) die Deckung des Gteuer- 
bedarfes mit durch Kopfjteuer erfolgt, kann es hierbei 
bewenden, jolange auch in der bürgerlichen Gemeinde 
eine Kopfiteuer erhoben wird. 

3. Die Kirhenaufjichtsbehörde kann jederzeit die Kopf- 
teuer zur Bejeitigung einer unverhältnismäßigen Be— 
laftung einzelner Klajjen von Gteuerpflichtigen herab- 
jegen und im Falle unter 1 auch aufheben. Gegen die 
Anordnung, Durch weldhe die Herabjegung oder Auf- 
hebung angeordnet wird, it Nekurs an die oberite 
Kirchenbehörde zuläffig, die endgültig entjcheidet. 

4. Perſonen, die von der kirchlichen Einkommenfteuer 
befreit find, können auch nicht zur kirchlichen Kopfſteuer 
herangezogen werden. 


I. Abſchnitt. 
Von den Steuerberedtigten. 
A. Steuerordnungen. 


8 17. ı. Die Beſchlußfaſſung über die Regelung der 
Kirchenjteuern fteht den Vertretungen der zur Kirch- 
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gemeinde gehörigen bürgerlichen Gemeinden nad Gehör 
der Kirchgemeindevertretung zu? Die Beichlüffe find in 
die Form einer Steuerordnung oder eines Nachtrages 
dazu zu bringen und bedürfen der Genehmigung der 
Kirchenaufſichtsbehörde. Bezüglich der Befigwechlelabgabe 
jteht die Genehmigung der Kirchenfteuerordnung der 
oberjten Kirchenbehörde zu. Die Genehmigung kann 
auch auf Widerruf oder auf Zeit erteilt werden. 

2. Wird die Genehmigung der Rirchenfteuerordnung 
von der Kirchenaufjichtsbehörde verjagt oder nur auf 
Miderruf oder Zeit erteilt, jo .enticheidet auf Nekurs die 
oberjte Kirchenbehörde endgültig. 


B. Zufammengejeßte Kirchgemeinden. 

8 18 1. Zujammengejeßte Kirchgemeinden im Ginne 
diejes Gejeßes ſind ſolche, deren Bezirk ſich über die 
Bezirke mindeſtens zweier bürgerlicher Gemeinden er- 
itreckt.!? 

2. Gehören zu einer Kirchgemeinde Teile einer bürger- 
lichen Gemeinde, für die durch kirchliches Ortsgeſetz 
keine bejondere Vertretung im Kirchenvorjtande vorge- 
jehen ijt, jo find diefe in Anjehung des Kirchenfteuer- 
wejens mit dem Bezirke einer benachbarten bürgerlichen 
Gemeinde, die zum Kirchgemeindezirke gehört, zu ver- 
einigen und gelten nicht als Bejtandteile der Kirdh- 
gemeinde im Simme der Beitimmung unter ı ſowie der 
88 19 und 20, 2 und 3. Die Vereinigung iſt in der 
Kirchenjteuerordnung zu regeln. Mürde die kirchliche 
Steuerordnung für den Teil einer bürgerlichen Gemeinde, 
der im Kirchenvorjtande keine befondere Vertretung hat, 
bejondere Härten enthalten, jo kann die Kirchenauflichts- 
behörde die Genehmigung der kirchlichen Steuerordnung 
widerrufen.!! 


819 ı. In den Gteuerordnungen für zufammen- 
gejegte Kirchgemeindebezirke kann 
a) entweder das Aufbringen für die ganze Kirchgemeinde 
einheitlich geordnet,!? oder 
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b) ein Maßſtab, nach dem diejer Bedarf auf die ein- 
zelnen Beftandteile der Kirchgemeinde zu verteilen 
iſt, fejtgejegt werden.!? 

2. Auf Antrag der Vertretung einer bürgerlichen Ge— 
meinde kann, dafern die nad) 1, a und b getroffenen 
Beitimmungen infolge Veränderung der örtlichen Ver- 
hältniffe einen oder mehrere Beltandteile des Kirchge- 
meindebezirks erheblich benadteiligen, die Kirchenauf- 
jichtsbehörde die Genehmigung der Kirchenjteuerordnung 
widerrufen, auch wenn der MWideruf nicht ausdrücklid) 
vorbehalten war. Gegen den Widerruf ift Rekurs an 
die oberjte Kirchenbehörde zuläjlig, die endgültig ent- 
ſcheidet. 


8 20. ı. Im Falle des 8 19, ı a gelten die Beſtim— 
mungen der 88 14 bis 18, 24, 28, 31 bis 44 und 51 
bis 53 des Gemeindefteuergejeges für die kirchliche Ein- 


8 14. (1) Einen Wohnfig Hat eine Perſon an dem Orte, wo 
fie eine Wohnung unter Umjtänden innehat, die auf die Ab— 
jiht der dauernden Beibehaltung einer folden Ichließen laſſen. 

(2) An Stelle des MWohnfiges tritt bei juriſtiſchen Perſonen 
und Vereinen der Giß, bei Vermögensmafjen der Ort, wo die 
Verwaltung ihren Siß hat. 


8 15. (1) Dem Grundbefiß gleichzuachten find veräußerliche 
Berechtigungen, für die ein Grundbuchblatt angelegt ijt oder 
angelegt werden kann, mit Ausnahme der verliehenen Berg- 
baurechte, der Kohlenbergbauredhte und der Abbaurechte. 

() Steuerpflichtig iſt der Grumdbefig nur in der Gemeinde, 
wo das Grundftück liegt (Belegenheitsgemeinde). 


8 16. (1) Als Gewerbebetrieb gilt jede fortgejeßte, auf Gr- 
werb gerichtete, nicht unter den Betrieb der Land- und Forjt- 
wirtfchaft auf eigenen Grundjtüken fallende Tätigkeit, bei 
welcher der wirtichaftlihe Erfolg zum Vorteil oder Nachteil 
des Unternehmers jteht. Steuerpflichtig ift ein Gewerbebetrieb 
nur dort, wo eine Betriebsjtätte zu feiner Ausübung unter- 
halten wird (Betriebsgemeinde). 

(2) Betriebsjtätte ift jede feſte örtliche Anlage oder Einridh- 
tung, die der Ausübung des Betriebes dient. Außer dem 
Hauptjig eines Betriebes gelten hiernach als Betriebsjtätten 
Zweigniederlafjungen, Fabrikationsjtätten, Ein- und Verkaufs- 
itellen, Niederlagen, Kontore und fonitige zur Ausübung des 
Gewerbes durch den Unternehmer jelbjt, deſſen Geichäftsteil- 
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kommenfteuer und die kirchliche Grundſteuer entjprechend. 
Abweichungen vom Staatsiteuertarife im Sinne von 


haber, Brokurijten oder andere jtändige Vertreter unterhaltene 
Geſchäftseinrichtungen. 

8 17. Eine Perſon, deren Steuerpflicht nur auf ihrem Grund— 
befig oder Gewerbebetrieb beruht, kann zu den Gemeinde- 
fteuern nur wegen diejes Grundbefißes oder Gewerbebetriebs 
herangezogen werden. 


8 18. Die direkten Steuern find auf alle der Belteuerung 
ünterworfenen Perſonen nad feſten und gleichmäßigen Grund- 
ſätzen, die perjönlichen direkten Steuern überdies unter Be- 
rückfichtigung der geringeren Leiſtungsfähigkeit der wirtjchaft- 
lich ſchwaͤcheren Klaſſen der Bevölkerung zu verteilen. 

8 24, (1) Dem Beſitze eines Grundjtüks werden die ding— 
lihen Nußungstechte gleichgeachtet, Kraft deren jemand den 
Srtrag eines Grundftücks ganz oder teilweife als Einkommen 
bezieht. 

(2) Den mit dem Rechte des Wermögenserwerbs ausgejtatteten 
Perfonenvereinen im Sinne von 8 23 jtehen ſolche nicht rechts— 
fühige DVereine gleich, die nad ihrer Verfaſſung von dem 
Mechjel der Mitglieder in ihrem Beſtehen nicht berührt werden. 

(3) Bei den Rommanditgefellfchaften auf Aktien gilt als 
Verfonenverein im Sinne von -$ 23 die Gejamtheit der Kom— 
manditijten. 

(4) Als Uberſchüſſe im Sinne von $ 23 Ziffer 3 und 4 find 
die im Durchichnitte der legten 3 Geihäftsjahre oder, wenn noch 
nicht fo lange Verteilungen ftattgefunden haben, im Durch— 
ſchnitte der legten 2 Gejchäftsjahre oder im letzten Geſchäfts— 
jahr verteilten Überfchüffe unter Hinzurehung der an die In— 
haber von Genußicheinen verteilten Beträge anzufjehen. 


8 28. (1) Sit das Einkommen einer Berfon, die innerhalb 
des Gemeindebezirks eine eigene Haushaltung hat, niedriger 
als die Summe, die fie zur Beitreitung des Unterhalts für 
fih und die von ihr unterhaltenen Perfonen oder zu freiwillig 
an andere gewährten Unterftügungen aufwendet, jo kann dieje 
Summe, foweit nicht die in $ 13 Abjat 2 des Staatseinkommen- 
jteuergejeges in der Faſſung vom 24. Juli 1900 angeführten 
Verhältnifſe vorliegen, als jteuerpflichtiges Einkommen ange- 
jehen werden. 

(2) Bezieht die Perſon jedoch Einkünfte, die nad) den Vor- 
ichriften der Bundespräfidialverordnung vom 22. Dezember 
1868 in Verbindung mit dem fähfiihen Geſetz vom 10. Fe— 
bruar 1888, nach) den Militär-Venfions- und Verjorgungs- 
gejegen des Reichs oder nach dem ſächſiſchen Geſetze vom 
25. Mat 1902 bei Berechnung des jteuerpflichtigen Einkommens 
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$ 33, 2 des Gemeindefteuergejeges bedürfen der Geneh- 
migung der oberjten KRirchenbehörde. 


außer Betracht zu bleiben haben, fo find dieſe Einkünfte von 
dem nad) den vorhergehenden Abjaß fejtgefegten Einkommen 
abzuziehen. 

8 31, (1) Die Gemeinde kann befchließen: 

a) diejenigen juriftifchen Verfonen und mit dem Rechte des 
Vermögenserwerbs ausgejtatteten Perjonenvereine, welche 
Aberſchüſſe an die Mitglieder verteilen, nit nur mit 
diefen Überfchüffen, fondern auch mit denjenigen Be— 
trägen zur Einkommenjteuer heranzuziehen, die jie zur 
Tilgung der Schulden oder des Grundkapitals, zur Ver- 
bejierung oder Gejchäftserweiterung fowie zur Bildung 
von Fonds aller Art, joweit fie nicht bei Verficherungs- 
gejellichaften zur Rücklage für Verficherungsjummen be- 
jtimmt find, verwenden. Abjchreibungen, die über einen 
angemefjenen Ausgleich einer während der für die Be— 
jteuerung maßgebenden Gejchäftsperiode eingetretenen 
Mertsminderung hinausgehen, ſtehen in foldem Yalle 
einer Schuldentilgung gleid). 
daß gewerbliche Großbetriebe, die ein jteuerpflichtiges 
Einkommen nicht erzielt haben, oder deren Uberſchüſſe 
oder Einkommen weniger als 30), ihres in der Gemeinde 
beichäftigten Anlage- und Betriebskapitals betragen, 
einen bejtimmten Prozentjat, höchſtens jedoch 3%/, dieſes 
Kapitals und jedenfalls keine höhere Summe als 5% 
des in dem Unternehmen arbeitenden eigenen Kapitals 
des Betriebsunternehmers als Einkommen zu verjteuern 
haben. 

Auf natürliche Verfonen als Inhaber von Großbetrie- 
ben findet dieſe Beftimmung keine Anwendung, fofern 
fie am Sitze des Betriebes iyren Wohnſitz haben. 

() Was als Großbetrieb anzufehen ift, ijt durd) Gemeinde- 
beſchluß feitzufegen. Betriebe, deren Anlage- und Betriebs- 
kapital weniger als 100000 M beträgt, find von der unter b 
fejtgelegten Bejteuerung freizulaſſen. 

(8) Anlage- und Betriebskapital ift der Kapitalwert aller 
DVermögensgegenftände, die dem Betriebe zu dienen bejtimmt 
find, ohne Abzug der Schulden. 

(4) Bei mehreren Gefellfchaftsteilhabern wird der Steuer— 
betrag, fofern er nicht von der Gejellihaft erhoben werden 
kann, auf jeden von ihnen nad) Verhältnis feines Gefell- 
ichaftsanteils, wenn diefer aber auch durch Befragung nicht zu 
ermitteln ijt, nad) Kopfteilen umgelegt. 

6) Diefe Bejtimmungen finden auf Betriebe des füchlischen 
Staates keine Anwendung. 


b 


— 
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2. Belteht Reine Regelung nad) 8 19, ı a oder b, jo 
iſt der gejamte Steuerbedarf auf die einzelnen Bejtand- 


$ 32. (1) Die Gemeinde kann bejchließen, daß als Ein— 
kommen aus Großbetrieben des Kleinhandels und aus Klein- 
handelsbetrieben, die ein Zweiggejchäft in der Gemeinde unter- 
halten, ein bejtimmter Prozentſatz des erzielten Jahresumſatzes, 
jedoch nicht über 8°/,, dann zu verjteuern ijt, wenn das wirk- 
lich erzielte Einkommen hinter diefem Saße zurückbleibt. 

() Was als Großbetrieb des Kleinhandels und als Klein- 
bandelsbetrieb mit Zweiggefchäften anzufehen it, wird durch 
Gemeindebeſchluß bejtimmt. 

(3) 8 31 Abſatz 4 findet Anwendung. 

(4) Eine andere Form der Bejteuerung nad) dem Umſatze 
iſt unzuläflig; jedoch dürfen Gemeinden, in denen eine gewerb- 
liche Umfagiteuer befteht, diefe bis zum 31. Dezember 1924 
weiter erheben. Die Erhebung einer gewerblichen Umſatzſteuer 
ichliegt die Beſteuerung nad) Abſatz 1 aus. 


8 33. (1) Der jeweils geltende Staatseinkommenjteuertarif 
ijt für die Gemeinde maßgebend. Die Gemeinden können je- 
Doch beichließen, den Staatsjteuertarif infoweit abzuändern, als: 


a) Einkommen zwiſchen 200 und 400 M, ſoweit jie nicht in 
Händen von Perſonen find, die aus gejeglihen Gründen 
ae Perjonen Unterhalt gewähren, jteuerpflichtig fein 
follen. 

Die Steuer darf für Perſonen mit einem Gefamtein- 
kommen von mehr als 200 bis 300 .% nit mehr als 
die Hälfte, für Jolhe mit einem Gefamteinkommen von 
mehr als 300 bis 400 M nicht mehr als %, des die nädlt- 
höhere Klaſſe treffenden Saßes betragen. 

b) die Steuerpflicht erjt bei einem höheren Einkommen als 
400 M beginnt, 

ce) die Klaffen bis zur Klafje 20 einſchließlich in je 2 Klaffen 

. geteilt werden, 

d) die Steuerfäße für die Kleinen und mittleren Ginkommen 
bis zur Klaſſe 20 des Staatstarifs einjchließlich ermäßigt 
oder erhöht worden. Durch die Erhöhung, die den Steuer- 
jaß bei 500 M Einkommen hödjtens bis auf das 2V/2fache, 
bei 1100 M Einkommen hödjtens bis auf das Doppelte 
des jtaatlichen Steuerfaßes jteigern Rann, darf, ebenfo 
wie durch die Ermäßigung, Die folgerichtige Entwicklung 
der Progreifion nicht geitört werden. Das le&tere gilt 
auch von der Teilung der Klafjen unter c. 

(2) Weitere Abweichungen vom GStaatsjteuertarife find nur 

unter bejonderen örtlichen Verhältniffen zuläffig und bedürfen 
‘der Genehmigung des Miniftertums des Innern. 
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teile der Kirchgemeinde je zu einem Drittel nad) der 
Zahl der über 14 Jahre alten Einwohner des Bekennt- 


@) Die Beitimmungen in 812 Abſatz 3 und $ 13 des Ein- 
kommenjteuergejeges gelten auch für die Gemeindeeinkommen- 
ſteuer. 


8 34. Die Einkommenſteuer iſt nad Maßgabe des Ein— 
kommenſteuertarifs der Gemeinde (8 33) dergeſtalt zu erheben, 
daß je nach Bedarf entweder der gleiche Bruchteil oder das 
Gleichvielfache in Jämtlichen Klaffen des Tarifs erhoben wird. 


8 35. (1) Für die Veranlagung gemeindejteuerpflichtigen 
Einkommens ijt, foweit es jich mit dem zur Staatseinkommen- 
jteuer herangezogenen deckt, die für das laufende Jahr zur 
ftaatlihen Steuer erfolgte Veranlagung maßgebend. Gnthält 
der Einkommenjteuertarif der Gemeinde Zwilchenklaffen (8 33), 
jo kann die Veranlagung auch zu der Zwijchenklaffe erfolgen. 

(©) Die auf Grund von Rechtsmitteln oder gemäß $ 47a des 
Einkommenjteuergejeßes erfolgte Erhöhung oder Ermäßigung 
der veranlagten Staatseinkommenjteuer zieht die entſprechende 
Abänderung der Gemeindeeinkommenjteuer ohne weiteres nad 


lid. 

(3) Einkommen, das ganz oder teilweije nicht zur Gtaats- 
einkommenfteuer veranlagt ift, ift nad) den für die Gtaats- 
jteuer geltenden Grundfägen zur Gemeindeeinkommeniteuer zu 
veranlagen. Die Bejtimmungen des II. Abjchnittes des Staats- 
einkommenfteuergejeges finden, mit Ausnahme derjenigen in 
8 15, 6 und 7, entjprechende Anwendung. 


8 36. (1) Die Gemeinde kann bejchliegen, daß das Ein- 
kommen des fähliihen Staates aus dem zu einem Ötaats- 
forjtrevier gehörigen Holzboden auf Grund des Neinertrags zu 
berechnen it, der im Durchſchnitte der legten 3 Wirtichaftsjahre 
vom geſamten NReinertrage des Reviers auf einen Hektar Holz- 
boden entfällt. 

(2) Diefe Berehnungsart ijt ausgeichloffen, wenn der jteuer- 
pflihtige Holzboden im Durchſchnitte hinter der Durchſchnitts— 
bonität des Neviers zurückbleibt. 

(3) Die Wiederaufhebung eines ſolchen Beſchluſſes ijt an die 
Zuftimmung des ſächſiſchen Staates gebunden. 

(4) Die Durchſchnittsbonität wird von der Korfteinrichtungs- 
anftalt fejtgeitellt. Die Verwaltungen der Staatsforjtreviere 
haben den Gemeinden auf Anfuchen die erforderlihen Ziffern 
mitzuteilen. 

8 37. () Verfonen, die in der Gemeinde nur Einkommen 
aus Grundbeji oder Gewerbebetrieb haben (jogenannte Foren- 
fer), find in der Regel lediglich mit dem der Höhe diejes Ein- 
kommens entjprechenden Steuerfage, jedensfalls aber mit dem 
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nijjes der Kirchgemeinde, den Staatsgrundfteuern der 
kirchenſteuerpflichtigen Grundſtücke und dem bei Er— 


WMindeſtſteuerſatze, heranzuziehen. Abweichende Beſtimmungen 
unterliegen der Genehmigung des Miniſteriums des Innern. 
Bei der Beſteuerung des ſächſiſchen Staates hat das in der 
Gemeinde nicht ſteuerpflichtige Einkommen in jedem Falle 
außer Betracht zu bleiben. 

(2) Bon dem Einkommen einer Perſon, das außerhalb der 
Mohnfiggemeinde zur Steuer herangezogen wird, find die 
Schuldzinjen der auf den betreffenden Ginnahmequellen haften- 
den oder erweislich für Deren Erwerb aufgenommenen Schulden 
abzuziehen. Für Perſonen, die in der Gemeinde Ginkommen 
aus Grundbejig haben, ohne in ihr zu wohnen oder ein 
jtehendes Gewerbe zu betreiben (jogenannte Grundftücksforenfer), 
kann überdies durch Beihluß der Abzug von Schuldzinjen 
bis auf einen Betrag befchränkt werden, der dem halben 
OGrundjtüksertrage gleihkommt. 

(3) Zinjen von Schulden, die auf einer bejtimmten Einnahme- 
quelle haften oder erweislich für deren Erwerb aufgenommen 
worden find, dürfen nur in der Gemeinde, wo das Ginkommen 
aus der betreffenden Quelle zur Belteuerung gelangt, von dem 
Einkommen abgezogen werden. 

8 38. (1) Bei Heranziehung des Steuerpflidhtigen in feiner 
Mohnfißgemeinde wird zunächſt das gefamte Einkommen er- 
mittelt. Grgibt jih, daß Einkommen aus Grundbefiß, der 
außerhalb des Gemeindebezirks liegt, oder aus Gewerbe- 
betrieb, der in der Gemeinde nicht Jteuerpflichtig iſt, darin 
enthalten ijt, jo wird der auf das gefamte Einkommen ent- 
fallende Steuerbetrag nad Verhältnis des außer Betracht zu 
lafjenden Einkommens zum gefamten Einkommen herabgefeßt. 

(2) Die Gemeinde kann bejhliegen, in den Fällen des Ab— 
fages 1 von der Grmittelung des gejamten Einkommens ab- 
zuſehen und die Steuer lediglich nach der Klaſſe zu berechnen, 
mworein das in der Gemeinde bezogene Einkommen fällt. 

(3) Die Gemeinde kann befchließen, daß, falls der Ehemann 
und die Ehefrau jteuerpflichtig find, zunädjt der auf das Ge- 
jamteinkommen beider Eheleute entfallende Steuerfaß zu er- 
mitteln und nad) diefem Steuerja die von jedem Ehegatten 
zu entrichtende Steuer nah dem Verhältnis des jteuerpflich- 
tigen Einkommens zu dem Gefamteinkommen zu berechnen ijt. 
Dies iſt indeſſen ausgeichloifen, wenn die Eheleute dauernd 
getrennt leben, oder wenn die Summe der Einkommen beider 
Ehegatten 2400 M nicht überjteigt. 

8 39. (1) Bei der Einſchätzung von Perſonen mit mehrfachen 
Wohnſitz darf jede Wohnfiggemeinde den Gteuerpflichtigen nad) 
demjenigen Teile feines Ginkommens oder, wenn die Voraus— 
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hebung kirdlicher Einkommenjteuer zu berücjichtigenden 
Aufkommen der Staatseinkommenjteuer umzulegen. Doc 


jeßungen des 8 28 vorliegen, feines Verbrauchs zur Einkommen- 
teuer heranziehen, welcher der Dauer feines tatſächlichen Auf— 
enthalts in der Gemeinde entipricht. 

(2) Hierbei wird die Dauer des Aufenthalts nad) vollen 
Monaten gerechnet, dergeitalt, daß Zeiträume bis zu einem 
halben Monat außer Betracht bleiben, Zeiträume über einem 
halben Monat als ganzer Monat gelten. | 

() Dem tatfählihen Aufenthalte des Steuerpflihtigen in 
einer MWohnfiggemeinde iſt der tatfächliche Aufenthalt feiner 
mit ihm, in ungetrennter She lebenden Ghefrau und feiner un- 
jelbftändigen Kinder gleichzuadhten. Halten fich gleichzeitig 
dieſe Berfonen in einer oder mehreren Wohnfiggemeinden, der 
Steuerpflichtige in einer anderen Wohnfißgemeinde auf, fo ijt 
für die Zeit, während welcher dies der Fall ijt, der Steuer- 
pflichtige in jeder diefer Wohnfiggemeinden nur mit dem halben 
Betrage oder, wenn mehr als 2 MWohnfiggemeinden in Frage 
kommen, mit einem entſprechenden Bruchteile der Steuer heran- 
zuziehen. 

(4) Gemeinden, welche Neuanziehende wegen ihres die Dauer 
von 3 Monaten überjteigenden Aufenthalts zur GEinkommen- 
jteuer heranziehen, find injfoweit den Wohnfiggemeinden gleich- 
geitellt. 

(5) Die beteiligten Gemeinden können ſich mit Zuftimmung 
des Steuerpflichtigen über dejjen Heranziehung zur Steuer an 
den verfchiedenen Orten einigen. In den Fällen von Abjag 1 
bis 4 ijt das geſamte Einkommen des Steuerpflichtigen zu er- 
mitteln und der fo ermittelte Steuerbetrag im Verhältnis des 
außer Veranlagung zu lafjjenden Einkommens zum gejamten 
Einkommen herabzujeßgen. 

(6) Die Gemeinde kann jedoch bejchließen, von der Grmitte- 
lung des gejamten Einkommens abzujehen und die Steuer 
lediglich nad) der Klafje zu berechnen, worein das in der Ge- 
meinde bezogene Einkommen fällt. 


840. (1) Soll ein Beitragspflichtiger, der fein Einkommen 
ganz aus auswärtigem Grundbeſitze oder Gewerbebetriebe be- 
zieht, am Mohnorte nah dem Verbrauchsaufwande bejteuert 
werden (8 28) und beträgt diefer mehr als ein Viertel des Ein- 
kommens, jo ift der mehr verbraudte Betrag von der Be- 
jteuerung am Mohnorte freizulajfen. 

(2) Soll ein Beitragspflichtiger, dejfen Verbraudsaufwand 
das Einkommen aus den der Beiteuerung am Wohnſitz zu- 
gänglihen Einkommensquellen überjteigt, nach dem Verbrauchs— 
aufwande bejteuert werden ($ 28), jo darf die Wohnjiggemeinde 
von dem Einkommen aus den auswärtigen Quellen hödjitens 
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kann auf Antrag der Vertretung einer bürgerlichen Ge- 
meinde, dafern dieſer Werteilungsmaßjtab einen oder 


den Betrag in Anſpruch nehmen, der die Hälfte des Verbrauchs 
überjteigt, jedoch nicht mehr als ein Viertel. 

@) Wenn in den Fällen der beiden vorhergehenden Abſätze 
mehrere jächliiche Wohnortsgemeinden in Frage kommen, jo 
dürfen dieſe Wohnortsgemeinden je nur einen verhältnismäßigen 
Zeil des der Beiteuerung am Wohnorte unterliegenden aus- 
wärtigen Einkommens in Anſpruch nehmen. 

(4) Der Teil des aus einem oder mehreren anderen fächfifchen 
Drten herrührenden Einkommens, der am Mohnorte des Bei- 
tragspflichtigen in dem Verbrauchsaufwande mitbejteuert wird, 
it bei der Bejteuerung in den anderen beteiligten ſächſiſchen 
Gemeinden je nad) dem Verhältniffe zu kürzen. 


841. (1) Erjtreckt ich ein Gewerbetrieb über mehrere Ge- 
meinden, in deren jeder nad) 8 16 die Steuerpflicht begründet 
it, jo wird in jeder Gemeinde nur ein verhältnismäßiger Teil 
des Einkommens aus dem Betriebe zur Einkommenjteuer 
herangezogen. 

(2) Derjenigen Gemeinde, in welcher ſich der Gi oder die 
Leitung des Gejamtbetriebs befindet, gebührt die Woraus- 
bejteuerung des zehnten Teils vom Gefamteinkommen aus dem 
Gewerbebetriebe. 

(8) Der übrige Teil des Einkommens wird: 

a) bei Verficherungs-, Bank- und Areditgeihäften fowie bei 
Beförderungsunternehmungen nad) ‚dem Verhältnis der 
in den einzelnen Gemeinden erzielten Roheinnahmen, 

b) bei Unternehmungen, die vorwiegend den Einkauf von 
Maren im großen und deren Weiterverkauf im einzelnen, 
ohne vorherige Bearbeitung oder Verarbeitung, betreiben, 
nad Verhältnis der in den einzelnen Gemeinden er- 
zielten Umſätze, 

ec) in den Übrigen Fällen nad Verhältnis der in den ein- 
zelnen Gemeinden erwachlenden Ausgaben an Gehältern 
und Löhnen einfchließlich der Tantiemen des Verwaltungs- 
und Betriebsperjonals 

verteilt. 

() Bei der Berechnung nad diefen Grundfägen find die Er— 
gebnilje der legten 3 Gejchäftsjahre oder der kürzeren Zeit, 
‚ für die ein Abſchluß vorliegt, im Mangel eines folchen der 
Stand zur Zeit der Einfhägung, zum Anhalt zu nehmen. 

842, Erſtreckt fich eine Betriebsftätte dergeftalt über den 
Bezirk mehrerer Gemeinden, daß die Maßjtäbe des 8 41 nicht 
anwendbar ericheinen, jo hat die Verteilung nad) Lage der 
. örtlichen Berhältniffe, 3. B. unter Berückfichtigung des Flächen- 
Böhme, Airchengefege. 2. Aufl. 27 
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mehrere Bejtandteile des KRirchgemeindebezirkes erheblich 
benadteiligt, die Kirchenaufjichtsbehörde entweder einen 


verhältniffes und der den beteiligten Gemeinden durch das 
Vorhandenfein der Betriebsjtätte erwachlenden Laſten und der- 
gleichen zu erfolgen. 

843, In den Fällen der 88 41 und 42 können fi) die be- 
teiligten Gemeinden mit Zujtimmung des Steuerpflichtigen über 
die Verteilung der Steuerlajt einigen. 

844, In den Fällen der 88309 bis 42 find bei Ermittelung 
des gemeindejteuerpflihtigen Einkommens die felbjtändigen 
Gutsbezirke den Gemeinden gleichauaditen. 

851. (1) Die Gemeinde kann bejchließen, daß als Maßſtab 
für die Veranlagung der Grundjteuer insbefondere der Nein- 
ertrag, die Grtragsfähigkeit oder der Nußungswert eines oder 
mehrerer Jahre, der Bacht- oder Mietwert oder der gemeine 
Mert der Grundftücke dienen ſoll. Auch können mehrere Maß- 
jtäbe verbunden, und kann zwilchen den in der Gemeinde vor- 
handenen Abjtufungen oder Klaffen der Grumdjtücke unter- 
ſchieden werden. 

(2) Bei bebauten Grundftüken, welde öffentlihen Zwecken 
des ſächſiſchen Staates dienen und weder vermietet nod) ver- 
pachtet oder nur zu einem untergeordneten Teile vermietet oder 
verpachtet find, darf der für die Höhe der Grundſteuer maß- 
gebende Wert (Ertrags-, Miet-, Pacht-, gemeiner Wert) auf 
keinen höheren Betrag als die jtaatlihe Brandverficherungs- 
ſumme des Gebäudes fejtgejeßt werden. 

(3) Bei unbebauten Grundftüken gleicher Art darf der Wert 
den Betrag von 30 M für die ftaatlihe Steuereinheit nicht 
überfchreiten. 

852. (1) Wird die Grundfteuer nad) dem gemeinen Werte 
erhoben, fo tft diefer durch Schäßung zu ermitteln. Die Shäßung - 
ift auf denjenigen Wert zu richten, ven das Grundftük nad) 
feiner tatjählihen Beichaffenheit ohne Nükficht auf ungewöhn- 
liche oder perfönliche Werhältniffe des Eigentümers oder darauf 
ruhende Laften öffentlichrechtlicher oder privatrechtlicher Art 
im öffentlichen Verkehre befißt. Der Shäßung hat eine Auf- 
forderung zur Selbſteinſchätzung varauszugehen. 

(2) Bei Grumdijtücken, die noch nicht an für den Anbau be- 
jtehenden Verkehrsräumen im Sinne des allgemeinen Bau- 
gejeges vom 1. Juli 1900 Liegen und von ihren Eigentümern 
felbjt für Zwecke des von ihnen im Hauptberufe betriebenen 
Gewerbes einfchlieglich der Land- und Forſtwirtſchaft oder der 
Gärtnerei benußt werden, ijt als gemeiner Wert höchſtens das 
Dreißigfache des bei gehöriger Bewirtihaftung zu erzielenden 
GErtrages in Anja zu bringen. 
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anderen Verteilungsmaßjtab vorjchreiben oder das Auf- 
bringen für die ganze Kirchgemeinde einheitlich ordnen. 
Gegen die Entſchließung der Ricchenaufjichtsbehörde auf 
einen derartigen Antrag iſt Rekurs an die oberjte Kirchen— 
behörde zuläſſig, die endgültig entjcheidet. 

3. Bei Verteilung des Steuerbedarfes auf die einzelnen 
Beltandteile der Kirchgemeinde (vgl. 8 19,ıb und den 
vorjtehenden Abjat) gelten für die Aufbringung der Be- 
darfsanteile in den einzelnen Bejtandteilen der Kirch— 
gemeinde die Vorjchriften des 8 21. 


C. Sonftige Kirchgemeinden. 

$ 21. ı. Für Kirchgemeinden, die als zufammengefeßte 
im Sinne von $ 18 nicht anzufehen find, ift in der 
Kirchenfteuerordnung die Höhe der etwaigen Beligwechfel- 
abgabe zu bejtimmen (vgl. $ 6, ı). 

2. Im übrigen find die Kirchenjteuern — unbefchadet 
der Vorjehriften in SS 7, 9, 10, 13, 15, 16,4 — nad) 
den gejeglichen und örtlichen Beitimmungen aufzubringen, 
die für die Bejigwechjelabgabe, die Einkommenfteuer, 
die Grundfteuer und — unter der Vorausſetzung des 
8 16,2 — aud die Kopfjteuer der bürgerlichen Ge- 
meinde gelten. Dabei find Abweichungen von den ört- 
lichen Beitimmungen in folgenden Bunkten zuläfjig: 

a) Iſt in der Steuerordnung der bürgerlichen Gemeinde 

das Aufkommen der Grundfteuer zu dem Auf- 
kommen der Einkommenfteuer oder fonjtiger Steuern 


() Verpadhtung oder Vermietung gelten dann als gewerbs- 
mäßige Benußung, wenn der Eigentümer duch Krankheit an 
der Ausübung feines Berufes verhindert ift oder das Eigen— 
tum nad feinem Tode auf feine Witwe oder feine minder- 
jährigen Kinder übergegangen iſt. 

() 88 Abfag 4 gilt auch) Hier. 

8 53. Iſt Rein anderer Maßjtab beftimmt, fo wird die Grund- 
ſteuer in gleihmäßigen Zufhlägen zur jtaatlihen Grundfteuer 
erhoben. Die von der jtaatlihen Grundjteuer befreiten, in 
der Gemeinde jteuerpflichtigen Grundſtücke find nad) den Grund- 
lägen der Staatsarundfteuer zu veranlagen, foweit dies nod) 
nicht geichehen ift. 

2 
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in ein bejtimmtes Verhältnis gebracht, jo kann in 
der Kirchenfteuerordnung das Verhältnis des Auf- 
kommens der kirchlichen Grundfteuer zu dem der 
Einkommenfteuer und etwaiger Kopfiteuer anders 
als in der Gteuerordnung der bürgerlichen Ge- 
meinde fejtgejegt werden. 

b) Iſt nach) der Steuerordnung der bürgerlichen Ge- 
meinde die Grundjteuer unabhängig von dem Auf- 
kommen der übrigen Steuern nad) feſten Süßen 
zu erheben, jo können in der Rirchenfteuerordnung 
die Gteuerfäße für die Grundjteuer der Kirchge- 
meinde abweichend von der Steuerordnung der 
bürgerlichen Gemeinde bejtimmt werden. 


D. Die Nittergüter. 

8 22, ı. Die Befiger der Nittergüter haben zu den 
Kirchenlajten der Kirchgemeinde, zu der das Rittergut 
gehört, ſoviel beizutragen, als fich bei Umlegung des 
Bedarfes zur Hälfte nach der Kopfzahl der über 14 Jahre 
alten PBerjonen, zur anderen Hälfte auf den beitrags- 
pflihtigen Grundbejig nad) Maßgabe der Staatsgrund- 
ſteuer ergibt.!* 

2. Zu demjenigen Teile des Aufwandes, der nad 
der Kopfzahl aufzubringen ijt, hat der Rittergutsbeſitzer 
nur für ſich und feine Yamilienangehörigen, ſoweit fie 
auf dem Nittergute wohnen, beizutragen. Unter Fa— 
milienangehörigen find nur die Chegatten und die unter 
elterlicher Gewalt jtehenden Kinder zu veritehen. Die 
übrigen Bewohner der Nittergutsgebäude werden zur 
Kopfzahl des Gemeindebezirkes gerechnet und find wie 
die im Gemeindebezirke wohnenden Kirchenjteuerpflich- 
tigen beitragspflichtig. 

3. Vereinbarungen mit den Vertretungen der beteilig- 
ten bürgerlichen Gemeinden über einen anderweiten Ver— 
teillungsmaßjtab oder einen Anſchluß an die Kirchen- 
jteuerordnung — ſei es hinſichtlich der Bejigwechjel- 
abgabe, ſei es überhaupt — ſind zuläſſig. Sie bedürfen 
der ſchriftlichen Form ſowie der Genehmigung der 
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Kirchenaufſichtsbehörde und können fo gejchlofjen werden, 
daß fie aud die Machbejier binden. Wird die Ge— 
nehmigung von der Kirchenauflichtsbehörde verjagt, ſo 
entjcheidet auf Nekurs jämtlicher Beteiligter die oberjte 
Kirchenbehörde endgültig.!? 


8 23. ı. Die Beitragspfliht für die einzelnen Be— 
jtandteile des Nittergutes ijt während der erjten fünf 
Jahre nad) dem Inkrafttreten dieſes Gejeßes in der 
Parodie, in die der Nittergutshof eingepfarrt ijt, nad) 
Ablauf diejes Zeitraumes jedoch in der Parochie zu er- 
füllen, in der die Bejtandteile liegen. 

2. Gehören zu Nittergütern vormals nicht jteuerfreie 
Grundſtücke, jo jind die letzteren ebenjo zur Beitrags 
leiftung heranzuziehen, wie die Grundftücke der im Ge- 
meindebezirke wohnenden Kirchenjteuerpflichtigen. 

3. Völlige oder teilweije Befreiungen, die Nittergütern 
vor dem Inkrafttreten dieſes Gejeges durch Vertrag 
oder rechtskräftige Entjcheidung zugejtanden worden 
jind, bleiben aufrechterhalten, injoweit nicht Vertrag 
und Entjcheidung eine bloße Anerkennung des Her- 
kommens oder früherer gejeglicher Befreiung Ddaritellen. 


8 24, ı. Die Vorſchriften in 88 22 und 23 gelten 
für Rittergüter, die einen jelbjtändigen Gutsbezirk bilden. 

2. Den Nittergütern find aud alle anderen, mit 
Rittergutseigenfchaft nicht verjfehenen Güter, injofern jie 
zu der Kirchgemeinde in gleichem Verhältniſſe wie jene 
ftehen, jowie die Kammergüter gleich zu achten.. Die 
Beltimmung in 8 23, 2 ijt entjprechend anzuwenden. 

3. Inſoweit Nittergüter ſich der Bejigwechjelabgaben- 
ordnung der Kirchgemeinde, zu der fie gehören, nicht 
angeſchloſſen haben, bleibt die Feititellung ihres Unteiles 
an dem durch Kicchenjteuern zu deckenden Bedarfe der 
Ertrag der Beligwechjelabgabe unberückjichtigt. 

4. Soweit Güter der unter 1 und 2 erwähnten Art 
nad) den 88 13,1h und 14 von der kirchlichen Grund- 
fteuer befreit find, können fie auch nicht zu Steuern 
nad) 88 22 und 23 herangezogen werden. 
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E. Minderheitskirchgemeinden. 

8 25. ı. Die Vorfchriften dieſes Gejeßes find auch 
auf die Deckung des Bedarfes der Minderheitskirch- 
gemeinden der Oberlaufig, ſowie von Schirgiswalde an- 
zuwenden. Beitragspflichtig find, joweit in Abjag 2 
nit etwas anderes bejtimmt ijt, nur die Mitglieder 
der Minderheitskirchgemeinden und ihre Grundftücke. 16 

2. Mo die Angehörigen der Kkonfejjionellen Minder- 
heit eines Ortes einer Nachbarparodjie ihres Bekennt- 
nijjes zugewieſen worden jind, find fie in dieſer bei- 
tragspflichtig, folange dieſe Zuweiſung dauert.?? 


F. Katholiſche Kirchen der Erblande. 

8 26. ı. Der Bedarf für die katholiſchen Kirchen 
der Erblande, ſoweit folcher nicht aus deren eigenem 
Vermögen oder aus Zuflüjfen und Fonds, die für fie 
bejtimmt jind, gedeckt werden kann oder nicht aus der 
Staatskajje bejtritten wird, iſt von den römifch-Ratho- 
lichen Glaubensgenojjen in den Erblanden aufzubringen. 

2. Die Aufbringung der Steuerbeträge hat nad) dem 
Maßitabe der Staatseinkommenfteuer und der Gtaats- 
grundfteuer zu erfolgen. Auch kann die Erhebung von 
Beligwechjelabgaben vorgejchrieben werden. 

3. Die näheren Vorſchriften hierüber, insbejondere 
über Befreiung von der Beitragspfliht und über die 
Erhebung der Kirchenjteuer, werden ſoweit möglich im 
Anſchluſſe an die übrigen Vorſchriften dieſes Gejeßes 
vom Minijterium des Kultus und la Alnter- 
richts durch Verordnung getroffen. 


G. Steuererhebung. 

8 27, ı. Die Erhebung der Kirchenfteuern — Auf- 
zeichnung der Steuerpflichtigen (Katafter, Heberegiiter), 
Veranlagung, Ausihreibung, Vereinnahmung und Ein- 
leitung der Zwangsvolljttekung wegen der Steuerrück- 
jtände — erfolgt durch die in S 63 des Gemeinde- 


8 63. (1) In Städten mit NRevidierter Städteordnung ver- 
anlagt der Stadtrat, in anderen Städten der Stadtgemeinde- 
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jteuergejeges bejtimmten Organe der bürgerlichen Ge- 
meinde. 

2. Die hiermit verbundenen Mühewaltungen jind den 
bürgerlihen Gemeinden von den Kirchgemeinden mit 
fünf vom Hundert des Ifteinganges der Steuer zu ver 
güten, foweit die bürgerlihen Gemeinden nicht darauf 
verzichten. 

3. Gehört eine bürgerliche Gemeinde einer Mehrheits- 
und einer Minderheitskicchgemeinde an, jo darf jie auf 
die Gebühr nur in gleihem Maße für beide Kirch- 
gemeinden verzichten. 

4. Die Steuerbeträge der Nittergüter find in die 
Kirchgemeindekafje unmittelbar abzuführen, jofern nicht 
in einer Vereinbarung nad) $ 22,3 etwas anderes be= 
ſtimmt ift. 

5. Die Vorſchrift in 8 64 des Gemeindejteuergejeßes 
gilt auch für die Kirchenjteuern. 

6. DBereinbarungen nad) 8 62,1 Satz 1 des Gemeinde- 
jteuergejeges können mit Zujtimmung der Kirchgemeinde: 
vertretung und Genehmigung der Kischenauflichtsbe- 
hörde auch auf die Kirchenfteuern erftreckt werden. Die 
Vorſchrift in 8 62,3 des Gemeindejteuergejeßes gilt ent- 
Iprechend. 


tat, in Landgemeinden der Gemeinderat zu den Gemeinde- 
ſteuern. 

(2) In Städten und in größeren Landgemeinden kann die 
Ortsverfaſſung die Veranlagung einem gemifchten Ausfchuffe 
übertragen. 

864 Die jtaatlichen Steuerbehörden und die Veranlagungs- 

behörden anderer Gemeinden haben der Veranlagungsbehörde 
auf Verlangen Auskunft über Tatjachen zu geben, die ihnen 
bei der Veranlagung der Staats» oder Gemeindelteuern be— 
kannt geworden und für die Veranlagung der Gemeindejteuern 
widtig find. 

8 62. (1) Die Gemeinden können mit Gteuerpflihtigen ver- 
einbaren, daß von gewerblichen Betrieben an Stelle der Ge— 
meindejteuer vom Einkommen und vom Gewerbebetriebe ein 
für mehrere Jahre vorausbeſtimmter jährlicher Steuerbetrag 
zu zahlen it... ; 

(3) Vereinbarungen zwiſchen dem ſächſiſchen Staate und den 
Gemeinden, dur die die Steuerpflicht des Staates anders 
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II. Abſchnitt. 
Don den Steuerpflichtigen. 


8 28. ı. Bezüglich des Beginnes und Endes der 
Steuerpflicht gelten die Vorjcehriften in 8 65 des Ge- 
meindejteuergejeßes. 

2. Bejtehen im Bezirke einer bürgerlichen Gemeinde 
mehrere Rirchgemeinden desjelben Bekenntniffes, jo find 
juriſtiſche Perſonen, die am Drte ihren Gi haben, ohne 
daß ein bejtimmter Kirchgemeindebezick als Gi be- 
zeichnet werden kann, zur. kirchlichen Einkommenfteuer 
in der Kirchgemeinde heranzuziehen, innerhalb deren ich 
der Hauptjiß der Gemeindeverwaltung befindet. 

3. Auh kann in der Kirchenfteuerordnung ſolcher 
„bürgerlicher Gemeinden beftimmt werden, daß ein Bei- 
tragspflichtiger, der zur kirchlichen Einkommenfteuer für 
einen bejtimmten Kirchgemeindebezirk veranlagt worden 
it, für das Jahr, auf das die Veranlagung erfolgt ift, 
nur in dieſem Bezirke beitragspflichtig bleibt, auch, wenn 
er in einen anderen Kirchgemeindebezirk am Drte ver- 
steht. y 

$ 29. ı. Bezüglich der Rechtsmittel gegen die Heran- 
ziehung zu Kirchenfteuern, der Zuftändigkeit und des 
Verfahrens dabei gelten die Vorſchriften der 88 66 bis 72 
und 83 des Gemeindefteuergefeßes. 


als im Geſetz geordnet wird, find ohne diefe Einfhränkungen 
zuläſſig. Beitehende Vereinbarungen gelten weiter. 

$ 65. (1) Die Steuerpflicht beginnt und endet bei direkten 
Steuern mit Ablauf des Monats, in dem das die Gteuer- 
pflicht begründende Verhältnis eingetreten oder weggefallen ift. 

(2) Fällt der Beginn oder das Ende der Steuerpflicht in 
den Zauf des GSteuerjahres der Gemeinde, fo ijt der Jahres⸗ 
betrag der Steuer verhältnismäßig herabzuſetzen. 

8) Wer jteuerpflichtig wird, weil er fich länger als 3 Mo- 
nate in der Gemeinde aufhält, oder weil er vor Ablauf der 
dreimonatigen Friſt feinen Wohnfig in der Gemeinde nimmt, 
hat die Steuer jeit dem eriten Tage des der Aufenthaltsnahme 
folgenden Monats zu zahlen. 

8 66. (1) Der zu Gemeindefteuern Herangezogene kann 
binnen 3 Wochen nad) der Bekanntmachung der Veranlagung 
gegen dieſe bei ver Gemeinde jchriftlich Einſpruch erheben. 
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2. Menn im Nechtsmittelverfahren die Befreiung von 
der Kirchenfteuer aus Gründen gefordert wird, die nicht 


(S Die Friſt beginnt, wenn die Bekanntmahung fchriftlich 
erfolgt, mit der Zuftellung, in allen übrigen Fällen mit der 
Behändigung der Zahlungsaufforderung. 

(3) Die Srift endigt mit dem Ablaufe desjenigen Tages der 
legten Woche, der durch feine Benennung dem Tage entipricht, 
an dem die Juftellung oder die Behändigung erfolgt ift. 

(4) Fällt das Ende der Frift auf einen Sonntag oder einen 
allgemeinen Feiertag, jo endigt die Friſt mit Ablauf des 
nädjitfolgenden Werktages. 

(6) Die Berichtigung von NRechnungsfehlern kann bis zum 
Schluſſe des Steuerjahres, für welches die Einſchätzung erfolgt 
ilt, jederzeit gefordert werden. 


8 67. (1) Wer Einfpruch erhebt, muß ihn bei Verluſt des 
Rechtsmittels innerhalb der Einſpruchsfriſt begründen. 

(2) Hat er es vor der Weranlayung unterlajjen, oder unter- 
läßt er es nad) der Erhebung des Einſpruchs, auf bejtimmte 
Tragen, die ihm die Veranlagungsbehörde über feine Steuer- 
verhältniffe vorlegt, Auskunft zu geben, jo verliert er fein 
Einſpruchsrecht. Dies tritt indeſſen nur ein, wenn es in der 
Aufforderung zur Auskunftserteilung angekündigt war. 

(3) Urkunden, von denen im Rechtsmittelverfahren Gebraud) 
gemacht wird, find dem ſächſiſchen Urkundenjtempel nur injo- 
weit unterworfen, ob fie es ohne dieſen Gebraud) fein würden. 


8 68, (1) Über den Einfpruch enticheidet in Städten mit 
Revidierter Städteordnung der Stadtrat, in anderen Städten 
der Stadtgemeinderat, in Landgemeinden der Gemeinderat. 
In den Städten und den größeren Landgemeinden im Sinne 
von Abſchnitt V der Landgemeindeordnung in der Faſſung vom 
1. Juli 1913 Rann die Entjcheidung einem hierfür bejfonders ein- 
gejegten Ausſchuſſe übertragen werden. Die Entſcheidung iſt, 
foweit fie den Einſpruch verwirft, jchriftlic zu begründen. 

(2) Durch) die Gemeindefteuerordnung kann bejtimmt werden, 
daß der Giniprechende feinen Einſpruch durch die Darlegung 
jeiner Erwerbs- und DWermögensverhältnijfe vor einem Ver— 
trauensausfchufie begründen darf. 

G Für die Entfcheidung auf den Einſpruch wird keine Ge- 
bühr erhoben. Bare Verläge, die aus Anlaß eines als un- 
begründet befundenen Einipruds entjtanden find, können dem 
auferlegt werden, der den Einſpruch erhoben hat. Wird der 
Einſpruch teilweife als unbegründet verworfen, fo können die 
Verläge injfoweit dem GEinfprechenden auferlegt werden. 


$ 69. (1) In Städten mit NRevidierter Städteordnung kann 
die enticheidende Behörde Zeugen und Sachverſtändige ver- 
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auch die Befreiung von der Gemeindejteuer rechtfertigen 
würden, jo ift vor der Entjcheidung über den Einjprud) 


nehmen oder vernehmen laffen und den Steuerpflictigen zur 
DVorlegung von Urkunden und Gejhäftsbüchern fowie, wenn 
es an anderen Mitteln zur Grgründung der Wahrheit fehlt, 
zur Bekräftigung feiner tatfähhlihen Angaben durch Verſiche— 
rung an Gides Statt auffordern. 

(2) In den übrigen Gemeinden find diefe Beweiserhebungen 
auf Antrag der Gemeinde durch die Aufjichtsbehörde vorzu— 
nehmen. ; 


8 70. Durch den Einjprud wird die Einziehung des aus- 
geworfenen Steuerfages vorbehältlich der fpäteren Ausgleihung 
nicht aufgehalten. 

8 71. (9 Gegen die Entjeheidung auf den Einſpruch jteht 
dem zur Steuer Herangezogenen der Rekurs an die Auffichts- 
behörde zu. Die unter 8 69 aufgeführten Befugniffe jtehen der 
NRekursbehörde ohne weiteres zu. 

(2) Der Rekurs iſt binnen 14 Tagen nad) der Bekannt- 
machung der Entiheidung auf den Einſpruch ſchriftlich bei der 
DVeranlagungsbehörde oder bei der Auffichtsbehörde anzu— 
bringen. Das in 88 67 und 68 über die Begründung und 
Beiheinigung Gejagte gilt au) hier; doch ijt die Ergänzung 
der Nekursbegründung auch nah) Ablauf der Nekursfrijt 
Itatthaft. 

(3) Die Nekursbehörde kann die Veranlagungsbehörde zur 
Vornahme weiterer Grörterungen veranlajien. 

(4) Jede Bekanntmadhung der Veranlagung ſowie jede Be- 
iheidung auf einen Ginfprud oder ein Rechtsmittel in Steuer- 
ſachen joll eine Belehrung über das dagegen zuläjlige Rechts— 
mittel enthalten. 

8 72. () Mer in mehreren Gemeinden zur Ginkommen- 
teuer herangezogen wird, kann in jeder jteuerfordernden Ge- 
meinde binnen 3 Moden nach Bekanntgabe der dortigen 
Veranlagung Einſpruch erheben. Der Einſpruch kann fi 
gegen die Steuerpflicht überhaupt, gegen die Beitragspflidht 
in dieſer oder jener jteuerfordernden Gemeinde, gegen die Höhe 
des den VBeranlagungen zugrunde gelegten Gejfamteinkommens, 
gegen die Höhe des der Veranlagung in einer einzelnen Ge- 
meinde zugrunde gelegten Teileinkommens, endlich gegen die 
Verteilung des Gejanmteinkommens auf die einzelnen fteuer- 
berechtigten Gemeinden richten. 

(2) Jeder derartige Einſpruch gilt ohne weiteres auch als 
gegen die Veranlagung in den anderen jteuerfordernden Ge- 
meinden gerichtet, felbjt wenn die Friſt zur Ginlegung des 
Einſpruchs in diefen ſchon abgelaufen ift. Er ſetzt Entjchei- 
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wie über den Nekurs die Kirchgemeindevertretung zu 
hören. Wird folchenfalls in der Entjcheidung über den 
Einſpruch entgegen dem Willen der Kirchgemeindever- 
tretung das Rechtsmittel ganz oder teilweije beachtet, 


dungen, die etwa bereits wegen der Veranlagung für das 
laufende Steuerjahr in einzelnen der jteuerfordernden Gemein- 
den ergangen find, außer Wirkjamkeit, auch wenn fie bereits 
rechtskräftig find. 

(3) Zur Begründung des Einſpruchs gehört die Ungabe der 
Gemeinden, die den Steuerpflichtigen bereits veranlagt haben 
oder nad) feiner Anficht fteuerberechtigt jind, und des Maß- 
jtabes, nach welchem die Verteilung der Steuer auf dieſe Ge— 
meinden jtattfinden foll. 

(4) Die Veranlagungsbehörde hat jofort die VBeranlagungs- 
behörden der übrigen beteiligten Gemeinden von Dem bei ihr 
eingegangenen Einiprud zu benachrichtigen und zu verſuchen, 
den Einſpruch durch GEinvernahme mit ihnen zu erledigen. 
Mißlingt diefer Verſuch, jo hat jie die Sache an ihre nädjt- 
vorgejeßte Auffichtsbehörde abzugeben. 

(6) Über den Einſpruch entſcheidet diejenige Auffichtsbehörde, 
welche fämtlichen beteiligten Gemeinden vorgefeßt ijt. Gehören 
die beteiligten Gemeinden verjchiedenen Kreishauptmannſchaften 
an, fo beauftragt das Miniftertum des Innern eine von dieſen 
mit der Entſcheidung. Vor der Entſcheidung jind jämtliche 
Beteiligten zu hören. 

(6) Sind außerſächſiſche Gemeinden beteiligt, jo beauftragt 
das Minifterium des Innern eine Kreishauptmannidaft mit 
der Entſcheidung, Jofern nicht der betreffende Staatsvertrag 
einen anderen Meg für die Grledigung der Angelegenheit 
vorjteht. 

() Gegen die auf den Einſpruch ergangene Gnticheidung ilt, 
wenn fie von einer Amtshauptmannſchaft gefällt worden ilt, 
Rekurs an Die vorgejegte Kreishauptmannichaft, wenn fie von 
einer Kreishauptmannihaft ergangen it, Nekurs an das 
Minijterium des Innern zuläffig. 

() Der Nekurs jteht ſowohl dem Steuerpflichtigen als aud) 
jeder Gemeinde zu, auf deren Steuerforderung die Entſchei— 
dung fich erjtreckt, und richtet ſich gegen ſämtliche Beteiligten. 

() Die Anfechtungsklage gegen die Nekursentjcheidung kann 

bei jeder der beteiligten Gemeinden jowie bei derjenigen Be— 
hörde angebracht werden, welche über den Nekurs entichie- 
den hat. 
88, Aufiichtsbehörden im Sinne des Gejeßes jind Die 
Kreishauptmannſchaften unter Mitwirkung des Kreisausichuf- 
fes, die Amtshauptmannfhaften unter Mitwirkung des Be— 
zirksausſchuſſes. 
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jo ijt die Entjcheidung auch der Kirchgemeindevertretung 
zuzujtellen, der dagegen das Rechtsmittel des Rekurſes 
offen jteht. 

3. Die NRekursentjcheidung ift, wenn das Rechtsmittel 
des Beitragspflichtigen ganz oder teilweife beachtet wird, 
der Kirchgemeindevertretung in jedem Falle zuzuftellen. 

4. Soweit Nittergüter ihre Beiträge in die Kirch— 
gemeindekajje unmittelbar abführen (8 27, 4), entjcheidet 
bei Streitigkeiten die Kirchenauflichtsbehörde und auf 
NRekurs gegen deren Entjcheidung die oberjte Kirchen- 
behörde. Gegen die Entjcheidung der oberjten Kirchen- 
behörde findet Anfechtungsklage nad) dem Gefege über 
die Verwaltungsrechtspflege vom 19. Juli 1900 (©.: u. 
V.Bl. ©. 486 flg.) ſtatt. 

8 30. Die zwangsweije Einziehung der Kirchenfteuer- 
rücjtände erfolgt nad) den Vorjchriften über die Zwangs— 
volljtreckung wegen Gelbdleijtungen in Verwaltungsſachen. 


8 31. Über Geſuche um ganzen oder teilweifen Erlaß 
der Kirchenjteuer entjcheidet die Kirchgemeindevertretung. 
Doch kann in der Kirchenfteuerordnung mit Zuftimmung 
der Kicchgemeindevertretung die Grlaßbefugnis dem hier- 
für in der bürgerlichen Gemeinde zujtändigen Organe 
übertragen werden.!® 

IV. Abſchnitt. 
Nahzahlungsverfahren, Verjährung und Gtraf- 
bejtimmungen. 

8 32, Die Vorſchriften des Gemeindejteuergejeges über 
das Nachzahlungsverfahren und die Verjährung in 88 73, 
74, 75, a und 76 fowie die Gtrafbejtimmungen des- 
jelben Gejeges in 88 77 bis 82 gelten auch für die 


873. (1) Steuerpflichtige, die bei der Veranlagung direkter 
Gemeindejteuern übergangen oder zu gering veranlagt worden 
find, haben den der Gemeinde entgangenen Betrag nachzu= 
zahlen, gleichviel ob Hinterziehung vorliegt oder nicht. Der ° 
Anſpruch auf Nachzahlung ijt jedoch nicht weiter zu verfolgen 
als 5 Jahre, vom Anfange des Jahres an zurückgerechnet, in 
dem die Tatſache der Steuerverkürzung der Veranlagungs- 
behörde bekannt geworden iſt. 
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KRirchenfteuern entjprechend mit der Maßgabe, daß Geld- 
trafen, die wegen Hinterziehung ſolcher Steuern von 


(2) Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung geht auf die Erben 
über. 

(3) Den nachzuzahlenden Betrag jtellt die Weranlagungs- 
behörde feit. Die Feititellung unterliegt denfelben Rechtsmitteln 
wie die Veranlagung. 


874 (1) Sit nad 8 77 des Einkommensteuergefeßes ein 
Nachzahlungsbetrag für den Staat fejtgefegt worden, jo gilt 
für die Nachforderung der Gemeinde $ 35 Abſatz 2 dieſes 
Geſetzes. 

(2) Die hieraus entſtehende Nachforderung ſowie die Nach— 
forderung, die ſich darauf gründet, daß infolge eines Rechts— 
mittels oder einer Nachſchäßung (8 47a Abſatz 1 des Einkom— 
menjteuergejeges) die Staatseinkommenjteuer erhöht worden 
ilt, kann nur innerhalb der Frijt eines Jahres erhoben werden. 
Die Friſt beginnt mit dem Tage, an dem die Erhöhung der 
Staatseinkommenjteuer rechtskräftig geworden ijt. 

875. Die Berechtigung der Gemeinden zur Nachforderung 
indirekter Gemeindejteuern beſchränkt fich ohne AUnterjcheidung, 
ob die Steuer gar nicht oder mit einem zu geringen Betrage 
erhoben worden ilt, 

a) bei der Bejigwechjelabgabe und Zuwadsjteuer auf die 
Friſt von 10 Zahren feit dem Ablaufe des Jahres, in 
dem die Forderung entitanden ijt. 

876. Das Gejeg vom 29. Juni 1910, die Verjährung Direkter 
Steuern und verwandter Leiltungen betreffend, gilt auch für 
indirekte Gemeindeiteuern. 

8 77. (1) Wer für fich oder einen von ihm zu vertretenden 
Steuerpflihtigen wilfentlih an zujtändiger Stelle unrichtige 
oder unvolljtändige Angaben madt, die zur Verkürzung des 
Steuerinterejfes der Gemeinde zu führen geeignet find, wird 
wegen Gteuerhinterziehung mit einer Geldjtrafe in Höhe Des 
Vier-⸗ bis Zehnfachen des Betrages belegt, deſſen Hinterziehung 
unternommen wurde. Außerdem hat er den hinterzogenen 
Betrag nachzuzahlen. { 

(2) Eine Steuerhinterziehung im Sinne des Abfaßes 1 liegt 
auch vor, wenn die Angaben, die zur Verkürzung des Steuer- 
interelfes der Gemeinde zu führen geeianet find, für die Zwecke 
der Einſchätzung zu einer Staatsjteuer gemacht worden find, 
nach den Beitimmungen dieſes Geſetzes oder der Steuerordnung 
der Gemeinde aber zugleich als Unterlage für eine Gemeinde- 
jteuer zu dienen haben. k 

(3) Die Hinterziehungsitrafe der Gemeinde iſt in ſolchem 
Falle unabhängig von der jtaatlichen Steuerftrafe aufzuerlegen. 
873 des Neichsitrafgejegbucdjes findet keine Anwendung. 
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Gemeindebehörden endgültig fejtgejegt worden find, in 
die Kalje der Kirchgemeinde fließen. 


V. Abſchnitt. 
Schluß- und Abergangsbeſtimmungen. 
8 33. (0) Für die evangelijch-Iutherifchen Kirchgemein— 
ven bildet im Sinne dieſes Gejeßes: 
a) die Kirchgemeindevertretung der Kirchenvorjtand, 
b) die Kirchenaufjichtsbehörde die Kircheninjpektion, in 
der Oberlaufiß, jedoch mit Ausnahme der Vierjtädte, 
für welche das Nähere durch Verordnung geregelt 


(4) Berichtigt oder vervollitändigt der Schuldige feine An- 
„gaben an der zuſtändigen ©telle, bevor ein Strafverfahren 
wider ihn eingeleitet wurde, jo bleibt er jtraflos. 

878. (1) Wer auf Anfragen der zuftändigen Behörde eine 
unrichtige oder unvolljtändige Angabe macht, die geeignet iſt, 
eine Verkürzung des Steuerinterefjes herbeizuführen, kann, 
wenn er nit nad 8 77 ftrafbar ijt, mit Geldjtrafe bis zu 100 .%# 
belegt werden. 

(2) Die Gemeinde kann in den ihr für die Grlaffung von 
Strafandrohungen im allgemeinen gezogenen Grenzen für 
andere Zumwiderhandlungen in Gemeindejteuerangelegenheiten 
Strafvorichriften erlafjen. 


879. Die bei der Veranlagung mitwirkenden Berjonen 
werden, wenn fie die bei diefer Mitwirkung zu ihrer Kenntnis 
gelangten Werhältniffe eines Steuerpflichtigen, insbejondere 
auch den Inhalt einer Auskunft oder der darüber gepflogenen 
Verhandlungen unbefugt offenbaren, mit Geldjtrafe bis zu 
150 M belegt. 

8 80. Das Strafverfahren wegen der Zuwiderhandlungen 
gegen dieſes Gefeß und die im Anfchluffe daran erlajjenen 
Strafbejtimmungen richtet fih nad den Vorſchriften, die für 
das Verfahren in Verwaltungsitraffachen im allgemeinen gelten. 

8 81. (1) Die Strafverfolgung verjährt bei Hinterziehungen 
(8 77) in 3 Jahren, vom Zeitpunkte der Begehung an gerechnet, 
bei anderen Zuwiderhandlungen in 3 Monaten, von dem Zeit- 
punkte an gerechnet, in dem die Zumiderhandlung begangen 
wurde, oder die zur Vermeidung der Zuwiderhandlung vor- 
zunehmende Handlung zu gefchehen gehabt hätte. 

(2) Die Vollftrekung erkannter Strafen verjährt in 2 Jahren, 
von dem Tage der Rechtskraft an gerechnet. 


88. (1) Die nach 88 77 und 79 erkannten Geldjtrafen 
werden im Falle der AUneinbringlichkeit nad) den im Gtraf- 
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wird, die Rreishauptmannjchaft Baußen als Kon- 
jijtorialbehörde, 
c) Die oberjte Kirchenbehörde das Evangelijch-Iutherifche 
Zandeskonjijtorium. 
2. Für die römijch-Ratholifchen Kirchgemeinden erfolgt 
die entjprechende ejtitellung durch Verordnung des Mini- 
jteriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 


8 34. Zur Gewährung von angemejjenen Beihilfen 
an bedürftige evangelijch-lutherifche Kirchgemeinden, die 
in ihrer Leijtungsfähigkeit durch die Beſtimmungen diefes 
Gejeges über die Beiteuerung des Grundbefites zu 
Rirchenzwecken wejentlich beeinträchtigt werden, ijt dem 
Evangeliſch-lutheriſchen Landeskonfiftorium zur Zeit des 
Inkrafttretens des Geſetzes einmalig ein Kapital von 
600000 M aus der Staatskajje zu überweifen. 


8 35, 1. Ule Rechte, die Andersgläubigen auf Mit- 
benußung oder Mitverwaltung der kirchlichen Anftalten 
der Parochie bisher noch zujtanden, inbejondere das 
Batronat- und Kollaturrecht,- das Necht auf Kirchftuhl- 
nußgung und dergleichen, fallen weg, ſoweit nicht dieſes 
Gejeß etwas anderes beftimmt. 

2. Das mit einem Grundftücke verbundene Privat- 
patronat- oder Kollaturrecht ruht, einjchließlich der Ehren- 
rechte, jolange der Eigentümer des Grundftücks nicht 
dem Bekenntnijfe der Kirchgemeinde angehört. 

3. Soweit im PBarochialbezirke für Andersgläubige ein 
bejonderer Rirchlicyer oder auch ein kommunaler Fried- 
hof nicht vorhanden ift, ift das Begräbnis auf dem 
Barochial-Gottesacker nicht zu verfagen. Die Erhebung 
einer erhöhten Gebühr für ſolche Fälle wird hierdurch 
nicht ausgejchlofjen.!? 

4. Die Nechte auf Mitbenugung von Erbbegräbniljen 
werden durch die Vorjchriften dieſes Geſetzes nicht be- 
rührt. 


gejegbuche für das Deutjche Neich für Übertretungen gegebenen 
Vorſchriften in Freibeitsitrafen umgewandelt. 
(2) Bei anderen Geldftrafen findet keine Umwandlung ftatt. 
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5. In Kraft bleiben die auf Vereinbarung der Organe 
der verjchiedenen Konfefjionen beruhenden Feſtſetzungen 
über jimultanen Gebrauch kirchlicher Anftalten (Kirchen, 
Gottesäcker). 

6. Unter Andersgläubigen im Sinne dieſes Para— 
graphen jind jowohl die nicht dem Bekenntniſſe der 
Kirchgemeinde angehörigen natürliden Perſonen, wie 
jolche juriftiiche Perfonen zu verſtehen, die den religiöfen 
Zwecken eines anderen Bekenntnifjes als des der Kirch- 
gemeinde dienen. 


8 36. ı. Die kirchlichen Bedürfnijfe, foweit fie von 
der Kirchgemeinde zu tragen find, dürfen durch Natural- 
leiſtungen mittels Spann- oder Handdienjte nicht auf- 
gebracht werden. 

2. Die Verpflichtung zur Ubentrichtung der auf dem 
öffentlichen Rechte beruhenden Geldgefälle, die unter ver- 
ſchiedenen Bezeihnungen, wie Dpfer- und Häuslergeld, 
Dezemgeld, DOrgelgeld, Walpurgis- oder Michaelisgeld 
und dergleichen (vgl. Verordnung vom 26. Januar 1852 
unter Wr. 3 bis 7, ©.- u. V.Bl. ©. 14), bisher noch 
erhoben worden jind, fällt mit dem Inkrafttreten dieſes 
Gejeßes weg. : 

8 37, Haben Beliger von Rittergütern, die bis zum 
Erlajje des Gejeges vom 8. März 1838 frei von Kirchen- 
teuern waren, vermöge einer früher gemachten Gtiftung 
oder anderen freien Bewilligung, ohne daß eine Gegen- 
leiftung dafür bedungen worden, regelmäßig Beiträge 
für Kirchenzwecke zu entrichten, jo find fie berechtigt, 
dieſe Beiträge bei demjenigen Teile der Steuern, der zu 
dem nämlichen Zwecke von ihnen erhoben wird, jedes- 
mal abzurechnen. 


8 38. Aufgehoben werden nachgenannte Gejege und 
mit ſtändiſcher Ermächtigung erlajjene WVerordnungen, 
joweit jie jih auf die Kirchenfteuern beziehen und nicht 
bereits erledigt find: 


a) das Geſetz, einige Beſtimmungen über die Ver- | 


pflihtung der Kirchen- und Schulgemeinden zu Auf- 
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bringung des für ihre Kirchen und Schulen erfor- 
derlichen Aufwandes betreffend, vom 8. März 1838 
(©.- u. V.Bl. ©. 266 flg.); 
b) Srläuterungsgejeß dazu vom 21. März 1843 (©.- 
u. 3.81. ©. 18flg.); 
e) Abänderungs- und Erläuterungsgejeg vom 12. De- 
zember 1855 (©.- u. B.:Bl. ©. 659 flg.); 
d) 88 2 bis 7 des Geſetzes, die Publikation der Kirchen- 
vorjtands- und Spynodalordnung betreffend, vom 
30. März 1868 (©.- u. V.Bl. ©. 201 flg.); 
e) Verordnung vom 24. Mai 1877 (©.- u. V.Bl. ©. 228); 
f) Verordnung vom 7. Mai 1887 (G.- u. V.Bl. ©. 72); 
g) Abſchnitt IV des! Gejeges, einige durch die Neform 
der direkten Steuern bedingte Abänderungen gejeß- 
licher Vorſchriften betreffend, vom 2. Auguſt 1878 
(©. u. B.-Bl. ©. 211 flg.), 
jowie alle jonjtigen mit den Vorſchriften dieſes Gejeßes 
im MWiderjpruche jtehenden Bejtimmungen. 


8 39. ı. Das Steuerwejen der Rirchgemeinden ijt mit 
den Vorjchriften des neuen Gejeßes bis zum Zeitpunkte 
von deſſen Inkrafttreten ($ 42) in Übereinjtimmung zu 
bringen und in eine Steuerordnung zujammenzufajjen. 

2. Kommt die zuftändige Gemeindevertretung Diefer 
Verpflihtung nicht nad), jo kann die Kirchenaufjichts- 
behörde unter Srijtjegung die Negelung anordnen und 
jie nad) erfolglofem Ablaufe der Friſt oder Erſchöpfung 
des NRechtsmittelweges ſelbſt mit verbindlicher Kraft vor- 
“nehmen. 

3. Gegen die auf Grund des vorigen Abjates er- 
gehenden Verfügungen der Kirchenaufjichtsbehörde iſt 
Mekurs an die oberjte Kirchenbehörde zuläflig, die end- 
gültig entjcheidet. 

4. Die Verfügung der Rirchenauflichtsbehörde ift wieder 
aufzuheben, wenn die Gemeindevertretung nachträglich 
ihren Verpflichtungen nachkommt. 


8 40, Der nad den Beltimmungen diejes Gejeßes 
 zuläfjige Rekurs ijt nur gültig, wenn er innerhalb zwei 
Böhme, Rirchengefege. 2. Aufl. 28 
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Wochen nah Eröffnung der Entſcheidung, gegen Die er 
jih richtet, Schriftlich entweder bei der Nekursbehörde 
oder derjenigen Behörde angebradht wird, deren Ent- 
\heidung angefochten wird. 


$ 41. In bejonderen Fällen kann das Minijterium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts auf Befürwortung 
der oberjten Kirchenbehörde Ausnahmen von Vorſchriften 
diejes Gejeßes bewilligen. 


8 42, ı. Mit der Ausführung dieſes Gejeges wird 
das Minijterium des Kultus- und öffentlichen Unterrichts 
beauftragt. 

2. Diejes Gejeß tritt mit dem 1. Januar 1915 in 
Kraft. Megen Einführung des Geſetzes in der Ober: 
laujiß ergeht bejondere Bekanntmadhung. 


Gegeben zu Dresden, den 11. Juli 1913. 


1. Wegen des Suusbaltplanes der Kirchgemeinde vgl. 
KHaushG. 88 5 u. 6. 

2. Die kirchliche Beſitzwechſelabgabe iſt nicht zwangsweiſe 
vorgeſchrieben, aber bei der geringen Zahl der kirchlichen 
Steuerformen zu empfehlen (Anleitung $ 92). 

3. Bekenntnis im Nedtsfinne ſ. oben ©. 2. 

4, Alter, Gejchlecht, und Staatsangehörigkeit der Beitrags- 
pflihtigen find ohne Einfluß (Begründung ©. 32). 

5. Die befonderen Verpflichtungen der Nittergutsbefißer 
(SS 22 ff.) werden hierdurd) nicht berührt (Anleitung $ 83). 

6. Die ortsgefegliche Neueinführung einer %5-Bejteuerung 
iſt danach ausgeſchloſſen (Anleitung $ 85). 

7. Zurzeit Rommen nur die Grundjtüke im Befige römijch- 
katholifcher Glaubensgenoffen in Betracht (Anleitung 8 88). 

8. Die Abſchaffung der Kopfjteuer wird bereits für die erjte 

Neuaufftellung der Kirchenjteuerordnung für 1. Januar 1915 
empfohlen (Anleitung 8 91). 
9. Dur) die Rirchenfteuerordnung kann weder an den Ge- 
ſetzesvorſchriften über die Beitragspflicht (foweit nicht das Ge- 
jeg folches ausdrücklich geftattet) noch an denjenigen über die 
Zujtändigkeit etwas geändert werden (Begründung ©. 36). 

10. Die Zugehörigkeit eines Nitterguts begründet noch nicht 
das Vorliegen einer zufammengefeßten Kirchgemeinde (Anlei- 
tung $ 71). Die Kirchenfteuerordnung zufammengefegter Kirch— 
gemeinden kann nur durch übereinſtimmende Belchlüffe aller 
zugehörigen bürgerlichen Gemeindevertretungen zujtande kom— 
men (Anleitung $ 70). 
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11. Die Beſchlußfaſſung ift von derjenigen bürgerlichen Ge- 
meinde in die Wege zu leiten, in der die Kirche liegt. Das 
gleiche gilt, wo einheitliche Kirchenfteuererhebung feſtgeſetzt 
werden ſoll (Anleitung 8 75). 

12, Auch bei Fejtfegung einer einheitlichen Steuererhebung 
nach 8 19,1 find die in 8 20 Abf. 2 geordneten Beichränkungen 
(Kopfzahl der kirchenfteuerpflichtigen Einwohner und Staats- 
grumdjteuer des kirchenfteuerpflichtigen Grundbefißes) zu berück 
fichtigen (Anleitung $ 74). 

13. Die bisherigen Negulative treten außer Kraft. Soweit 
die Nittergüter fich den Befißwechfelabgabenregulativen ange: 
ihloffen haben, empfiehlt es fich, das Abkommen nach Ge— 
nehmigung der Kirchenjteuerordnung auf die in 822 Abſ. 8 
geordnete Nechtsgrumdlage zu bringen (Anleitung & 76). 

14. Die Steuerbefreiung wegen Bekenntnisverfchiedenbeit 
nach 887, 8, 18 u. 16 kommt dem Nittergutsbelißer auch 
—— einem den Vorbeſttzer nach 822 Abſ. 3 bindenden 

bkommen zu (Begründung ©. 41 und 816 Abf. 4 des Geſehes). 

15. ©. Anm. 13. 

16. Die Heranziehung der juriitifchen Perfonen und ihres 
Grumdbefiges ift den Rirchgemeinden der Minderheit nicht ge 
ſtattet (Anleitung 8 82). 

17. Die Zugewiefenen find von der Vertretung der bürger- 
lichen Gemeinde, der fie zugewiefen find, und nach deren 
Rirchenfteuerordnung zu veranlagen. Die eigene Gemeinde- 
behörde it zur Auskunfterteilung nach 8 72 verpflichtet (An- 
lettung 8 78). 

18. &5 empfiehlt fich, der bürgerlichen Gemeindevertretung 
die Grlaßbefugnis im allgemeinen mit zu übertragen, dem 
Kirchenvorjtand aber Gehör in befonderen das Rirchenintereffe 
berührenden Fällen fowie regelmäßige Mitteilungen über den 
* der ausgeſprochenen Grlaffe auszubedingen (Anleitung 


19, Die Feſtſetzung einer erhöhten Gebühr muß ortsgefeß- 
lich geregelt werden (Anleitung 8 95). 


74, Berordnung zur Wusführung des Gemeinde- 
fteuergefeßes, des Kirchenfteuergefeßes und des 
Schulfteuergefeges, fümtlih vom 11. Juli 1918; 
vom 1, Oktober 1913, 
(GVBL. ©. 405.) 
_ Zur Yusführung des Gemeindefteuergefeßes, des 
Kirchenfteuergejeßes und des Schulfteuergefeßes, ſämtlich 
vom 11. Juli 1913 (G.- u. V.Bl. ©. 195, 223, 250), 
verordnen die Minifterien des Innern fowie des Aultus 
28* 
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und öffentlichen Unterrichts, leteres bezüglich des Kir- 
chenfteuergejeges im Einvernehmen mit dem Evangeliſch— 
lutheriſchen Zandeskonfiftorium, folgendes: 


I. Ullgemeines. 

81. [3u 8 1,ı und 2 Gem6tG., 88 1,ı und 2, ı 
und 2 KGtG., 88 1,1 und 2 SchulStG.] Welche Steuern 
innerhalb der durch die eingangs erwähnten Gejege ge- 
zogenen Grenzen für eine Gemeinde geboten erjcheinen, 
wird fi) nad) den örtlichen Werhältnijfen, nad) der 
Steuerkraft der Gemeinde und vor allem nad ihrem 
Bedarfe richten. An dem: Bedarfe, d. h. derjenigen 
_ Summe, welche die Gemeinde alljährlich zur Erfüllung 

der ihr kraft Gejeges obliegenden und der von ihr über- 
nommenen Aufgaben neben ihren jonjtigen Einnahmen 
beichaffen muß, findet das Gteuererhebungsredht der 
Gemeinde feine Grenze. Diejer Steuerbedarf wird aber 
zweckmäßigerweije nicht lediglich unter Berücklichtigung 
des unmittelbar und fofort Erforderlichen, fondern jo zu 
bemejjen fein, daß der Gemeindehaushalt vor großen 
Schwankungen, wie fie ein von Jahr zu Jahr jtark 
wechjelnder Bedarf mit ſich bringt, bewahrt wird, und 
daß für große Ausgaben, die jpäter an die Gemeinde 
herantreten, beizeiten Mittel angejammelt werden. 
Deswegen gibt $ 1 des Gemeindejteuergejeges den bür- 
gerlihen Gemeinden das Recht, Steuern aud für an- 
gemejjene Nücklagen, die der Zukunft zugute kommen 
jollen, zu erheben. Die entiprechende Befugnis ift in 
8 2 des Schulfteuergejeges den Schulgemeinden einge- 
räumt, die ihr befonderes Augenmerk auf die Anjamm- 
lung von Rücklagen für künftige Schulbauten zu richten 
haben, während betreffs der Kirchgemeinden auf $ 2 
des Kirchenfteuergejeges in Verbindung mit 8 5,4 des 
Kirchengeſetzes, den Haushalt der evangelifch-Tutherifchen 
Kirchgemeinden betreffend, vom 10. Juli 1913 (©. u. 
D.-Bl. ©. 274) zu verweilen ijt. 


8 2. [3u 8 35 GemStG., $ 20 KStG. $ 19 Scdhul- 
StG.) It die Schägung zur ftaatlichen Einkommen- 


74. AusfVD. zum KStG. vom 1. Oktober 1913. 437 


teuer für die Veranlagung des gemeindejteuerpflichtigen 
Einkommens maßgebend, und liegen mehrfache Ver— 
anlagungen desjelben Beitragspflichtigen zur jtaatlichen 
Steuer vor, jo gilt die jtaatlihe Schäßung, die nad) 
den 88 79 folgende der Ausführungsverordnung vom 
25. Juli 1900 (©.- u. V.Bl. ©. 589) zum Einkommen- 
jteuergejeß für die ftaatliche Beſteuerung feſtzuhalten ijt, 
aud für die Veranlagung zur Gemeindeeinkommeniteuer. 


8 3. [Zu 8 45 GemStG., 8 10 8StG.] ı. Werden 
in einer bürgerlichen Gemeinde an Einkommenjteuer für 
dieſe, Die Kirch- und die Schulgemeinde mehr als 175°%o 
des Staatseinkommenjteuerjolls der bürgerlichen Ge— 
meinde erhoben, jo hat die Vertretung der bürgerlichen 
Gemeinde je eine Abjchrift oder ein Druckjtück der Haus- 
baltpläne der drei Gemeinden jpätejtens einen Monat 
nac) deren Genehmigung der Aufjichtsbehörde zur Weiter: 
gabe an das Minijterium des Innern vorzulegen, das 
im Einvernehmen mit dem Minifterium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts fowie dem Evangelijch-lutherifchen 
Sandeskonjijtorium die Verhältniſſe jolcher Gemeinden 
nachprüfen wird. 

2. Der wiederholten Einreichung in den folgenden 
Sahren bedarf es nur, wenn das Minijterium des Innern 
dies anordnet oder der Einkommenfteuerbedarf der drei 
Gemeinden um mehr als 10°%o des GStaatseinkommen- 
jteuerfolls der bürgerlichen Gemeinde gejtiegen ijt. 


8 4 [Zu 88 63, 68, ı Gem6tG. 88 27,1, 29, ı 
KRStS., 88 25,2, 17,1 Schul&t6.] ı. Die Bildung der 
Ausſchüſſe — Steuerausfhuß, Reklamationsausſchuß — 
bat nicht in der Steuerordnung, jondern in der Drts- 
verfaſſung (Ortsjtatut) oder einem Nachtrage dazu zu er- 
folgen. Zum Anhalt find die Bejtimmungen in 88 121 
bis 124 der Nevidierten Städteordnung zu nehmen. 
Die Aufgaben des Ausjchuffes find genau zu bezeichnen. 

2. Der Vorſitz in beiden Ausſchüſſen iſt in Landge- 
meinden dem Gemeindevorjtande oder jeinem Gtell- 
vertreter vorzubehalten. 
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85. [Zu $ 64 GemStG.] Die Verpflichtung der 
Ttaatlichen Steuerbehörden und der Veranlagungsbehörden 
anderer Gemeinden zur YAuskunftserteilung ſetzt voraus, 
daß die um Auskunft erfuchende Gemeinde erklärt, daß 
jie der Auskunft für die Veranlagung eines Gteuer- 
pflichtigen bedarf. 


8 6. ı. Dafern in einer bürgerlichen Gemeinde Grund- 
jteuer, Einkommenfteuer oder Kopfiteuer auch für die 
Kirch oder die Schulgenieinde oder für beide mit er- 
hoben wird und das Nechnungsjahr der bürgerlichen 
Gemeinde mit dem der Kirch- und der Schulgemeinde 
zujammenfällt, ſollen Steuerkatafter und Heberegijter für 
die bürgerliche, Kirch- und Schulgemeinde gemeinfchaft- 
lich) aufgejtellt werden. 

2. Es iſt anzuftreben, daß die Rechnungsjahre der 
bürgerlichen, der Kirch- und der Schulgemeinde zuſammen— 
fallen und möglichſt durch das Kalenderjahr gebildet 
werden. Soweit ſich erſteres nicht erreichen läßt, iſt bei 
Feſtſetzung der Steuertermine auf das Rechnungsjahr 
der Kirch- und der Schulgemeinde gebührend Rückhſicht 
zu nehmen. STedesfalls müjjen die Termine für die 
Kirhen- und die Schulfteuer innerhalb des Rechnungs— 
jahres der Kirch» und der Schulgemeinde liegen. 


8 7. 1. Für die Zuftellung behördlicher Zufertigungen 
in Steuerfachen gelten die Vorjchriften der Verordnungen 
vom 3. September 1888 (G.- u. V.Bl. ©. 591) und 
vom 25. Sanuar 1902 (G.- u. B.-Bl. ©. 5). Indeſſen 
genügt bei Zuftellung der Steuerzettel und Entſcheidungen 
über Einjprüche der Eintrag in eine Lifte, woraus der 
Tag der Zuftellung und die Perſon, der das Schriftjtück 
übergeben worden ijt, hervorgeht. In den Steuerord- 
nungen bürgerlicher Gemeinden jowie zujammengejeßter 
Kirh- und Schulgemeinden mit einheitlicher Gteuer- 
erhebung können für die Zujtellung der Oteuerzettel 
bejondere Bejtimmungen getroffen werden. 

2. Steuerpflichtige Grundftücksbejiger oder Gemwerbe- 
treibende, die nicht im Bezirke der bürgerlichen Gemeinde 
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wohnen, haben der Vertretung diejer bei Vermeidung 
einer Drdnungsitrafe bis zu 60 .#4 einen in der Ge— 
meinde wohnhaften ZJujtellungsbevollmäcdtigten zu be- 
nennen. Dies gilt auch für fteuerpflichtige Perſonen— 
vereine und Dermögensmajjen, die weder in einem 
öffentlihen Negijter eingetragen noch durch öffentliche 
Behörden vertreten jind. 


8 8, [Zu 8 66 GemStG., 8 29 8StG., 8 27 Schul— 
StG.) ı. Soweit die Bekanntmachung der Steuer 
Ichriftlich gejchieht, Hat fie durch Zuftellung einer ver- 
ſchloſſenen Zuſchrift — des Gteuerzettels — an den 
Steuerpflichtigen zu erfolgen. 

2. Der Steuerzettel ſoll angeben: die Perſon des Steuer- 
pflichtigen, den Gegenftand der Steuer und den Ver— 
anlagungszeittaum, gegebenenfalls die Steuerklajje, ferner 
den Steuerbetrag, die Zahlungstermine und die Zahl- 
jtelle fjowie das gegen die Veranlagung zuläffige Rechts— 
mittel und die Zrift, innerhalb deren es einzulegen ijt. 
Bei der Veranlagung von PVerjonen, die als in mehreren 
Gemeinden einkommenfteuerpflichtig bekannt jind, joll 
der Wortlaut des 8 72, ı bis 3 des Gemeindejteuer- 
gejeßes der Nechtsmittelbelehrung beigegeben werden. 

3. In den Fällen des 8 6, ı diejer Verordnung hat 
ſich der Steuerzettel auch auf die Steuer für die Kirch- 
und die Schulgemeinde zu erjtreken. Dabei muß er 
erkennen laſſen, welcher Betrag für jede einzelne Ge- 
meinde zu entrichten ijt. 

4. Der unterjchriftlihen Vollziehung des Steuerzettels 
durch die DVeranlagungsbehörde bedarf: es nicht. 

5. Die Steuerpflichtigen find berechtigt, von der Ver— 
‚anlagungsbehörde Auskunft darüber zu verlangen, wie 
fih die Grgebnifje ihrer Einſchätzung nad) dem Katajter 
aufammenjeßen. 


8 9. ı. Steuerpflichtige, denen der Gteuerzettel nicht 
zugeftellt oder die Zahlungsaufforderung nicht behändigt 
werden kann, find zu ihrer Abholung durch öffentliche 
Bekanntmachung (8$ 3 bis 7 des Gejeßes, die amtliche 
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Verkündigung allgemeiner Anordnungen der DVerwal- 
tungsbehörden betreffend, vom 15. April 1884 — ©.- 
u. V.Bl. ©. 131 —) aufzufordern. 

2. Don dem Tage der Öffentlihen Bekanntmadhung 
an läuft die Frijt zur Erhebung des Einſpruchs. Wird 
einem Gteuerpflichtigen nach Erlaß der Bekanntmachung 
der Steuerzettel noch zugeltellt, worauf anzutragen er 
berechtigt ijt, jo läuft für ihn die Einſpruchsfriſt erſt 
vom Zuftellungstage an. 


8 10. ı. Der Einjprud gilt auch dann als ſchriftlich 
erhoben, wenn er zu Protokoll genommen worden ijt. 
Eine Berpflichtung hierzu bejteht für die Gemeinde- 
‚ verwaltung nicht. 

2. Bei Erhebung des Einfpruchs | ind die Zufertigungen 
über die Ergebnijje der ee oder Nachſchätzung 
in Urfchrift mit einzureichen. Auch hat der Einjprechende 
die Wohnung, die er bei Unterzeichnung des Einſpruchs 
inne hat, anzugeben. 


8 11. [3u 8 67 Gem6tG., 8 29 8StG., 8 27 Schul- 
StG.] AUnterläßt es der Steuerpflichtige, auf die von 
der DVeranlagungsbehörde vorgelegten ragen Auskunft 


zu erteilen, jo tritt der Verluſt des Einſpruchsrechts nur 


dann ein, wenn die Aufforderung zur Auskunftserteilung 
unter Ankündigung des Verluftes des Einſpruchsrechts 
für den Unterlafjungsfall chriftlich erfolgt und zugeftellt 
worden war. Den Veranlagungsbehörden bleibt unbe- 
nommen, zu verjuchen, die gewünjchten Auskünfte zu— 
nächſt im Wege mündlicher Vernehmung mit dem Gteuer- 
pflichtigen zu erlangen. 

8 12. [Zu 88 68, 71 Gem6t6., 8 29 8StG., 8 27 
SchulſStG.] Wird im Einſpruchs- oder Rekursverfahren 
zu der Befteuerung nach dem Verbrauche übergegangen, 
jo ift der Steuerpflichtige zuvor zu hören. 


8 13. [3u 872 Gem6tG6. 8 29 8StG., 8 27 Schul- 


StG.]) 1. Wird, während das Verfahren gemäß $ 72 
des Gemeindefteuergejeges jchwebt, eine weitere Forde- 
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rung auf Zahlung von Gemeindefteuern wegen des dem 
Verfahren unterliegenden Einkommens erhoben, jo hat 
der Steuerpflichtige binnen 3 Wochen, vom Tage der 
Bekanntmachung der neuen Steuerforderung an gered)- 
net, deren Einbeziehung in das ſchwebende Verfahren 
bei derjenigen Behörde zu beantragen, bei der die Sache 
anhängig iſt. In diefem Verfahren ift alsdann gleic)- 
zeitig über die jpäter erhobene Steuerforderung zu ent- 
ſcheiden. 

2. Die in den 88 66 bis 71 des Gemeindeſteuergeſetzes 
enthaltenen Vorſchriften find aud auf den Einſpruch 
nad 8 72 des Gejeges anzuwenden. 


8 14. [3u 8 73 Gem6&t6., 8 29 K6tG6., 8 27 Schul- 
StG.] 1. Jeder auf Nachzahlung gerichteten Verfügung 
it eine vollftändige Nachzahlungsberechnung beizugeben, 
die dem Nachzahlungspflichtigen einen Überblick darüber 
gewährt, für welche Jahre und in welcher Höhe für 
jedes Jahr Steuernachgahlung gefordert wird. 

2. Die Nachzahlung ift dem Nachzahlungspflichtigen 
unter Einräumung angemefjener Friſt aufzugeben. 


8 15. [3u 879 Gem6tG6. 8 29 8StG. 8 27 Schul- 
StG.]) Bor Beginn des Veranlagungsverfahrens find 
die dabei mitwirkenden Perſonen, insbejondere die Mit- 
glieder des Steuerausfchuffes, ausdrücklich auf ihre Pflicht 
zur Geheimhaltung der Verhältniffe der Steuerpflichtigen 
und auf die Folgen der Verlegung diefer Pflicht hin- 
zuweiſen. 

8 16. [Zu 88 87, 89 GemStG., 88 39, 42 8StG., 
88 35, 38 SchulStG. in Verb. mit 88 60 bis 62 Gem- 
&t6.; 88 17 u. 27,6 RSt6., SS 16 u. 25,6 Schul⸗ 
StG.] ı. Wit dem am 1. Januar 1915 erfolgenden In- 
Brafttreten des Gemeindeiteuergejeßes, des Kirchenjteuer- 
gejeges und des Schuljteuergejeges verlieren alle für 
das Steuerwejen der bürgerlichen, der Kirch» und der 
Schulgemeinden in Negulativen, Steuerordnungen, ſteuer— 
rechtlichen Drtsgejfegen ujw. getroffenen Bejtimmungen, 
die mit dem Inhalte diejer Gejege in Widerſpruch |tehen, 
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ihre Gültigkeit. Dies gilt auch für Beitimmungen, zu 
denen Befreiung von den Vorſchriften des bisherigen 
Nechtes erteilt worden iſt. Alles, was abgejehen vom 
Gemeinde-, Kirchen- und Schulfteuergejege in Anfehung 
des Steuerwejens der drei verjchiedenen Gemeinden zu 
gelten hat, ijt in deren Steuerordnungen und etwaigen 
Nachträgen dazu zuſammenzufaſſen. Danach ift auch 
die Berufung auf Herkommen nicht mehr zuläjfig. 

2. Wird Durch die Art oder die Zahl der Nachträge 
die Überjichtlichkeit der Steuerordnung geftört, jo hat 
die Aufjichtsbehörde die Neufaſſung der legteren zu ver- 
anlajjen. 


8 17, 1. Zür die von den Vertretungen der bürger- 
“ lichen Gemeinden aufzuftellenden Steuerordnungen — 
Gemeindejteuerordnungen, Rirchenfteuerordnun- 
gen, Schulfteuerordnungen — ſollen Muſterent— 
würfe hinausgegeben werden. Die neuen Gteuerord- 
nungen jind danach ungejäumt in Angriff zu nehmen 
und von den Vertretungen der bürgerlichen Gemeinden 
möglihjt bald und längjtens bis zum 1. Juli 1914 
den zujtändigen Aufjichtsbehörden zur Entſchließung 
wegen Genehmigungserteilung oder deren Wermittlung, 
joweit indirekte Abgaben in Frage kommen, vorzulegen. 

2. Bei Einreichung der Kirchenfteuerordnungen ift die 
Ausſprache der Kirchgemeindevertretung, bei Vorlegung 
der Schuljteuerordnungen die des Schulvoritandes oder 
Schulausſchuſſes beizufügen. 


8 18. Die Steuerordnungen und ihre Nachträge find 
einjchließlich des Genehmigungsvermerks von den Ver— 
tretungen der bürgerlichen Gemeinden in der vorge- 
Ichriebenen Weiſe (88 3 bis 7 des Geſetzes vom 15. April 
1884) bekannt zu machen. Die Nachweile find aufzu- 
bewahren. 


8 19, Die Steuerordnungen und ihre Nachträge, ein- 
ſchließlich der Genehmigungvermerke, jind durch Druck 


im ungefähren Maßftabe von 25 zu 17 em zu vervie- 


fältigen und von den Vertretungen der bürgerlichen Ge- 
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meinden an Steuerpflichtige oder jonjtige Beteiligte zu 
angemejjenem Preiſe käuflich abzugeben. 7 Druckjtüce 
jeder Steuerordnung find an das Dberverwaltungs- 
gericht, 4 Drucjtücke jeder Gemeindejteuerordnung — 
wovon 2 für das Finanzminiſterium bejtimmt find — 
an das Winiſterium des Innern, 2 Druckjtücke jeder 
Kirchenjteuerordnung und jeder Schuljteuerordnung an 
das Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts, 
2 Druckjtüke jeder Kirchenfteuerordnung evangelijch- 
lutheriſcher Kircchgemeinden an das Govangelijch-luthe- 
riihe Landeskonfiftorium und. 2 Druckftücke jeder Kirchen: 
jteuerordnung römijch-Ratholifcher Kirchgemeinden an das 
DVikariatsgericht unaufgefordert durch die Auflichtsbe- 
hörde einzureichen. Mit den Machträgen zu Steuerord- 
nungen ijt ebenjo zu verfahren. 


8 20. Vereinbarungen im Sinne von $ 62 des Ge- 
meindejteuergejeges jind nicht als Teile der Steuerord- 
nung zu behandeln, jedoch aufzuzeichnen und, joweit 
nötig, der Aufjichtsbehörde zur Genehmigung oder Ver— 
mittlung dieſer vorzulegen. Dabei ijt, wenn die Ver— 
einbarung ſich auf Kirchenjteuern erjtreckt, die Zujtim- 
mung der Kirchgemeindevertretung, wenn jie ſich auf 
Schuljteuern erjtreckt, die des Schulvorjtandes nachzu- 
weijen.! 


II. Befondere Beftimmungen zum Kirdhen- und 
zum Schuljteuergejeß. 
824 [3u 88 17 bis 21 8StG., 88 16 bis 20 Schul- 
St6.] 1. Für die Rirhgemeinden find Kirchenfteuer- 
ordnungen aufzuftellen, wenn und joweit in zuſammen— 
gejeßten Kirchgemeinden 
a) Entjchließungen nah 8 18,2 des Kicchenjteuerge- 
gejeßes notwendig werden, oder 
.b) das Aufbringen für die ganze Kirchgemeinde ein- 
heitlich geordnet, oder - 
ec) der Maßjtab, nad) dem diejer Bedarf auf die ein- 
zelnen Beitandteile der Kirchgemeinde verteilt wer- 
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- den ſoll, abweichend von der Vorjehrift in 8 20,2 
Saß 1 des Kirchenjteuergejeges feſtgeſtellt wird. 

2. In dem Falle unter ce iſt außer der Kirchen— 
teuerordnung für die Kirchgemeinde von jeder 
Vertretung derjenigen bürgerliden Gemeinden, welche 
die Beltandteile der Kirchgemeinden bilden, eine be- 
jondere Kirdhenfteuerordnung für die betreffende 
bürgerlide Gemeinde aufzuftellen und darin das 
Nötige über Aufbringung der auf leßtere entfallenden 
Anteile des Gejamtbedarfs der Kirchgemeinde zu ordnen. 
Das gleiche gilt im Falle a, wenn nicht das Aufbringen 
für die ganze Kirchgemeinde einheitlich geordnet wird. 

3. In allen anderen ‚Fällen jind lediglih Kirchen— 
 fteuerordnungen für die bürgerliden Gemein- 
den aufzuitellen. 

4. Die Kirchgemeindevertretung iſt vor der Aufitellung 
jeder Kirchenjteuerordnung oder eines Nachtrages zu 
einer jolchen zu hören. 

5. Vorſtehende Beltimmungen gelten für die Schul— 
jteuerordönungen entjprechend. 


8 25. Wird in zufammengefegten Kirch- oder Schul- 
gemeinden das Aufbringen für die ganze Kirch oder - 
Schulgemeinde einheitlich geordnet, jo fallen Entſchließun— 
gen nad) 8 37,1 Sag 2 des Gemeindeiteuergejeßes in 
Anſehung der Kirchenjteuer der oberjten Kirchenbehörde, 
in Anſehung der Schuljteuer dem Minijterium des Aultus 
und Öffentlichen Unterrichts zu. 


8 26. 3u $ 25,2 RStG., 8 24,3 SchulStG.] Für die 
nad) 8 25, 2 des Rirchenfteuergejeges und 8 24,3 des Schul- 
jteuergejeßes einer Nachbarparochie oder Nachbarjchulge- 
meinde Zugewiejenen ijt die Vertretung der bürgerlichen Ge— 
meinde, aus der dieje Barochie oder Schulgemeinde bejteht, 
Beranlagungsbehördeim Sinnevon8 27,1 des Ritchenfteuer- 
gejeges und 8 251 des Schuljteuergejeßes. Gehören zu der 
Parochie oder Schulgemeinde mehrere bürgerliche Gemein- 
den, jo erfolgt die Veranlagung von der Vertretung derjeni- 
gen Gemeinde, in deren Bezirk die Kirche oder Schule ſteht. 
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8 27. 1. It in zufammengefeßten Kirchgemeinden 
das Aufbringen für die ganze Gemeinde nicht einheit- 
lich geordnet, jo geichieht die Verteilung des Gejamt- 
bedarfs auf die einzelnen Beltandteile der Kirchgemeinde 
durch die Kirchgemeindevertretung, der von den Ver— 
tretungen der einzelnen Bejtandteile die nad 8 20,2 
des Kirchenfteuergejeges erforderlichen Unterlagen recht- 
zeitig mitzuteilen find. Die Kirchgemeindevertretung gibt 
über die Verteilung des Gejamtbedarfs jedem Beitand- 
teile der Kirchgemeinde jchriftlichen Beſcheid, der erken- 
nen lajjen muß, in welcher Weiſe das Aufbringen des 
betreffenden Bejtandteiles berechnet worden ijt. 

2. [3u 88 22 bis 24 und 29,4 K6tG., 88 21 bis 23 
und 27,4 SchulStG.] In gleicher Weije ift bezüglich des 
Aufbringens der zur Kirchgemeinde gehörigen Nittergüter 
zu verfahren. 

3. Die Beitimmungen unter ı und 2 gelten für Die 
Schulgemeinden entjprechend. 

4. Bei Streitigkeiten im alle unter ı gilt wie im 
Falle unter 2 bei zufammengefegten Kirchgemeinden 8 29,4 
des Rirchenfteuergejeges und bei zufammengefegten Schul- 
gemeinden 8 27,4 des GSchuljteuergejeßes. 


8 28, [Zu 8 27 8StG., 8 25 SchulStG.] 1. Soweit 
nicht zwijchen der bürgerlichen Gemeindevertretung und 
der Kirchgemeindevertretung etwas anderes vereinbart 
wird, hat erjtere den vollen Iſteingang der Kirchen- 
jteuern abzüglich) der Vergütung für die Einhebung un— 
mittelbar nad) Ablauf jedes Steuertermins und jpätejtens 
binnen jehs Wochen an die Kirchgemeinde abauliefern, 
diefer auch längftens binnen drei Monaten nad) Ab— 
ihluß des. Steuerjahres eine Nechnungsüberficht über 
die eingegangenen und die in Net gebliebenen Steuer- 
beträge mitzuteilen, fowie auch Einblik in die abge- 
ſchloſſene Rechnung und deren Beilagen zu geftatten. 

2. Bleibt bei zufammengejeßten Kirchgemeinden ohne 
einheitliche Steuererhebung oder bei Kirchgemeinden, zu 
denen ein Nittergut gehört, der Ertrag der Kirchen- 
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jteuer einer bürgerlichen Gemeinde am Ende des Kirdhen- 
Iteuerjahres hinter dem Betrage zurück, der aufgebracht 
werden follte, jo ijt der Fehlbetrag durch die Kirchen- 
teuer diefer bürgerlichen Gemeinde im nächſten Steuer- 
jahre mitaufzubringen. Ein etwaiger Mehrertrag an 
Rirchenjteuer iſt zwar an die Kirchgemeinde abzuführen, 
aber der bürgerlichen Gemeinde, die ihn aufgebracht hat, 
für das nächſte Kirchenjteuerjahr gutzufchreiben. 

3. Die Vorſchriften unter. ı und 2 gelten für die Schul- 
jteuern entjprechend. 


8 29. [Zu 8 34 8StG.] Bezüglich der Geſuche um 
Beihilfen im Sinne von 8 34 des Kirchenfteuergejeßes 
“ bleibt dem Govangelifcy-lutherifchen Landeskonfijtorium 
überlajjen, über das bei ihrer Anbringung zu beobad)- 
tende Verfahren bejondere Beitimmungen zu treffen. 


Dresden, am 1. Oktober 1913. 
1. 88 21—23 betreffen nur das Gemeindefteuergefeß. 


d) Kirchliches Kaſſen- und Rechnungsweſen. 
Vorbemerkungen. 

1. Kirhenkafjen. Verwalter der örtlichen Kirchenkajfen find 
entweder bejondere Rirhlihe Beamte oder der vom Kirchen— 
voritand in der Negel aus feiner Mitte gewählte Rechnungs- 
führer (KWUSD. 8 22). — Der Pfarrer foll in der Regel nicht 
die Kaffen- und Nechnungsführung übernehmen. Gefchieht es 
doch, Jo Jind bejondere Beltimmungen über den Ausſchluß vom 
Vorſitz bei der Behandlung der Gefchäfte im Kirchenvoritande 
und über die jelbjtändigen Erklärungen des jtellvertretenden 
Vorfigenden zu treffen (WD. des KultMlin. vom 22. Dez. 1868, 
Cod. ©. 374 Note 69). Db vom Kirchenkaffierer Kaution zu 
verlangen ſei, hat der Kirchenvorftand im Einvernehmen mit 
dem Patron zu bejtimmen (BD. des KultMin. vom 2. März 
1869, Cod. ©. 270 Anm. 7). — Für die Aufbewahrung der 
Kaſſengelder in einem ficheren Behältnis (Rirchkajten mit drei- 
fahem Verſchluß) gelten die älteren Vorſchriften (Cod. ©. 48, 
63, 64, 71, 76), insbejondere aber diejenigen der Vorſchriften 
der VD. vom 1845 (GVBL. ©. 36), in der Oberlaufig Negul. 
vom 11. Aug. 1813 (Cod. ©. 102 ff). Die Kultusminifterial- 
kafje nimmt die Staatspapiere der rare und Lehne in Ver— 
wahrung (Bek. vom 19. Jan. 1850, GVBL. ©. 11), übernimmt 
aber keine Kontrolle der Auslofung GKonſBl. 1879, 68). Im 
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übrigen können die näheren Beftimmungen über die Kaffen- 
führung duch kirchliches Drtsgejeg geregelt werden. Insbe- 
jondere die Drdnung der Kafienrevifionen (KHaushG. 8 7). 

Die Auffiht über die Kirchenkafjen jteht dem Patron mit 
zu (f. oben ©. 121), ſodann aber der Kircheninjpektion (j. oben 
©. 43), in oberjter Inftanz dem Landeskonfijtorium. 

Über die Haftung für Schäden wegen Pflichtwidrigkeit vgl 
Meber, Kirchenrecht, 2. Aufl., 2, 594; BGB. 8 839 ff. 

2. Rirhrehnungen. Die Nechnungen über die örtlichen 
Kirchenkaſſen werden von dem bejtellten Rirchrehnungsführer 
gelegt (j. vorjtehend unter 1; KAWUSD.$ 22). Über jede Kirchen- 
kaſſe ijt befondere Nechnung zu führen. Daher ergeben fich in 
der Hauptjache folgende Rechnungen: 

a) über das Kirchenärar. Sie bildet die Grundlage des Rech- 

nungswerks (vgl. BD. vom 30. März 1868 VII; |. ©. 448 ff.); 

b) über die übrigen mit dem Kirchenärar verbundenen GStif- 

tungskajfjen: als 
aa) Pfarrlehnskaſſe. Diefelbe kann in verſchiedene Kaſſen 
zerfallen, insbejondere Kapitalkaffe, Pfarrholzkajfe 
u. dgl., daneben können Diakonat-, Organijten-, Kan— 
torat⸗, Kirchſchullehnskaſſen uſw. in Betracht Rommen, 
bb) Kaſſen über bejondere mit dem Arar verbundene pri- 
vate Stiftungen, 
ce) VBakanzkafjen für die-geijtlichen bzw. Kirchſchulämter 
(f. oben ©. 201). 
ce) über die Kirchgemeindekaffe (WO. vom 18. Tan. 1878, 
nachitehend ©. 452 ff. abgedruckt). Mo eine bejondere Be- 
joldungskajfe eingerichtet iſt (6. vom 22. Zuli 1907 88 2,3; 
AusfVD. vom 22. Juli 1902 88 1—4), ift fie als Anhang 
zur Kirchrechnung zu führen. 

aa) Die Beſoldungskaſſe ift im engjten Anfchluß an die Be- 
joldungsnahweifung zu führen (VD. vom 18. Okt. 1907 8 7). 
Zinsanteile, die zu Rapitalifieren find, find nicht der Befoldungs- 
kaſſe zuzuführen. Nur im Amt begründete Ausgaben, nicht 
5. B. Vergütungen für Rechnungsführung, Zinſen des Betriebs- 
fonds, dürfen als Ausgabe erjcheinen. Der Betriebsfonds (WO. 
vom 15. Nov. 1912 8 8a) darf nur anmerkungsweije erwähnt 
werden. Die Befoldungskajjen dürfen nicht mit Fehlbetrag 
ſchließen. Differenz ijt aus der Kirchgemeindekafje zu decken. 
Mit Kaffenbeitand dürfen die Bejoldungskaffen nur im 1. bis 
4. Jahre der Gewährleiftungsperiode abjchliegen. Am Schluß 
des 5. Jahres iſt er entweder von der Kirchgemeinde in An- 
ſpruch zu nehmen (6. vom 22. Juli 1902 8 6) oder dem Lehns- 
kapital zuzuführen. ; 

bb) In dem vom LRonf. genehmigten NRechnungsichema 
ind aufgeführt als a) Einnahmen: barer Kaffenbeitand, Pacht— 
geld, Jagdpacht, Geldgefälle für abgelöfte Naturalbezüge als 
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Rente aus der KRultusminijterialkaffe, Trankjteueräquivalent, 
Kapitalzinfen, insbejondere Überfhuß vom Grunpdjteuerent- 
ihädigungskapital, bare Bezüge aus dem Arar, der Kirchge- 
meindekajfe, aus Stiftungen ujw., Akzidenzienfirum, aus der 
Staatskalfe uſw., Zufhuß aus der Kirchgemeindekajje zur 
Deckung des Fehlbetrags; b) als Ausgabe: Jahreseinkommen 
laut Bejoldungskajfennachweifung und im Amte begründete 
Ausgaben. 


75. Verordnung (des Rultusminijteriums), die Ein- 

jegung der Kirchenvorftände, jowie die Einrichtung 

und Abnahme der Kirchrecjnungen betreffend; vom 
30. März 1868. 


(GVBL. ©. 20.) 
[VI find erledigt.) 


Zu 8 2 Abſ. 6 KVWUSD. 


VI. Hinfihtlih der Einrihtung und Abnahme der 
Kirhrehnungen find für die Zukunft nachſtehende Beſtim— 
mungen zu beobachten, von denen nur mit Genehmigung der 
Konfiftorialbehörde abgewichen werden darf: 

1. Die Rehnungsablegung gejhieht alljährlid jo, daß das 
Ende des bürgerlichen Jahres den Abjchlußtermin bildet. Für 
die Rechnung iſt das unter © beigefügte Formular zu be- 
nußen, und jedes Kapitel, welches zu keinem Anjage Anlaß 
gibt, mit „Vakat“ auszufüllen. Die erforderlichen Belege find- 
nad) der Reihenfolge der Rechnungsanjäge geordnet und nu— 
meriert beizufügen. 


2. An der Spige der Jahresrechnung ijt der Betrag des im 
Jahre 1838 vorhanden gewejenen Stammvermögens, weldes 
nad $ 1 des Gejeßes vom 8. März 1838 (Seite 266 des Ge— 
feß- und Werordnungsblattes vom Jahre 1838) unvermindert 
erhalten werden foll, ſowie deſſen jpäterer Zuwahs zu be- 
merken. 

3. Nach Aufftellung der Rechnung durch den Rechnungs— 
führer iſt folhe von dem Kirchenvorftande durchzugehen, foweit 
nötig und tunlid zu berichtigen und ſodann von ſämtlichen 
Mitgliedern desjelben zum Zeichen ihres Einverftändnijjes zu 
unterjchreiben. Haben diefelben Grinnerungen gegen die Rech— 
nung gemadt, die nicht ſofort zu erledigen gewefen, jo jind 
diefe der Rechnung beizufügen. — Zu dieſer Vorprüfung iſt 
auch der Kirchenpatron! einzuladen, welchem der Kirchenvor— 
jtand auf fein Verlangen die Rechnung vorher mitzuteilen hat. 
Seine Grinnerungen gegen die Rechnung, infoweit fie nicht 
fofort Erledigung finden, find ebenfalls beizulegen. 
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4. Nah Durchgehung der Rechnung hat der Kaffenführer 
den baren Kaſſenbeſtand aufzuzählen und alle zum Kirchen- 
vermögen und den mit legterem verbundenen Nebenkajfen ge- 
hörige Wertpapiere und Schuldverjchreibungen, oder die dar- 
über erhaltenen Depofitenjcheine vorzulegen und tft, daß dies 
geihehen, auch ob und inwieweit die Kaffe und die Dokus 
mente in Nichtigkeit befunden worden, von dem Pfarrer und 
den Kirchenvorjtehern, beziehentlich auch vom Kirchenpatrone, 
unter der Rechnung zu attejtieren. 

5. Längjtens drei Monate nach Jahresſchluß ift die Rech— 
nung ſamt Belegen und den bei der Vorprüfung aufgeltellten, 
noch unerledigten Erinnerungen bei der Kircheninfpektion ein- 
aureihen und von dieſer nicht nur kalkulatorifch, fondern auch 
aus dem Gefichtspunkte, ob der aufgejtellte Woranfchlag inne- 
gehalten und ob das Kirchenvermögen mit ungehörigen, oder zu 
hohen Ausgaben bejchwert worden, zu prüfen. 

6. Die Kircheninfpektion fertigt die gegen die Rechnung 
aufgeitellten Grinnerungen und Bemerkungen dem Kirchen- 
vorjtande zur Beantwortung, Abhilfe oder Nachachtung zu und 
Ipricht, falls gar Reine Erinnerungen zu machen gewejen, oder 
die gemachten durch die Beantwortung oder dur Abhilfe er- 
ledigt worden, oder die Erledigung ſpäter zu erwarten ijt, be- 
ziehentlich mit Vorbehalt der noch unerledigten Erinnerungen, 
Ihriftlih die Juftifikation der. Rechnung aus. 

7. Die Rirhrehnungsabnahme an Ort und Stelle, 
die jeither in jedem fünften Jahre, im Anſchluſſe an die nad) 
88 2flg. der Generalverordnung über das Ephoralamt und 
dejien Verwaltung vom 13. Juli 1862 (Seite 298 des Gefeß- 
und Verordnungsblattes vom Jahre 1862) abzuhaltende Viſi— 
tation des Superintendenten in der Negel Jtattzufinden hatte, 
kommt von jet an ganz in Wegfall. 

8. Die Verordnung, die Einrichtung und Abnahme der 
Kirhrechnungen betreffend, vom 13. Juli 1862 (Seite 306 des 
Geſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1862) wird hier- 
mit aufgehoben. 


Dresden, am 30. März 1868. 


© 
Rechnung der Kirche zu N. auf das Jahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 1868. 


Vorbemerkung. 
Das Stammpermögen der Kirche betrug im Jahre 1838 
Thr. Agr. Bi. Demjelben find zugewadjfen: 
" " 1 Steuerentfhädigungskapital 
' für Kirchen und Pfarrlehn im Jahre 
1844, 


Böhme, Kicchengefege. 2. Aufl. 29 
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alt; ar. Bf. Ablöfungskapital für MWachszinfen 
im Sabre 1846. 

5 r # Ablöfungskapital für Erbzinfen im 
Sabre 1852. 


P ’ ’ DBermächtnis des N. N. im Jahre 
1858. 
" " " KRaufgeld für ein Stück Kirchenholz 


im Jahre 1854 ufw. 


lt Nar. Pf. Summe des ungefchmälert zu erhal- 
tenden Stammvermögens. 


Sinnahm e. 
Cap. 1. Bejtand aus vorjähriger Rechnung. 


Anmerkung: Hier find außer dem baren Beſtande aud) die 
außenftehenden Reſte laut Verzeichnis bei vorjähriger Rech— 
nung aufzurechnen. 


Jap. 2. Erbzinfen. — Cap. 3. Pachtgelder von Kirchenäckern 
und Miefen. — Cap. 4. Zinfen von ausgeliehenen Kapitalen 
und Staatspapieren. — Cap. 5. Bezahlte KRapitale. — Cap. 6. 
Aus dem Klingelbeutel. — Cap. 7. Aus dem Becken. — Cap. 8. 
Bei Verlobungen und Hochzeiten. — Cap. 9. Bei Kindtaufen. — 
Cap. 10. Bei Begräbnijfen. — Cap. 11. Für Grabftellen und 
Reichentuch. — Cap. 12. Bon verlöften Kirchenjtänden. — Cap. 13. 
An Gottespfennigen. — Cap. 14. An Vermächtniffen. — Cap. 15. 
[An Kicchenftrafen.]? — Cap. 16. Insgemein. 


MWiederholung vorftehender Einnahmen. 
Tr. Mar. Bf. Cap. 1. Beitand aus vorjähriger Ned)- 


nung. 
— m h „ 2. Erbzinfen. 
er A n „ 3. Bachtgelder von Kirchenäckern 
und Miefen. 


4. Zinfen von ausgeliehenen Ra- 
pitalen und GStaatspapieren. 
5. Bezahlte Kapitale. 
— „6. Aus dem Klingelbeutel. 
7. Aus dem Becken. 
8. Bei Verlobungen und Hoch— 


eiten. 
* „ 9. Bet Kindtaufen. 
14 hr * „10. Bei Begräbniſſen. 
5 — — Grabſtellen und Leichen— 
uch. 
„12. Bon verlöſten Kirchenſtänden. 
ar j) h\ „413. An Öottespfennigen. 


" " " " 14. An Vermächtniſſen. 
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lt: Agr. Pf. Cap. 15. [Un Kirchenſtrafen.]? 
— — „ 16. Insgemein. 


Sr. Near. Pf. Summe aller Einnahmen. 


Ausgabe. 


Cap. 1. An ausgeliehenen Kapitalen. — Cap. 2. An Hoftien 
und Wein, ingleihen Wachskerzen auf dem Altare. — Cap. 3. An 
Brandverjicherungsbeiträgen. — Cap. 4. [Un Beitrag zum geijt- 
lichen Emeritierungsfonds und] Pfarr-Witwen-Steuern. — Cap.5. 
An Baukojten bei der Kirche. — Cap. 6. An Baukoften bei den 
Pfarrgebäuden. — Cap. 7. An Befoldung dem Pfarrer. — Cap. 8. 
An Befoldung für andere Kirchendiener. — Cap. 9. Zur Ergän- 
zung und Vermehrung des Inventars. — Cap. 10. Insgemein. 


Wiederholung vorjtehender Ausgaben. 


SIT. Agr. Pf. Cap. 1. An ausgeliehenen Kapitalen. 
J — „2. An Hoſtien und Wein, in— 
gleichen Wachskerzen auf dem 

Altare. 

F „ 3. An Brandverſicherungsbei— 

trägen. 

r % A „ 4 Un [geijtlihem Emeritie— 
rungsbeitrag und] Pfarr- 
Mitwen-Steuern. 

5. An Baukojten bei der Kirche. 
6. An Baukojten bei den Bfarr- 
gebäuden. 
2 r 2 „ 7. An Befoldung dem Pfarrer. 
8 An Befoldung für andere 
Kirchendiener. 
9. Zur Ergänzung und Vermeh— 
rung des Inventars. 
„10. Insgemein. 


Te. Agr. Pf. Summe aller Ausgaben. 


Zuſammenſtellung. 
Sr. Agr. Pf. Einnahme. 
— „ Ausgabe. 
It. Mar. Bf. Beitand, als: 
Ir. Xgr. Ppf. bar, 

" „ „ In Reften It. des 
nadjtehenden Ver— 
zeichniſſes. 


N. N. 
Anterfchrift des Nechnungsführers. 
29* 


Drt, Tag und Jahreszahl. 
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Menn Nebenkaffen mit dem Kirchenärare verwaltet 
werden, fo folgen hier die Rechnungen darüber mit der Unter- 
ichrift des Rechnungsführers.) 

Vorftehende Rechnung ift von uns durdgegangen und (bis 
auf die in der Beilage erinnerten Punkte) genehmigt worden; 
es hat auch der Kaffenführer alle zum Kirchenvermögen und 
zu den mit diefem verwalteten Nebenkaffen gehörigen Wert- 
papiere und Schuldverjchreibungen beziehentlich die über ſolche 
erlangten Depofitenjcheine dem Kirchenvorſtande vorgelegt, jo- 
wie den Aajfenbeftand aufgezählt und iſt foldhes alles in 
Nichtigkeit befunden worden. 


Drt, Tag und Jahreszahl. 
N. N 


2 


farrer. 


N. P 
N. \ 
N. + Rirchenvorfteher. 
N. J 


Kirchenpatron. 


222 


1. Macht der Kirchenpatron von feinen Befugniffen, unge- 
achtet gefchehener Benachrichtigung, keinen Gebraud, oder iſt 
dejfen Einladung wegen Abwejenheit unausführbar, jo kann 
die unterfchriftliche Mitvollziehung der Rechnung jeitens des 
PBatrons unterbleiben (VD. des LKonſ. vom 12. Sept. 1883, 
Cod. ©. 388 Note 4). 

2. Durch) 8 22 der VO. vom 13. Dez. 1876 (GVBL. ©. 722) 
find Geld- und Haftftrafen als Kirchenftrafen in Wegfall ge- 
kommen. 


76. Verordnung (des Evangelifch-lutherifhen Lanz 
deskonfijtoriums), die Kaſſen der Kirchgemeinden be- 
treffend; vom 18, Januar 1878, 

(KonſBl. ©. 5.) 


Das Evangelifch-lutherifhe Landeskonfijtorium hat bereits 
in feiner Verordnung vom 17. November vorigen Jahres (Ver- 
ordnungsblatt vom Jahre 1877, Nr. 13, ©. 102 flg.) darauf 
aufmerkfam gemacht, daß die Kirchenärare mit den in dem 
Gefeße vom 22. Mat 1876 und dem Kirchengeſetze vom 2. De- 
zember desjelben Jahres genannten Kaſſen der Kirchgemeinden 
nicht identifch, und daß daher dieje beiden Kaffen voneinander 
getrennt zu halten find. 

Menn dennoch neuerlich hierauf bezügliche Zweifel laut ge- 
worden find, fo ſteht das Gpangelifch-lutherifche Landeskon- 
fiftorium nit an, unter Bezugnahme auf die vorerwähnte 
Verordnung hierüber noch folgendes zur Kenntnis und Nad)- 
achtung der Kircheninfpektionen zu bringen. 

Die Verſchiedenheit der genannten beiden Kaſſen, fowohl 
binfihtlic) des dabei in Betracht kommenden Gigentumsver- 
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hältniffes als auch nad ihrem Zwecke, bedingt, daß Ddie- 
jelben, wie ſchon gedacht, nicht miteinander verſchmolzen und 
daß folgeweife über diejelben gejfonderte Rechnungen geführt 
werden. 

Es iſt daher auch als unzuläffig anzufehen, daß die der 
Kaffe der Kirchgemeinden zufliegenden, bereits in der Wer: 
ordnung vom 17. November vorigen Jahres erwähnten Ein- 
nahmen, insbejondere die auf Grund des Gefeßes vom 22. Mai 
1876 für den Wegfall gewiljer Gebühren der Geijtlichen und 
Rirhhendiener aus der Staatskafje gewährte Entihädigung, 
die noch fernerhin zu erhebenden, jedoch infolge der Firation 
nicht mehr den Geiftlihen und Kirchendtenern, fondern den 
Rirchgemeinden zufliegenden Akzidenzien und fonjtigen, in die 
Fixation hereingezogenen Einnahmen und die etwaigen An— 
lagen, welche zu Dekung der den Geiftlichen und Kirchen- 
dienern zu gewährenden Fira aufzubringen find, bei den 
Rirhenäraren und in den über diefelben nad) Maßgabe der 
Verordnung vom 30. März 1868 (Gefeg- und DVerordnungs- 
blatt vom Jahre 1868 ©. 220 flg.) zu führenden Nehnungen 
in Einnahme geitellt und andererjeits ebendafelbft die den 
Geijtlihen und Kirchendienern auf Grund der erfolgten Fira- 
tion von den Kirchgemeinden mit Hilfe der Entihädigung aus 
der Staatskaſſe zu gewährenden fejten Gehalte in Ausgabe 
verjchrieben werden. Es haben vielmehr diefe Ginnahme- und 
Ausgabepojten lediglih in den Rechnungen über die Kaffen 
der Kirchgemeinden zu erjcheinen. 


Wird es dagegen neben den vorgedachten Kaffen der Kirch— 
gemeinden nicht des Fortbejtehens der zeitherigen Parochial— 
anlagekajjen bedürfen, jo empfiehlt es fich, die jämtlichen für 
das kirchliche Weſen zu erhebenden Anlagen, fowie anderer- 
jeits die aus ſolchen Kaſſen zu Übertragenden Ausgaben auf 
die Kaſſen der Kirchgemeinden zu überweifen. 


Das Landeskonfijtortum kann nun zwar zunächſt dem eigenen 
Ermeſſen der Kirchenvorjtände überlajfen, wie fie, unter Feſt— 
haltung der vorgedadıten, das Weſen der Kirchgemeindekajfen 
betreffenden Bemerkungen die darauf bezüglihen Rechnungen 
einzurichten für zweckmäßig und den befonderen Verhältnijfen 
für entjprechend eradten. 

Menn jedoch nicht wenigen Kirchenvorjtänden mit einer 
darauf bezüglichen fpezielleren Anmweijung ein Dienft geleiftet 
werden dürfte, und auch die Kirchenbehörde dabei ein Intereffe 
bat, daß die vorliegende, für die Geiftlihen und Kirchendiener 
wichtige Angelegenheit allenthalben in ordnungsgemäßer und 
tunlichſt übereinftimmender Weiſe bejorgt werde, fo empfiehlt 
es ſich, daß bei Aufitellung der Jahresrechnungen über die 
. Rafjen der Kirchgemeinden eines im wefentlichen gleichmäßigen 
Schemas ſich bedient werde. 
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Das Landeskonfiltorium hat in der Beilage unter ) ein 
folhes Schema! ſoweit tunlih in Anſchluß an das Schema 
unter © zur Verordnung vom 30. März 1868 aufgejtellt und 
erläßt hiermit an die jämtlihen Kircheninfpektionsbehörden 
des Landes Verordnung, den Kirchenvorftänden gegenwärtige 
Verordnung zur Nahakhtung zu eröffnen, beziehentlich den 
Gebrauch diefes Schemas bei Führung der fraglichen Rech— 
nungen zu empfehlen. 

Im übrigen wird es zwar der regelmäßigen Prüfung und 
Zuftifikation diefer Rechnungen feiten der Kircheninjpektionen 
nicht bedürfen, wie die leßteren jedoch berechtigt jind, von 
denfelben, fo oft es ihnen nötig erjcheint, Einficht zu nehmen 
und folhe nad) Befinden aud einer näheren Prüfung zu 
unterwerfen, ebenfo werden fie andurch veranlaßt, ihr Augen— 
merk darauf zu richten, daß das mehrgedahte Nechnungs- 
weſen allenthalben gehörig eingerichtet und injtand gejeßt 
werde. 

Anlangend die Nehnungen über die Kirdenärare, fo liegt 
zurzeit eine ausreichende Veranlaffung zu einer Änderung des 
für diejelben im Anhange unter © der Verordnung vom 
30. März 1868 beigegebenen Schemas nicht vor, denn werden 
auch einige der darin jenthaltenen Ginnahmekapitel künftig 
nicht mehr eine Einnahme liefern, fo läßt ſich dies doch zur— 
zeit nicht hinfichtlich aller Barocyien behaupten und wird es 
nur eine geringe Mühe bereiten, bis auf weiteres vorkommen- 
den Falles bei dem bezüglihen Kapitel anjtatt der Einnahme 
die Bemerkung: Vakat einzutragen. 


Dresden, den 18. Januar 1878. 


> 
Rechnung 
über die Kaſſe der Kirchgemeinde N. auf das Jahr vom 1. Ja— 
nuar bis 31. Dezember 1878. 
A. Einnahme. 
Cap. I. 
Barbejtand aus vorjähriger Rechnung. 


Cap. IL. 

Staatsunterftügung für den Wegfall von Gebühren der 
Geiftlihen und Kirchendiener nad) dem Gejege vom 22. Mai 
1876: 

a) des Pfarrers, 

b) des Kirchſchullehrers. 

Anmerkung Wo mehrere geiftlihe und Kirchendiener— 
jtelfen vorhanden, find jo viele Unterabteilungen zu maden, 
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als verſchiedene Stellen, für welche Entſchädigung aus der 
Staatskafjfe gewährt wird, erijtieren. 


Cap. II. 


Einkommen an Gebühren für kirchliche Handlungen, rück- 
fichtli welcher nach dem Kirchengefege vom 2. Dezember 1876 
Viration eingetreten und deren Forterhebung nach diefem und 
dem Geſetze vom 22. Mai 1876 jtatthaft iſt: 

a) für Taufen, 

b) für Trauungen, 

c) für Beerdigungen, 

d) für fonftige Verrichtungen. 

Anmerkung Wach Aufjummierung von Cap. II iſt an- 
merkungsweije anzugeben, wie viel an derartigen im eBech— 
ac ahre fällig gewordenen Gebühren erlaffen worden 
it, 3 

Hierüber: 

an Grlaffen: 
are I J ad. 


en 


Cap. IV. 


Einkommen von fonjtigen nah dem Kirchengefege vom 
2. Dezember 1876 firierten Bezügen der Geiftlichen und Kirchen- 
diener: 

a) Opfergelder, 

b) Häuslergelder ufw.? 

Anmerkung. Die hier einjchlagenden Bezüge find, info- 
weit fie auch nad) erfolgter Fixation in den einzelnen Kirch— 
gemeinden forterhoben werden, mit den Bezeichnungen, welche 
in der einzelnen Kirchgemeinde hergebradht find, voneinander 
gejfondert aufzuführen. 

Megen etwaiger Erlaſſe gilt das zu Cap. II Bemerkte. 


Cap. V. 
Beiträge aus dem Kirchenärar. 


Anmerkung. Hier ift auf dasjenige Bezug zu nehmen, 
was in der Verordnung vom .17. November 1877 (Berord- 
nungsblatt des Zandeskonfiltoriums vom Jahre 1877 ©. 102 flg.) 
über die Herbeiziehung der Kirchenärare zu Deckung des et- 
waigen Yehlbetrages bei Aufbringung der Akzidenzienfira der 
Geiltlihen und Kirchendiener ausgejprodhen worden ilt. 
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Cap. VI. 
Parochialanlagen: 
a) von den Köpfen, 
b) von dem Grundbeſitze. 


Anmerkung. Die fpeziellen Einträge unter diefem Ka- 
pitel hängen von dem in jedem Kirchſpiele bejtehenden An- 
lagefuß ab. 

Auch hier gilt wegen etwaiger Erlaſſe das Cap. II Bemerkte. 


Cap. VII. 
Eingegangene Reſte aus früheren Jahren: 
a) von den unter Cap. III bezeichneten Gebühren, 
b) von den unter Cap. IV genannten Bezügen, 
e) von Barodialanlagen (Cap. VI). 


Anmerkung. Nad Auffummierung diefes Kapitels ijt in 

gleicher MWeife wie bei Cap. II anmerkungsweife anzugeben, 
wie viel im betreffenden Nechnungsjahre an Reſten als un- 
einbringlich abzujchreiben waren. 


Cap. VIII 
Insgemein. 

Miederholung vorjtehender Einnahmen. 
Re Ne, % 8 Cap. I. Beitand, 
—— — II. Staatsentſchädigung. 
—— „III. Akzidenzien. 
— WW Sonſtige Bezüge. 
ABER M “ „. . Vv. Aus dem Xrar. 
ER, = " „ VI Anlagen. 
——— — „VII. Eingegangene Reſte aus 

früheren Jahren. 

ea, ” 4 „ VII. Snsgemein. 
NIE. % 6 Sa. der Einnahmen. 


B. Ausgabe. 


Cap. 1. 
Reftituierter Vorſchuß des Nechnungsführers. 
Anmerkung. So dringend wünfdhenswert es au ift, 
daß Defizits und Vorfchüffe vermieden werden, jo wird doch 
der Fall, daß folche vorkommen können, nicht außer Betracht 
bleiben dürfen. 
Cap. II. 
Feſte Gehalte der Geiftlihen und Kirchendiener: 
a) des Pfarrers, 
b) des Kirchfchullehrers. 
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Anmerkung. Hier ift das in der Anmerkung zu Cap. II 
der Einnahme Bemerkte zu wiederholen. 


Cap. II. 


Koften der Einhebung der Akzidenzten und fonjtigen Be- 
züge und der Anlagen. 
Cap. IV. 


Sonjtige von der Kirchgemeinde für das kirchlihe Weſen zu 
bejtreitende Ausgaben. 
Cap. V. 
Insgemein. 
Miederholung der Ausgaben. 

— + 9 Cap. I. Reſtituierter Vorſchuß. 

ARE ’ N „ DO. Gehalte. 

BR... h „  „ DL Koſten der Ginhebung. 

BES, „ ‘ „ ]V. Andere kirchliche Ausgaben. 

————— „V. Insgemein. 

nn, % &Sa. der Ausgaben. 

Zufammenitellung. 

———— MSEinnahme. 

en, 9 „ YUusgabe. 

—— MH 9 Beſtand (Fehlbetrag zu deſſen Deckung 
von dem Nechnungsführer Vorſchuß ge— 
leiſtet worden ift). 

Hierüber: 

—— AS in Reſten laut der nachſtehenden Ver— 

zeichniſſe. 
Ort, Tag, Jahreszahl. 


Unterſchrift des Rechnungsführers. 


Anmerkung. a) Die Reſtverzeichniſſe, welche auch den 
mit einem ehlbetrage abjchliegenden Rechnungen beizufügen 
find, haben in ihren Unterabteilungen nachzuweiſen, aus wel- 
hen Ginnahmekategorien und Nechnungsjahren die aufgelau- 
fenen Reſte herrühren. 

b) Sollten die verbleibenden Kaffenbejtände die Anſamm— 
lung von Kapitalien gejtatten, fo werden mit Leichtigkeit die 
darauf bezüglihen Einnahme- und Ausgabekapitel, und zwar 
bei der Ginnahme 

ein Kapitel für Zinfen und 

eins dergleichen für zurückgezahlte Kapitalien, 
bei der Ausgabe 

ein Kapitel für ausgeliehene Kapitalien 
in die Rechnungen aufgenommen, auch) foldhenfalls den leßteren 
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in einer Vorbemerkung eine Angabe des Kapitalvermögens 
vorausgejchickt werden Können. 


1. Auch für die Oberlaufig duch VD. der Kreishauptmann- 
— aa vom 8. Tebr. 1878 empfohlen (Cod. ©. 805 

ote 2). 

2. Bol. hierzu KStG. 8 36 Abſ. 2. 


77. Generalverordnung (des evangelifch-lutherifchen 
Zandeskonfijtoriums), die Form der kirchlichen Rech— 
nungen betreffend; vom 5. April 1897. 
(Konjl. ©. 33 ff.) 


Um den Kirchrehnungsführern einen Anhalt für eine ſach— 
entiprechende Einrichtung der von ihnen abzulegenden kirch— 
lihen Rechnungen und für die bei der Prüfung diefer Rech— 
nungen an deren Ginrihtung und Form zu ftellenden Anfor- 
derungen zugleich einen einheitlihen Maßjtab darzubieten, hat 
das evang.-luth. Landeskonjijtorium eine 


Anleitung zur Führung der Rechnungen über kirhliche Kaffen 


aufitellen laffen und gibt diejelbe in der Anlage O zur Nach— 
achtung für die Beteiligten bekannt. 

Abdrücke derfelben werden in der erforderliden Anzahl 
demnächſt durch DWermittelung der Superintendenturen den 
Snfpektionsbehörden der Erblande ingleichen der Areishaupt- 
mannfchaft zu Baugen, als Konfijtorialbehörde, zugefertigt 
werden. Den genannten Behörden bleibt anheimgejtellt, wegen 
deren Hinausgabe an die Kirchenvorjtände zu entjprechender 
Anweifung der Rechnungsführer das Erforderliche zu beforgen. 


Dresden, am 5. April 1897. 


© 
Anleitung zur Führung der Rechnungen über die Rirch- 
lihen Kaſſen. 


Il. Grundlage der Nedhnungen. 


1. Die Grundlage der abzulegenden Nechnungen hat das 
von dem Kicchenrehnungsführer über die von ihm verwalteten 
kirchlichen Kaſſen zu führende gemeinfame Kaſſenbuch (Tage- 
buch) zu bilden. 

In diefes Kafjenbud, welches zweckmäßig jo einzurichten 
ift, daß für jede einzelne, getrennt zu verwaltende Kaffe eine 
bejondere Ginnahmeipalte und eine befondere Ausgabeipalte 
angelegt wird, find alle Einnahmen und Ausgaben in fort- 
laufender Reihenfolge unter Angabe der Sade, die fie be- 
treffen, und der einzahlenden oder Zahlung empfangenden 
Perſon fofort genau einzutragen. 
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D. Zeitabſchnitte für die Rechnungen. 


2. Die abzulegenden Rechnungen müſſen in der Regel ein 
volles Rechnungsjahr umfalfen. Den Abſchlußtermin für ab- 
aulegende Nechnungen bildet das Ende des bürgerlichen Jahres. 


II. Außere Form der Rechnungen. 


3. Yormat. Zu den Rechnungen iſt Bapier in der Größe 
des vorgeſchriebenen Aktenformats zu verwenden (General- 
verordnung des evang.-luth. Landeskonfiftoriums vom 14. Sep- 
tember 1876, Verordnungsblatt von 1876 ©. 116). 

4. Titelblatt. Jede Rechnung iſt mit einem Titelblatt zu 
verjehen. Dasjelbe hat auf feiner Vorderfeite zu enthalten: 

a) die Bezeichnung der Kaffe, über welche 

b) den Zeitraum, auf weldhen die Rechnung abgelegt wird, 

ce) den Namen des Nechnungsführers, 

d) die Zahl der zur Rechnung gehörigen Belege bzw. die 

Zahl der Hefte oder Bände, in welche letztere zufammen- 
gefaßt find. 

Sind mit der Nehnung Anhangs- oder Nebenrehnungen 
verbunden, fo find 

e) auch diefe unter Angabe der Blatt- oder Seitenzahl auf 

dem Titelblatte namhaft zu machen. 

5. Reinſchrift. Jede Rechnung ift in fauberer, deutlich 
lesbarer Reinſchrift herzuftellen und zur Prüfung einzureichen. 
Es empfiehlt ſich der Überfichtlichkeit wegen die Verwendung 
liniierten Papiers. 

Schreibfehler und ähnliche Irrungen find möglichjt zu ver- 
meiden. Laufen deren dennoch unter, fo dürfen fie nur in 
der Art berichtigt werden, daß der urjprüngliche Eintrag les- 
bar bleibend durdjitrihen und die Berichtigung darüber ge- 
Ihrieben wird. Nafuren in Worten und Ziffern dürfen Reines- 
falls vorkommen. 

6. Blatt- und GSeitenbezeihnung. Die Rechnungen 
find in ihrem gejamten Umfange, alfo einfchließlich der dazu 
gehörigen Anhangsrechnungen, ununterbrochen fortlaufend mit 
der Blatt- oder Seitenzahl zu verfehen. 

7. Heften, Einbinden. Jede Rechnung tt, je nad) ihrem 
Umfange, entweder einzubinden oder zu brofchieren, oder bei 
ganz geringem AUmfange wenigitens in einen Umſchlag von 
Aktendeckelpapier einzuheften. Auch iſt fie mit Titelauffchrift 
zu verjehen. 

‚8 Rehnungsformular. Die Kirchrechnungen find im 
allgemeinen genau nad dem der Verordnung, die Einſetzung 
der Kirchenvorftände, fowie die Einrichtung und Abnahme der 
Kirchrechnungen betreffend, vom 30. März 1868 (Gefe- und 
Verordnungsblait von 1868 ©. 220 fg.) beigegebenen Formular 
anzufertigen. Wo ein Anlaß dazu vorliegt, ift dasſelbe durch 
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Einſtellung eines beſonderen Ausgabekapitels mit der Aber— 
ſchrift: „Schuldentilgung und Verzinſung“ zu ergänzen. 

Für die Rechnungen über die Kirchgemeindekaſſen iſt das 
der Verordnung, die Kaſſen der Kirchgemeinden betreffend, vom 
18. Januar 1878 (Verordnungsblatt des Landeskonſiſtoriums 
von 1878 ©. 5) beigefügte Schema zum Anhalt zu nehmen. 

9. Unterfhrift. Jede Nechnung ijt hinter dem Haupt- 
abjhluß von dem NRechnungsführer mit Angabe des Drtes, 
der Zeit und feiner Dienjtbezeichnung zu unterfchreiben. 

Sind einer Rechnung Anhangsrehnungen beigefügt, jo ſind 
auch diefe in gleicher Weife zu vollziehen. 


IV. Borbemerkungen und Vermögensverzeidhnis. 


10. Borbemerkungen. Nah Punkt VII 2 der Verord— 
nung, die Einfeßung der Kirchenvorftände, ſowie die Einridh- 
‚ tung und Abnahme der. Kirchrechnungen betreffend, vom 
30. März 1868 foll jeder TJahresrehnung eine Vorbemerkung 
über das unangreifbare Stammvermögen der Kirche voran- 
gejtellt werden. Hierbei ift die Herkunft und Entjtehungszeit 
diejes Vermögens, bzw. feiner einzelnen Teile, genau anzugeben. 

Der VBermögensbeitand des Pfarrlehns und fonftiger Lehne, 
einjchließlich der diefen Lehnen zugewiefenen Grundjteuerent- 
ihädigungskapitale, ingleihen der Wermögensbeitand etwa 
vorhandener kirchlicher Stiftungen (foweit deren Kapitalbe- 
ftände nicht dem unangreifbaren Stammvermögen der Kirche 
ſelbſt zuzuweiſen gewejen find) ift getrennt vom Stammver— 
mögen der Kirche aufzuführen. i 

Soweit über VBermögensbejtände der letztgedachten Art eine 
jelbftändige Anhangsrechnung abgelegt wird, find dieſe Ver— 
mögensbejtände in die der Kirchkafjenrechnung voranguftellende 
Vorbemerkung nicht mit aufzunehmen, vielmehr ift folchenfalls 
der betreffenden Anhangsrechnung felbft alljährlich eine Vor— 
bemerkung über Urfprung, Entjtehungszeit und Höhe diefer 
DBermögensbejtände voranzuſchicken. 

Bei Anhangsrehnungen über Stiftungen empfiehlt ſich 
außerdem die Beifügung einer kurzen Bemerkung über den 
Zweck der Stiftung und die wejentlichjten Stiftungsbejtim- 
mungen. 

11. Vermögensverzeihnis und Schuldenüberfidt. 
Abgejehen von der vorjtehend unter 10 gedachten Vorbemerkung 
über das unangreifbare Stammvermögen, ijt jeder Rechnung, 
und zwar gleichviel ob es ſich um eine Haupt- oder Anhangs- 
rechnung handelt, um der erforderlichen Kontrolle willen am 
Schluſſe ein Verzeichnis des gejfamten bei der betreffenden 
Rajfe, über welche die Rechnung abgelegt wird, verwalteten 
Dermögens und etwaiger Schulden beizufügen! (Mird, wie es 
öfters üblich ijt, bereits im Einnahmekapitel 4 der Rechnung 
bei Vereinnahmung der Zinfen auch gleichzeitig eine volljtändige 
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Zufammenitellung des werbend angelegten Vermögens der 
Riche gegeben, jo kann hierauf in dem am Schluß der Rech— 
nung zufammenzuftellenden Vermögensverzeihnis kurzerhand 
Bezug genommen werden.) 


V. Form und Inhalt der Rehnungseinträge. 


12, Im allgemeinen. In die Rechnungen find nur Ein- 
nahmen und Ausgaben einzujtellen, die im NRechnungsjahr 
wirklich vereinnahmt beziehentlich verausgabt worden find.? 

Jede Einnahme oder Ausgabe ijt im richtigen Kapitel zu 
verrechnen. 

Die einzelnen Ginträge: jedes Kapitels der Rechnung find 
unter fortlaufender Nummer aufzuführen. 

Einnahmen oder Ausgaben, die Lehns-, GStiftungs- oder 
jonitige Kapitalien betreffen, über deren Verwaltung gefonderte 
(Anhangs-) Rechnungen abgelegt werden, find ausnahmslos 
nur in der Neben- oder Anhangsrechnung, nicht in der Haupt- 
rechnung über das Kirchenärar, zu verrechnen. 

13. Form der Rehnungseinträge. Jeder Eintrag in 
die Rechnung iſt möglidit kurz zu faljen. Es muß aber der 
Gegenſtand einer Einnahme und der Name des Zahlungs- 
pflidtigen, ebenjo der Zweck, zu dem eine Ausgabe verwendet 
worden ilt, und Name und Wohnort des Empfängers, an den 
gezahlt worden iſt, angegeben fein. 

Bei Einnahmen oder Ausgaben, die auf eine bejtimmte Zeit- 
dauer geleitet werden, ift in jedem Falle die Zeitdauer, auf 
die fie jich erjtrecken, mit anzugeben, gleichviel ob dieſe Zeit- 
dauer mit dem Rechnungsjahr zufammenfällt oder nicht. 

‚14. Verrehnung von Grbzinfen. Die Einträge über 
vereinnahmte Erbzinjen follen nicht nur die Perfon des Zah: 
lungspflichtigen, jondern auch das verpflichtete Grundſtück er- 
kennen laffen. 

15. Verrehnung von Pachtgeldern. Einträge über 
Pachtgelder müſſen außer der Zeitangabe, auf welche die be- 
treffenden Pachtgelder abgeführt werden, die Bezeichnung der 
Blurbuhsnummer und foweit tunlich die Angabe des Flächen- 
inhalts der Pachtgrundſtücke enthalten. 

16. Verrehnung von Zinfen ausgeliehener Kapi— 
talien und von Staatspapieren. Bei jedem derartigen 
NRechnungseintrag iſt anzugeben: 

die Höhe des Kapitals, 

der Zinsfuß, 

‚ Die Zinszeit, 
außerdem bei Hypotheken: 

der Name des Schuldners, 

das verpfändete Grundjtük unter Angabe der Folien- 

nummer, 

der Tag der Ausftellung des Hypothekenbriefs, 
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bei Wertpapieren: 

Gattung, Serie und Nummer derjelben, 
bei Spareinlagen: 

die Nummer des Sparkaſſenbuchs und Drt der betreffen- 

den Sparkaſſe. 

17. Berrehnung von Kapttalien. Alle Kapitalbeträge, 
die durch Rückzahlung, Auslofung von Wertpapieren ufw. zur 
Vereinnahmung, oder durch Ausleihung, Ankauf von MWert- 
papieren ufw. zur Verausgabung gelangen, find jtets in der 
Rechnung in Einnahme oder Ausgabe zu jtellen. 

Hierbei ijt der Tag der DVereinnahmung oder WVerausga- 
bung, der Name des Ginzahlenden oder Zahlungsempfängers, 
fowie bei Wertpapieren der Kurs, zu welchem diejelben angekauft 
oder veräußert werden, mit anzugeben. Kursgewinne find ebenſo 
wie Konvertierungsprämien dem Stammpermögen zuzumeilen. 

Kommen in der Rechnung Kapitalbeträge des an ſich un- 
angrteifbaren Stammvermögens zur Vereinnahmung, deren 
einjtweilige Verwendung genehmigt worden ift, jo iſt das Da- 
tum der Genehmigungsverordnung der Konfijtorialbehörde an- 
zugeben und anmerkungsweife zu erwähnen, in welcher Weife 
die Rückerſtattung diefes Kapitals erfolgen foll. 

Auch wenn es ſich um die Ausleihung von Kapitalien oder 
den Ankauf von Wertpapieren bei Bfarr- oder jonjtigen Lehnen 
handelt, it die hierzu erforderliche Genehmigung der Kirchen— 
injpektion duch Angabe der ergangenen Genehmigungsper- 
fügung nachzuweiſen. 

18. VBerrehnung von Einnahmen aus dem Alingel- 
beutel. Iſt der Alingelbeutel abgejchafft, ohne daß dafür 
Beken an den Kirchtüren aufgeitellt werden, jo ijt der Zeit- 
punkt der Abſchaffung und die bezüglihe Genehmigungsver- 
ordnung anzumerken, aud eventuell derjenige Betrag anzu- 
geben, der etwa an deſſen Stelle aus der Kirchgemeindekajfe 
geleijtet wird. 

19. VBerrehnung von Ausgaben, die im Voran- 
ihlag nicht vorgefehen find oder über den Voran- 
ihlag hinausaehen. Da die einzelnen Kapitel eines über 
die Verwaltung einer kirhlichen Kaffe aufgeitellten und von 
der Kircheninfpektion genehmigten Voranſchlags nicht über- 
ſchritten werden follen, fo ijt bei Verrechnung von Ausgaben, 
die im Voranfchlage nicht vorgefehen find, oder über ven Vor- 
anſchlag hinausgehen, auf die die Verausgabung genehmigende 
injpektionelle Verfügung Bezug zu nehmen, 


VI Rehnungsbelege. 

20. Alle Einnahmen der Rechnungen find ſoweit tunlich mit 
Lieferfcheinen, Ausgaben aller Art mit Duittungen, An- und 
Verkäufe von Wertpapieren ftets mit Bankiernoten zu belegen. 

Quittungen müfjfen neben Zeit und Drt der geleijteten Zah- 
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lung die eigenhändige, deutlich lesbare Namensunterfchrift des 
Empfangsberedhtigten tragen, oder wenn diefer des Schreibens 
unkundig oder am Schreiben verhindert it, in glaubhafter 
Weiſe die Beitätigung der Echtheit des Handzeichens oder die 
Beiheinigung der Tatfache enthalten, daß die Unterſchrift 
von dem Duittierenden felbit, z. B. mit der Hand an der Feder 
ujw., bewirkt worden iſt. Als empfangsberechtigt kann bei 
Lieferungen (wie 3.3. von Hoftien, Mein u. dgl.), foweit nicht 
im einzelnen all Ausnahmen behördlich nachgelaffen werden, 
nicht der die Lieferung vermittelnde Geijtliche, Kirchſchullehrer 
uw., jondern in der Negelmur der tatfächliche Lieferant gelten. 

Alle Duittungen müfjen mit Tinte vollzogen fein. Nur mit 
Bleiftift oder nur durch Namensſtempel vollzogene Quittungen 
jind als unzuläffig zurückzuweifen. 

Alle Rechnungsbelege dürfen ſich nur auf die laufende Rech— 
nung beziehen. 

Alle Rechnungsbelege find in der Regel vom Vorſitzenden 
des Kirchenvorſtands und nur, wenn damit vom Kirchenvor— 
Itande ein anderes Mitglied desfelben beauftragt worden tt, 
von dieſem gegenzuzeichnen, und foll der Rechnungsführer Aus- 
zahlungen auf Nechnungsbelege ohne ſolche Gegenzeichnung 
überhaupt nicht leiten. 

Inſoweit Ausgabebeträge den Empfangsberechtigten mit der 
Poſt zugeichickt werden, find die Boftfcheine den fonjtigen von den 
Gmpfangsberedtigten gegebenen Nechnungsbelegen beizufügen. 

Müfjen ausnahmsweije Rechnungseinträge bewirkt werden, 
die dur) Duittungen nicht belegt werden können, fo iſt ihre 
Richtigkeit vom Vorfigenden des Kirchenvorſtands in der Rech— 
nung jelbjt zu bejtätigen. 

Alle Rechnungsbelege find nad der Reihenfolge der Rech— 
nungsjäße fortlaufend zu numerieren. PDient ein Rechnungs⸗ 
beleg zur Belegung mehrerer Rechnungseinträge, fo ift er dort 
einzureichen, wohin ihn der erjte in Trage kommende Rech⸗ 
nungseintrag weiſt. In ſolchem Falle hat der Rechnungs— 
führer auf dem Belege ſelbſt vorzumerken, auf welche Red 
nungseinträge fich der Beleg bezieht, und mit welchem Betrage 
jeder einzelne in Srage kommende Rechnungseintrag bei dem 
Belege beteiligt ift. 

Die Rechnungsbelege find je nach Umfang einzubinden, zu 
broſchieren, oder wenigjtens in einen Umſchlag von Aktendeckel- 
papier einzuheften, und danad) mit Tintenaufjchrift zu verfehen. 

1. Sm Vermögensverzeichniffe kann die Einftellung des 
Rurswerts der Effekten erfolgen, aber nicht verlangt werden 
VD. des LRonf. vom 28. Febr. 1912, B 192). 

2. Wegen Buchung der Einnahme und Ausgaberefte vgl. 
BD. vom 1. Dkt. 1909 (KonſBl. ©. 99). 


AN 


Unchträge umd Berichtigungen. 


„129. Die Gebühren des Baufachverjtändigen für Beſichtigung 


des Pfarrhaufes bei Amtswechſel find vom Arär bzw. von 
der Kirchgemeinde zu tragen (VD. des LKonf. vom 1. Mai 
1913, B 684a). 


.145 Zeile 11 von unten lies „GVBL.“ ſtatt „ROBL.” 
. 214 Zeile 6. Der Hödjitbetrag der Penſion der Geiſtlichen 


ift auf 7750 # feitgejeßt worden (vgl. G. vom 24. Dez. 1908, 
GVBL. ©. 377). ’ 


. 286. Deutfchkatholiken find als Taufpaten zuläflig, vor— 


ausgefegt, daß ihre Taufe mit Waller und den Einfeßungs- 
worten erfolgt ift Gek. vom 16. Okt. 1886, KonſBl. ©. 79; 
BD. des LKonf. vom 23. Febr. 1912, B 403). 


‚334. Der Übertritt von der Landeskirche zu den Herrnhutern 


fällt weder unter das Mandat von 1827 noch unter das 
Diffidentengefeß von 1870. Erforderlid und rechtswirkſam 
nur in den Herrnhuter Parochien Herrnhut und Klein- 
welka (VD. des LRonf. vom 1. Febr. 1905, B 225). 


362. Die Veräußerung des Lehnsgrundbelites iſt im Hin- 


blick auf das Sinken des Geldwerts grundſätzlich unerwünfdt. - 

Geijtliche follen fi nicht ohne Vorwiſſen der Inſpektion in 

un einlaffen (VD. des LKonſ. vom 10. Juni 1913, 
398 


Sal Bei Satungen für ſog. Grabesitiftungen tft zu beachten: 


Übernahme der Unterhaltungspflicht nicht über 100 Jahre 
und nicht über die Säkularifation hinaus, Kapitalifierung 
von 10%0 der Nußungen, Rücklagen für befonderen Aufwand, 
rechtes Verhältnis zwiſchen Koften der Unterhaltung und 
Kapitalhöhe (WO. vom 29. Zuni 1913, A 1244). 


Barhrenifter, 


(Die Zahlen verweiſen auf die Geiten.) 


A 


Abberufung von nichtſtändi— 
gen Geiſtlichen als Diſzi— 
plinarmittel 230. 

Abendgottesdienſte 259. 

Abendmaplfeier 259; — im 
Oottesdienjt 259, 260; — 
‚Zulaffung 260. 

Aberkennungderbürgerlihen. 
Ehrenrechte hindert an Aus— 
übung des Patronats 122; 
— diſziplinariſche Wirkung 
bet Geiſtlichen 232, 244, 
Ruhen des MWitwen- und 
Maijengeldes 223; — Mir- 
kung auf Benfion 217. 

Abgaben der Geijtlihen an 
den Emeritierungsfonds 207, 
214, find nicht jteuerpflich- 
tig 167, 209. 

Abkündigung der Wahl des 
Kirchenvorſtands 51, 81. 

Ablehnung der zum geiftlichen 
Amte Vorgeſchlagenen fei- 
tens des Kirchenvorſtands 
150; — der Wahl zum Kir- 
chenvorſtand 52, 82; — Fol- 
gen unzuläſſiger A. 53. 

Ablöfungskapitalien, Aus- 
zahlung der Zinfen 182; — 
Verrechnung 450. 

‚Abtretung des Dienfteinkom- 
mens der Geijtlichen 167; 


Böhme, Kirchengefege. 2. Aufl. 


— von Benfionsforderungen 
206, 209. 

Adminiftrativjuftizfachen, 
kirchliche 142. 

Adventsgottesdienjte 259. 

Agenden, Einführung und Ab- 
Ihaffung von X. 14, 19; — 
Gottesdienjtordnung nad 
der U. 258. 

Akteneinjicht im Difziplinar- 
verfahren 234; — Aktenver- 
abfolgung in die Wohnung 
unjtatthaft 234. 

Aktoren, Beitellung von A. 
für Kirchenlehen 73, 86, für 
geiltliche Zehen 43; — Stem- 
pelfteiheit der AUktorien 
366, 385. 

Akzidenzien, Firation der A. 
388; — Verrechnung der U.- 
Gebühren bei der Kirchge- 
meindekajje 386, 390; — 
Staatsentichädigung f. Weg⸗ 
fall 385. 

Allgemeiner Kirchenfonds 
344 ff. 


Altar- und Zaufgeräte 362. 
Alterszulagen für Geiftliche 
168; — f. auch Zulagen. 


‚Altertümer, kirchliche 362, 
368. 


Amtsbezeihnung der Geift- 
lihen als Paſtoren 145. 
Amtseid der Geijtlichen 159; 
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— der Hilfsgeijtlihen und 
Vikare ib. 
Amtsenthebung 228; — Pen- 
fionsgewährung während 
der Zeit der U. 228, 229. 
Amtsentjegung ſ. Dienjtent- 
laffung; — Wirkung auf die 
Penſion 215. 
Amtsgeheimnis, Wahrung 
des U. beim gerichtlichen 


Zeugnis 144; — Verlegung | 


des U. als Difziplinarfall 
231. 


Amtsgeihäfte, Derteilung 
unter mehreren Geiſtlichen 
146 ff. j 

Amtshauptmann, Mitglied 
der Kircheninſpektion 41. 

Amtsverrichtungen, vorläus 
fige Unterfagung von 2. 
242. 


Amtswechjel, Berechnung des 
Einkommens bei U. 172. 
Amtswohnung, als Dienit- 
einkommen der Geiltlichen 
167; — Einſchätzung zur 
Penſionierung ſ. Dienjtwoh- 

nung. 

Andersgläubige, Grund⸗ 
ſteuerpflicht 308, 405, Ent— 
ſchädigung für Wegfall 431. 

Anderungen i. Dienjteinkom- 
men der Geijtlihen, Wir- 
kung aufStaatszulagen 170; 
ie Anmeldung zum Kataſter 
166. 


Anfechtungsklage an Ober- 
verwaltungsgericht 137. 

Anleihen |. Darlehen. 

Anmeldung zur Kirhenvor- 
itandswahl 48, 72, 80. 

Anrechnung auf die Venfion, 
der Mülitärdienjtzeit 218, 
anderer Dienjtzeit 215, der 
Zeit der Amtsenthebung 
nicht 229. 

Anftalten und Stiftungen, 
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Veräußerung von Grund- 
jtücken der U. 17, 19, 26. 
Anftaltsgeiftliche 151, 218, 

227. 


Anftellung, Wegfall der Pen— 
fion bei anderweiter U. im 
öffentlichen Dienfte 216, 217; 
— Ruben des Witwen- und 
Maijengelds 223. 

Anjtellungsfähigkeit,Berlujt 
der U. bei Dienjtentlafjung 
228; — Miederverleihung 
230. 

Anftellungsprüfung auslän- 
difcher Bewerber um geijt- 
liche Stellen 154. 

Ararien, Dberaufjiht über 
die U.17; — Verwaltung im 
allgemeinen 362; — Bei— 
träge zu Funeralkaſſen, 
PBfarrwitwenfteuer 206, 451. 


Arbeitsordnung mehrerer 
Geijtliher an einer Kirche 
146 ff. 

Ürgerniserregender Lebens- 
wandel der Kirchenvorjteher 
49; — det Patrone 122. 

Armenbehörden, Mitglied- 
ichaft der Geiſtlichen in den 
A. 145. 


Armen: und Krankenpflege, 
kirchliche 72, 385. 

Armen- und SKrankenitif- 
tungen 8, 9. 

Ajchenreite, Beifegung 309. 

Aufbewahrung v. kirchlichen 
Kapitalien 363. 

Aufgebote, kirchliche 295 Ff.; 
— Zuftändigkeit 2965 — 
Megfall 296, 297; — Yira- 
tion der Gebühren für X. 
388. 

Aufnahme in die Kirche 330. 

Aufficht, jtaatliche, Über die 
evangelijch-lutheriihe Kirche 
21; — über den Religtons- 
unterricht 13, 14, 22, 27, 38, 
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329; — U. des Landes- 
konfijtoriums über alle kirch- 
lihen Behörden und Beam- 
ten 16. 

Aufſichtsbehörden, allge— 
meine Diſziplinarbefugniſſe 
derſelben 243. 

Aufwand, Entſchädigung des 
dienſtlichen A. d. Ephorus37. 

Auguſteiſche Stiftung für 
alte verdiente Geiſtliche und 
Witwen derſelben 204. 

Ausbleiben des Geiſtlichen im 
diſziplinariſchen Unterſu— 
chungsverfahren 233, in der 
mündlichen Verhandlung 
235, 


Ausbreitung des Evange— 
liums, Ausgaben dafür 381. 

Auslagen, bare, im Difzipli- 
narverfahren 240. 

Ausland, Aufenthalt der Ben- 
jtonäre im 4. 208. 

Ausländer 
Staatsangehörigkeit durd) 
das geiltliche Amt 144; — 
Rirchenfteuerpflicht 402; — 
2 Baemeindemitgliebfapaft 
3 


Ausländifche angefchlojjene 
Gemeinden 6. 

Ausländifche Dienftzeit, An- 
rechnung bei Ulterszulagen 
169; — bei der PBenfionie- 
rung 203. 

Ausleihung von kirhlihen 
Kapitalien 363. 

Auslojung von Wertpapieren 
363,446 ; — Verrechnung 462. 

Auspfarrungen, Grundfäße 
für die U. 86 ff. 

Ausfchreibung erledigter 
geijtlicher Stellen 149, 152; 
— Gehaltsklaffen für diefe 
U. 166. 


Ausschuß, ſtändiger, der Lan- 
desjynode 98; — Zujtändig- 


erwerben die” 
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keit im Difziplinarverfahren 

Bl 

Außerordentliche Maßregeln 
bei Verwaltung des Kirchen- 
vermögens 17, 26; — per- 
ſönliche Zulagen 168. 

Austritt aus der Landeskirche 
335, Entlaffungszeugnis 335, 
337, Gintragung in das 
Diffidentenregifter 335; — 
Wirkungen 336; — Zeit- 
punkt 336. 

Auszahlung der Zulagen an 
Geiftliche 170; — der Pen— 
fionen 218; — des Witwen- 
und Maijengelds 223. 

Auszeihnung für ehrbare 
Brautpaare 303. 

Autonomie der Landeskirche, 
Grenzen der X. 6. 


B 


Baukojten für die Kirche u. 
Pfarrgebäude, Verrechnung 
beim rar 451. 

Baupläße für Kirchen 366. 

Baupolizeilide Genehmi- 
gung bei Kirchenbauten 367, 
Gebühren 367, 464. 

Baunormen 368; — Eifena- 
cher Sätze ib., Sadverjtän- 
dige ib., 464. 

Bauten, Beichlußfaffung über 
kirchl. B. beim Kirchenvor- 
ſtand 56; — bei der Kirchen- 
injpektion 43; — beim Lan— 
deskonfiltorium 368. 

Bauen, Kreishauptmann- 
ſchaft zu B. als Konfijtorial- 
und Snipektionsbehörde 10, 
24; — Dekan des Domitifts 
im Landtag 4. 


Beamte, kirchliche, im allge- 


meinen 245 ff.; — Verpflich- 
tung 58, 84; — Zujtändig- 
Reit ver Berwaltungsgerichte 
bei Anſprüchen 136. 
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Bebauungspläne, Kirhbau- 
pläße 366. 

Berken, Verrechnung der Ein- 
nahmen aus dem B. 450. 
Bedienjtete, Kirchliche, ohne 
Beamteneigenjchaft 249. 
Beeidigung der Zeugen im 
Difziplinarverfahren 233, 

245. 


Beerdigungen, Piration der 


Gebühren für 3. 389; — |. - 


aud Begräbnis. 
Beförderungsprüfungen fin- 
den nicht mehr jtatt 155. 
Begräbnis, kirhliches 304 ff. ; 
‘“ — Ölockengeläut 306; — 
Zeichenbegleitung 3065 — 
Gejang ib.; — Leichenrede d. 
Geijtlihen 306; — KRathol. 
Geijtlihe auf evang. Gottes- 
äckern 305; — Totgeborene 
und Angetaufte 307; — 
Selbftmörder 307; — Abend— 
mahlsveräcdhter 307, — Ort 
und Zeit 307, 308; — ſtilles 
Begräbnis 308; — Beur- 
kundung 309. 
Begräbnisgebühren 308, 391; 
— Firation der B. 389; — 
Verrechnung der Einnahmen 
an B. 455. 
Begräbniskafjen der Geijt- 


lihen 17, mit Beitritts- 
zwang 206. 
Begräbnispläße außerhalb 


der Gottesäcker 26; — An— 
legung politifcher B. 369. 
Begräbnistegijter 57. 
Begräbnisregulative 42, 307. 
no im Bekenntnijje 
13. 
Beichtgeheimnis |. Amtsge- 
beimnis. 
ae Yiration der ©. 
3 


Beifiter, außerordentliche im 
Zandeskonfijtorium 12. 
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Beiträge zum Gmeritierungs- 
fonds ſ. Abgaben. 

Bekanntmahung v. Kirchen— 
gejegen, Ortsgeſetzen 128. 

Bekenntniswechfelhindert an 
Ausübung d. Patronats 122. 

Belege zu kirchlichen Rech— 
nungen 462, 

Benachrichtigungsſchreiben 
an den Kollator bei Erledi— 
gung geiſtlicher Amter 162. 

Berechnung des Einkommens 
bei Amtswechſel 172. 

Beichlagnahme ſ. Pfändung. 

Beſchwerden der Synode 69. 

Bejegung geiſtlicher Stellen 
148 ff., Verfahren bei der- 
felben 148; — Rechte des 
PBatrons und Kollators 148, 
161, 163, des Kirchenvor— 
ſtands 58, 161, 163; — freie, 
durh das Landeskonitito- 
rium 163 ff.; — im Devo- 
lutionsfalle 150; — durch 
die in Evangelicis beauf- 
tragten Staatsminijter 150; 
— niederer Rirchenämter 58. 

Beſetzungsanzeige 156. 

Befoldung des Ephorus 170, 
207, 344; — des Pfarrers, 
Verrechnung beim Arar 451. 

Bejoldungskafje für Geiſt— 
liche 174; — Schema 447; 
— Nachweiſungen für die B. 
180, Schema 288; — Be 
triebsfonds der B. 179; — 
a mit Uberſchüſſen 
175. 

Beitätigung der Wahl von 
Geijtliden 15; — in der 
Oberlauſitz 25. 

Beiteuerung des Dienftein- 
kommens der Geijtlihen 
167; — der Stiftungen 7; 
— des kirchlichen Stiftungs- 
guts im einzelnen 355; — 
der Kirchgemeinden 385. 
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Betſtübchen 359. 

Be- und Entwäfferungsan: 
lagen auf kirchlichen Grund- 
jtücken 361. 

Beurlaubung der Ephoren 16; 
— der Geiltlichen 16, 145; 
— in der Oberlaufig 25. 

Beweisaufnahme im Dilzi- 
plinarverfahren 233 ; — Ver⸗ 
vollftändigung in der Re— 
kursinſtanz 236. 

Bewerbung um geijtl. Stellen 
148, 153; — Pflicht zur An- 
deige beim Gphorus 153, 
Anwendung unwürdiger 
Mittel dabei 153; — Zu- 
jammenkunft mit dem Kir— 
chenvorſtand 153. 

Bezirk |. Kirchenbezirk. 

Bezirksichulinfpektoren 322; 
— Beſuch d. Oeiftlichenbei B. 
324; — Unterſtützung der 
Geiſtlichen ſeitens d. 3. 330. 


Bezug des Einkommens bei 


Amtswechjel 172. 
Bibelabjchnitte, Ordnung der 
au verlefenden B. durch das 
Zandeskonfijtorium 14. 
Bibelgejellfchaft, Teitfeier d. 
fähfiihen 8. 357. 
Blißableiter 368. 
Bodenverbejjerungsanlagen 
auf kirchl. Grundſtücken 361. 


Brautleute, ehrbare, Aus— 
zeichnung 303. 
Bürgerlide Eheſchließung, 


Dispenfationen bei b. E. 20. 
Bürgerlicher Rechtsverkehr, 
Beſchränkung d. Stiftungs- 

guts im b. R. 356. 
Bürgermeijter, Mitgliedfchaft 

in der Rircheninfpektion 41. 
Bußtage 261 ff., 278, 280. 
Buß- und Feittage, Anord- 

nung allgemeiner 14, 18; 

— Aufhebung 18; — Ber: 

legung 18. 
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C 


Chileniſche Gemeinden 6. 

Choralbuch 259. 

Chorſingeſtunde 253. 

Collatio libera für geiſtliche 
Stellen 163. 

Siehe auch K und 2. 


D 


Darlehen auf den Kredit der 


Kirche 17, 59, 363; — auf 
den Kredit der Kirchge— 
meinde 43, 380. 

Defignation der Geiſtlichen 
15, 58, 153 ff.; — Prüfung 
der D. durch das Landes- 
konjijtorium 15, 20; — in 
der Oberlaufig 25; — An— 
zeigepfliht der Geiftlichen 
bet D. zu anderen Stellen 
153. 


Deutſcher Evangelijcher Kir- 
chenausſchuß 6. 

Deutichkatholiken als Tauf- 
paten 464, 

Devolution des Wahlrechts 
im Befeßungsverfahren 15, 
150; — an die in Evange- 
lieis beauftragten Gtaats- 
minijter 150. 

Dezemgeld, Aufhebung 432. 

Dienjtalterszulagen 168; — 
ſ. auch Zulagen. 

Dienſtaufwandsentſchädi— 
gung des Ephorus 37; — 
Nichtanrehnung bei der 
Penſion 209. 

Dienfteinkommen der Geiit- 
lichen im allgemeinen 166 ff.; 
— Zufiherung in der Vo— 

. Ration 158, 160; — Anzeige 
üb. Veränderungen zum Ka- 
tajter 166; — Auszahlung 
beim Stellenwechfel 172; — 
Berechnung für die Zulagen 
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168 ff. ; — Berechnung für Die 
Penſion 207, 208; — für das 
Martegeld 211; — Innebe- 
haltung im Difziplinarver- 
fahren 241; — Xbtretung 
167; — Pfändung 167; — 
Beiteuerung 167. 

DienjtentHebung, vorläufige 
240. 


Dienitentlafjung als Difzi- . 


plinaritrafe 228; — Berluft 
der Penſion wegen D. 215, 
228; — ausnahmsweijfe Un— 
terjtüßung bei D. 215. 
Dienitunfähigkeit, Voraus— 
fegung der Benfion 210, 212. 
Dienjtvergehen, als Dijzipli- 
narfälle 231. 
Dienftwohnung, Anrehnung 
für die Benfion 214; — Ein- 
trag d. Wertes in d. Kataſter 
166; — Einfhäßung für die 
Staatseinkommenjteuer 167. 
Dienftzeit, Berehnung für 
Zulagen 166, 167, für Die 
Penſion 214, 215. 
Diözefanverfammlungen 64; 
— Berichterjtattung über die 
D. 74, — in der Dberlaufig 
77 


Directorium actorum im 
Kirchenvorftand 61; — in 
der Kircheninfpektion 40. 

Dispenjation von kirchlichen 
Geſetzen 13, 18; — von der 
EBUSD. 71; — in Ehefadhen 
20; — bei konfefjioneller 
Erziehung 316; — vom Rir- 
chenjteuergejeß 434. 

Diffidenten, Begräbnis auf 
Oottesäckern 306, 360 ; — Er— 
ziehung von Rindern 316 ff., 
319 


Dißiplinarfälle im allgemei- 
nen 230 ff. 

Difziplinargewalt d. Evang.- 
ut). LZandeskonfijtoriums 
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über Geijtliche 227 ff.,16; — 
über Hilfsgeiftliche 16, 227; 
— über niedere Kirchendie- 
ner 16; — der kirdhlichen 
Auffichtsbehörden 243; — in 
der Oberlaufiß 25, 243. 

Difziplinarmittel, Art der D. 
221. 


Difziplinarordnung 226. 

Dilziplinarverfahren im all- 
gemeinen 232; — förmliches 
wegen Dienjtvergehen 233 f.; 
— vorläufige Ginftellung 
während der gerichtlichen 
Unterfuhung 232; — Ein- 
jtellung beim Ausfcheiden 
aus dem Amte 239; — Zu- 
ftändigkeit des Landeskon— 
fiitoriums 16, 235 ff., der 
Kreishauptmannſchaft Baut—⸗ 
zen 25, 243, d. Staatsminiſter 
in Evangelieis 19, 244. 

Doppelbefteuerung, kirchliche 


A Vermehrung u. Ver- 
minderung der D. geijtlicher 
Stellen 17. 


E 
Enden Kirchenſteuerpflicht 


Sm gemifchte, Konfeſſion der 
Kinder 310. 

Ran Dispenfation in 
© 20. 

San) Brautleute, Aus- 
zeichnung der e. B. 3083. 
Ghrenrechte, bürgerliche, Ab- 
erkennung der E. hindert 
an Ausübung des Patro— 
nats 122, hat bei Geiftlichen 
Dienitentlaffung zur Folge 
232, 234, verwirkt Venfion 
217; — kirchliche, Zuftändig- 
Reit zur Entziehung 337 ff., 
Rechtsmittel 342; — ſ. aud) 

Kirchenzucht. 
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Eid, Verfalfungseid der Geijt- 
lichen 4, 159; ſ. Religions 
gelöbnis, Zeug en. 

Eidliche Berpflihtung der 
kirchlichen Beamten 59, 73. 


Einbrudhsgefahr, Sicherung 
gegen ©. 362. 
Eingepfartte Gemeinden, 


Vertretung der e. G. im Kir— 
chenvorltand 47. 

Einkommen |. Dienjteinkom- 
men. 

Einnahmen, außerordentliche, 
wadjen dem Stammvermö- 
gen zu 380. 

Einrichtungen, örtliche, kirch— 
liche 54. 

Einftellung des Difziplinar- 
verfahrens 234; — vorläu— 
fige 232; — wegen Umts- 
niederlegung 239. 

Einweifung der Geijtlichen 
157; — der Superintenden-- 
ten 158; — der Kirchenvor- 
ſteher 52, 83. 

Einwendungen gegen Die 
Pfarrwahl 15, 159. 

aknung geijtlicher Stellen 


Gifenader Konferenz 6; — 
Beichlüffe 368, 385. 
Elektriſche Leitungen über 
kirchliche Grundſtucke 361. 
Gmeritenhilfsverein, geijt- 
licher 209. 
Emeritierung der Geijtlihen 
2 Penſion, Penſionierung; 
in der Oberlauſitz 25. 
Gmeritierungsfonds, geift- 
licher 207, 345. 
Entfernung vom Kirchenamt 
als Dilziplinarmittel 227. 
Entlafjung evang. Geiftlicher 
16;—v. Rirchenvorjtehern 61. 
Entjeheidung über d. Ausfall 
der Dilziplinarunterfuhung 
232, 234. 


471 


Entſetzung von Geijtlichen 16. 
Entziehung der Wählbarkeit 
zum Kirchenvoritand 61, 62; 
— d. Patenrechts 338, 340. 


Gphoralakten 39. 
SUDHINIRE: Aufgaben des ©. 


ae 39. 
Gphoralbezirke 30. 
Gphoralgebühren 39. 
Gphoraljahresberichte 39. 
Gphoralkonferenzen 35. 
Gphorus, Anſtellung des ©. 
15, 30; — Beurlaubung 16; 
— Rangverhältnis 42; — 
deſſen Bezüge 37; — ſchrift— 
liche Anſprachen des ©. 36; 
— Mitwirkung b. Bejegung 
geijtlicher Stellen 38, 149ff., 
in Trauungsfachen 38, bei 
Begräbnijfen von Selbſt— 
mördern 38, bei Brivatkon- 
firmationen 38; — Beaufjich- 
tigung des Neligionsunter- 
richts 38; — Auffiht über 
die Kandidaten 36; — Lei— 
tung der Diözejanverfamme 
lungen 64; — Bertretung 
des E. im Amte 34; — bei 
der Ortsſchulaufſicht 38; — 
Ziquidationsbefugnis 39; — 
Grpeditionsarbeiten 37; — 
Regiltrandenführung 37; — 
Abwartung von Öottesdien- 
ften 34; — Anzeige über 
eigene anderweite Dejigna- 
tion für Stellen unter Pri- 
vatkollatur 154; — Dienite 
aufmandsentjchädigung 37, 
170; — Benfionsverhältnifje 
207, 209; — Dijziplinarbe- 
fugniffe 32, 243, 245. 


"Grbbegräbnijfe 43, 73; — 


Verleihung 360; — Verluft 
wegen Vernadläfjfigung 361; 
— Einziehung b. Schließung 
und GSäkularifation 361. 
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Grbjtühle 43, 359. 
Erbzinfen, Verrechnung in der 
rarrechnung 450, 461. 


Grledigte Kirchenämter, Ver— 
waltung derſelben 199. 


Erledigung geiſtlicher Stellen, 


Anzeige über E. 152; — B 
kanntmachung 152. 

Ermahnung als Diſziplinar— 
mittel 245. 


es 


Errichtung neuer geijtliher 


Stellen 17. 
Erftattung v. Koſten im Difzi- 
plinarverfahren 241. 
‚Grwacjenentaufe 285. : 
Erziehung, religiöje 13, 22; — 
ſ. auch Neligionsunterridt, 
Kindererziehung, religiöſe. 
Evangelieis, die in Evange- 
lieis beauftragten Staats- 
mintijter f. Staatsminijter. 


Eremte Grundſtücke, Ver⸗ 
a im Kirchenvorſtand 
47, 78; — Wahl der Ver- 
en 47, 53, 83. 


Erpeditions- und Neifeauf- 
wand des Ephorus 37. 
Erpropriation von kirhlichen 

Grundſtücken 20. 


3 


Samilienangehörige, Unter- 
ftüßung von %. entlafjener 
Geiftlicher 215. 

—0 360. 
amilienſtühle 359. 

Faſtenbeten, 
dienſte 259. 

Feldzug, Anrechnung v. Teld- 
zugsjahren bei Penſion 218. 

Feiertage, kirchliche 260 ff., 
278; j. Sonntagsruhe. 

Felir-Stiftung 348. 

Feſtbeſoldete, Kirchenjteuer- 
pflicht 404. 


Tajtengottes- 
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Feſt- und Bußtage, Anord- 
nung allgemeiner %. u. 2. 
14, 18; — bürgerlide Wir- 
kung 2; — Aufhebung 18. 

Seuerbeftattung, Beteiligung 
der Kirche an %. 309. 

Feuerſicherheit bei Kirchen 
366, 367. 

Silialgemeinden, wählen eig- 
nen Rirhenvorjtand 47; — 
Beratung gemeinjamer An- 
gelegenheiten mit der Mut- 
tergemeinde 47; Be⸗ 
teiligung bei der Kirchen— 
vilitation des Ephorus 33; 
— Beteiligung an d. Pfarr- 
wahl 150. 


Sinanzbedarf, allgemeiner, 
der Landeskirche 344 ff. 
Yinanzverwaltung, kirchliche 

344 


Tiration der Akzidenzien u. 
Stolgebühren 388 ff. 

Form und eier des Öottes- 
dienjtes 14. 

Forften, kirchliche 362, 364. 

Yortbildungsjchule 327. 

Be theolo= 
giſche 15. 

Fortkommen, Entſchädigung 
des Ephorus für %. 37. 

Freie Beweiswürdigung bei 
— Diſziplinarentſcheidung 


Freie —— Religions⸗ 
übung 2 

Freies Beſetzungsrecht des 
Landeskonſiſtoriums 163. 

Friedhöfe ſ. Gottesacker. 

Friedhofsbeamte ſ. Kirchen— 
beamte. 

Friſtbeſtimmung im Beſet— 
zungsverfahren 161 ff. 

Funeralkaſſen der Öeiftlichen 
17; — mit Beitrittszwang 


206. 
Fuͤrbitte im Gottesdienſt 258. 
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Gajtpredigten 149; — Ein- 
ladung durch den Ephorus 
152; — Reijeaufwand 149, 
153; — in d. Oberlaufiß 25. 


Gebäude, Beauffichtigung der 
kirchlichen ©. 54, 55; — aus» 
nahmsweije Benußung zu 
anderen Zwedken 56; — |. 
auch Bauten. 

Gebete im Öottesdienjt 258. 

Gebühren in Kirchenſachen 
129, Zuſtändigkeit d. Ober— 
verwaltungsgerichts 137; — 
für Taufen, Trauungen, Be- 
erdigungen, Verrechnung b. 
der Kirchgemeindekajje 386, 
390; — des Ephorus 37; — 
Regulative über kirchliche 
©. 387, 390; — Grundſätze 
391, 392, 394; — Wegfall 


der ©. an Geiſtliche u. Kir- 


chendiener 385 ff.; — Reine 
6. im Difziplinarverfahren 
0. 


Gefangenenanftalten, Kom- 
miffar für ©. 21; — Got— 
tesdienfte in ©. 258. . 

Gegenleiftungen, Verbot der 
Annahme für geiftliche Amts- 
bandlungen 390. 

Gehalte, feſte der Geiſtlichen 
386; — Verrechnung beim 
rar 451. 

Gehaltsanfprüche der Geijt- 
lichen, Rechtsweg bei ©. 138; 
— Berwaltungsgerichtsweg 
bei kichlihen Beamten 136. 

Gehaltsklafjen für Ausfchrei- 
bung geijtlicher Stellen 166. 

Gehaltsordnungen für Geiſt— 
liche, Vollzieyung 86. 

Geiſtliche, Verhältniffe im all- 
gemeinen 143; — Unterwer- 
fung unter die Staatsgeieße 
3,144; — Sorge für Ausbil- 
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dung der ©. 14, 143; — 
Kirchenjteuerpfliht 402; — 
inwieweit vom Kirchenvor- 
ſtand unabhängig 59. 

Geijtliche Lehen im allgemei- 
nen 354. 

Geijtliche Stellen, Errichtung 
neuer g. St. 17; — Ber: 
pflichtung der Kirchgemeinde 
381; — Ginziehung foldher 
17; — Befeßung 148 ff.; — 
Bewerbung 148, 153. 

ee öffentliche 

4. 


Geldjtrafe als PDilziplinar- 
ſtrafe gegen Geiftliche 227; 
— fließt in welche Kaffe 245; 
— als Zwangsmittel 244; 
— als Lirchenzuchtmittel 
gegen Gemeindeglieder weg— 
gefallen 284. 

Gelöbnis, konfeljionelles, der 
Geiſtlichen 159; — der Leh— 
rer 328; — der Rirchenvor- 
jteher 83; — der Synodal- 
mitglieder 104; — der Mit- 
glieder des Landeskonſiſto— 
riums 12, 20; — der Staats» 
minijter in Evangelieis 5. 

Gemeinde ſ. Kirchgemeinde, 
Bolitiiche Gemeinde. 

Gemeindehelfer, Helferinnen 
46, 72, 79. 

Gemeindefteuerpfliht der 
Geijtlichen 167; — des ört- 
lichen Kirhenitiftungsguts 
— — der Kirchgemeinden 


Gemeindeverſammlungen f. 
die Pfarrwahl unzuläſſig 
151. 


Gemiſchte Ehe, Trauung bei 


g. E. 299, 302; — konfeſſio— 
nelle Kindererziehung 299, 
301, 310 ff.; — Übereinkunft 
d. Eltern vor Gericht 310 ff.; 
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— |. aud) Kindererziehung, 
religiöfe. 

Geräte, kirchliche, Aufbewah- 
rung 362; — Unveräußer— 
lichkeit 372. 

Gejangbüdher, Ginführung 


neuer 14, 19; — Abſchaffung 
folcher 14, 19; — Gehör der 
Kirchenvoritände 58. 


Gefangbudhskaffe, Zuſchuß 


3. Gmeritierungsfonds 208; 


— neue ©., Zwek u. Ver: 
waltung 344 ff. 

Geihäftsgang bei Kirchenbe- 
hörden 128. 

Gejchäftsverteilung zwilchen 
Geiftlichen derjelb. Parochie 
146 ff. 

Geſchenke an Kirchen 377; — 
Verbot der Annahme von 
en je Amtshandlungen 386, 


Gef hioffene Zeiten in poli- 
zeilicher Hinficht 280, 281; 
— für kirchliche Trauungen 
298. 

Geſchworenenamt, Befreiung 
der Geijtlihen vom ©. 144. 

Geſetzgebung, kirchliche 5, 18, 
69; — Grenzen der ©. 6: 
— Vorbeteitung 13; — Mit- 
wirkung der Synode 69; — 
ſtaatliche 7. 

Gewährleiſtung des Stellen- 
einkommens der Geiſtlichen 
und Kirchſchullehrer 174 ff.; 
— Einrichtung von Befol- 
dungskafjfen 174; — llber- 
ſchüſſe der Befoldungskalfe 
175; — Wegfall der ©. bei 
Selbitbewirtichaftung 175; 
— fünfjährige Abrehnungs- 
periode 175; — bei Verän- 
— im Einkommen 


181. 
Gewijjensfreiheit 1, 5. 
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Glauchau, Aufhebung d. Kon- 
ſiſtoriums zu ©. 20. 
Glocken, Guß 368; — Befelti- 
gung 368; — Gebrauch 357. 
Glöckner, Wahl durch d. Kir⸗ 
chenvorſtand 58. 
Gnadengenuß d. Hinterlaſſe— 
nen der Geiſtlichen, Dauer 
des G. 198, 219; — Amts— 
verwaltung während des ©. 
201 ; — von der Penſion 219. 


Gottesaker als öffentliche 
Sade 359; — Grridtung 
und Unterhaltung 359, 381; 
— Umgebung mit Mauern 
359; — Ginweihung ib.; — 
Benubungsgebühr 360; — 
Beilegung von Urnen 360; 
— KReihengräber 3605 — 
Grabdenkmäler 360; — In— 
iohriftenprüfung 359; — me— 
Dizinalizeilihe Vorſchriften 
370 ff.; — Anlegung 370; — 
Einteilung in Quartiere 371; 
— Begräbnisturnus 371; — 
Säkularijationsfrijt 371; — 
Mitbenugung feitens An- 
dersgläubiger 431; — Zu— 

‚tändigkeit bei Anlegung, 
Säkularijation, Weräuße- 
rung der ©. 17, 359, 361, 
369; — in der Dberlaufig 
25; — Aufſicht des Kicchen- 
voritands über die ©. 57; 
— Zujtändigkett des Dber- 
verwaltungsgerichts 137. 


Gottesakerordönungen 57, 
360, 361. 

Gottesdienjt, äußere Ordnung 
durch den Kirchenvorſtand 
beaufſichtigt 54; — Aufſicht 
d. Landeskonſiſtoriums über 
Form und Feier 14; — in 
der Oberlaufig 25; — Drd- 

nung des ©. 258; — Ver: 
pflihtung zum Beſuch 259; 
— Redtsihug des © 6. 2359. 
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Grabekajjen mit Beitritts- 
zwang 206. 

Grabesſtiftungen 464. 

Grabjtellen, Anlegung u. Aus— 
maß 371; — Berlöfung 54; — 
Gebührenerhebung 360; — 
Verrechnung der Einnahmen 
v. 6.360 ; — Regiſter 54,360. 

Grenzberichtigung, Veräuße- 
rung von kirchlichem Grund- 
befiß zur ©. 19. 

Grenzparodien 6; — Geilt- 
lide in ©. 218. — Sonn- 
tagsruhe 267. 

Grenz: und Hoheitsangele- 
genheiten 19. 

Grenzveränderungen der Pa— 
rochien 57, 86 ff. 

Grüfte, Dffnung von ©. 362; 
— Anlegung gemauerter ©. 
371 


Grundbuchblätter f. Kirchen 
356, 357. 
Grunddienftbarkeiten, 


grundbücherliche Eintragung 
al 


361. 

Gründe, die Difziplinarent- 
icheidungen find mit ©. zu 
verjehen 232, 237, 238. 

Grundfteuerentjchädigungs- 
kapitalien 167, 355, 365. 

Grundſtücke, Überweifung in 
andere Barochialbezirke 89; 
— Beräußerung kirchlicher 
©. 17,19; — Grundfäße 464; 
— Bedingungen 362; — in 
der Dberlaufiß 26; — Ver— 
waltung der ©. geijtlicher 
Zehen 176, durch Kirchenvor⸗ 
ftand 373. 

Guftan-Adolf-Vereine, Got- 
tesdienit der ©. 357. 

‚ Outsherren, Berechtigungen 
der eremten ©. 47, 78. 


9 


San Heiung v. Öeijtlichen 
5. 
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Haftung d. Kirchgemeinde für 
Schäden 384. 

Handlungen, kirchliche 282 ff.; 
— f. auch Sakrament. 

Hauptgottesdienit 258. 

Hauptkonferenz, jährliche, der 
Geiſtlichen 35; — in der 
Dberlaufig 28. 

Haushalt der Kirhgemeinden 
im allgemeinen 379; — Gr: 
haltung des Stammvermö- 
gens 380; — Ausgaben für 
Schulzweke 380; — Auf— 
nahme und Tilgung von An— 
leihen 380; — finanzielle 
Aufgaben d. Kirchgemeinden 
381; — Belaftung in ver: 
einigten Kirchſpielen 382; — 
Haushaltplan 382; — Ge- 
nehmigung 383; — Über- 
hußverwendung 383; — 
AZwangsetatijierung 383, 
384; — unangteifbares Kirch- 
gemeindevermögen 384; — 
Steuerpflichten der Kirchge- 
meinde 385. 

Hauskommunion 260. 

Häuslergelder, Aufhebung432. 

Haustaufe 286. 

Haustrauung 298. 

Hauspäter, felbjtändige, wäh- 
len den Kirchenvoritand 48; 
— Begriff 72; — Verſamm— 
lung bei der Bifitation des 
Ephorus 33. 

Hebamme, 
dung 285. 

Seidenmiffion, a 
des Vereins für 9. 357. 

Helfer, Helferinnen 46, 72, 79. 

Herrnhuter Brüdergemein- 
ae 6; — Übertritt zu 9.82. 


Geburtsanmel- 


Silfsneifttice, Abordnung d. 


9. 15, 151, in der Oberlau- 
jig 26; — Anrechnung der 
Dienftzeit als 9. bei Zulagen 
169, für die Penſion 214; 
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— Mindeitgehalt 171; — 
Difziplinarverhältnijfe 227, 
244; — Verpflichtung 159; 
— Reifekojten. 193. 
Hinterlafjene von Geijtlichen, 
Fürforge für die 9. 203 ff.; 
219. ;— Penſionsanſprüche 
204, 220; — Penſionserhö— 
hungen 221, 224; — Ver— 
lujt 223; — von entlaffenen 
Geiftlichen 221; — Gnaden- 


genug vom PDienjteinkom- 


men 198, 219, von der Pen- 
ſion 219. 


Höchſtbetrag der Penſion der 
Geiſtlichen 214. 

Hochzeiten, Verrechnung der 
Einnahmen bei H. 450. 

Hofkirche, Anſtellung d. Geiſt— 
lichen an der H. 15; — Ge— 
bühren 282. 

Hoheitsangelegenheiten, Zu— 
ſtändigkeit des RultMin. 7, 
der in Evangelicis beauf- 
tragten Staatsminijter 19. 

Holzdeputate als Dienitein- 
—— der Geiſtlichen 166, 


—— außerordentliche 
— in d. Oberlauſitz 26. 
Sofpkialftiftungen 366. 
Hojtien, Verrechnung d. Aus» 
gaben für 9. 451; — Be- 
zugsquellen 260. 


S 


Sahresanzeigen über Verän- 
derungen im Einkommen d. 
geijtlichen Stellen 166. 

Sahresberichte der Gphoren 
36, 395; — kirchliche über- 
haupt 39. 

Sahreskonferenzen d. Geiſt— 
lichen 35. 

Sefuitenorden 2. 

Snnebehaltung, teilweife, des 
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Dienjteinkommens d. Geijt- 
lichen während der Suspen- 
fion 241. 

Innere Miffion,Gottesdienite 
der Kreisvereine für i. M 
357; — Anrechnung von 
Dienftzeit bei der ti. M. 218; 
— Aufnahme von Geiſtlichen 
in die Penfionskaffen 217; 
an Diiziplinarverhältniife 


Initruktion für den Kirchrech- 
nungsführer 43, 57. 

Intern onfe[ ONE Rechts⸗ 
verhältniſſe 7. 

Inventar, Sorge für Exhal- 
tung Ddesjelben 57, 362; 
Unveräußerlichkeit 372; 
Verrechnung der YUnteral- 
tungskojten beim Arar 451. 

Irrlehre als Dienftvergehen 
231; — Difziplinarverfahren 
wegen 2008 

Sfraelitifche Kinder, konfeſ⸗ 
ſionelle Erztehung 317; — 
Religionsunterricht 32. 

Jugendpflege, kirchliche und 
ſtaatliche 310. 

Zünglings- u. Jungfrauen- 
vereine 310. 

Zuriftifche Perjönlichkeit 
kirchlicher Stiftungen 9, 23. 

Jus circa sacra 2, 8, 21. 

Jus episcopale od. in sacra3. 

Zuftizgefängniffe, Kommiſſar 
für'S. 2% 

a in Kirchenſachen 


Kandidaten der Theologie, 
Prüfung der K. 143; — des 
Predigtamts 143; — Vor— 
bereitungsdienftt 144; — 
Ditgtptinarbeftimmungen Ib 
K. 226, 244 

Kandidatenlifte, Streichung 
aus der 8. 244, 
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Randidatenvereine 15, 144; 
. — in der Oberlaufig 28. 
Kantoren, Anjtellung 247,249; 
—  Bißziplinarvorichriften 
251; — Mindejteinkommen 
252; — Benfionsverhältniffe 
255; — |. auch Kirchſchul— 
lehrer. 
Kanzelmißbrauch, Beitrafung 
wegen 45 
Ranzleibeamte kirchliche 248. 
Kapellen 3 
—— ———— von 
K. der Kirchen u. Stiftuͤngen 
17, 59; — Verrechnung bei 
Rückzahlung ujw. 462; — |. 
auch Darlehen. 
Kapitalvermögen der Kirche, 
Verwaltung 362, 363. 
Kaſſen, Witwen-, Maifen- und 
Begräbnis-R. d. Geiſtlichen 
und Kirchendiener 17, 206; 
— Spezialkaſſe 
liche 208. 
Kaſſenbeamte 56, 248, 446; — 
en. 446; — Kaffenver- 


ſchluß ib 
Raffenbuc d. Kirchgemeinden 


Baffenrevifion 447. 

Rafjen- u. Rechnungswejen, 
kirdhliches 446 ff. 

Kataſter über die Barochial- 
verhältniffe und über das 
— der Geiſtlichen 

a lanıften, Führung 
privater R. 166 

m Makten, Brobe d. Geiſt⸗ 
lichen in & 

Antehismen, Woidafung und 

Einführung der K. — 
Gehör d. sennoritändess. 

Katechismusexamen bei der 
Viſitation des Ephorus 33. 

eredungen 


für Geiſt— 
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Katholiken als Kirchenpa— 
trone 122. 

Kindererziehung, religiöfe 
309 ff.; — Pflicht d. Eltern 


309; — in konfeffionell un- 
gemischten Ehen 310; — in 
gemifchten Ehen 310 ff; — 
gerichtlicher Erziehungsper- 
trag 310; — beim Übertritt 
eines Teils 312; — bei Ehe- 
ſcheidung 313; — Adoptiv— 
kinder 313; — Beharrung 
nach 12. Lebensjahr 313, 327; 
— Ausländer 314; — Dispen- 
ſation 316; — Streitigkeiten 
313, 314, 316; — Strafbar- 
keit der Beeinfluffung 315; 
— Diffidentenkinder 316 ff.; 
— Rinder aus jüdiſchen 
Miſchehen 317. 
Rindergottesdienjte 309. 
Rindtaufen, Verrechnung von 
Einnahmen bei K. 450. 
Kirche als öffentlihe Sache 
356; — f. Bauten, Gebäude. 
Ricchen, — Aufſicht über 


—— Entfernung vom 
K. als Diſziplinarmittel 227; 
— Verluſt des K. bei Amts- 
enthebung 228. 

Kirche nämter, Verbindung mit 
Schulämtern und Trennung 
58, 59; — Veränderungen 
der K. 54. 


Kirchenanleihen ſ. Darlehen. 

Kirchenärar im allgemeinen 
354, 362; — Rechnung über 
das R. 448; — Beiträge zu 
Yuneralkafien ſowie zu 
PBfarrwitwen- und Waiſen— 
kaffen 206; — Aufſicht der 
Superintendenten 36; — 
Dberaufjicht des Landeskon- 
filtoriums 17. 

Kirhenbeamte, i. allgemeinen 
245 ff.; — Anitellung 248; 
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— Zujtändigkeit des Ver— 
waltungsgerichts bet nermö- 
gensrechtlihen Anſprüchen 
136; — Benfionsverhält- 
niſſe 255. 
Kirchenbehörden, Verfahren 
bei &. 127 ff. 
Kirchenbezirke, Veränderung 
der &. 17, 86 ff.; — Erklä- 
rung d. Rirchenvorjtände 57. 


Kirchenbücher im allgemeinen , 


282; — Revifion der K. bei 
Viſitation des Ephorus 33. 
Kirchenbuchführung 282. 
Rirchendiener, Anjtellung der 
8. 58; — Verpflichtung 59; 
— Aufficht über die K. 248; 
— obere, Dijziplinargewalt 
des Landeskonjijtoriums 16; 
— Verrechnung der Gehalte 
beim rar 451; — Benfions- 
verhältnifje 255. 
Kircheneinweihung 357. 
Kirchenfonds, allgemeiner Na— 
tur 345 ff. 
Kirchengebäude, Beſchaffung 
381; — Überlafjung für an— 
dere Zwecke 56, 83, 3575; — 
Brandkaſſe 356; — Dffen- 
halten 357; — Kompetenz» 
verhältniſſe b. Streitigkeiten 
über Gebrauchsrecht 135, 
136, 138. 
Kirchengejang 259. 
Kirchengeſetze der evang.-luth. 
Zandeskirhe 5, 13, 18; — 
Vorſchläge dazu 13; — Er— 
laß von &. 69. 
Kirchengewalt, 
lie 5, 21. 
Rirhenhaushaltpläne, Über- 
fchreitungen 383. 
Kircheninfpektion, Zuſam— 
menfegung 39; — Geſchäfts⸗ 
gang 42; — Zujtändigkeit 
im allgemeinen 42; — bei 
Kirchenvorftandswahlen 49, 


landesherr- 
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50, 61; — bei Vermögens: 
verwaltung 43; — bei Rech— 
nungsprüfung 43, 4495 — 
bei Rirchenbauten 43, 368; 
— bei Genehmigung kird- 
licher Ortsgeſetze 42, 45, 71; 
— bei Prozeſſen d. Kirchen- 
lehns 59; — bei Vertretung 
geiftlicher Zehen 59; — bei 
Anlegung von Pfarrlehns- 
kapitalien 43; — bei Ver— 
leihung von Erbbegräbnijjen 
43, 360, von Bamilienjtühlen 
43, 358; Wahrnehmung der 
Geſchäfte der R. in der Ober- 
laufig 24 ff., 76. 
Kirchenkollekten, Anordnung 
allgemeiner 18, 19; — Ein- 
fammlung 350 ff. ; — örtliche 
353; — in der Oberlauſitz 
26; — |. Zandeskollekte. 
Kirchenlehn im allgemeinen 
356; — Vertretung des K. 
durch den Kirchenvorſtand 
54, 59; — Prozepführung 
des 8. 59; — Urkunden des 
Kirchenvorjtands bei dieſer 
Vertretung 84. 
Kirchenmatrikeln, Beſtäti— 
gung der &. 17. 
Kirchenmauern, Verbot der 
Plakate an K. 357. 
Kirhenmufikalifhe Beamte 
246 ff. 


Kirchenpatron, Ausjtellung d. 
Vokation für d. Geiſtlichen 
durch den K. 156 ff., 160; — 
Zuziehung bei d. Ordination 
156; — Gehör bei Werände- 
rungen des Kirchenbezirkes 
89, 121; — Benadridti- 
gungsichreiben an denfelben 
bei eingetretener Wakanz 
161; — Mitteilung des Va— 
kanzjchreibens an den K. 
200; — Einladung zur Vi— 
fitation 32; — Mitwirkung 
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bei den Geichäften des Kir— 
chenvorjtands 46; — bei Be- 
ſetzung geijtliher Gtellen 
148, 152 ff.; — Mitwirkung 
bei Prüfung der Kirchred)- 
nung 119, 121, 448, 452; — 
bei der kirchlichen Vermö— 
gensverwaltung 54; — in 
der Oberlaufiß 29, 77; 
Einſpruchsrecht gegen Be— 
ſchlüſſe des Kirchenvorſtands 
47. 


Kirhenpatronat im allge— 
meinen 118 ff.; — Verände— 
rungsanzeige 126 fi.; — 


Rechte und Pflichten 119, — 
Behinderung in Ausübung 
des Batronats 122; — kird)- 
liche Ehrenrechte 120; — Er- 
werbung des Batronats 119; 
— Berluit d. Batronats 120; 
— Gtreitigkeiten über Pa— 
ronatrecht 120; — Oberver— 

— waltungsgericht 137. 

— in der Oberlauſitz 
11, 24. 


Kirchenregiment, landesherr- 
liches 5, 12,21; — Teilnahme 
an der Synode 70. 

anne, Schenkung 
von 362. 

Kirdenfige und -ftühle, Ver- 
löjung 57; — Gebühren da- 
für 57; — Verrechnung der- 
felben 450. 

Kirchenfteuern im allgemei- 

nen 396 ff.; — Bejiwechjel- 
abgabe 398 ff., 434 ff. ; — Ein- 
kommenfteuer 400 ff., 436 ff.; 
— Gteuertarif413; — Grund- 
fteuer 405 ff., 418; — Ropf- 
teuer 408 ff., 434; — Bes 
freiungen von &. 398, 401 ff., 
405 ff., 408; — Verhältnis 

der Grund» zur Einkommen- 
teuer 437, 
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Kirchenfteuerordnungen 
408 ff., 435, 441ff., 443; 
in zuſammengeſetzten Kirch— 
gemeinden 409 Ff., 434, 444ff.; 
— in einfachen Kirchgemein- 
419 ff.; — Steuerpflicht der 
Nittergüter 420 ff.; in 
Minderheitsgemeinden 422; 
— der Katholiken 422; 
Steuererhebung 422ff.,4377f.; 
— Gteuerpflidhtige 424 ff.; 
— Rechtsmittel 424 ff., 437 ff. ; 
— Einfprudh 424 ff, 440; 
— Rekurs 426 ff., 433; 
Anfehtungsklage 427; 
Vereinbarungen 423, 443; 
— Zwangsvolljtrekung 428; 
Erlaß 428, 435; — Nachzah— 
lung, Verjährung u. Strafen 
428 ff., 441 ff; — Beihilfen 
wegen Wegfalls von Grund- 
jteuern 431, 446; — Wir- 
kung auf PBatronats= u. Ge— 
braudsrechte 431; — Weg— 
fall von Waturalleijtungen 
432; Aufrehnung von 
Stiftungsbeiträgen 432; 
Dispenfationen 434; — Red)» 
nungsjahbr 438; Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Kirchge— 
meinde und politiſcher Ge— 
meinde 445; — Ablieferung 
445, 446. 


Kirchenſtiftungsgut, örtliches 
35ff. 


Kirchenſtrafen, Wegfall der 

Geld- u. Haftſtrafe als K. 284. 

— 
8. 


Kirchenverfaſſung, Aufrecht- 
erhaltung und Fortentwick— 


lung 13; — in der Ober— 
_ laufiß 10, 24. 
Kirchenvermögen, Verwal— 


tung des K. 54; — Beauf— 
ſichtigung 54; — in d. Ober- 
laufig 26; — Verwendungen 
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aus dem Stammpermögen 
17, 26, 59; — Zahlung der 
Gehalte der Geijtlihen aus 
dem &. 451; — Haushalt- 
plan über die Verwaltung 
383; — |. auch Kichenlehn, 
Ararien, Kirchenärar. 
Kirhenvijitationen, Anord- 
nung allgemeiner K. 14,19; 
— in der Oberlaufig 26; — 
— des Gphorus 32. 
Kirchenvorjtand, Beruf 44; — 
Zufammenjegung 45; — orts⸗ 
ſtatutariſche Beitimmungen 
hierüber 45; — DVorfi 42; 
— Beihlußfaffung 61; — 
Mirkungskreis 54; — Ge— 
Ihäftsführung 46; — Sit— 
zungsprotokolle 61; — Ein- 
rihtung kirchlicher Armen- 
u. Rrankenpflege 72, 73, 385; 
— Obacht auf Amt u. Wan- 
del des Geijtlihen 555 — 
Aufnahme von Darlehen 43, 
59, 380; — AUrkundenaus- 
ftellung 84; — Wahl des 
Kirchrechnungsführers 56; — 
Mitteilung des Vakanzaus— 
Ichreibens an den 8.200; — 
bei Viſitationen d. Ephorus 
33; — Nichtöffentlichkeit der 
Sißungen 74; — Strafvor- 
ichriften bei Verſäumnis 74; 
— Ausſchüſſe 74; — Helfer 
46, 79; — Beanftandung d. 
Beichlüffe 61; — Auflöfung 
des R. 61; — Beratung meh- 
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81, Einwendungen gegen Die- 
felbe 50; — Anmeldung zur 
Mahllifte 48, 80, Streihung 
81, Ausſchluß 81; — Ent- 
ſcheidung über die Gültig- 
keit der 8. 52; — Annahme 
des Gewählten 82; — Ab— 
lehnungsgrümde 52; — Nad)- 
wabhlen 82, 83; — Zeitung 
durch d. Rircheninfpektion 2. 


Kirchenvorſteher, Rechte des 


einzelnen 46, 55; — Wahl 
51; — Gelöbnis 83; — Ver- 
pflihtung und Ginweifung 
52; — Dauer des Amts 53, 
Zokaljtatut hierüber 53; — 
Unentgeltlichkeit des Amts 
60; — Entlafjung vor Ablauf 
der Mahlzeit 53,615 — Reiſe⸗ 
vergütung an K. 60, 73; — 
Zegitimation durch die In— 
ipektion 85; — Eingreifen 
Er : Sirhenzudtsfällen 338, 


Sirhenwaldungen, Aufjicht 


über die &. 43, 362. 


Kirchenzucht, Zuftändigkeitd. 


Kircheninfpektion zur &. 43, 
338; — des Kirchenvorjtands 
55, 338, 341; — Maßnahmen 
der 8. 337 ff. DVerluft der 
Mahlrechte 338, Entziehung 
des Batenrechts 338, Wieder- 
verleihung der Vollberechti— 
gung 339, 343, Rechtsmittel 
342. 


Kirhgemeindekajje, Haus- 
haltplarn 382; — Betriebs- 
mittel 382; — Rechnung 454. 


Sirchgemeindekaffen, Zweck 


rerer &. in Städten 48. 
Kirchenvorſtandswahlen 

51ff. 78 ff.; — Bekanntma- 

bung der &. 51, 81ff.; — 


Stimmberedtigung 48, Ver- 
luft der. 61; — Stimmab- 
gabe 52, 82; — Wählbarkeit 
50, Werluft derfelben 61; — 
Mahlausihuß 51f.;— Wäh⸗ 
lerlijte 48 Ff., 79, Auslegung 


und Einrichtung 452; — Yor- 
mular der Rechnung 455; — 
Prüfung und Richtigſpre— 
hung der K. 454; — Anlei- 
nr zur Nechnungsführung 
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Kirchgemeindemitgliedjchaft, 
Erwerb und Verluſt 330 ff.; 
Rechte und Pflichten 331. 

Kirhgemeinden, Beruf der K. 
44; — deren Vertretung 45 ff., 
65 ff; — MWitgliedſchaft in 
den 8. 72,330; — Darlehen 
der K. 380, Urkunden dar- 
über 84; — Bereinigung u. 
Trennung von K. 17, 86, — 
zufammengefeßte 47, 51; — 
Mehrheit von &. in einer 
Stadt 47. 


Rirchgemeinderegifter 282. 

Kirchgemeindeteile, Sonder- 
vertretung für K. 62. 
Kirch emeindeverbände 94ff.; ; 

Eimer 94; — Saßung 94; 

Auffichtsbehörde 95; — Kör- 
perichaftsrechte 95; — Be— 
amte 95; — Bwangsvereini- 
gung 96; — Austritt 96; — 
Auflöſung 97; 
pflicht 406. 

Kirchgemeindeverſammlun⸗ 


gen 62. 

Kirchgemeindezugehörigkeit 
der Grundſtücke, Zuſtändig— 
— der Verwaltungsgerichte 
1 


6. 
Kirchliche Denkmäler u. Ul- 
tertümer 357. 
Kirchliche Ehrenrechte, Ent 
ziehung der k. E. 337 ff.; 
eeeihung 339, 340, 


Aihlice Einrichtungen, An— 
‚ derungen allgemeiner R. ©. 
69; — örtliche 54, 58; 

Ortstatute über k. €. 45. 
Kirchliche Gebühren, Negu- 
lative 43, 390. 
Kirchner, Wahl und Verpflid- 
tung 58; — |. Ricchenbeamte. 
Kirhrechnung, Einrichtung d. 
. 448; — vom Rirchenvor- 
ftand Durchzugehen 448; — 


Böhme, Kirhengefege. 


— Gtwer- 


2. Aufl. 
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Abnahme der K. 449, Ein— 
ladung des Patrons dazu 
448, 452; — Prüfung und 
NRichtigfprehung 449; 
Formular für die Rechnung 
des Arars 449; — Anleitung 
zur Nechnungsführung 458; 
— Lokaljtatutüb. die K. 384. 
Rirhrehnungsführer, Wahl 
des &. 56; — Entihädigung 
— Beitjtellung der In— 
jtruktion für den K. 57 
Kirchſchulbauten 325. 
Kirchſchullehn, Vertretung u. 
Verwaltung 59, 367 ; — Ver— 
äußerung 365; — Verwal: 
tung der Grundſtücke durch 
den Kirchenvorjtand 373 ff. 
Kirchfchullehrer im allgemei- 
nen 245; — Mindejteinkom- 
men 252; — Dakanzen im 
Amte der &. 203; — Anitel- 
lung 246 ; — Urlaub 246; — 
Difziplinarvorichriften 246; 
— Einkommen 247; — Ben- 
fionierung 247. 2 


—— örtliches 


Airarküpte > Kirchenſtände 
358; — Erwerbung d. Kirch— 
fluchlrechts 358, Verluſt ib.; 
Seundbucpeintrag ungutälfig 


— 57, 358. 

Rirhtürme, Bau von '@. 368. 

Alingelbeutel, Verrechnung d. 
Einnahmen aus dem K. 450; 
— Form d. Verrechnung 462. 

Klöjter 2, 

Roinjpektion f. Kircheninſpek— 
tion. 

Kollator, Benachrichtigung bei 
Erledigung kirchlicher Ämter 
161; — Bewerbung beim K. 
148; — Wahlvorſchlag 149, 
Srift 150, 152ff.; — Prä- 
fentation beim Landeskon— 
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filtorium 150; — Rechte bei 
Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens in der Dberlau- 
fg 29, 77; — |. aud) Kirchen- 
patron. 

Kollaturrecht, Aufhören bei 
Abtrennung neuer Parochien 
119; — landesherrliches 15; 
— Ausübung des Privat-R. 
im Devolutionsfalle 15, 150; 


— in der Oberlaujig 25; — 


‚„Dberverwaltungsgericht 137. 

Rollegiale Beratung des Lan- 
deskonfijtoriums 18. 

Kollekten, allgemeine Rirchen- 
8. 18, 348 ff. 

Kollifion der Intereffen ver 
Kirchen- und politifhen Ge— 
meinde, Watrone, Kirchen- 
vorjtände uſw. 16, 59. 

Kolloquien der GSuperinten- 
denten find weggefallen 159. 

Rommifjar für die theologi- 
ihen Prüfungen 15; — für 
das landjtändijche Seminar 
zu Baugen 27; — für Die 
Militärfeelforge 21. 

Sommunalfteuerpflit der 
Geiſtlichen 167. 

Rommunikantenregijter 260. 

Kommunion 259. 

Kompatronat, Ausübung des 
K. 118, 119; — bei Behin- 
derung ein. Mitpatron⸗ 126. 

Kompetenzgerichtshof 135. 

Kompetenzverhältniſſe in 


Kirchenſachen 129; — Ver— 
waltungsweg 131; — ge— 
miſchte K. 133, 135. 
Konferenzen, jährliche ur 
K. 35; — Spezial-R. 3 
Konfeffionelte an '. 
Kindererziehung. 


Konfejjionseid |. Gelöbnis. 

Konfirmation der Geiftlichen 
156, Aushändigung d. Kon 
firmationsurkumde 156; 
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der Kinder 287, Zujtändig- 
keit 287, Zulaffung 288 ff., 
Überweifung ib., Ronfirman- 
denbuch 290, Worbereitungs- 
unterricht 290, Stunden 291, 
Abteilungen 291, Unterrichts- 
gang 292, 8.-Handlung 292, 
Tag 292, Privat-R. 293, 
Zeugnis 293, Verweigerung 
der K. 338, diſſidentiſche 
Kinder 317. 
Konfirmierte Jugend, Für— 
ſorge für k. J. 294, 310. 
König, Recht des K. über die 
Kirchen 2; — K. u. Königin—⸗ 
nen, Befreiung von Kirchen⸗ 
ſteuer 397; — landesherr- 
liches Kirchenregiment D. 

Konkurs hindert an Aus— 
übung des PBatronats 123; 
— bat Amtsenthebung der 
Geijtlihen zur Folge 231. 

Konfiftorialbehörde in der 
Dberlaufi 10, 24 ff.; — bei 
PBenfionierungen 25, 210 ff.; 
— in Difziplinarfällen 232, 
243; — |. übrigens Landes-⸗ 
konſiſtorium. 

Koſten in Kirchenſachen 129; 
— Diele 
39, 

3 kirchl. 72, 381. 

RreishpauptmannihaftBaut- 
zen als Konfijtorialbehörde 
10, 24, 243. 

Kreisvereine für innere Miſ⸗ 
ſion 357. 

Kriegsjahre, Anrechnung bei 
der Penſionierung 218. 

Kulturart, Veränderung der 
K. der Kirchengrundſtücke 17, 
in der Oberlauſitz 26. 

Rultusminifterialkaffe, Zah- 
lungen aus der K. 182 ff.; 
— Verwahrung von Wert- 
papieren 446; — keine Über- 
wachung der Auslofung 446. 
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Kultusminijterium, Aus⸗ 
übung des jtaatlichen Ober— 
aufſichtsrechts 3, 8, 21; — 
Zuftändigkeit im allgemei- 
nen 8, hinſichtlich des Neli- 
gionsunterrihts 13, 33, in 
PBenfionsfällen 215, 225, 
bei Unterſtützung von Geiſt— 
lichen 216; — Verantwort- 
lichkeit vor den Ständen 21. 
Rultusverwaltung im allge- 
meinen 258. 

Kunſtſchätze, kirchliche 362. 


2 


Randesanjtalten, Kommifſar 
ur. 20. 
Landeschoralbuch 259. 
Landesgeſangbuch, Ginfüh- 
rung eines %. 14, 19, 58, 259. 
Zandesherrlihe Kirchenge- 
walt 3, 21. 


Zandesherrliches Patronat, } 


Ausübung durch das Lan- 
deskonjiltorium 15. 
Zandeskollekten 348 ff.; — 
‚feitjtehende 348; — Einſamm— 
lung 349 ff.; — Xblieferung 
350 ff. 
Landeskonfiftorium, Grrich- 
tung des evang.=luth. L. 
12; — Zufammenfegung 12; 
— außerordentliche Beiliger 
12; — Oejchäftskreis 13; — 
rechtliche Stellung der Mit- 
glieder 12,13, Verpflichtung 
derfelben 12; — Vorberei— 
tung kirchlicher Geſetze 13; 
— Auffiht über den Reli- 
gionsunterricht 13, 14; — bei 
‚ Abhaltung d. Landesſynode 
14; — Dberaufficht über die 
kirhlihen Behörden 16; — 
als Dilziplinarbehörde der 
Geiſtlichen 16; — als Re— 
kursinſtanz 16, 137,140, 237; 


483 


— in Adminijtrativjuftiz- 
ſachen 16; — Berufung an 
die in Evangelieis beauf- 
tragten Staatsminijter 19; 
— Prüfungen vor dem L. 
15, 143; — Bejtätigung der 
Geiitlihen 15; — Mitwir- 
kung bei Beſetzung geijtlicher 
Stellen 15, 149, freie Bejet- 
zung ſolcher 163; — geneh- 
migt außerordentliche Ver— 
wendungen aus der Bakanz- 
kaſſe 202 ; — genehmigt Eme- 
ritterungsgejudhe 210 ff.; — 
verfügt Verfegung in Warte- 
geld 211, desgleichen unge 
ſuchte Emeritierung 212; — 
Zuftändigkeit b. ausnahms- 
weifer Berechnung früherer 
Dienitzeit 215, bei Unter— 
ſtützung an noch nicht pen— 
fionsberedhtigte Geiſtliche 
212, bei Unterſtützungen an 
entlafjene Geijtlihe 205; — 
entfcheidet in Diſziplinar— 
fällen 232; — verleiht Wie— 
deranitellungsfähigkeit 230; 
— verfügt Suspenfion 240, 
Streihung aus der Kandi- 
datenliſte 244; — Berhält- 
nis 3. Kreishauptmannſchaft 
Bauten als Konfijtorialbe- 
börde 27. 


Zandespfarrkajfe, Zweck und 
Verwaltung 345. 

Landesſynode ſ. Synode. 

Landesuniverſität, Verfaſ— 
ſungsänderungen 6; — theo— 
logiſche Studien u. Prüfun— 
gen an derſelben 14, 143; 
— Vertreter im Landtag 4, 
in der Synode 65. 

Landesverein zur Unterſtüt— 
zung unverſorgter Predigers- 
töchter 206. 

Landtag 3; — Wahl v. Geijt- 
lihen zum 2. 146. 

31% 


484 


Zegitimation der Kirchenvor- 
ſteher 85. 
eh geiftliche, Vertretung 
tr 8. 59; — Derwaltung 
* geiſtlichen Lehnsgrund— 
ſtücke durch den Kirchenvor— 
itand 373 ff. 


Rehnsnugnießer, Anerken—⸗ 
nung der Örundbudeinträge 
bedarf der Genehmigung d. 
Inſpektion 43, 356. 

Zehre des Geiftlichen unab- 
hängig vom Kirchenvorjtand 

55. 


Lehrer, Rirchenjteuerpflicht 402. 

Zehrkandidaten 144. 

Rehrkurfus d. Randidaten 144. 

Zehrplan für Neligionsunter-> 
richt in der Volksſchule 322; 
— für Konfirmandenunter- 
richt 292. 


Reichenbeftattung, Drdnung 
durch kirchl. Ortsſtatut 73. 

aloe 308. 
Leichentuch, Verrechnung der 
Einnahmen vom 2. 450. 

Leipzig, ent im 
Zandtag 4 

Zefegottesdienft 258. 

Liturgie, Drdnung der 2. dur) 
das Zandeskonjijtorium 14; 
— im Öottesdienjt 258. 

Zogisgeld ijt ins Ratajter ein- 
autragen 166. 

— — Einrichtun⸗ 


—— Einrichtun⸗ 
gen 43, 58. 

Sokalftatute, kirchl. 42, 45, 47. 

Zutheraner, feparierte 6. 


M 


Mahnung, amtsbrüderliche, 
feitens des Ephorus 31, 245. 
Mehrheit von Geiftlichen an 
einerKicche, Arbeitsordnung 
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146; — Drtsfchulinfpektion 
324 


Meißen, Hochjtift 3, 7. 

Michaelisgeld Aufhebung432. 

Militärdienftzeit der Kandi- 
daten 145; — Anrechnung 
der M. für d. Penſionierung 
218. 

Militärperfonen, Kirchen- 
jteuerpflicht 397, 402. 

Militärjeelforge, evangeliſch— 
lutherijche, Zeitung und Auf- 
fiht 21. 

Mindefteinkommen d. Geijt- 
lichen 168; — Staatszulagen 
zur Erfüllung des M. 168; 
— der Hilfsgeiftlichen 171. 

Mirifter, diein Evangelieis be- 
auftragten ſ. Staatsminifter. 

Minifterium des Kultus |. 
Kultusminifterium. 

Migbraud) der kirchlichen Ge- 
walt 3. 

Miſſion, Aufnahme d. Geiit- 
lichen der Vereine für innere 
M. in die Penſionskaſſen 
217; — Dilziplinarverhält- 
niffe diefer Geijtlichen 244; 
— f. aud) Innere Miffion. 

Miſſionsfeſte 357. 

Miffiven des Ephorus 36; — 
Aufwandfür Austragung 39. 

Mündliche Erteilung v. War: 
nung und Verweis 232. 

Mündliche Verhandlung im 
Difziplinarverfahren 233, 
235, 236; — Verweifung zur 

V. iſt unanfehtbar 235. 


A 


Nachläffigkeit in der Amts— 
— als Diſziplinarfall 


— 259. 
Nachſichtserteilung in Ehe— 
ſachen 13, 20. 


Die Zahlen verweifen auf die Seiten. 


Nächſtenliebe, chriitliche, Aus— 
gaben für A. 381. 
Naächweiſung des jteuerpflich- 
tigen Dienjteinkommens der 
Geiſtlichen 167. 
Nachzahlungsweiſe Gewäh- 
rung der Penſionen 218. 
Naturalauszüge als Dienit- 
einkommend.Geiltlichen 166. 
Nebenbeſchäftigung d. Geiſt— 
lichen 146. 
Nebengottesdienſte 259. 
eeeerstituns 
6. 


Nottaufe 285. 

Nutzbare Rechte der Kirchen, 
Veräußerung v.n. R. 17,19. 

Nutznießer geijtliher Lehen 
find zum Antrag auf amt- 
liche Verwaltung ihrer 
Grundſtücke berechtigt 373. 

Nubungen vom Grundbeſitz 
als Dienjteinkommen der 
Geiftlichen 166. 


O 


Oberaufſichtsrecht d. in Evan- 
gelieis beauftragten Staats⸗ 
minijter 2, 12; — des Aul- 
tusminijteriums über Die 
evang.-luth. Kirche 3, 8, 21. 

Dberhofprediger, Anjtellung 
des D. 15; — Mitglied des 
Zandeskoniijtoriums 12, der 
Ständekammer 4. 

Dberlaufig, Partikularver- 
faſſung 10; — Verhältnis 
zu den Zentralbehörden des 
Zandes 10, zum Landes- 
konfijtorium 27; — Vertre- 

‚tung in der Landesiynode 
66; — Ausübung der Kon- 
ſiſtorialgeſchäfte 10, — Rechte 
der Kollatoren in der D. 29; 
—  Kircheninfpektionsver- 
hältniſſe 28; — Einführung 
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von Rirchengeleßen in der 
D. 10; — Stiftungen 11. 

Dberverwaltungsgeridt, Zu— 
ftändigkeit in Kirchenſachen 
137, 138. 

Dffenbarungseid, Leitung d. 
D. feitens der Geijtlichen 167. 

Offentliche Religions— 
übung 2. 

Offentliches Argernis, im 
Verhalten der Kirchenvor— 
ſteher 49, der Patrone 122. 

Opfergeld, Aufhebung 432. 

Orden, kirchliche 2. 

Ordination der Geiſtlichen 15, 
156, 159; — Bedeutung der 
D. 159, Einladungen dazu 
156: — Aſſiſtenz, Gebühren 
157; — Berluft der durch) 
D. erlangten Rechte b. Dienjt- 
entlaffung 228; — XÜberken- 
nung bei nit im Amte 
jtehenden Geijtlicyen 230. 


- Drdnung, kirchliche, Aufrecht- 


erhaltung 337 ff. 

Drdnungen, Abweichungen 
von allgemeinen D. 45. 

Drönungsitrafen als Difzi- 
plinarmittel 227; — Arten 
227 ; — |chriftliche Feſtſetzung 
der D. 232; — vorher ijt der 
Angejchuldigte zu hören 232; 
— auch gegen nidhtjtändige 
ordinierte Geijtliche 227; — 
find im Nügeverfahren feit- 
zuſetzen 232; — dagegen Re— 
kurs aber keine MWiederauf- 
nahme zuläſſig 232. 

Drdnungswidrigkeiten, Ein- 
fchreiten d. Rircheninipektion 
243; — als Difziplinarver- 
gehen 231. 

Drganiften, Anftellung der d. 
249; — Mindejteinkommen 
252; — Venfionsverhältnifje 
25; — ſ. auch Kirchſchul— 
lehrer. 
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DOrgelbau 368. 
Drgelgeld, Aufhebung 432. 


Drtsichulinipektoren, Geijt- 


liche als D. 321, 324, 328 ff. 
Drtsftatute, kirchliche 42, 45; 

— Suhalt’7l. 
Ditafrikanifchebemeinden 6. 


P 


Pachtgelder von Kirchenäckern 
und Wieſen, Verrechnung 
450, 461. 

PBachtverträge über geijtliche 
Lehnsgrundſtücke 374, 376. 

Pachtzinfen als Teil Des 
Dienjteinkommens d. Geijt- 
lihen 166; — Bereinnah- 
mung durch den Kirchenvor- 
ſtand 375. 

Parodhialanlagen, Derein- 
nahmung bei der Kirchge- 
meindekalfe 456; — |. Kir— 
chenſteuern. 

Parochialbezirksverände— 


rungen 17, 57, 86; — ſ. 
Kirchenbezirke. 

Parteiſtreitigkeiten, kirch— 
liche 136. 


Partikularſtatut für Teile 
der Kirchgemeinde 62. 

Partikularverfaſſung der 
Oberlauſitz 10. 

Pastor primarius der Vier— 
ſtädte, Inſpektionsbefugnis 
28. 


Patenrecht, Entziehung 338, 
349. 


Patronat ſ. Kirchenpatronat 
und Kollaturredt. 

Pauli, St., Vredigerkolleg zu 
144. 

Benfionierung der en 
Verfügung 15; — auf An- 
ſuchen 210 ff.; — ohne An- 
fuchen 212; — in der Ober- 
laufig 25; — während ſchwe— 
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benden Diſziplinarverſah⸗ 
rens 230. 

Penſionsbezüge d. Geiſtlichen 
213; — der Hinterbliebenen 
220 ff.; — ausnahmsweije 
Erhöhung 221. 

PBenfionserhöhungen für frü- 
bere Geiſtliche ujw. 218. 

Benfionskajfen, private 208. 

Penjionsmonat, Anſpruch 
auf den legten P. 216; — 
Ruhen der Benfion 217, 223. 

Penſionsſkala 213. 

PBenfionsverluft 216, 218. 

Penfionszahlung erfolgt mo- 
natlich 218, 223, 226. 

Perikopen, Drdnung durch d. 
Zandeskonfijtorium 14. 

Perikopenbud) 258. 

Perſönliche Zulagen 168; — 
ſ. Zulagen. 

Petitionen an die Synode 
69, 116. 

Pfändung des Dienfteinkom- 
mens der Geijtlichen 167; 
— der Benfionsforderungen 
206, 225. 

Pfarrarchive 365; — Revifion 
der P. bei PVilitation des 
Gphorus 38. 

Pfarrer ſ. Geijtliche. - 

Pfarrfelder Nußungen 364; — 
Bewirtihaftung durch den 
Kirchenvoritand 373. 


Pfarrhaus, Benutzung und 
Initandhaltung 363; — 
Brandkaffenbeiträge 363; — 
Einquartierungslajt 363. 

Pfarrinventar 364. 

Pfarrlehen, Vertretung des P. 
durch die Mn 

— Aktor 43; — 
Stemp aͤfreih eit der Aktorien 
366; — Beſteuerung d. Nut- 
zungen 355, 363, 365; — 
Kapitalien 17, 365; — Ber- 
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fahren bei Wegreigung der 
Gebäude 43. 

Piarrlepnskapitalien, Aus- 
leihung und Einziehung 43; 
Nubungen 365. 


Piarriyfteme, Begründung 
neuer jelbjtändiger P. 17. 
Piarrvakanz, AUmtsverwal- 


tung während derjelben 199. 
Pfarrwahl |. Bejegung geilt- 
licher Stellen. 


Piarrwaldungen, Aufficht 
über die Bewirtichaftung 
der P. 364. 


Politiſche Gemeinde, Wider- 
ipruch gegen Anlegung kirch— 
licher Oottesäcer, Zuftän- 
digkeit d. Dberverwaltungs- 
gerichts 137; — Gehör bei 
Rirchgemeindeanleihen 397; 
— Beranlagung, Ausichrei- 
bung und Grhebuug Der 
Kirchenjteuern 422; —Heran- 
ziehung der Geijtlichen zu— 
den Anlagen der p. ©. 167; 
— Teilnahme der Geiſtlichen 
an den Wahlen der p. ©. 146. 


Politiſche Gemeindefriedhöfe 
2, 860 ff; — Wahrung 
kirchlicher Intereſſen 376. 

Bolitifche Berfammlungenin 
Kirchen unzulällig 357. 

Portoverläge d. Ephorus 39. 

Poftvollmachten des Kirchen- 
vorjtands 86. 

Präfentation der Bewerber 
um geijtliche Stellen 149; — 
des Gewählten beim Lan— 
deskonfijtorium 150 ; — Ver⸗ 
luft des Bräfentationsrechts 
I: — Präſentationsfriſt 


Predigerkollegium St.Pauli 
15, 144 


Bredigerkonferenzen in der 
Dberlaulig 28. 


PVredigerstöchter, Unterjtüt- 
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zungskaſſe für unverforgte 
P. 2065 — Landesperein 
zu Unterjtügung der P. 206; 
— ſ. auch Waifen. 

Prediger-Mitwen- und Wai- 
fenkajfen, Errichtung der 
P. u. W. 203; — Vertretung 
durch den Staat 205; — 
Teilhaber an derjelben 204; 
— Zutritt der Geijtlichen 
an Staatsanjtalten ausge- 
ichloffen 206; — Teilnahme 
der reformierten Geijtlichen 
204, 206, 219. 


Predigt im Gottesdienjt 258. 

PBrivatkonfirmation 293. 

Brivatpatronat 118; ſ. Kir— 
chenpatron. 

Probe d. anzuitellenden Oeijt- 
lichen 15, 155; — Megfall 
der P. bei Wuhl dur) den 
Kirchenvorjtand 151; — ins- 
bejondere Probekatechiſa— 
tion 155. 


Probepredigt 58, 155; — bei 
freier Bejeßung durch das 
Zandeskonfijtorium 164; — 
Verzicht auf die P. 58. 

Protokollführung im Rirchen- 
vorjtand 61; — im Difzipli- 
narverfahren 232, 234, 245. 

Prozeßführung des Kirchen— 
lehns 59; — der Kirchge— 
meinde 60. 

Prüfungen vor dem Landes— 
konfiftorium 15, 143; — an 
der Univerfität 15, 143; — 
in d. Lehrerfeminaren 14, 27. 


R 
Ratskollegium ſ. Städte. 


‚Räume, gottesdienitliche, Be— 


Ihaffung 381. 
Rechnungen, Form der kirch— 

lihen R. 459; — Einträge 

461; — Belege 462 ff. 
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Nechnungsführer für Ver— 
waltung des Rirchenvermö- 
gens 56; — DObliegenheiten 
57; — Vergütung 60. 

Rechtsanwälte, Zulaffung im 
Difziplinarverfahren 234. 

Nechtsfähigkeit der Gtiftun- 
gen 9, 23, 379. 

Rechtskraft im Difziplinar- 
verfahren 239. 


Rechtsmittel in Rirchenfachen | 


127% 
Rechtsweg in Kirchenfachen 
130 ff. 


Reformierte als Batrone 119, 
122; — Geijtlihe in den 
PBenfionskaffen 204, 206,219; 
— Befreiung von Kindern 
v. Religionsunterricht 322. 

Neichsbeamte, Difziplinar- 
verhältnijfe 227. 

Neihengräber 360. 

Neifeaufwand bei Gajtpre- 
dDigten 149; — Tagegelder 
193; — R. 193; — Verlag 
für Forkommen d. Ephorus 
37; — der Kirchenvorjtands- 
mitglieder 73; — der Öeift- 
lichen bei Diözefanverfamm- 
lungen 73; — der Syno— 
dalen 117. 

Rekurs gegen Entfcheidungen 
der Rircheninfpektion 16, 17, 
140 ;— gegen Enticheidungen 
des Landeskonjijtoriums 16, 
gegen folche der Kreishaupt- 
mannſchaft Baugen 27; — 
Zufammenfeßung der R.-In- 
tanz 16; — im Difziplinar- 
verfahren 232, 237; — gegen 
Drdnungsitrafen 2325 — 
Suspenjion 242. 

Rekursfrift 140, 232, 237. 

Neligionsgelöbnis |. Ge— 
löbnis. 

Religionslehrer, Randidaten 
der Theologie als N. 144. 


Die Zahlen verweifen auf die Geiten. 


Religionsübung, öffentliche 
2; — jtaatlicher Schuß gegen 
Störungen der R. 144, 356. 

Religionsunterricht in Der 
Volksichule 319 ff., 325 ff.; 
— Auffiht des Landeskon- 
ſiſtoriums 13, 14; — Beauf- 
Nhtigung durch d. Geiſtuͤchen 
321; — Superintendent 33, 
38, 330: — in höheren Schu 
[en 309. 

Res extra commercium 356. 

Reitverzeichnifje 457. 

Rhythmiſcher Gefang 259. 

Nittergüter |. Eremte Grund- 
jtücke, Gutsherren, Kirchen 
patronat, Rirchenfteuer. 

Nürcklagen für Kirhenbauten 
383. 


Rügeverfahren gegen Geift- 
lihe wegen Drdnungswid- 
rigkeiten 202. 

Ruhegehalt |. Benfion. 


© 


Sakrament, Taufe 283 ff.; — 
Abendmahl 259. 

Sakramentsverwaltung der 
Geiftlichen unabhängig vom 
Kirchenvorſtand 55. 

Sükularifation der Oottes- 
äcker 361; — Zuftändigkeit 
17, 26. 

Sammlungen bei Taufen u. 
Trauungen, Verrechnung d. 
Einnahmen davon 450. 


Schenkungen, kirchl., Stem- 
pelpflicht 356; — von Rir- 
chenſchmuck 362. 

— der Gottesäcker 


— re der 
Geijtlihen vom ©. 

Schönburgifche Rorehbere- 
Ichaften, Aufhebung der Su- 
perintendentur Glauchau für 
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die ©. R. 19, 20; — Patro- 
natrechte 126. 

Schulamt, Verbindung und 
Trennung vom Kirchenamte 
59; — Anrechnung der Schul- 
amtszeit bei Gmeritierung 
214; — Zulaſſung der Ran- 
dDidaten der Theologie zur 
atung für das höhere ©. 


Riten der Kirchgemeinde 
43, 380 ; — des Kirchenlehns 
17.09, 

© uldverfchreibungen des 

irchenvorjtandes 84 ff. 

Schule ſ. VBolksjchule. 

Schulgeld 319, 322, 326. 

Schulvorjtand, Mitgliedichaft 
d. Geiftlichen 145, 320, 323 ff. 

eg kirhliche Aus- 
gaben für ©. 380. 

Schuß gegen Störung der Re⸗ 
ligionsübung 144. 


Schweitergemeinde, Beteili⸗ 


gung bei der Viſitation 
des Ephorus 33; — ſ. auch 
Filialgemeinde. 

Seelſorge der Geiſtlichen, un— 
abhängig vom Kirchenvor— 
jtand 55. 


Seminare, Aufjicht über Re— 
ligionsaufficht an ©. 14; — 
landjtändijches 3. Baugen 27. 

- Separierte Zutheraner 6. 

Silveſtergottesdienſte 259; — 
Rollekte 349. 

Simonie hindert an Aus— 

‚ übung des Patronats 122. 

Sittlihe Verfehlungen als 
Dilziplinarfälle 231. 

Sonpdervertretungen in zu— 
a aeiebten Kirchſpielen 


—— Feſt- und Bußtags- 
feier 262 ff.; — Beichrän- 
kung des Handels 263, 272; 
— Laden- und Schaufenter- 
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ichluß 264, 269; — Belchrän- 
kung des Gewerbe- u. Fa— 
brikbetriebs 264 ff., 273ff. — 
Ausnahmen 264 ff., 272 ff. ;— 
Gaſtwirtſchaften 266, 275; — 
Konzert u. Theater 266, 275; 
— Jagd 266; — Verfamm- 
lungen 266; — Gtrafvor- 
ichriften 267, 276; — llber- 
wachung der ©. Feier jeitens 
des Kirchenvoritands 54. 

Sonntag, Wahl des Kicchen- 
vorjtands am ©. 51. 

Spareinlagen, Form d. Ver: 
rechnung 462, 

Spezialkafjen für emeritierte 
Geiftliche 208. 

— — d. Geiſt⸗ 
lichen 35. 

Sporteln 129. 

Staatsangehörigkeit, Erwer— 
bung durch Anſtellung im 
geiſtlichen Amt 144; — Ein- 
fluß auf das Wahlrecht zum 
Kirchenvorjtand 72; — zur 
Synode 74, 


Staatsanftalten, Geijtliche an 
©. 151; — Diſziplinarver— 
hältniffe 227; — Benfions- 
verhältnijje 218. 

Staatsaufficht über die evan- 
gelifch-lutherifche Kirche 3, 
8.21. 

Stantshürgerrechte, Unab— 
bängig vom Religionsbe— 
kenntnis 1, 5. 

Staatsentjehädigung f. Weg- 
fall der Akzidenzien 385 ff. 

Staatsfiskus, Kirchenjteuer- 
pflicht 404, 406, 414. 

Staatshaushalt, Aufwen— 
dungen für die enangelilch- 

. Iutherifhe Kirche 344 ff., 
für den Minvdejtgehalt der 
Geiftlichen 168, für die Pen— 
fionskalfen 205, 208. 

Staatsminijter, die in Evan- 
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gelieis beauftragten ©. 2,5; 
— Zufammenjegung 5; — 
Zuftändigkeit 5, 10, 185 — 
Refervatrechte 18; — Rekurs 
gegen ungeſuchte Gmeritie- 
rung an die ©. 212; — Be— 
Ichwerden über Zandeskon- 
ſiſtorium 19; — in Difzipli- 
narjachen 244; — Entſchei— 
dung in Dberlaufiger Kir- 
chenſachen 27. 


Staatspapiere, Verrechnung 


von Zinſen 461. 
Staatsjteuerpflicht d. Geiſt— 
lichen 167; — des örtlichen 
Kirhenitiftungsgut 355; — 
der Kirchgemeinden 385. 
Stantszulagen für Geiſtliche 
168. 


Städte, Kircheninjpektion in 
©. 40, 41; — Patronatrecht 
in ©. 47, 118, 124, 126. 

Stadtrat j. Städte. 

Stammvermögen der Kirdhe 
ift unvermindert zu erhalten 
380, 448; — Verwendung 
von Kapitalien des ©. 50; 
— Rechnung über das ©.448. 

Standesbeamte, Geiſtliche 
find nicht zu ©. zu ernennen 
145. 


Stellen der Geijtlihen u. Be— 
amten, Pflicht der Gemeinde 
zur Errichtung 381; — Ge— 
nehmigung 17. 

Stelleneinkommen, von der 
Kirchgemeinde zu gewährlei- 
en, 174; — Berechnung 
180. 

Stellenkatafter, Aufitellung 
und Führung der ©. 166. 

Stellenwechjel, Vermeidung 
ichnellen ©. bei Beſetzung 
geiftlider Stellen 159; — 
Gehaltszahlung bei ©. 172. 

Stellenzulagen zu Erfüllung 
d. Mindefteinkommens 168. 
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Stellvertretender Vorfigen- 
der des Kirchenvorjtands 
46, 71 


Stellvertreter, Ausübung des 
Batronats durch ©. 123; 
— für Geijtliche in Urlaubs— 
fällen 145. 


Stellvertretung, Aufwand f. 
die ©. der Geiltlichen u. Kir- 
chendiener 189 ff.; — Ver— 
pflihtung 3. unentgeltlichen 
©. 189; — Vergütungen 
ne ff.; — DVergütungsfäße 
192. 


Steuerentjhädigungskapi- 
talien, deren Verrechnung 
beim rar 449; — Verwen- 
dung 167, 355, 365. 


Steuerprivilegien des kirch— 
lichen Stiftungsguts 355; — 
der Kirchgemeinden 385. 


Stiftungen unter dem Schuße 
des Staats 3, 23; — An- 
zeigepflicht bei Errichtung 
kirchlicher ©. 377; — Auf 
fiht 7, 8, 9; — Genehmi- 
gung 9, 23; — kirdlidhe 
Stiftungen: allgemein 8, 9, 
17, 23, 377; — Aufſicht des 
Zandeskonlijtoriums über 
kirhlihe ©. 17; — insbe- 
fondere unter landesherrli- 
chem Batronat 17; — Ber: 
wendung von Gtiftungs- 
mitteln 17; — Grundfäße f. 
die Aufjtellung d. Satzungen 
379; — Bejteuerung 379; — 
Veränderung d. Stiftungs- 
zwecks 3, 9, 19, 379; — Be- 
fugniffe der Kollatoren in 
der Oberlaufig 26, 29, 77. 

Stiftspräbenden von Merje- 
burg, Naumburg u. Zeit 344. 

Stiftungsgut, örtliches, im 
allgemeinen 354 ff. 

Stilles Begräbnis 308. 
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Stimmrecht bei der Kirchen- 
vorjtandswahl 48; — Ver— 
luft 53; — |. auch Kirchen— 
vorjtandswahlen. 

Stolgebühren, Erhebung zur 
Kirchgemeindekalfe 386, 390, 
455; — Yiration 388. 

Straf: und Verforgungsan- 
ftalten ſ. Staatsanitalten. 

Streihung aus der Kandi- 
datenliſte als Difziplinar- 
itrafe 244. 

Streitige Kirchliche Verwal— 
tungsjacdhen 17, 136 ff. 

Superintendent ſ. Gphorus. 

Suspenjion der Geijtlichen 16; 
— im PDilziplinarverfahren 


Synodalausjchuß 98. 

Synodalen, Funktionsdauer 
der ©. 66; — Zahl der ©. 
65, 66; — Gelöbnis der ©. 
68, 104; — Legitimation d. 
©. 105; — Tagegelder und 
Reifeaufwand der ©. 70, 
117; — Urlaub 108. 


Synodalwahlen 67; — An— 
ordnung 100; — Wählbar- 

‚ keit 66; — Wahlmänner 67; 
— Mäbhlerverzeichnis 101; 
— MWahlbezirke 65, 100; — 
Stimmabgabe 102; — Wahl- 
verfahren 67; — Bekannt: 
machung 100; — Kommiſſare 
67, 100; — Entſcheidung 
über die Gültigkeit 102; — 
Annahme und Xblehnung 
der Wahl 103; — NMach— 
wahlen 103; — Bekannt- 
machung der Gewählten 103; 
— Brüfung d. Wahlen dur) 
die Synode 105. 


Synode,evangelifch-Tutherifche | 


Zandes-©. 65; — Rechte u. 
Dbliegenheiten 69; — Zur 
fammenfeßung 65; — Be— 
ſchlußfaſſung 69, 110, zwei» 
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malige Beratung 110; — 
Berufung 69; — Zufammen- 
tritt 68; — Präfidium 68; — 
PBräfident 106; — Sekretäre 
106; — Eröffnung 70, 104; 
— DVertagung u. Schließung 
118; — Kanzlei» u. Dienjt- 
perfonal 106; — Koften der 
©. werden aus der Gtaats- 
kaffe bejtritten 70; — Ge— 
ihäftsordnung 70, 104; — 
Sprechordnung 108; — Sit— 
zungen find Öffentlich 69; 
— Protokolle 107; — Ver— 
tretung d. Kirchenregiments 
70, Kommiſſare 105 ; — Aus— 
ihüffe 113, 114; — ſtändi— 
ger Ausſchuß 98; — im Difzi- 
plinarverfahren 99, 237. 
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Tagegelder des Ephorus 39; 
— der Kirchenvorſteher 73; 
— der Geiſtlichen 73; — der 
Synodalen 117. 

Taufe, Pflicht zur Anmel— 
dung 283; — Taufort 283; 
— Zaufpaten und »zeugen 
284, 286; — Taufnamen 
284, 286; — Tauffäumnis 
338; — Zeugnijje 287; — 
Gebühren 287; — Firation 
der Gebühren für T. 388, 

Taufregulative 42. 

Tauſch kicchl. Grundſtücke 19. 

Theologie, Studienplan der T. 
auf der Landesuniverfität 
14; — Wahl der Profeſſoren 
der 3.15; — Ratalog der 
Borlefungen 15. 

Saeplanl ee Prüfungen 15, 

148; — Bufammenfegung 
der Brüfungskommiffton in 
Leipzig 15. 

Terte für Predigten, Ordnung 
durch das Landeskonfijto- 
rium 14, 258. 
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Titel des Geijtlihen, durch 
Dienjtentlafjung verloren 
28 


Tochterkirchen |. Filialge— 
meinden. 

Totengräber, Anjtellung der 
3. 58. 


Traditionsrezeß wegen Über- 
ganges der Dberlaufig an 
Sadjfen 11. 

Trankſteueräquivalente, 
Zahlung der T. 182, 365. 

Trauung29ff.;— Trauungs— 
akt 298; — Auszeichnung 

ehrbarer Brautpaare 298, 
303; — Trauungsort 298; 


— Zeit ib.; — Zuſtändig-— 
Reit 299; — Verſagungs— 
gründe 299 ff.; — Wieder- 


trauung Öejchiedener 300 ; — 
Beichwerden 301; — Dilzi- 
plinarjtrafen 301; — Unter— 
laffung der T. 338; — Trau— 
ihein 304; — Gebühren 
388, 391. 


Trauungen, Firation der Ge- 
bühren f. T. 388; — Verrech— 
nung der Gebühren für 7. 
455. 


Aberſchüſſe im Kirchgemeinde- 
haushalt 383. 

Übertritt zu und von der 
Sandeskirche 331; — Über- 
trittsalter 331; — Anzeige 
beim Pfarrer 3832; — Ent— 
laffungszeugnis 332, 334; 
— geheimer 332; — in ar- 
ticulo mortis 333, 335; — 
Berleitung 333; — Wirkun- 
gen 333; — Zeitpunkt der 
Mirkfamkeit 334. 

Umzugskojten der Geiftlichen 
173; — Berehnung 194; — 
Bezahlung aus Kirch- oder 
Kirhgemeindekafje 194. 
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Unabkömmlichkeit der Geiſt— 
lichen 145. 

Unbotmäßigkeit als Difzi- 
plinarfall 231. 


Uneheliche Kinder, konfeſſio— 
nelle Erziehung 312. 

Unehrbarer Lebenswandel 
entzieht das Stimmrecht u. 
Mählbarkeit bei Kirchenvor- 
ftandswahlen 49. 


"Unfähigkeit zur Bekleidung 


öffentlicher Amter, difzipli- 
nelle Wirkung b. Geiſtlichen 
232; — Einfluß auf Ben- 
ſion 217. 
Unfall im Dienjte 216. 
Unfleig als Difziplinarfall 
231. 


Ungehorfam, hartnäciger, als 
Dienftvergehen 231. 

Ungetaufte, Zuziehung zum 
Religions-u.Ronfirmanden- 
unterricht 339; — Beerdi- 
gung 285. 

Unierte Kirhen, Aufnahme 
von Angehörigen in d. Lan- 
deskirche 330. 

Univerfität Leipzig ſ. Landes⸗ 
univerjität. 

Unterbeamte, 
Kirchenbeamte. 

Unterbrechung der Dienitzeit, 
Einfluß auf Penſion 215. 

Unterredungen mit der kon- 
firmierten Jugend 310. 

Unterrichtsanſtalten, Aufſicht 
über Religionsunterricht 14. 

Unterſtützung von Geiſtlichen 
bei Dienſtunfähigkeit vor er- 
fülltem 10. Dienjtjahre 212; 
— bei Dienftentlafjung 215; 
— der Waiſen von Geijt- 
lichen 224. | 

Unterjtügungskajfe für un- 
— Predigerstöchter 
206. 


kirchliche, ſ. 
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Unterfuchung, Einfluß gericht- 
liher U. auf das Difzipli- 
narverfahren 232, 240. 

Unterfuhungskommifjar im 
Dilziplinarverfahren 233. 

Unterfuhhungskoften im 
Difziplinarverfahren 239, 
240 


Unterfuchungsverfahren we⸗ 
gen Dienſtvergehen 233 ff. 
Untertaneneid der Öeijtlichen 


4, 159. 

Unwürdige Mittel bei Be— 
werbung um geijtl. Stellen 
153 


Urkunden, DVollziehung der 
U. des Kicchenvorjtands 84. 

Urlaub an Geijtliche 16, 145; 
— Gntfernung vom Amt 
ohne U. 231; — Überjchrei- 
tung des AU. als Dilziplinar- 
fall 231. 


V 


Vakanz geiſtlicher Stellen, 
Anzeige des Superintenden—⸗ 
ten an d. Landeskonjijtorium 
152; — Ausfchreiben d. Ba- 
kanzarbeiten 200; — Mit- 
teilung an den Kirchenvor- 
ſtand, Infpektion und Kol- 
lator 200; — geijtliche 200, 
deren Gntichädigung 201, 
202; — in der Oberlaufiß 26. 

Vakanzkaſſe, Verwaltung u. 
Rehnungsführung 201, 447. 

Vasa sacra, Aufbewahrung 
362; — Unveräußerlichkeit 
372. 

Venia concionandi, Gntzie- 
bung der V. c. als Diſzi— 
plinarmittel 244. 

Beränderung der Barodjial- 
bezirksgrenzen 57, 86 ff.; — 

J. auch Underungen. 
VBeränderungsanzeige 


zum 
Ratajter 166. 
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Veräußerung von Kicchen- 
grundftücen 17, 19, 26; — 
Grundfäge u. Bedingungen 
362, 464; — von Rirchen- 
inventar 372. 

Verbände ſ. Kirchgemeinde- 
verbände. 


Verbindung mehrerer Ord— 
nungsitrafen 227. 
Vereinigte Kirchipiele in 


Städten 48; — Verteilung 
des Finanzbedarfs 382. 
Verfahren in Kirchenſachen 

127 ff. 

Verfaſſungseid 4, 159. 

Vergleiche im Prozeſſe des 
Rirchenlehns 59. 

Verhaftung von Geiftlichen 
145, — wegen Offenbarungs- 
eids 167. 

Verkeprsbefchränkungen, 
bürgerliche, des Stiftungs— 
guts 356. 

Verkündung von Kirchenge- 
feßen, Ortsgeſetzen ufw. 128. 

Verläge des Ephorus 37, 39. 

Verleitung zum Übertritt 333. 

Verlobungen, Verrechnung 
kirhliher Einnahmen von 
DB. 450. 

Berluft der Benjionsanfprüche 
216 ff., 222 ff.; — der An- 
jtellungsfähigkeit 228 ff.; — 
der Standesrechte d. Geiſt— 
lichen 228; — d. bürgerlichen 
Ehrenrechte ſ. Aberkennung; 
— des Wahlrechts des Kir— 
chenvorſtands im Beſetzungs⸗ 
verfahren 150. 


— il: Anzeigepflicht 


Vermögenslage, ungeordnete, 


als Diſziplinarfall 231. 
Vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche der kirchlichen Be— 
amten, Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsgerichte 136. 
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Mermögensverzeichnis in d. 
Kirchrechnung 449, 460. 
Verpachtung der Lehnsgrund- 

jtücke 373. 


Verpflichtung der Mitglieder 
des Landeskonjijtoriums 12; 
— der Geijtliden 159; — 
der Kirchenvorſteher 83; — 
der Synodalen 104. 

Verſchuldung der Dienjtun- 
fähigkeit 213. 

Verteidiger, Nichtzulaffung 
im Unterfuchungsverfahren 
234; — Zulaffung nad 
Schluß 234. 

Vertrag über konfefjionelle 
Kindererziehung 310. 

Vertreterj.Stellverteter,Stell- 
vertretung. 

Verwaltung erledigter Kir— 
chenämter 199; — v. Grund- 
ſtücken geiftlicher Zehen 373. 

Verwaltungsrechtspflege in 
Kirchenfachen 136. 

Verwaltungsſachen, kirch— 
liche, reine 16, 19; — jtrei- 
tige 17, 136. 

— als Diſziplinarmittel 
227. 


Verweiſungsbeſchluß im 
Diſziplinarverfahren 232. 

Verzug, dreijähriger bewirk— 
ter Verluſt der Penſion 216. 

Vicarius perpetuus für er- 
ledigte Kirchenämter 199; — 
Vorfſitz i. Kirchenvorſtand 71. 

Vierſtädte in der Oberlaufig 
24, 28, 29. 

Bikare, Ubordnung der V. 15, 
151; — DBifziplinarverhält- 
nijje 227, 244; — Anrech— 
nung der Dienftzeit als ©. 
bei der PVenfionierung 214. 

Bijitationen, allgemeine 14, 
19; — des Ephorus 32; — 
in der Oberlaufit 26. 
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Vokation, Ausjtellung 157; 
— Schema 160; — Prüfung 
und Beltätigung 1565 — 
Aushändigung 157; — in 
der Oberlaufig 25. 

Volksſchule, Religionsunter- 
tigt in der V. 318ff.; — 
Berücfichtigung des Kon- 
feffionsverhältnifjes 319; — 
Diffidentenkinder 319; — 
Religionsgelöbnis d. Lehrer 
320, 328; — Sculgeldzu- 
ihlag für Kinder fremder 
Konfeſſion 322. 

Voranſchlag für die Kirchge— 
meindekajje 382; — Über: 
Ichreitungen 383, Verrech— 
nung derfelben 462; — |. 
Haushalt d. Kirchgemeinden. 

Borbereitungsdienit d. Kan- 
didaten 144. 

Vorgeſetzte, Dijziplinarbefug- 
nilfe der kirchlichen V. 248. 

Vorladung im PDilziplinar- 
verfahren 233, 236. 

DBorläufige Dienftenthebung 
240. 


Vorläufige Ginftellung des 
Dilziplinarverfahrens 232. 
Vorſchlag bei Wahl v. Geijt- 
lichen 148, 150; — Friſt 163; 
— bei Anftellung an der Hof⸗ 

kirche 15. 

Borjigender des Kirchenvor- 
ſtandes 46; — Stellvertreter 
des V. 46, 71; — Befugnifje 
und Pflichten 61. 

Vorzeitige Beerdigung, 
Strafbarkeit 308. 


W 


—— Verrechnung d. 
Koſten für W. 451. 

Wahl z. Kirchenvorftand Sir, 
Entjcheidung über d. Gültig- 
keit 52, ſ. Kirchenvorſtands⸗ 


Die Zahlen verweilen auf die Geiten. 


wahlen; — 3. Synode 67 ff., 
100 ff.; |. Synodalwahlen ; — 
der Öeijtlichen durch d. Kir- 
chenvorſtand 150; — Ber: 
füumung d. Rirhenvorftands 
ander Wahl 150, ſ. Bejegung 
geijtliher Stellen; — der 
Geijtlihen in Landtag und 
Gemeindekollegien 146. 
Wahlausſchuß für d. Kirchen- 
vorjtandswahl 51 ff.; — Ob- 
liegenheiten 56. 
Mählbarkeit zum Kirchenvor- 
jteher 48; — zur Synode 
66, 74. 
Mahlbezirkez. Synode 65,100. 
Mählerlifte für die Kirchen- 
voritandswahlen 48, 79ff.; — 
für die Synodalwahlen 101. 
MWahljähigkeitsprüfung, 
theologiiche 15, 143; — Be- 
rechnung d. penjionsfähigen 
Dienstzeit nach) der MW. 214; 
— bei Ausländern 215, 218; 
— der Lehrer 14. 


Mahlmänner bei Synodal- 


wabhlen 67. 

- Waplprotokolf f. Rirchenvor- 
ftandswahlen 52; — bei Sy— 
nodalwahlen 103. 

Waiſenpenſion bei Geijtlichen 
220 ff.; — Höhe derj. 220; 
— Erlöſchen der W. 223; — 
Unterſtützungen 224. 

Waldungen, Beaufjichtigung 
der kirchlichen W. 362, 364; 

— Berwandlung in Teld 
u. dgl. 17, 26. 


aber golsgeib, Aufhebung 


Warnung als Diſziplinar⸗ 
mittel 227; — amtsbrüder- 
u feitens d. Ephorus 30 ff., 


Waflerasftüffe über kirchliche 
Grundjtücke 361. 
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MWartegeld, Verſetzung d.Geiſt— 
lichen in W. 211; — Ent— 
ziehung und Verluſt des W. 
211; — Anrechnung d. Zeit 
auf Benfion 211. 

Mendijche Gottespdienjte 258. 

Mein, Verrechnung der Kojten 
für W. 451. 

Mert d. Dienftwohnung ilt ins 
Ratafter einzutragen 166. 
Mertpapiere, Aufbewahrung 

kirchlicher MW. 363. 

Miederanftellung amtsent- 
hobener Geiftlicher 230; — 
dienjtentlaffener Geijtlicher 
230; — abberufener Geijt- 
licher 230. 

Miederaufnahme im Difzi- 
plinarverfahren 239. 

Miederausgrabung von Lei— 
chen 371. 

Mitwen, Recht bei konfelfio- 
neller Erziehung 317. 


' Mitwen und MWaifen, Ben- 


fion der MW. der Geiltlichen 
220; — Höhe der PBenlion 


220 ff., Wegfall 222, 223, 
Ruhen 223, Grhöhungen 
PAR 


Mitwen- und Waijenkafjen, 
befondere Bejtätigung ver 
Statuten 17; — mit Bei- 
trittszwang 206. 

Mitwen- u. Waifenpenfions- 
fonds 345. 

Wohnſitznahme v. Lutheraner 
in Sadjen begründet Kir- 
chenmitgliedfchaft 330. 

Mohnungsgeld, Anrechnung 
für die Penſionierung 214. 

MWurzen, SKollegiatjtift im 
Zandtag 4, 7. 


3 
Zahlung |. Auszahlung. 
u a 
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Zefjion ſ. Abtretung. 

Zeugen, Vernehmung i. Diſzi— 
plinarunterfuhungsverfah- 
ren 233ff.; — VBereidung 
der 3. im Difziplinarver- 
fahren 245; — Gebühren 240. 

Zeugnis, Verweigerung des 
3. wegen Beichtgeheimnilfes 
14 


pflichtung der 3. 58. 
Zinfen von Kapitalien, Ver— 
rechnung 461. 
Zivilftaatsdienit, Geiſtliche 
im 3. unterliegen den für 
Zivilftaatsdiener geltenden 
Penfions- und Dilziplinar- 

vorfchriften 218, 227. 

Zucht und Sitte in der Ge— 
meinde, Sorge des Kirchen- 
vorjtands für Erhaltung von 
3. 54. 

Zudthausitrafe, dilziplinelle 
Mirkung bei Geiſtlichen 229, 
232, 244; — verwirkt PBen- 
fion 217, 224, 229; — ver- 
wirkt die Ausübung d. Pa- 
tronats 122. 

Zulagen, perjönliche, als Teil 
des Dienjteinkommens 166; 
— Gewährung jtaatlicyer 3. 
168; — Aufnahme ins Ka- 
tajter 166; — Jahresanzeige 
über 3. 166; — Auszahlung 


4. 
Zimbelträger, Wahl u. Ver- 
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beim Stellenwechjel 169, 172; 
— Anrechnung bei Penfio- 
nierung 207. 

Zurücjtellung der Kandida- 
ten vom Militärdienjt 145; 
— ftrafweife 3. von der Zu- 
laffung zur Wahlfähigkeits- 
prüfung 244. " 

Zufammenkunft des Bewer- 
bers mit d. Rirchenvorjtand 
153. 

Zuftellungen im Bejegungs- 
verfahren 162; — im Difzi- 
plinarverfahren 237, 238. 

Zwangsenteignung kirchl. 
Grundſtücke 19. 

Zwangsetatijierung 383. 

Zwangsitrafen, Androhung 
von 3. feitens der kirchl. 
Auffichtsbehörden 243, 244. 

Zwangsverwaltung und 
Zwangsverfteigerung Des 
Grundftücs hindertan Aus⸗ 
übung des Patronats 123. 

Zwangsvollftreckung in Rir- 
chenjachen 128; — Einſchrän⸗ 
kung der 3. gegen Kirchen⸗ 
lehn und Kirchgemeinde 356; 
— Zujtändigkeit des Ober- 
verwaltungsgeridhts 137. 

Zweitinjtanzlide Cntjchei- 
dung des Landeskonjiito- 
riums in Difziplinarfadhen 
232, 237, 239, 242. 


Roßberg’fdje Derlagsbud;handlung / Arthur Roßberg / Leipzig 


» »: Juristische :: :: 
Handbibliothek 


Mar Hallbauer, Senatspräfident am 
Hernusgeber: Königl. Süchſ. Oberlandesgericht, und 
Dr. Wulter Scyjelcher, Seheimer Rat und Mlinifterinldirektor im 
Ooraararaa Königl. Süchſ. Minifterium des Innern HOToogaoa 


Bei Bezug von mindeftend 10 Exemplaren eines Bandes treten Partiepreife ein. 


\ Das Reichsgeſetz, betr. die Abzahlungsgeichäfte, vom 
Abzahlungsgefchäfte. 16. Mai 1894. Erläutert von Dr, Audiwig Fu, Auftig- 
BA DE Rn a ee Tee ee ee —.80 


Die Tätigkeit des Amtsanmwalts. Herausgegeben .von Dr. 
Amtsanwalt. &, Sange, Staatsanwalt. (Bd. 181) 1906. gebd. 0 — 


Kal. Sächſ., bearbeitet von Profeſſor Dr. H. Kunz⸗ 
Apothekengeſetzgebung, Krauſe, Kal. Sächſ. He (Bi. 273) 
2 Bände. 1908—1912. gebd. . ... » RATE RT EA HR Ra: 6— 


im Königreich Sadjfen, enth. das Geſetz über den Unterjtügungs- 
Armenrecht wohnſitz den damit in Verbindung ftehenben pen, Be- 
arbeitet von Dr. 3. Keller, Geh. Regierungsrat. (Bd. 281) 2. Aufl. 1913, gebd. 7.— 


7 Kal. Sächſ., nebſt ven zugehörigen Ausführungsvorſchriften. Mit 
Arzteordnung, Erläuterungen herausgegeben von Dr. X. Numpelt, Geheimem 
Mare Br) A1H0A. Beh... er ME LANE DD ARE 3.— 


= u * Kal. Sächſ. 8 ben von D ti R 
Arztliche Gebührentaxe, 20 Sal, Serausgsnesen von Dr. R. Blinger, 


7 3 Bearbeitet von M. Frhr. v Welck, 
Arztliche Prüfungsordnung. Regierungsrat. (Bd 3 — es 1. 50 


eitlelıan/iat ne, ImWlrey Kenltmilin: wel, ie in ie.de\ enıdel).e 


Bau efeß a Süächſ. Tertausgabe mit Anmerkungen, nebit jonftigen für Bauende 
g > hoichtigen Beltimmungen. Herausgegeben von Dr. W. Troitzſch, 
GERBEERE OD.ELOB) BD, Mut. 1018. geb. . . 0 wenn 3 


Kal. Sächſ. Handausgabe mit den zugehörigen Beitimmungen, aus- 

Baugefeß, führtichen Erläuterungen und Sachregtiter, bearbeitet von Dr. A.Rumpelt, 
Geheimen Rate. (Bd. 326) 4. Aufl, 1911. gebb. — Aa U LEahLS INIE 6— 
Gejeb über bie Sicherung der Bauforderun- 


Bauficherungsgefeß. gen. Erläutert von Dr. E. Hillig, Rechtsanwalt, und 
Dr. J. Hartung. (Bd. 299) 1911. gebd. . ..... J——— 4.50 


— Kal. Sächſ. Hrsg. von Dr. G. Wh N 
Beamten⸗ Unfallfürſorgegeſetz, Wire en 


Mat 1914 — 15000 — 1 — 


Suriftifhe Handbibliothek (Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzign). 


Kol. Sächſ. Mit Anmerkungen von Dr. ©. H. Wahle, Geheimem Rate. 
Berggefeh, (Bo. 881) 1911. gebb. - . vo RR = ——— 


3 mit den ſächſ. Beſtimmungen, erläutert von Dr. Gl 
Beſitzſteuergeſetz einen (8. Mas) 1 a Beten, a 


und Notariat im Königreihe Sachſen von Dr. R, Kloß, 
Beurfundungswejen Geh. Finanzrat. (Bd. 36) 2. Aufl. 1913. gebd. . Be 


3 3 Die Reichsgeſetze, betr. die Binnenſchiffahrt und 
Binnenſchiffahrtsrecht. bie Flößerei. Tertausgabe von Dr. Mar Mittel- 
ftein, Senatspräjident in Hamburg. (Bd. 56) 1900. gebd. . ». . 2. 2.220. 1.50 
3 Bon Dr. Mar Mittelſtein, Senatspräſident in Ham- 
Binnenfhiffahrtsrecht. burg. 2. Auflage. Band I: Neichkreimitice Ber 
ftimmungen. (Bd. 57) 1903. gebd. 12:—. Band II: Nichtereichsrechtlihe Beitimmungen. 
(Bd. 182) 1900. !gebbi ni. 0 le ee 10,— 


3 3 Die — betr. die privatrechtlichen Ver— 
Binnenſchiffahrtsrecht. hältniſſe der Binnenſchiffahrt und ber üben, er⸗ 
läutert von R. Förtſch, Senatspräſident am Reichsgericht. 2. Aufl. 1900. gebd. . . 9— 


* Erläutert von O. Bernſtein, Rechtsanwalt beim Kammergerichte. 
Börfengejeh. (Mn. 282) 1910. geb. ne ” Re 


. Kol. Sächſ. nebſt Ausführungsverordnung, 
Brandverſicherungsgeſetz, Dienſtanweiſung uſw. Fe nungen here 
ausgegeben von Dr. E. Oppe, Regierungsrat. (BD. 347) 1911. gebd. . .»... 6.— 


3 das ſächſiſche. Ein Leitfaden für Hausbeſitzer 
Brandverſicherungsweſen, und en — — 
O. Röſch, Sekretär der Brandverſicherungskammer. (Bd. 422) 1911. kart... . 1.40 
Bür g erkunde ſächſiſche. Ein gemeinverſtändlicher Abriß der Verfaſſung und Ver— 


waltung in Sachſen und dem Deutſchen Reiche von Dr. ha a —— 
Bürgermeiſter (Bo 428) 1913... u 2 a % 1.— 


Bürgerliches Geſetzbuch. er mit Sachregiſter. (Bd. 246) 2. ae 


3 3 Textausgabe mit Sachregiſter bearbeitet von 
Bürgerliches Geſetzbuch. mar Sellbauer, Senatspräjidenten. (Bd. 79) 


5. Aufl. 1908. gb. ee SD 2. ⸗ 
3 3 Nebſt Grundbuchordnung und Geſetz über die An- 
Bürgerliches Geſetzbuch. gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Tert- 
ausgaben mit Sachregiftern. (Bd. 202) 1900. gebbdbd. rennen 4.— 
3 erläutert durch die Rechtſprechung von 
Bürgerliches Geſetzbuch, Dr. O. Warneyer, Oberlandesgerichtsrat. (Bd. 174) 
8. Aufl. 1911. gebb: . a ee 2 NE 2 re A 8.— 


Sächſiſche Ausführungsbeftimmungen zum 
Bürgerliches Geſetzbuch. 3 oo I den ae Bean sorken 
von Dr. James Breit, Nechtsanwalt. er 419) 8. Aufl, 


Die in Sachſen geltenden Beitimmungen über Dampf- 
Dampftefjelgefeße. feffel. Herausgegeben von K. Morgenftern. 4. Aufl. 
Bearbeitet von C. E. Th. Schlippe, Geh. Regierungsrat. (Bd. 369) 1910. gebd. . 4.80 


Hiomembrationsiwefen. Spt Ton # Srimann men (339 


366 Kol. Sächſ. Erläutert von Dr. Franz Böhme, Geheimem 
Diffidentengefeke, gute. y 134) 1901. fatt. . a in 1.80 


Ch erecht Gemeinverit. Darlegung der Vorjchriften über Schliegung und Trennung 


9 der &he und die Beziehungen der Eheleute zueinander. Von M. Hallbaner, 
Senatspräfidenten, u. Dr. C. Mannsfeld, Oberlandesgerichtsrat. (VD. 103) 1900. geb. 2.50 


ON 


Suriftiihe Handbibliothet GRoßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


3 Kal. Sächſ., nebſt Ausführungsverordnung und In- 
Einkommenſteuergeſetz, ſtruktion. Für das ſteuerzahlende Publikum onen 
geitellt von 2, %. Ludwig: Wolf, Stadtrat in Leipzig. (Bd. 43) 3. Aufl. 1908. gebd. 1.40 


3 l. Sächſ. Erläutert von Dr. Paul Wachler, 
Einkommenſteuergeſetz, ln am Kol. Sächſ. Oberbermwaltungs- 
EB Br Mutl..1912. ebd. 2 2. 5. een 6.— 


Kal. Sächſ. — Ratgeber in Einfommenfteuer- 
Eintommenfteuergefeß, ; fahen. Eine Anleitung zur Deklaration und 
Reklamation. Bon Guftav Schäfer, Kammerrat. (Bd. 45) 7. Aufl. 1901, kart... . 1.25 


= Kal. Sächſ. — Die jähjiihe Einlommen- und Er- 
Eintommenfteuergefet, under in Frage und Antwort von Guſtav 
er Banmerrat, (80.170) 1905, Tat. 0 ce meer nern 1.— 


3 Deutſche, vom 23. Dezember 1908. d⸗ 
Eiſenbahnverkehrsordnung, ausgabe mit engen von Di 


Kittel, inanaaliellor. (80.296) 1810. aEbd. . . „2 2 eu. n. 4. ⸗ 


Kal. Sächſ. Erläutert von Dr. W. Schelcher, G Rat t 
Enteignungsgefeß, u Miniterialbirettor. (3b. 143) 1903. a N — = 


5 I. Sä ögegeben von N. Gämlich, © t3+ 
Enteignungsgefeß, ee etär. 178 — —— Beh. Ki ER R * 0 


Das deutiche. Ein Leitfaden durch das Erbichaftsrecht und ein 

Erbſchaftsrecht, Sirspuch für atte, bie fid) als Erben, Bermächtnisnehmer, Nachlaß 
allegen 7 ZTejtamentövollftreder u. dal. mit einer Erbſchaft zu beinaftigen haben. Bon 
ax Hallbauer, Senatspräjipenten. (Bd. 102) 2. Aufl. 1906. gebd. ...... u— 


Grläutert von Dr. X. Hoffmann, Geh. Ob s 
Erbfaftsfteuergefeh. zu im heihsihapemt. (89. 187) 1906. gehh. der 


Erbſchaftsſteuergeſetz. Krringries son, ® Hntin, Verantesgn 


* Kal, Sächſ. Zum Handgebrauch zuſammengeſtellt 
Ergänzungsſteuergeſetz, yon ©. $. Lubwig-Wolt, Gtabirat in lern 
MIELE ee ee ee ee 1.40 


3 Kal. Sächſ. Erläutert von Ernſt Juſt, Geheime 
Ergänzungsſteuergeſetz, yüte a. Sächt. Finanzminifteriunt. (8b. 150) 
EVER RE er ER Re — 6.— 


unge en en Dusch bad @ejeb. (Bb. 147) 


= 1. Süchſ. — Die ſächſiſche Einfommen- und Er- 
Ergänzungsfteuergefek, Fe — Antivort von Onftad 
Suaternaammutertat, (80.170) 1908. lart.. 2 2.00 2 nn 


313 im Nönigreid) Sachſen. — G vom 7. Zuli 1900. 
Samilienanwartfchaften ler ee » — ——— ———— 
00e b6bůdſſ 3. ⸗ 


— in Sachſen. — Das Kol. Sächſ. Geſetz, die Feuerbeſtattung betr. 
Seuerbeftattung vom 29. Mai 1906. Mit Erläuterungen herausgegeben bon 
Dr. Franz Böhme, Geh. Mate. (Bd. 264) 1908. katt. 2. 2 2 2 2220 2. ⸗ 


* 


Das Recht ver Feuerverſicherung. Ein Leitfaden für Fach— 
Feuerverſicherung. leute, Juriſten und das Publikum von Dr. Rud. Hlitner. 
MEN) Sn) ERDE N ar 3.40 


Juriſtiſche Handbibliothef (Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


Die Mobiliar-Feuerverfiherung in Sachſen (Landesrechtliche 
Feuerverſicherung. md reisrehtlihe Vorichriften). Handausgabe mit Grläute 
tungen von Dr. E. Oppe, Regierungsrat (Bd. 297) 1910. gebd. 


— RL NOW 2 — 


3 Preußiſche. Bearbeitet von Otto Kotze, Bürgermeiſter D 
Fiſchereigeſetze, ch i ae "2,10 


Fiſchereigeſetze, Sächſiſche. Siehe Jagdgeſetze. 


3 des Deutſchen Reichs und des Königreichs Sachſen. 
Fleiſchbeſchaugeſetze griutert von Dr. R. Chelmann, Kal, — Sanbes- 
tierarzt. (Bd. 152) 1903. gebo. 


ea Nenner elle a . 


Kal. Sä Mit Erläuterungen herausgegebe 
Forſt⸗ und Feldſtrafgeſetz, DR — —— "on, uftistat. 
(80. 405) 2. Aufl, 1912. gebd. 3.20 


nee we le eliere, er. ai el eulle ee ee . 


sau > Reichsgeje über die Angelegenheiten ver 
Sreiwillige Gerichtsbarteit. freiwilligen Gerichtäbarteit, erläutert Dur: 


die Rechtſprechung von M. Dittrich, Landrichter. (Bd. 188) 2. Aufl. 1906. geb. 2.4 


ER . Die den Gerichten übertragenen Angelegen- 
Sreiwillige Gerichtsbarteit. heiten ber —— Serichtäbarfeit mit 


Ausſchluß der Grundbuchſachen) und das Hinterlegungsmwejen. Vom Geh. Zuftizrat 
Dr. freie in Meißen. (Bd. 148) 1903. gebd 


ee a. t\e.-.e (eye ee 5 


L. Sächſ. Erläutert von Dr. R. Blafe. Geh. 
Bere J— (8b. 292) 2, FA 1914. 


BL LERNT ———— Nee. 0. 


Gebührenordnung für Rechtsanwälte, Minen eelänfert von 
Dr M. Druder, Rechtsanwalt. (Bd. 213) 1904. gebd. 4, 


“0 0) lee —— 


3 Ein Abriß des ſächſiſchen Verwaltungsrechts mit beſond. 
Gemeindebeamte. Berüdjichtigung hi — a res von 
Dr. Eric Merkel, Bürgermeifter. (Bd. 237) 2. Aufl. 1913. gebd.:. . x. ... 6— 


z Kol. Sächſ. Bearbeitet von Dr. W. Koch, Geh. Ne- 
Gemeindefteuergejeß, —— im Ral. Sächſ. Miniſterium des Innern. 


(Bd. 429) 1. Band: Einführung, Geſetz, Ausführungsverordnung uſw. 1914. gebd. .— 
2. Band: Kommentar zum Geſetz. 1914, gebd. 


0000, 0) ellanra — 


3 Handbuch für die ſächſ. Gemeindevorſtände von 
Gemeindevorſtände. Dr.E. Naundorff. 3. Aufl., bearbeitet von Dr. G.Boehme, 
Amtehauptmann. (BD. 140) 1909. gebd 10,— 


3 3 ormularbu ür ſächſ. Gemeindevorſtände. 
Gemeindevorſtände. N. H. X. von Boſſe, weil Kreisgaunt 
mann. (Bd. 114) 1885 gebd 5 


elle veliie Natalie, 1 ara ne ee . . * 


läutert d die Rechtſprechung von Dr. Max 
Rofenthat, ee 1) 3, Aufl. 1909. 


Pt a a a ER ee or 05 Guam 


= Deutſches, nebit den Gebührenoronungen für Gerichts- 
Gerichtskoſtengeſetz, volfsieher amd für Zeugen und Sachveritändige. an 
gegeben von D, Pörſchel, Gerichtsfekretär in Meißen. (Bd. 67) 3. Aufl, 1910. gebd. . 1.60 


Deutſches, vie Gebührenoronungen für Gerichtsvollzieher 

Gerichtskoſtengeſetz, und für Zeugen und Sachverſtändige mit Den Ent— 
a a des Reichsgerichts und der übrigen Gerichte. Herausgegeben von D. Pörſchel 
Gerichtsſekretär in Meißen. (Bd. 65) 3. Aufl 1910. gebd.. 2. 2... 4,50 


EN 


Juriſtiſche Handbibliothek (Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


= Kal. Sächſ. Herausgegeben von Dr. Ernft Haben. 2. Aufl, 
Gerichtskoſtengeſetz, bearbeitet von Dr. W. Brachmann, Amtsrichter. (Bd. 124) 


te! 2.80 

3 Mit Anmerkungen und Verweiſungen auf Ent— 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. ſcheidungen bes Reichsgerichis von Th. Siebdrat, 
Polizeidirektor in Chemnig. (Bd. 38) 2 Aufl. 1898 Hart... .... a ee Pe 


3 Mit Anmerkungen und Verweiſungen auf Ent- 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. ideibungen bes Meihögerichts und (hof 
ſcher Gerichte von Th. Sırbdrat, Bolizeidireftor in Chemnik. (Bd. 94) 1898. 1.60 


= Das Reichsgeſetz, betr. die Gejell- 
Gefellfehaften mit beſchr. Haftung. ſchaften ae Vefthränkien Haf- 
tung, erläutert auf Grund ber Rechtſprechung von Dr. Mar Roſenthal, Landgerichts- 
a a 73 3. ⸗ 


Geſellſchaften mit beſchr. Haftung. aan mir Lernen me een 
tung. Erläutert von R. Förtſch, Senatspräfidenten. 2. Aufl. 1899, gebd. .. . .— 
3 für das Königreich Sachſen. Tertausgabe mit Einleitw 
Gefindeordnung und Sachregiſter von Dr. P. Sahmert, Yanbgerichtäntrefton 
Be TE ODE EC N 7— —,80 


3 für das Königreich Sachſen. Erläutert von Dr. A. von Berne⸗ 
rng wit, Oberverwaltungsgerichtspräfident. (®b. 395) 3. u ; 
N N NN EN N Na en: — 


} - nebft den ſaͤchſ. Vorfchriften. Bearbeitet von 
Gewerbegerichtsgefeß Dr. U. von Bernewig, Oberverwaltungsgerichts- 
Bra A15)12. Aufl. 1901: geb. m... 00 en 


Tertauzgabe, herausgegeben von Dr. W. Troitzſch 
Gewerbeordnung. Erabtzat. (Mb. 219) 6, Man, 1910..0cb W. r — 


Nebſt den damit in Verbindung ſtehenden Reichs- und 
Gewerbeordnung. Kunsinhen Sandesgejeben. Bearbeitet von Dr. . 
a — Oberverwaltungsgerichtspräſident. (Bd. 313) 7. Aufl. 2 ln 
N 77— — 


im Königreiche Sachſen über Er— 
Gewerberechtliche Beſtimmungen richtung und Betrieb ſowie Beauf- 
jichtigung von Fabrifen, Werkftätten uſp. Mit Anmerkungen verjehen von C. E. Th. 
Schlippe, Geh. Regierungsrat. (Bd. 82) 2. Aufl. 1906. Gebd. . 2 2 m een 9. ⸗ 


Ral. Sächſ. — Geſetze, betr. d. Beſteuerung des Gewerbe⸗ 
Gewerbejteuergefeß, betriebs im Umberziepen. Erläutert von Franz Lorey, 
Gensinansente. (80. 165).1904, gebd. 7—— 4.— 


um Mit Erläuterungen herausgegeben von Dr. Paul Fahnert, 
Grundbuhordnung. ganpgerichtsnitektor, (an ah anon an. ud 1 


Erläutert durch die Rechtſpr von Dr 8. Pauwels, 
Grundbuhordnung. — on en 2.20 


ür.ben praftifchen Gebrauch in Sachſen bearbeitet von 
a amspnung. — — Noth, Sintsoeridtänhtune (80. 286) 1908, 
BRAD a a a Ro REN RN OO ea 


. Das deutfche (mit Ausnahme des Hypothekenrechts). Ein 
Grundftüdsrecht, Teitraden durch) das Grunbffidsrecht und din Hilfsbuch für 
alte, die fich mit Grundjtüden zu befajien haben. Bon Mar Hallbaner, Senatspräfidenten. 
(Ba TER) ENDE EC N Sa — ——————— 3.40 


Juriſtiſche Sandbibliother Goßberg'ſche Verlagöobuchhandiung, Leipzin). 


3 Erläutert durch die Rechtſprechung von Dr. &, Lange, Stagts- 
Haftpflichtgejet anwalt. (Bd. 298) 1910. eb. e F 45. ⸗ 


N ern Das Net b licht» 
Haftpflicht- und Unfallverficherung. I nennen ih 
Leitfaden fir Fachleute, Juriſten und das Publikum von Dr, Rud. Hiltiner, (Bd. a 
1008. g. ee a 3. 


* (mit Aubſchluß des Seerechts) Textausgabe mit Sacıre- 
Handelsgefegbuch aifter von HN. Wengler, 4. Aufl, deforgt von Dr. N, Behrend. 
(Bd. 15) 189%. aebd, 4a nn ne nl A Se 1.60 


(mit Ausſchluß des Seerehts), erläutert durch die Necht- 
Handelsgefegbuch ſprechung von Dr. Brit Gutmann, San ————— 
Gd. 100 1903. 3edbd. 480 


Das Handelhgeſetzbuch nebſt der Wechſelordnung und 
Handelsgeſetzgebung. den Yonftigen einjchlanenden Neichsgefeben. Mit 
Sachregiſter von A. & Fuchs, Reichsgerichtörat. (Bd. 201) 1899, gebbd. d— 


— — — Mit Sachregiſter von N. he 
Handelsrechtliche Nebengeſetze. —— ðe 208) rt 


BBD.. a u u RENNER. 1.80 


Handels- und Gewerbetammern. AS Se — 


rungen von Dr, E. Naundorff, Oberverwaltungegerichtösrat. (Bd. 123) 1900, gebd. 1.40 


he Kal. Süchſ. vom 8. Dezember 1897 nebſt ben Ergänzungegeſehen. 
Hausgeſetz, (DL 88) IR en rn Ko EEE —,60 


Kapitalanlage in Hopötbelen, Winke für Kapitaliften, Vormunder 
Hypo theten. und Vermdgensverwalter Mit Entwürfen au N 
Von Dr. W. Koch, Geh. Nenierumgsrat. (Bd. 178) 1906. gebbdb. 00 1.80 


Hanbausnade von Dr. CeHillig, Diveltor ber 88 
Hypothekenbankgeſetz. Bin Sopothetenbant, NN 106) 1900. gebd. % 


, r —— Leitfaden für ben Hppothefenaläubiger im 
Hypotbetengläubiger. Anangsverfteinerumasberfahten von Gemeindevor- 
ftand Clans, Gerihtsaltuar a. D. (Bd, 189) 9. Aufl. 1906, geld. .. 2... 4 ⸗ 


TREO, Dad deutſche. Von Mar Hallbauer ——— 
Hypothekenrecht, N‘ Aufl. 1908. dEdd. onen. alle 


x Kal. Süchf. Mit Erläuterungen von Dr, Hein, Hucho, Umtsrichter, 
Hagdgefeße, (80.80) 1808. Int u nn ik 150 


ji 3 Die Kal. Sächſ. Geſetze und Verordnungen 
Jagd und Fiſchereigeſetze. über Sand und Fiſcherei. Handausgabe 
von M. Lotte, 4. Aufl., bearbeitet von I G. Bareuther-Nitze, Nenlerungsrat, ah a) 
OTI. GEDDN sa a [[c 00— RE 


r das Deutſche Neid) nebſt der ſächſ. Msführungsverordnung. Mit 
Impfgeſetz ae von Dr. —X Flinzer, wol, Bezirkdarzt. (RL. | 
HUF LOLETOBOR N N REN 2 TE ee RER RR 


Textaudgabe mit 


Invaliden- u. Hinterbliebenenverficherung. hen Yumerkun- 


gen bon —— Oberſekvetär beim Kal. Sächſ. Landesverfiherungsamt, (BD. I 
1911,; 8668; ya. Wins ne a ee ER RE RE N N 


Buriftifche Handbibliothek (Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


Unjere Zuriftenfpradie, Unjere neue Geſetzes ſprache., 
Duriftenfprache. Yon m. Genfel,@eh, Rate. (Bd. 300) 11L.gebd,  . .- 1.80 


Rauf nach) beutihem Nechte, Ein Leitfaden durch bie gejeblichen Beftimmungen unb 
ein Hilfsbuch für alle, die jich mit Käufen und Verkäufen zu befajjen haben. Von 
Nectdanwaik Dr. Springer in Leipzig. (Bd. 180) 1906. gebd. . » : 2 2 2 2. 3.40 


3 Handausgabe mit Erläuterungen von Ernſt 
Kaufmannsgerichtsgeſetz. Aura, Ymtsichter. (8b. 186) 1904. gebb. 2.40 


3 3 Reichsgeſetz, betr. die Kinderarbeit. Handausgabe von Dr. W. 
Kinderarbeit. Etabtrat. (Bd. 158) 1908. gebd. u oe. 1.20 


3 Kal. Sächſ. Herausgegeben von Dr. Franz Böhme, Präſidenten des 
Kirchengejehe, Eu.-un. Sandestorfiforiums. (8. 351) 2. Yufl 1914, gebb, Ir 


a Kal. Sächſ. Bearbeitet von Dr. G. Boehme, 
Kirchen u. ge eh, ——— im Kol. Sächſ. Kultus— 
miniſterium. (Bd. 436) 1914. gebb. . . . ee EEE.) 1) 


Kal, Preuß. Bearbeitet von Dr, Franz Kremsti, 
a nalbeamtengefes, Magiitratsrat zu Berlin. (Bd. 112) 1808, 
a ua a a Lean ae ee ha Lerkel id are id ea ‚50 


= : Leitfaden für Konfursgläubiger und Gemein- 
KRontursgläubiger. ſchuldner von Aktuar Karl Naude, Gerichtsfchreiber. 
ae 5 Arm Fre a en 1.40 


und Unfechtungsgefe Zertausgabe mit Gachregifter. 
Konkursprdnung (95. 208) a a NEO A 


Tertausgabe mit den einichlagenben reichsgejeßlichen Be— 
Konkursordnung. ſtimmungen hrsg. von Dr. Carl Mannsfeld, Oberlandes— 
03000) .1898, HEDD.2 0 re ee an 1.80 


Grläutert durch Die Nechtiprechung von Dr. DO, Warneyer 
Konkursordnung. Oberlandesgerichtsrat. (BD. 196) 1918. gebb. . - — 


Leitfaden für Konkursverwalter. Von Altuar 
palier. Karl Naucke, Gerichtsſchreiber. (Bd, 163) 2. Aufl. 20 
N LS an NEE LEN Nr DR Mur DER TE rn 3. 


Kal. Sächſ., für Rechtsanwälte und Notare, Hrög. von Nob, 
Koftenordnung, Krause, Landrichter. (Bd, 127) 2. Yufl, 1010. debb. 1,80 


Geſetz über ben Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Erläutert von 
a. Mar Hallbauer, Genatspräfidenten. (BD. 294) 2, rau 
ii 0 0 a in aa ae — 


— Textausgabe mit kurzen Anmerkungen von G. Hennig, 
— 6 — heim Sci. Oanbesverficherungdamt 
le ER EL EL SE 1,60 


Die Leiftungen für die bewaffnete Macht in Krieg und Frie— 
Kriegsleiftungen. ben. ne Bulammenftellung unb Erläuterung ber re Ds 


rechtlichen Beinen von 9, Mahn. (BD. 280) 1908. gebd. . 22:2... 

Kol. Sächſ. und Gemeinbeverbannsgefet, ZTert- 
Sandgemeindeordnung, Kal, ht, una Gemeinde an 
E. Michel, Amtshauptmann. (Bd. 4a) TOO —.60 


TSF, BARS 


Juriſtiſche Handbibliothek (Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


a NT 
geb. 


Kal. Sächſ. und Gemeindeverbandsgefes, erläutert 
En E. Michel, B 
M. 11,60, Vorzugspreis bis 31. Mai 1914 M. 9.80 


Amtshauptmann. (Bd. 329) 1914. 


Landtagswahlgefet, are Sächſ. vom 5. Mai 1909. Tertausgabe mit Ein- 


tung, 
gerichtshireltor. (BD. 10) 1909. Kart. . . . 


Landtagswahlgefet, MU; 


Lebensverficherung. 
Hüttner. (Bd. 283) 1908, gebd. 


Medizinalgefete 


herausgegeben von Franz RERHEN, Land⸗ 


De Bar en NN . * 


Sächſ. Handbausgabe, bearbeitet von Franz 
Hettner, Landesgerichtsdirektor. (BD.81) 1909, gebd. 5.— 


Das Recht der Lebensverficherung. Ein Leitfaden für 
Fachleute, Zuriften und das Publitum von Dr. Rud. 


ee le a Per . 


de3 Königreichs Sachſen. Unter Berüdfichtigung der Reichs 
gejeßgebung geordnet und erläutert von Dr. Rudolf Flinze 
Medizinalrat. 2. Aufl. 4 Bände. (Bd. 172, 173, 262, 423) 1905—1911. gebd. 


r 
. 39.66 


3 33 zu Gemeinverſtändliche Darlegung der für Handwerker wichtigen 
Meiſterbüchlein. geſetzlichen Beitimmungen. Von Dr. W. Troitzſch, Siabtt 


(Bd. 146) 2. Aufl. 1912. gebd. 


Das deutiche, 


le edle a ee In tere) —— 


3 Von Juſtizrat G. Ihle, Landgerichtsrat in Dresden. 
Mietrecht, (86.25) 2. Aufl. 1910. geb ' N) 


Militärgefeß 


Militärpenfionsgefeße. 


Militärftrafgerichtsordnung. 


1899. gebb. 


Se N 0 tar Io Wade e et Le np eelan e he 


Militärftrafgerichtsprdnung. 
Militärftrafgerichtspordnung. 


9 Walde, Geh. Kriegsräten. 2 Bände. (Bd. 96 u. 97) 1899. 1900. gebd. 


Militärftrafgefeßbud 


ERRICHTEN on 


© ,0, er 0 ee), But — * 


nebſt feinen Nebengeſetzen. 
merkungen von H. 


ee er en er arte. in, er 0er u nee . 


in der jebt gültigen Faſſung. Hanbausgabe von 9, Walde, e 
Kriegsrat. (Bd. 179) 1906. gebd. 2.8 


DR ih ot 


Handausgabe von Dr. Bernh. Hörner, Geh. Kriegs- 
rat. (Bd. 185) 1906. gebd 2.50 


Tertausgabe mit — von 
J. Sturm, Geh. Kriegsrat. (Bd. en 


Herausgegeben von Dr. Pechwell, Ober- 
friegsgerichtsrat. (Bd. 259) 1899. gebd. 8.— 


Handausgabe mit Anmerkungen und Sad)» 
tegifter, bearbeitet von J. Sturm ar 


Tertausgabe mit An« 
Walde, Geh. Kriegsrat. Q 


ee jo, m 0 \e/nel Ole eh Eee 


3 Die in Sachſen für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vor— 
Münd elgeld riften a von Dr. W. Habenidht, Landrichter in 


Plauen. (BD. 266) 1908. kart. 


lade ale 


Nahrungsmittelgefee Hr. °C. immer, 


1905. gebd. 


Boiler tell eine lieu en Molgieinten, @ıLe 


Organifationsgejeß, 


ie eure ie er Fell ei Fe ER tee 


Kol. Sächſ. Handausgabe von Dr. vo el. Amts- 
hauptmann. (Bd. 337) 1905. gebd. . 5. ⸗ 


in Sachſen. — Leitfaden für die Orts 


Handausgabe mit Erläuterungen von 
Regierungsaſſeſſor. (Bd. 9— 


tsperſonen 


3 eri 
Ortsgerichtsperfonen ;1 Eamten. Bearbeitet u. D. wörtcel, Gerieietteiin 


(304268) L903:.7 GEHDE) Nr ee: 


Patentgefeß, 


Waren 


Dr Be er 7% 


Geſetz zum Schu von Gebrauchsmuſtern u. Gejeß zum Schub der 
ezeichnungen. (BD. 237) 1894. . . : 2: v2... —,80 


Juriſtiſche Handbibliothet (Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


Penſionsrecht der ſächſ. Gemeindebeamten. Handausgabe hrsg. v. Dr. R. F. 


Vollmer, Regierungsrat. (Bd. 268) 1907. gebb... 2.40 
Das deutſche. Bon Mar Hallbauer, Senatspräſidenten, und Dr. 
Pfandreht, 5. zums, Neutsanwalt. (Bd. 184) 1907. Qebd- +. - 3.40 


Haftpflicht ver Poftverwaltung für Poftiendungen, Telegramme 
Poftfendungen. und Ferngeſpräche. Bujammenitellung ber jämtlichen Be- 
fiimmungen von W. Illemann, Pojtjefretär. (Bd. 265) 1908. gebb. . .... 2.40 


Nach Rechtiprehung und Literatur bearbeitet von Dr. jur. et phil. 
MBBEBEIEhe von Eiheoeber. (95.225) 1910. geb . = = = co 0. ge 
Private Verſicherungsunternehmungen. Thea a enlene 
nehmungen. Mit Anmerkungen von Dr. E. Naundorff, Oberverwaltungsgerichtsrat. 
BEELERNELBOR. a a nenne“ 3. ⸗ 

3 Die Vorbereitung auf die Expedientenprüfun 
Prüfung der Expedienten. im are! des Sächſ. Kae 
fteriums. Bearbeitet von O. Pörſchel, Gerichtsfefretär. (Bd. 159) 3. Aufl. 1910. gebd. 4.50 
Prüfung der Attuare und Sekretäre. Mi ei the 


prüfung im bejchäftsbereiche des Sächſ. Suftizminifteriums. Bearbeitet von D. Bene 
Bertsiekretar. (BD. 200) 1907, Geb. . ». nern einen. 66 


’ Die in Sachen geltenden Beftimmungen. — 
Radfahrvertehr. von Dr. W. Dertel, Reg.⸗Rat. (Bd. 270) 1908. gebd. . 2.60 


Recdhtsanwaltsprönung. — — mit den BRD IE Entſcheidun⸗ 


Nenwanwait, (95-211) 1901. gebb. ,- .. ». TU Re. 
Reichs- u. nrisangchörigtetlegefeh mit Grläuterungen von Dr. 
HHLA. KebD. ee een tele je 6. ⸗ 


— Dr. Alfred Schulze, Landricht 
Reichsbeamtengeſetz. Aurel nos zehn Alfrer Squtze, Landrigzen. 
3 Erläutert durch die Rechtſprechung von Dr. M. Nofenthal, 
VReichsſtempelgeſetz. —— (8b. Er ck 1913. gebd. . de 


Fe 20 


s mit dem Ausführungsreglement. (Bd.20) 2. Aufl. 
Reihstagswahlgefeh Tao tar... mumaöreotement ADD R Bu 
Reichsverfiherungsordnung. Shuutiken und Sinterbtiebenenvenicher 
rung.) Tertausgabe mit furzen Anmerkungen von E. Hennig, Oberfekretär beim Kal. 
Sächſ. Landesverjicherungsamt. (Bd. 176) 1911. gebd. . . . 2: 2. 3.— 


nebft Einführungsgefeb. Handausgabe 
NReichsverficherungsprdnung mit Ecläuterungen von Dr. W, Dannenberg, 
Oberregierungsrat, Dr. W. Haenel, Oberregierungsrat, Dr. B. Stempel, Negierungs- 


Sjiein® Nuke 426.) — Da in vier Bänden und einem Anlagenband. 
a Be der RVO., ——— u. Sachregiſter. ne 


Dieltte: nahm) 0 10 mh lat Tahne‘ 6 OESEEEE No! al’ aim! m). 0’ \e 


"1912. oe a 10, 
3. Band: ae der ABO. (Unfallverficherung). Erläutert von Dr. W. Daimenberg. 
ER RSEDDE NR leinalie ne leer le ne lee 


4. Band: 4. Bud der RVO. IE UBER? und Hinterbliebenenverjicherung). Rz 
laßtert von. Dr. 8. Stempel. 1912, gebd. . 2. 22. 2 een 
Arlanerdann: 1012.1gebd. . . 2. 0a eier. — 


Die im Königreich S Itenden Aus⸗ 
Reichsverſicherungsordnung. J———— IN eihsverliche- 


rungsordnung. Bufamme Han von E. Hennig, Oberfefretär beim Königl. Sä— 5 
Landesverſicherungsamt. e CE A a ah ervelte iohlietle 6.80 


NONE 


Juriſtiſche Handbibliothek GRoßberg'ſche Verlagspuchhandlung, Leipzig). 


Handausgabe mit Erläuterungen von Dr. Bernh. Schiebler, Rechts— 
Scheckgeſetz. * anmwalt und Prokuriſt ber Dresdner Bank. (Bd. 272) 1908. gebd. 2.40 


Pflichten und Rechte des Bankiers unter dem Schedgeje. Von Dr. 
Schedgejeh. James Breit, Redtsanwalt. (8Dd. 274) 1908. kat. . u... 1.60 


5 = Sächſ. Hrög. von Dr. R. Edelmann, Kol. S 
Schlachtviehverficherung, er R (8b. 199) 1907. geßb. 95 


Das höhere, im Königreiche Sachſen. Geſetze über die Gymnaſien 
Schulweſen, Realihulen und Seminare. Herausgegeben von J. F . Rresih: 
mar, Seheimem Rate. (Bdo. 158) 1908. gebd. ... . Wh. Ve 


3 Der Anwärter für den Schutzmannsdienſt. Von A. Zehl, 
Schutzmannsdienſt. Kolzeipauptmann in Leipzig. (8b. 171) 2. Aufl, 1905. 3 


im Königreich Sachſen. Eine Zujammenjtellung der Beitimmun- 
Sonntagsruhe gen von C. Doft, Regierungsrat. (Bd. 410) 1895. gebd. . . 1.80 


S rkaſſen Handbuch für die ſächſiſchen Sparkaſſen. Eine Sammlung der Ver— 
pa * orbnungen und Entjcheidungen. Herausgegeben von Gottw. Müller. 
(80. 273) 1008. geb. 1 4.80 


Kal. Sächſ., nebſt einem Anhange reichsgeſetzlicher Be— 
Staatsdienergeſetze, ftimmungen. Tertausgabe mit a von ©. Bill 
Rechnungsrat. (BD. 35) 1913. 3eb. SIE 4,80 


und Oberrechnungskammer in Sachſen. — Die Gefeke, betr. 
Staatshaushalt den GStaatshaushalt und die Oberrechnungsfammer. Heraus- 
gegeben von Armin Schulze, Oberrechnungsrevifor. (Bd. 193) 1907. gebd. . . 1.40 


3 Kgl. Sächſ. Revidierte, und Städteordnung für mittlere und 
DEAD LEO HUNG, Hleine Gtäbte. Tertausgabe mit Gadjregiiter. (8b. 185) 
18: Aufl. 1912: Se ee —. 


” Kal. Sächſ. Nevidierte, und die Städteordnung für mittlere 
Städtenrdnung, und Heine Städte. Mit Anmerkungen herausgegeben von 
E, Michel, Amtshauptmann. (Bd. 118) 1901. gebd. 2 nn nen 2. ⸗ 


St ndesamt Das Königl. Sächſ. Neichsgejek über die Beurkundung des Perjonen- 
a a  ftandes, mit den ſächſiſchen Ausführungsbeftimmungen. Bearbeitet 
von Dr. Johannes Käubler, Oberbürgermeifter in Bauben. (Bd. 204) 1901. gebd. 6.— 


Kal. Sächſ. Tertausgabe, bearbeitet von Dr. 
Stempelfteuergefeß, Yaome, Geh. Finanzrat. (Bd. 289) 2. Aufl, —— 
Ge a Le N 640 
tempelſteuergeſe Kal. Sächſ. Handausgabe, bearbeitet von Dr. H. 
’ ’ 
S p g Böhme und Dr. %. Lorey, Geh. Finanzräten. (Bd. 290) 
1..8d. 1910. gebd. 8.75, 2. 80. 1911.gehD. .. ie ke ee 11.— 
Kal. Sächſ. Gemeinverftändlihe Einführung in das 
Stempelfteuergefeß, Elempelfiekereeh nebſt dem Abdrude Des —— 
herausgegeben von Franz Lorey, Geh. Finanzrat. (Bd. 293) 1909. gebd. . . . . 


Kol. Sä erausgegeben von R. den Kos ts⸗ 
Stempelſteuergeſetz, — en 2, Aufl. 1910, gebd. .. ? 40 


Leipziger. Sammlung der auf das Steuerweſen bezüglihen Be— 
BE fimmungen von 2. 8. Subwig-Wolf, Gtabtzat, (Wb. 295) 1900. 
ge ee la ne a [ 1 Sala — 


Juriſtiſche Handbibliothet (Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


Tertausgabe mit Sachregiſter von Dr. Mar Mauckiſch 
Strafgeſetzbuch. Oberlandesgerichtsrat. (Bd. 17) 3, Aufl, 1912. gebd. . . 1.40 


Unter bei. Berüdjichtigung der ſächſ. Landesgejeggebung 
Strafgefegbud. und der Enticheivungen des Neichsgerichts und des Sächſ. 
er a hrsg. von Dr. Mar Maudiich, Oberlanbesgerichtsrat. (Bd. 87) 2. Aus» 
N BE 3.60 


Strafgefehgebung. — en al —— a 
er anderen Reichsgeſetze. Herausgegeben von $ Coer⸗ 
man. Anttarichter. (80. 205) 1900, gebd. .» . 2... nn nee nn en 4,— 


Mit Anmerkungen und PVermweifungen auf Entichei- 
Strafprogegordnung. dungen des NReichsgerichts, von Th. Siebdrat, Polizei- 
nee Chemmib. (BD. 95) 1808, gebd. . . Su nenn 3. ⸗ 


Mit Anmerkungen und Verweiſungen auf Entſchei— 
Strafprozeßordnung. dungen des Reichsgerichts und bes Sächſ, Ober- 
landesgerichts von Th, Siebdrat, PVolizeidirektor in Chemnib. (Bd. 3) 1898. kart. 5.— 


Das Königl. Sächſ. Landesftrafrecht. Erläutert von Dr, REN. 
Strafrecht. yim, Geh. Juftigrat. (Bd. 373) 3 Vänbe. 18991908 . . 


x Kal. Sächſ. Geſetz über die Tagegelde 
{ Tagegelder und Reijekojten. A —— Stantöbiener. —* 


läutert von Dr. H. Hedrich, Geheimem Finanzrate. (Bd. 189) 1913. gebd. .. 9. — 
@ vom 18. Dez. 1899. Erläutert von Dr. W. Schelder, 
Telegraphenwegegejet Geheimem Rate. (BD. 189) 1900. . . . * 2. ⸗ 


Das deutſche. Ein Leitfaden durch das Teſtamentenrecht und 
Teſtamentenrecht, ein Hilfsbuch für alle, die einen letzten Willen errichten wollen. 
Bon Max Hallbauer, Senatspräfidenten (Bd. 100) 3. Aufl. 1905. gebd. . . . . 3.40 


Das Gemeindeteftament. Anleitung für Bürgermeifter, Gemeinde» 
Teſtament. vorſtände und Ortsgerichtsperſonen. Von Dr. W. Oertel, Neglerungs- 
ED —75 


Ein Leitfaden durch das Frachtrecht der Spedi— 
Transportgeſetzgebung. — Ehe a Boftanfintten 
uw. von W, Evermann, Amtsrichter. (80. 261)27900, ,BenDs.ın Women 2.⸗ 


Textausgabe mit kurzen Anmerkungen von E. Hennig 
Unfallverficherung. Oberjefretär beim Kgl. Sächſ. Sandesverjicherungsamt. 


ELEND ee ee ie 1.80 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb v 
Unlauterer Wettbewerb. 7 union. Grläutert von Dr. $. Senttert, 
Ratsaljeljor in Leipzig. (BD. 75) 1909. gebbdbd. 80 
14 s Die Entichädigu der im Wiebe ever- 
Unſchuldig Verurteilte. fahren —— u nae ®. 


Leſſing, Wen yıllklarat, (80.258) 1898. gedbdbdbd 1.20 


Unfchuldig erlittene Unterfuchungshaft. Sin neinsneieb nein Mr 
ve erlittene Unterfuchungshaft, erläutert von Dr. ©. geifing, Geh. Zujtizrat. (BD. I 
eben ne a 


3 3 Ratgeber dhab des Unter⸗ 
Unterftügungswohnfitgefeß. jhnngsiwohniisieiesee vor Mt Sein 
Setretär bei der Kgl. Kreishauptmannſchaft Chemnib. (Bd. 437) 1914... . Kr 


Die Geſetze zum Schuße des geiftigen und des gewerblichen Eigen- 
Urheberrecht. tums, erläutert duch die Rechtiprehung von N. Meves, Amts- 
Bere raE.(BHL198).1907. gebd. : . ». Henne ale ne 3.60 


Juriſtiſche Handbibliothek (Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


Die Geſetze, betr. das Urheberrecht 
Urheberrecht und Verlagsrecht. uns das Berlagsredht. Pe > 
Rob. Voigtländer, Verlagsbuchhändler, und Dr. Th. Fuchs, Rechtsanwalt. (Bd. 138) 
2. Aufl: 1918. gebb.. — 9. ⸗ 


3 erläutert von Dr. P. Adolph, Regierungsrat. (BD. 277 Reichs⸗ 
Vereinsgeſetz, ausgabe) 1908. gebd. . er 3 = a I h , ee a s 


5 mit der ſächſ. Ausführungsperordnung. Crläutert von Dr. P. 
a Adolph, Negierungsrat. (Bd. 279, Sähfiihe Ausgabe) 
gebbb. ee 2 . 


3 Das deutſche. Ein Leitfaden durch das Vereinsrecht und ein 
Vereinsrecht, Hilfsbuch für a von C. E. von Bofe, Landesgerichts- 
D. Zweite Auflage, Hr3g. von M. Hallbauer, Gene pre so: ac 
1 Gebr ee ee Lehre ae ee — x 2 


Verfaſſung !54,Pr=töen Aeiiet. Aomneir in EesHEEEEEEERE ZEN 


Verfaſſung des Königreichs Sachſen. Tertausgabe. (Bd. 434) 8. Aufl. 1912. —.50 


des Königreich Sadjfen, Bo Dr. C. V. Fricker. (Bd. 340 
Verfaſſung 1805. Dep: kin : er — re en en — 33 


für Angeſtellte. Textausgabe mit Anmerkungen von 
Derfiherungsgefeß Dr. 3. Troisih, Stadtrat, (8.428) 1912. geld, 1.50 


3 andausgabe von Dr. ©, U. Kuhfahl, 
DBerjicherungsvertragsgefeß. a der Güntzſchen tn 
Dr. 8. Sauer, Amtsrichter. (BD. 278) 1908. gebd. . . .» 2 2 m er ran 5.— 


Derunftaltung von Stadt und Land. Ki il nogieh aroen bie 
Land, erläutert von Dr. P. Adolph, Regierungsrat. (Bd. 288) 1909. gebd. . . . 3.60 


Kol. Sächſ. vom 30. April 1906 nebft den 
Verwaltungskoſtengeſetz, anderen Veflim mungen über das ofeniejen. 
Tertausgabe, Hr3g. von E. Michel, Amtshauptmann. (Bd. 186) 1906, gebd. 4,— 


Kol. Sächſ. Geſetz über die Vermaltungsrechts- 
Derwaltungsrechtspflege. pflege nebſt ven einjchlag.Beftimmungen. Tert- 
ausgabe, herausgegeben von Dr. K. Apelt, Wirfl. Geh. Rat. (BD. 121) 1900. gebd. 2.50 


Kal. Sä Geſetz über bie Verwaltungs. 
Berwaltungsrechtspflege. re Erläutert von Dr. K. spe, 
Wirkt. Geheim. Rate (Bd 181) 2. Aufl. 1911. gebd. .. . 2. zn on 


Das deutiche. Eine gemeinverftändliche Darlegung der Vor- 
Derwandtenrecht, Titten über die rechtlichen Wesiehungen soiihen Eltern 
und Rindern. Von M. — Senatspräſidenten. (Bd. 104) 1899. gebd. . 2.50 


Kal. Sächſ. Herausgegeben von P. von Seybewik. 6. Aufl. 
a bejorgt von a Franz Böhme, Geheimem Rate. (BD. 338) 
1910. geDD.. N ee 11111 — 


Kal. Sächſ. Entſcheidungen und Verordnungen ber oberſten 
Volksſchulgeſetz, nutepörbe Sädı. Boltsihulgefeb. Heft 11T. 
1875—1914.. In 4 Bände gebb. 0,0 0000 de RE 22.⸗ 


Juriſtiſche Handbibliothet GRoßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 


Das deutſche. Ein Leitfaden durch das VBormundichafts- 
Dormundihaftsrecht, zent und ein Hilfebud) für Vormünber on Cencts 
ee Hallbauer und Oberamtsrichter N. Thieme-Garmann. (Bd. 101) 2. ar 
1909. gebd. . 


ne ap. al ala le Kane al ta ee ee erg D 


Textausgab it U rku von C. Kurtz, Amts⸗ 

Dormundjchaftsrecht. gerintsrat. (Bd. 260) 1890, acht, C. Kure, Mao 
4 Zeitfaden für den ſächſiſchen Vormundſchafts- und 
Dprmundfchaftsrichter. Sadlahriditer von ee Sabenicht, ———— 
BR le ee he —— 1.20 


Die Geſetze über die Wahlen zum Reichstage, zum preuß. 
Wahlgejete. Abgeordnetenhauſe und den preuß. Gemeindevertretungen. 
Herausgegeben von Dr. %. Kremski, Magijtratsrat in Berlin. (Bd. 155) 1903. gebd. .— 


Kal. Sächſ. Bearbeitet von Dr. W. Schelcher, Minifterialdirektor. 
Wajjergefet, (3.291) 2. Aufl. 1. Band. 1914. gem. Miniſterialdi — 


nebſt Schedgejet und Wechjelite tt eſetz. Tertausgabe 
Wechjelordnung mir Samreniter. (8b. 201) 0, Auf 100s0 ha. agree 


erläutert Durch die Nechtiprechung von Dr. Mar Rofenthal 
Wechfelordnung, Sandgerihtsrat. (Bd. 195) 1908. ned, htofenin en 


y Kol. Sächſ., enthaltend das Mandat über ven Straßenbau, das 
MWegerccht, Geies Uber bie Wegebaupflicht und jämtlihe Berkenrs- 
vorſchriften. Handausgabe von Dr. Carl don Haebler. (Bd. 327) 1913. gebd. . . 10,— 


3 Sächſ. Geſetz über die Gewä von W 3. 
MWohnungsgeldzufchüffe. ——— erläutert ee a 
BE BDN Aa Gebd. en 3.20 


Bee We ae tie er seen een m lefte 0,1 Pe-tea 


Sivilprozegordnung. — mit Sachregiſter. (Bd. 207) 3. AN 


I EL ION NET FLUT EHE A RE) 


Oberlanbesgerichtsrat. (Bd. 183) 3. Aufl. 1910, 


Sinilproz eßordnun g, erläutert durch die Rechtſprechung von Dr. DO. Warneyer, 
BT N Ne EHEN 7. ⸗ 


mit den Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrates 
Buwachsfteuergefeh und ben Sächſ. LVollzugsporichriften. Textausgabe 
bearbeitet von Dr. R. Kloß, Geh. Finanzrat. (Bd. 424) 1911. gebd. «=. =.» 2,80 


Mit Helftelt d S titer v 
Bwangsverfteigerungsgefeß. Sure mumalenen und Sachreoifter bon 


) 3 Mit d Ausfü 8 w. v 
Zwangsverſteigerungsgeſetz. Breufen, ea Ma A 


gabe von Baul Reinhard, Lanbgerichtspräfident. (Bd. 250) 4. Aufl. 1913. gebd... 7.50 


in Verwaltungsfachen. — Sächſ. Geſetz über vie Zwangs— 
Zwangsvo Uftredung vollſtreckung wegen Geldleiftungen in Berwaltungsjachen, 
Hr3g. von U, Hecht, Obervermwaltungsgerichtsrat. (Bd 359) 1904. gebd. .. . . 4,20 


AL 


Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Arthur Roßberg, Leipzig. 


Juriſtiſche Repekikorien. 


Bd. 1. Deutſche Reichs- und Rechtsgeſchichte. Von Dr. L. H. 


Schmidt. 5. Aufl. 1894.gedbdbdbd...... 2. ⸗ 
„ la. Tabellen zur Römiſchen und Deutſchen Reichs- und 
Kechtsgeichichte. 1885. gebd. » » » 2. - une nn 2.— 


4 De Privatrecht. Von Dr. H. Auerswald. 1900. 


—— 
6 andekten. 2. Aufl. 1896. gebd. . x . 2 02 Peer 3.— 
7. Rechtsphiloſophie. 1884. gebd.- . » . 2... u Pe Rn 
„9 Strafprozeß. Von 2. Broſy. 1878. gebd. ...... 1.50 
„10. Berfajjungsrecht. Von 2. Broſy. 1878. gebd. . . . » 1.— 
„1. Zivilprozeßrecht. Von U. Kulom. 1905. gebd. . . . .» 8.— 
„14 Rationalökonomie. Von Dr. 2. H. Schmidt. 3. Aufl. 
1888.gebd. N N Re 2.— 
„15. Recht derSchuldverhältnijje. Yon Dr. Rudolf Hüttner. 
1909.- gebb. Win. 2 u. ne ee ne 4,— 


„216. Sachenrecht. Bon Dr. Rudolf Hüttner. 1909. gebd. 8.60 
„17. Familienrecht. Von Dr. Rudolf Hüttner. 1909. gebd. 3.— 


„18 Konkursrecht. Von U. Kulom. 1906. gebd. . . . - » 1.60 
„19. Außere römiſche Rechtsgeſchichte. Von 9. Neuß. 1891. a 
debd. ul ne 2 he. . 
„20. Erbrecht. Von Dr. Rudolf Hüttner. 1909. g bd. . . 83.60 
„21. Handelsrecht. Von Dr. Rudolf Hüttner. 2. Aufl. 1913. s 
gebdbd. el HL SoSe ee — 
„24. Prattiſche Politik. Von Dr. L. 9. Schmidt. 1881. Fr 


gebd. "ae ee ein ale elle. 2 2.40 
„27. Inſtitutionen. Von Dr. 2. 9. Schmidt. 2. Aufl.1897. 
„28. Biterreihiiches Strafrecht. 1884. gebbd. . » 1.50 
„29. Junere römische Rechtsgeſchichte. Yon H. Neuß. 1892. AN 

gebd. ne. Alesase ee 111 . 
„30. Allgemeiner Teil deg Bürgerl. Geſetzbuchs. Bon Dr. 9 

Auerswald. 1904. gebd.r „2... Mn 3.60 


Adler, Profeſſor Dr., Studiendireftor der Handelshochſchule zu Leipzig, 
Weſen und Aufbau einer kaufmänniſchen Bilanz (Vortrag im 
Saͤchſ Richterverein) ... - se nennen —,60 


v. Bitter, Wirkl. Geheimer Rat, Präſident des Kgl. Preuß. Oberverwal⸗ 
tungsgerichts, Handwörterbuch der preußiſchen Verwaltung. 2. Aufl. 
1911. 2 Bände in Halbfranz gebd. . .c.. 0er. 60. ⸗ 
Sn Umtauſch gegen die 1. Auflf.. — 48.— 


Be 


Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Arthur Roßberg, Leipzig. 


Fiſcher, Dr. Otto, Wirklicher Geheimer Rat, Das Berfaſſungs- und Ver— 
waltungsrecht des Deutſchen Reiches und des Königreichs Sachſen. 
Ss ER 2.70 (25 Stüd je 2.40) 


Die Gejebgebung des Königreichs Sachſen 1818—1910, Neue Bear- 
beitung, bejorgt von Wilhelm Sranichfeld, Oberjuftizrat. In 
le 116.— 


Sormulare für Zahlungsbefehle, Klagen u. dgl. gebd. . 50 
Enthaltend 26 Formulare, die auch einzeln für 10 Pf. (25 End je 
8 Pf.) abgegeben werden. Verzeichnis unentgeltlich. 


Hoffmann, Dr. Albrecht, Geh. Oberregierungsrat im Reichsſchatzamt, 
Deutſches Zollrecht, Band I (Rechtsgeichichte). 1903. gebd. . 13.— 


Kretzſchmar, Ferdinand, Oberlandesgerichtsrat, Einführung in das — 
buchrecht. 2 Bände. 1903. In Halbfranz gebd. ... . . 


ri im ar, Ferdinand, Dberlandesgerichtsrat, Das Sachenrecht des 
Dirgerlichen Gefehbunß, erläutert. 1906. In Halbfranz gebd. 18.— 


Liebe, Dr. Georg, Zuftizrat, Das bürgerliche Necht nach dem Deutjchen 
nen Gejetbud. Ein Lehrbuch für Lernende. 2 —— 
Be N a ee ee 2 — 


v. d. Mojel, Kurt, Geheimer Nat, Handwörterbuc) des Rage — 
waltungsrechts. 12. Aufl. 1912. Sn Halbfranz gebd. . . 
In Umtausch gegen eine frühere Auflage » » » 2.2... _ 


Pörſchel, Oskar, Gexichtsſekretär in Meißen, Der Gerichtsjchreiber bei 
den ſächſiſchen Amtsgerichten. 4. Aufl. 1911. Geh. 20.—; in Halb- 
N N Ne ailege werte. 23. — 
In Umtausch gegen eine frühere Auflage 5 Mark billiger. 


Pörſchel, Oskar, Gerichtzjefretär in Meißen, Der ſächſiſche Gerichtsvoll⸗ 
zieher. Ein Handbuch für den Gerichtsvollzieher, ein Lehrbuch zur 
en bereitung für den Gerichtövollgieherdienit. 1904. gebd. . 7.— 


Rechtsgrundſätze Des Ba DOberverwaltungsgerichte. Band I—IV 
Eee EN Re: 23.— 


Reinhard, Paul, Bambgerichtöpräfibent, Kommentar zum AP OSADUEN 
jteigerungögejeh. 1991: Su Halbiranz.gebdan ... . nun... 24. ⸗ 
nn er Dr. D., Das Recht der Erfindungen und der BRUNS 


Dre — LET Er Er er 


a Di — Geheimer Rat, Einführung in das neue —* 
Waſſerrecht. en. 


Wie ftndiert man Rechtswiſſenſchaft? Mit einer Überficht über die @ 
ftimmungen zur ann der juriftiichen Doktorwürde. Von einem 
De Silent. a 191 ee. 1.— 


Wie erlangt man die jnriitiiche Doktorwürde in der Schweiz? A 
nn WERE RN er Er 


Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Arthur Roßberg, Leipzig. 


Wie ſtudiert man Nationalökonomie? Bon Dr. A. Leinitz. 2. Aufl., 
bearbeitet von Dr. Herbert E. Hirfäberg. 1911. ..... L— 


Wollenzien, J., Gerichtskaſſenrendant, und W. Sacobeit, Oberlande3- 
gerichtjefretär, Die gerichtliche Kalkulatur in Preußen. 2. Aufl. 
1907. In Halbfranz gebd- . 2.2.0. v1 ee 17.— 


Warneyers 


Jahrbuch der Entſcheidungen. 


A. Zivil⸗, Handels- und Prozeßrecht. 
Herausgegeben von Dr. Dtto Warneyer, Oberlandesgerichtsrat in Dresden. 


Sahrg.1—11 (1900— 1912). und Hauptregifter gebd. ſtatt 117M, für IM. 
Der 12. Jahrgang (1913) ift ſoeben erſchienen (Preis 10 M.). 


B. Strafrecht und Strafprozeß. 
Herausgegeben von Georg Roſenmüller, Landgerichtsrat in Dresden. 
Jahrg. 1—7 (1906— 1912) und Hauptregifter gebd. jtatt 54 M. für 42 M. 

Der 8. Jahrgang (1913) ift foeben erjchienen (Preis 7 M.). 
Warneyers Jahrbuch ift jo verbreitet und feine Vorzüge find jo be- 
tannt, daß e3 feiner Empfehlung mehr bedarf; es erweift jich immer mehr 


als unentbehrlides Handbuh für den täglichen Gebrauch 
iede3 Suriften. 


Als Ergänzung zum Jahrbuch) A ericheint feit 1908: 


Die Kechtſprechung des Keichsgerichts 


auf dem Gebiete des Zivilrechts. 
Preis des Jahrgangs 10 M. (Jahrg. 1—6 geb. ſtatt 64 M. für 48 M.). 


Die Sammlung erſcheint in monatlichen Heften und bringt alle wich—⸗ 
tigen Urteile des Reichsgerichts, ſoweit fie nicht zum Abdrude in der 
offiziellen Sammlung-beitimmt find, tunlichſt bald. nad) ihrer Aus- 
fertigung. Der Lejer wird dadurch in ven Stand geſetzt, ſich fortlaufend 
über: die. nenejte Rechtſprechung des Neichsgerichts durch Einjicht in 
den Originalwortlaut der Entjcheidungen zu unterrichten. 


Roßberg'ſche Buchdruckerie, Leipzig. 


A 


Evangelisch-lutheri sche 


Landeskirche des Königreich 8022 
Sachsen, 7 53129 
Die sächsischen Kirchen- 19h 
gesetze e 
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